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DetlefHensche

Franz Josef Strauß und die
Gewerkschaften

,,Die objektiven Verhältnisse habensich soweitver
ändert, daß der Kapitalismus neue politische Lö
sungsmöglichkeiten tnsAuge faßt."
Willi Bleicher, November 1979

I. Strauß als Kanzlerkandidat

Wie ist es möglich, daß CDU und CSU im Sommer1979 einen
Politiker wie F. J. Strauß, eben Repräsentanten desäußersten
rechten Flügels der Union, zum gemeinsamen Kanzlerkandida
ten wählten? Noch Anfang der 70er Jahre häne kaum jemand
eine Kandidatur vonStrauß fürmöglich gehalten. Selbst imbür
gerlichen Lager war er zu umstritten, galt als skandaltiächtig,
schien politisch nichttragbar. HeuteregtsichkaumnochWider-
stwd, nicht einmal mehr im Kreise der CDU-Sozialausschüsse.
Die Delegierten der christdemokratischen Betriebsräte- und
Personalrätekonferenz z. B. bereiteten Strauß im Januar 1980
einen überaus freundlichen Empfang und spendeten ihrem
Kanzlerkandidaten demonstrativ Beiful.

Außerhalb der CDU/CSU werden zwar Widerspruch und
Kritik laut.Stoibersche Geschichtsfälschungen etwa provozier
ten eine Kontroverse mit DGB und SPD. Dasselbe wiederholte
sich in der Gesamtschul-Debatte. Ebige Unterschriftenaktio
nenwurden gestartet. Dochdaßetwaaufbreiter Frontebe Pro
testbewegung anläuft, läßt sich jedenfalls bis zur Stunde nicht
feststellen. Zieht man Stellungnahmen führender Sozialdemo
kraten heran, soüberwiegen bisher Warnungen vordem „unbe
rechenbaren", ,,zügellosen" undunseriösen Charakterdieses im



übrigen „sehr befähigten" Politikers. Was ein Wahlsieg der
CDU/CSU unterF. J. Strauß dagegen i>olitisch bedraten würde
- nämlich gemessen anden Aufbruchszielen dersozial-libe^en
Koalition eine Kehrtwendung um 180 Grad- diese politische
Gefahr wird nurspärlich ausgeleuchtet. ^

Washat eine solche Entwicklung möglich gemacht? Sollte F.
J. Strauß TOlitisch hoffähig geworden sein? Hat ersich selbst
gewandelt? Verkörpert er mzwischen eine politische Alternati
ve, die man alsdenkbare parlamentarische.Wachablösimg ein
kalkulieren und auf die man sich einzurichten hat?

Nicht FranzJosefStrauß hat sich gewandelt. Die ökonomi
schen und politischen Verhältnisse haben sich geänden. F. }.
Strauß verkörpert einen politischen Kurs, der nach dem Mel^-
heitswillen derUnionsparteien undihrerpolitischen Freunde im
Untemehmerlager eine inihrem Interesse erfolgreichere Krisen
bewältigung verspricht als das gegenwärtige Knsenmanagement
der sozial-hberalen Koalition. Es ist ein Kurs der sozialen De
montage, deroffenen Disziplinierung, jaSpaltung derGewerk
schaften, der verschärften Abwälzung der Krisenlasten aufdie
Schultern derArbeiter undAngestellten, desStopps, jaderpar
tiellen Beseitigung sozialer Reformen.

II. Voraussetzungen der Straußschen Kandidatur

Damitisteine Politik hoffähig geworden, diesich indensozialen
Auseinandersetzungen schon lange abzeichnet. Umdazunurei
nige Stichworte zu nennen:

Seit der ersten Hälfte der 70erJahre zeigt der Kapitalismus
auch in der BRD seinwahres Gesicht. Die außergewöhnlichen
Umsände der Nachkriegsära - Wiederaufbau, neue Märkte im
Innern wie im Ausland, neue Wirtschaftszweige - haben ilue
Wiritsamkeit verloren; und zwar unwiederbringlich. Damit ist
zugleich dieErhardsche Illusion vonemerimwesentlichen stö
rungsfreien, stets wachsende Gewinne sichernden und dabei
noch „sozialen" Marktwirtschaft zerstört. Die MöglicUei-
ten, privates Kapital gewinntriichtig anzulegen, sind einge
schränkt.DieWaclmumsraten sinken. EsherrschtArbeitslosig
keit, selbst im Konjunkturaufschwung und bei steigenden Ge
winnen. Umgekehrt schlagen konjunkturelle Einbrüche
oder außenwirtschaftliche Störungen, wie etwa die Energie-



Verteuerung, unmittelbar durch und verschärfen die Arbeits-
lo^keit.

wie zu früheren Zeiten auch nutzen die Unternehmer und ihre
Verbände dieGunstderStunde, umdieKrisenfolgen abzuwäl
zen. In den Betrieben werden die Belegschaften ausgekämmt.
Kernmannschaften, bestehend aus hochleistunjgsfähigen Arbei
tern und Angestellten, fahren dieNormal-Pixxmktion; beiAuf-
traessteigerungwird Mehrarbeit verlang oderdie Unternehmen
stehen Leih- oder Zeitarbeiter ein. Die Entwicklung imd der
Einsatz neuer Technologien, insbesondere unter Nutzung elek
tronischer Datenverarbeitung, lösen eine Rationalisierungswelle
aus, die millionenfach Arbeitsplätze, Berufe und erworbene
Qualifikationen infrage stelltund noch infrage stellen wird. Die
fortschreitende Untemehmenskonzentration bringtzusätzliche
Arbeitsplätze in Gefahr.

Dies alles wird begleitet von dem Versuch, in den Betrieben
aktive Gewerkschafter und Betnebsräte einzuschüchtern. In der
Tarifeolitikstehendie Gewerkschaften seitJahren unter unver
mindertem Druck,dieGewinne durchLohnverzicht zusubven
tionieren; undzwarselbst inZeiten extremerGewinnsteigerung.
Erinnertseiandieregierungsamüiche Ideologie vondenGewin
nen, den Investitionen und den Arbeitsplätzen oder an die Zu-
muttmg unsererTage: die von außenkommende Inflationdürfe
beidenTarifforderungen nicht berücksichtigt werden. DieVer-
teidigtmg dessozialen Besitzstandes, etwadurchArbeitszeitver
kürzung als Antwort aufdie Rationalisierung, begegnet schar
fem Widerstand.

Zugleich ist die politische Zentralisierung auf Unternehmer-.
Seite fortgeschritten, sichtbar in Gestalt des „Tabukatalogs".
Seine eigentliche Schärfe erhältdieser Katalog durchdenEinsatz
derAussperrungunddurchderen Androhung fürkünftige Fälle.

Die Aussperrungen desJahres 1978 richtetensichim Grunde
gegen gewerkschafÜiche Forderungen, die sich darauf be
schränkten, den sozialen Besitzstand zuverteidigen. Tarifver
tragliche Besetzungsregeln in der Druckindustne sollten Ar
beitsplätze undberufli(me Qualifikationen auch bei Einführtmg
neuer Techniken der Satzherstellung erhalten; tariflicher Ab-
fruppierungsschutz in der Metallmdustrie Baden-Württem-

ergs sollte die Arbeiter vor Einkommensverlust bei Rationali-
sierting schützen; der Emstieg indie 35-Stunden-Woche inder
Stahlindustrie sollte die Arbeitsplätze bei fortschreitender Ra-



tionalisierunß sicherer machen. Doch schon diese gewerkschaft
lichen Verteidimngspositionen stießen sich am unternehmeri
schen Tabukatriog undwurden mitHilfe derAussperrung be
kämpft.

Damitzeigt sich eine Parallelität zur Entwicklung aufpoliti
schem Feld. Konzentrierten sich die Untemehmerverbände und
ihre politischen Freunde am Anfang der70er Jahre darauf, Re
formvorhaben zu verhindern, so werden seit einiger Zeit Re
zepte gehandelt, die darauf hinauslaufen, den emmri erreichten
sozialen Besitzstand und demokratische Rechte wieder abzu-
bauen.

Blicken wir zurück, so markiert bereits der Kanzlerwechsel
Brandt-Schmidt einen ersten Wandel. Im Zeichen der Wirt-
schafrikrise wurden Reformen gestoppt, oder wie es zimächst
hieß: zurückgestellt. Bereits verabschiedete Gesetze wurden
nicht vollz(»en, wie etwa das Schicksal der Berufsbildungsab
gabe zeigt. Der Stopp erfaßte nichtnur ausgabewirksame, son
dern au^ andere gesellschaftspolitische Reformen. Neben der
üblichen Diffamierung sozialer Reformen (z. B.„Marschinden
Gewerkschaftsstaat") setzten dieUnternehmer vorallem verfas
sungsjuristische Strategien zurZementierung des Status quoein;
herausragendes Beispiel war die Verfassungsbeschwerde gegen
das Mitbestimmungsgesetz.

Gleichzeitig waren Mechanismen amWerk, diedafürsorgen
sollten, das soziale Konfliktnotential unter Kontrolle zu halten.
So wurde jahrelang die Hoffnung genährt, nach Überwindung
der Krise werde sich Vollbeschäftigung gleichsam von selbst
wieder herstellen. An die Adresse der Gewerkschaften richtete
sichdie Parole,Lohnverzicht schaffe neueArbeitsplätze. Oder:
die bestehende Arbeitslosigkeit wird als Sonderfall einiger
„Problemgruppen" verharmlost. Die sich seit längerem ab
zeichnende Rationalisierungswelle fand jahrelang ihre öffentli
che Rechtfertigung im unkritisch verbreiteten Axiom von der
„Modernisierung der Wirtschaft" - derweil gewerkschaftliche
Ziele, dieRationalisierungsfolgen aufzufangen, etwadurchAb-
gruppierungsschutz oder durch die 35-Stunden-Woche, insAb-
srits des tanfpolitischen Abenteuers gedrängt wurden. Ideolo
gien und Verzichtsparolen dieser Art fanden auch in der sozial-
liberalen Koalition ihreAnhänger. Mit der Folge,daß der Ent-
falttmg gewerkschaftlichen Widernands auch ohne konzertierte
Aktion vielfältige Gewichte angehängt wurden.
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Dennoch - der politische und moralische Druck aufdie Ge
werkschaften vermochte Streiks, Warnstreiks und andere Pro
testaktionen nicht zu verhindern. Umgekehrt stehen die Ge
werkschaften in zunehmendem Maße vor der Notwendigkeit,
ihreganze Kraft einzusetzen, umimKampf umsichere Arbeits
plätze, sichere Einkommen und menschenwürdige Arbeitsbe^
dingungen Erfolge zuerzielen. DasJahr1978 mitinsgesamt fünf
Arbeitskänmfen ist nicht nur das Ergebnis des unternehmeri
schen Konfrontationskurses, sondern simalisiert zugleich den
wachsenden Widerstandswillen innerhalb der Gewerkschaften.
Ja, Warnstreiks im Einzelhandel, bei Banken und Versicherun
gen deuten an, daß die Auflehnungsbereitschaft selbst in solchen
Bereichen zunimmt, in denen die Arbeiter und Angestellten
nicht über traditionelle Kampferfahrung verfügen. Scmießlich:
der gewerkschaftliche Widerstand gegen die Aussperrung wird
stärker.

Die Vermutung ist angebracht, daß die bisherige Politik den
Interessen der Unternehmer auf mittlere Sicht nicht gerecht
wird. Immerhin zeigt sich auch eine Regierung Schmim trotz
Reformverzichts nicht als Vollstreckenn unternehmerischer
Renditeinteressen. Sollen sich dieGewinnaussichten für privat
wirtschaftliches Kapital erhalten bzw.verbessern, soerscheintes
notwendig, gesellschaftliche Reformen rückgängig zu machen.

Zugleich stehen die Unternehmer vorRationdisierungen be
achtlichen Ausmaßes. Der Einsatz der elektronischen Datenver
arbeitung, von der Steuerung der Produktion bis hin zurSubsti
tuierungeinzelner Entscheidungsabläufe im Büro- und Dienst- .
leistungssektor, steht unmittelbar bevor. Unruhe in den Betrie
ben, verschärfte Tarifauseinandersetzungen, selbstbewußteres
Auftreten von Belegschaften - diesalles würde dieRationäUsie-
rungsstrategien der Unternehmer wenn nicht durchkreuzen, so
dochempßndlich stören.Umgekehrt mußesdenUnternehmern
darum gehen, daß Ruhe im Lande herrscht.

Für beides, Abbau vonReformen undunverhohleneDiszipli
nierung der Gewerkschaften, bieten sich F. J. Strauß und der
vonihmrepräsentierte Flügel derCDU/CSUan.Damitsollkei
neswegs unterstellt werden, wir hätten esmit einem geschlosse
nen Block von Unternehmern, Verbandsfunktionären tmd Re-[>räsenunten des rechten CDU-Flügels zu tun. Selbstverständ
ichverlaufen derartige Entwicklungen und „Tendenzwenden"

nicht widerspruchsfrei. So ist bekannt, daß namhafte Unter-
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nehmer miteinerKanzlerkandidatur von F. J. Strauß durchaus
nicht einverstanden waren; derVorstandssprecher von Bosch>
Hans Merkle, beispielsweise ist nach der Nominierung von F. J.
Strauß aus der Cl5U ausgetreten. Natürlich gibt es auch heute
noch maßgebende Sprecher der Untemehmerverbände und gro
ßerUnternehmen, die eine weitere Polarisierung zu vermeiden

-trachten und eher auf den integrativen Weg parmerschaftlicher
EinÜndung der Gewerkschaften setzen. Nur - die Tendenzen
zu einem verschärften Konfrontationskurs sind unübersehbar.

Schauen wiruns daher einige wesentliche Aussagen undPro-
grtunmpunkte des Kanzlerkandidaten und seiner Partei an. Wir
Konzentrieren unsdabei aufsolcheThemen, die fürdiegewerk
schaftliche Arbeit im Vordergrund stehen.

Als Quellen sind vornehmlich zugrunde gelegt: das Grund-
satrorogramm der Christlich-Sozialen Union von 1976, die
Schlußansprache von F.J.Strauß auf dem Zukunftskongreß der
CSUam16./17.November 1979 sowie dieRedevonFranzJosef
Strauß während der zurückliegenden Haushaltsdebatte am 13.
Dezember 1979.

III. Strauß und die Interessen der Arbeitnehmer

1.Strauß weiß, was Arbeitnehmer wünschen. Mit diesem ^-
spruch tritt er jedenfalls auf, vor allem in letzter Zeit. Ineiner
Selbstdarstellung seiner Person und seines Werdegangs rühmt er
seine Herkunft aus einfachen Verhältnissen. „Ichweiß noch, wie
es unten aussieht. Obich mit Dienstwagenfahre oder nicht, das
ändertnichts an meinem Verhältnis zur Bevölkemng, gerade zu
den ärmeren Schichten der Bevölkerung", erklärte er vor dem
Deutschen Bundestag (Haushaltsdebatte). An anderer Stelle
fügte er hinzu: „Wenn man in diesem Haus die Frage stellt,
fFreund oder Feind derArbeitnehmer?', so halte ich dasfür eine
törichte Kampfparole der psychologischen Kriegführung, für
Agitation undAußetzung. Denn in wesentlichen Fragen, die die
Lebensgyundlagen, die persönliche Freiheit, die Venügungs^-
wak über daserworbene Arbeitseinkommen, die Sicherung des
Arbeitsplatzes . . . betreffen, haben die CDU und CSU -ich
darfdasfür mich auch undsehrwohlnicht an letzterStelle in An-?iruch nehmen —eine Politik betrieben, die im Interesse derAr-

eitnehmer, kurz-, mittel- und langfristig gesehen, jedenfalls
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be^erfundiert war als die hektische, krampfartige und kurzat
mige Politik, die die Regierungsparteien und die Bundesregie
rungen indieserZeitbetnehen haben. " Undüberdie Erfolge der
bisherigen Politik der CDU/CSU hören wir: ,,D/e Wirklichkeit
dersozialen Sicherheit ist durch die von Ihnen bekämpfteSoziale
Marktwirtschaft begründet worden. Da sind die Grundlagen ge
legtworden, aufdenen auseinem Proleten dermoderneArbeiter
feworden ist.". . . Es ist „unsere Politik gewesen, aus dem Ar-
eiter, aus dem Proleten des 19.Jahrhunderts durch eine Politik

derSozialen Marktwirtschaft den Bärgerzumachen, derPartner
inder Wirtschaft ist, volle Gleichberechtigung im Staatundsei
nenAnteilam Sozialprodukt hat" (Hausnaltsdebattc).

Bei alledem darf natürlich das Bekenntnis zu den Gewerk
schaften nicht fehlen, auch zur Einheit^ewerkschah. „Wir ste
hen ohne Wenn und Aber zu der im Grundgesetz verbürgten
Koalitionsfreiheit, zum Zusammenschluß derBürgerfür legale
Zwecke." Man dürfe,,nic^r davon reden, daß. . . die, CSU und
ihre Führungsorgane die Einheitsgewerkschaften unterminiert"
(HaushaltsdebatteV

Solche und ähnliche Bekenntnisse wird man stets hören und
lesen können. Sie werden zurAnbiederung, wenn man etwas tie
fer gräbt. Schon die Feststellung, daß der Arbeitnehmer „Part
ner in derWirtschaft" geworden seiund„seinen Anteil amSo
zialprodukt hat", verrät den Pferdefuß: Die Gleichstellung ist
erreicht; jedes Mehr ist „Anspruchsinflation". Oder:„Wir be
jahen die Aufgabe der Gewerkschaften ohne Wenn undAber,
aber selbstverständlich mit der Maßgabe, daß das Gesetz des
Gleichgewichts von derMacht dergesellschaftlichen Kräfte inei
nerDemokratie nicht urngestoßen werden darf' (Haushaltsde
batte). Schon den Bekennmissen (,,ohne Wenn und Aber") ist
das „aber" gleich im nächsten Halbsatz beigefügt. Wetm von der
Stellune der abhängig Beschäftigten die Rede ist, kann offen
sichtlich dieGrenze ihrer Ansprüche nicht fehlen.

2. Eindeutigere Aufschlüsse ehalten wir bei derFrage, von
welchem Menschenbild F. J. Strauß sich leiten läßt. „Die Christ
lich-Soziale Union sieht die Grundlage ihrer politbchen Arbeit
ineinem Menschenbild, das von christlichen Wertvorstellungen
geprägt ist", heißt es in der Präambel des CSU-Grundsatzpro-
gr^ms. Dochallein derRückgriffauf„christlicheReligiosiüt"
reicht nicht aus.

Konkreter wirdStrauß beispielsweise aufdemSektor der Er-
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Ziehung. Natürlich gilt es mit sozialistischen Heilslehren und lei-
stungsKindlicher Indoktrination aufzuräumen. „SowirddieJu-
gerid systematisch seit Jahren einer kulturrevolutionären Um
wertung aller Werte ausgesetzt, und es werden dann völlig nor
male, traditionell begründete, ethisch fundierte und wissen
schaftlich erhärtete Werte zu Sekundärwerten degradiert; dies
gilt für Wahrhaftigkeit, Gewissenhaftigkeit, Zuverlässigkeit,
Partnerschaft, Leistung, Disziplin, von religiös und ethisch he-fründeten Werten ganz zu schweigen" (Zukunftskongreß). Was

lier dominiert, das sind die Tugenden, die die herrschende
Klasse schonimmervonden Arbeitern und Angestellten erwar
tet hat. Disziplin, Gewissenhaftigkeit, Zuverlässigkeit - dazu
wurden Volksschüler und Lehrlinge erzogen. Pünktliche Pflicht
erfüllung und geduldige Unterordnung wurden und werden von
den abhängig Beschäftigten erwartet. Das Verhältnis nach oben,
etwa zum Chef, soll von Partnerschaft geprägt sein.

Was dagegen bezeichnenderweise fehlt, sind Werte wie Soli
darität, Selbstbewußtsein, Eigenständigkeit, mutiges Aufbegeh
ren gegen Ungerechtigkeit. Derlei Teufelswerk muß von der
Schuleverbanntwerden.Beidem Konfliktum dieGesamtschule
„geht es nicht nur um Schulorganisationsformen, hier geht es
auch um Lehrpläne und Lehrinnalte.. . . Ich habe nie aus mei
nerMeinung einen Hehlgemacht, daß der Konflikt nicht die ein
zigegeschichtliche Wahrheit ist. Ich habe nie einen Zweifeldaranfetassen, daß die Erziehung der Kinder im Konfliktdenken. ..

eine jungen, frohen, lebensaufeeschlossenen, der Zukunft ge
wachsenen Menschen . . . schaßt" (Hai«haltsdebatte).

Disziplin und Unterordnung als Arbeitstugenden - das ktnur
dieeine Seite derMedaille. Diefürs arbeitende Volk. Dieandere
Seite sind Eigenverantwortung, Lektung, Einsatzbereitschaft.
Dabei kt freilich nicht die Eigenverantwortung gemeint, indie
wir alle entlassen werden sollen durch Abbau sozialer Leistun
gen und durch Überwindung „wohlfahrtsstaatlicher Lebenslü
gen". Nein, hier geht es um die Erhaltung und Weckung von
Lektungsvermögen, das nur wenigen in die Wiege gelegt ist.

Es geht um den „Rohstoff Gekt". „Wir brauchen den Roh
stoffGeist, und den RohstoffGeist, d. h. die Begabungen, kann
man dochnichtdurchdie Zahlder höheren Schulen vermehren,
doch nicht durch die Ausdehnung der Ausbildung^lätze anden
Universitäten. Reibungen kann man auch nicht durch die
Vermehrung der Abiturienten vermehren" (Zukunftskongreß).
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Denn: die Begabungen sindangeboren und sinddemnach un
gleich verteilt. Soistesdenn auch folgerichtig, daß dievorhan
denen Begabungen „nicht ineinem gleichmaajerischenpädago
gischen Emheitsbrei nivelliert werden" dürfen. Und damitauch
nicht das geringste Mißverständnis bleibt: „An einem ändert
keine Cleichheitstheorie oder keine Gleichheitsutopie etwas:
nämlich daran, daß die überwiegende Mehrheit unserer fleißi
gen, intelligenten, arbeitsbereiten Menschen eine Chance für
weiteren Aufstieg nurhat, wenn die relativ kleine Schichtfüh
render, produktiver, schöpferischer, genialer geistiger Kräfte
entdeckt, gepflegt, gefördert und zur vollen Entfaltung gebracht
wird" fZukunftskongreß). Damit stoßen wiraufdieför Strauß'
Weltbild typische Zweiteilungder Gesellschaft: Unseren Erfolg,
„wasmanim Ausland,das deutsche Wunder' nannte, haben. . .
indengroßen Pionier-Jahrzehnten derdeutschen Vergangenheit
und Gegenwart große Wissenschaftler, Techniker und Pioniere
derUntemehmerscoaft, gestütztaufeinefleißige leistungsfähige
Arbeitnehmerschaft" zustande gebracht . . . (Haushaltsdebat-
te).

Istdie Zuweisung von anpassungsfördemden Arbeitstugen
den noch konservauv, so ist die unverhohlene Elitetheorie der
Begabung und Bildung im Kern faschistoid. Auf derselben
Ebene liegt denn auch diesozial-darwinistische Rechtfertigung
der Marktwirtschaft. Es könne nicht darum gehen, daß der Ge
scheite neben demDummen diegleiche Erfolgsgarantie für sich
beanspruchen kann. „Der Erfolg der Sozialen Marktwirtschaft
liegt in ihrer unbarmherzigen Trennung von Weizen undSpreu,
liegt darin, daß eben dort durch diese Leistungsauslese überhaupt
erstdie Chance einerAnhebung der Lebensverhältnisse der brei
tenMassen liegt. Diese Chance liegt nicht inderNivellierungvon
oben nach unten, sondern die liegt in der kreativen Wirkung von
Spitzenleistungen und ihrenanhebenden Folgen für die breiten
Massen vonunten nach oben. Daswollen wir!" (Zukunftskong
reß).

3.Ein derartiges Menschenbild hat Folgen. InderBildungspo
litik zum Beispiel. „Es geht. . . darum, daß die vorhandenen
Begabungen durch unser Schulsystem am sichersten entdeckt,
niwt in einem gleichmacherischen pädagogischen Einheitsbrei
nivelliert werden . . ." (Zukunftskongreß). Folgerichtigspricht
auch das CSU-Grundsatzprogramm nicht von Chancepg/eioEi-
heit, sondern von „Chmcersgerechtigkeit". Dazu die Erläute-
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nmgvonF. J. Strauß:„WerderMenschheit eineSchule mitdem
verhänffsisvolkn Wort,Chanceneleichheitstatt Chancengerech
tigkeit* aufzwingen will, werinderSchule eine Nivellierung der
Leistungen und wereine Gleichheit der materiellen Ergebnisse
herbeiführen will, der dient wederder Gerechtigkeit noch der
Gleichheit, sondern der dient dem Rückschritt, der dient dem
Rückfall und der dient der Verarmung und Verelendung des
deutschen Volkes" (Zukunftskongreß).

So versteht es sich fast schon von selbst, daß für Strauß zu den
„wohlfahrtsstaatiichen Lebenslügen" auchder „Bildungsstaat"
gehört. Es gelte, die„Grenzen des Sozial- und Bildungsstaates
zu sehen"(Zukunftskongreß). ErsteOpferdieser Grenzziehung
sindGesamtschule undkooperative Schule. Dabei mußman sich
vor Augen halten: als Mitte der 60erJahre, nichtzuletztunter
dem Eindruck des Sputnik-Schocks, die BUdungspolitik neuen
Auftrieb bekam, ging esin gleicherweise darum, soziale Chan
cen zu verbessern und Durchlässigkeit zu schaffen, wiedarum,
den technischen Fortschritt nicht zu veroassen. Gerade der
letztgenannte Apsekt war seinerzeit auch für Bildungspolitiker
der Unionspaneien Anlaß, Schul- und Hochschultormen zu
entwickeln, die in der Lage sind, die vorhandenen Bildungsre-
se'rven zu erschließen. So fand die Gesamtschule, erst recht die
Zwischenlösung der kooperativen Schule, dieZustimmungauch
der Bildungspditiker der CDU. Das überkommene dreiglie
drige Schulsystem galtals überwunden.

Demgegenüber ist der neuerdings eingeschlagene Kurs der
CSU undnunmehr auch derCDUeine iGhrtwendung um180

.Grad. Dabei zeigt sich in aller Deutlichkeit: die Frontstellung
gegen die Gesamtschule, ja auch gegen die kooperative Schule,
zidt darauf ab, den einmderreichten reformpolitischen Bedtz-
stand wieder abzubauen. Die Chance, innerhalb ein- und dersel
ben Schule je nach Begabung und Interessenschwerpunkt zu
wechseln, wirdeingeschränkt. Arbeiterkinder, vom Elternhaus,
vonder sozialen Herkunft herohnehinbenachteiligt, sollenwei
terhin an den Barrieren des dreigliedrigen Schulsystems schei
tern.DieChance emerihrerAusgangslage angepaßten, fördern
den Bildung wird ihnen vorenthdten. Zur Rechtfertigung dient
die Ideologie von der ungleichen Begabung. Damit der Rück
schritt ins dreigliedrige S^ulsystem auch nicht nur auf Bayern
beschränkt bleibt, droht die bayrische Staatsregierung, die Ge
samtschulabschlüsse m anderen Bundesländern für den Zugang
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zu bayrischen wissenschaftlichen Hochschulen nicht anzuer
kennen.

Kam schon die Bildungspolitik der sozial-liberalen Koalition
beider beruflichen Bildung zumStillstand, so suchen CSU und
CDU auf demSektorder allgemeinen Bildung dasRad wieder
zurückzudrehen. Daß F. J. Strauß und seine Partei dabei nicht
allein stehen, zeigt der Spruch des früheren Präsidenten der
Bundesbank vom Herbst 1979: „Export ist wichtiger als Bil
dung."

4. Das einleitend skizzierte Menschenbild kehrt auch in ande
ren Bereichen wieder, etwa beiFragen der Wirtschaftsordnung,
Daß die marktwirtschaftliche Leistungsauslese nicht angetastet
werden dürfe, wurde schon erwähnt. „Wirhaben uns seinerzeit
zu dieser Marktwirtschaft bekannt, weilsie nicht nur die Ver
tragsfreiheitgarantiert, weilsie dieEigentumsearantiegibt- und
ich schließe hierauchdasEigentum an Produktionsmitteln ein-,
weil sie Leistungswettbewerb und Marktzugang gewährleistet,
weU sie die Investitionsentscheidungfreistellt, weil sie die Frei
heit der Konsumwahl garantiert unddie Freiheit der Wahl des
Arbeitsplatzes." An anderer Stelle: „Die Geschichte hat unsge
lehrt: nur einefreiheitliche Ordnung - bestimmt durch die vier
tragenden Elemente freiheitlicher Rechtsstaat, parlamentarische
Demokratie, soziale Marktwirtschaft und bundesstaatliche
Ordnung -, nur diese Architektur'emes freiheitlichen Rechts
staats . . . darffür unser Volk die .. . Ordnungder Zukunft
sein" (Zukunttskongreßl. Daß die marktwirtschaftliche Steue
rung zum allgemeinen besten führt, könne nicht zweifelhaft
sein. Denn: „. . . der, der mit der Existenz-seines Unterneh
mens, mit der Existenz seiner Familie, mit der Existenz auch sei
neseigenen Vermögensfür Richtigkeit oderUnrichtigkeithalten,
denKopfhinhalten muß, (wird) imstatistischen Durchschnittdie
bessere und zweckmäßigere Entscheidung treffen, als der, der
staatlich bezahlt oderalsverbandlich ausgehaltener Funktionär
beieinerFehlentscheidung dannnuraufdennächsten Posten ab
geschoben wird..." (Zukunftskongreß}. Demzufolge darf
auch die Entscheidungsbefugnis dessen, der Eigentum und Ver
fügungsgewalt überdieProduktionsmittel besitzt,nichtangeta
stetwerden.EtwadurchMitbestimmung. Zwarbekenntsichdas
Grundsatzprogramm derCSUzurMitbestimmung-aber:„Zie/
derMitbestimmung darfes nicht sein, dieMacht außerbetriebli
cher Organisationen zu stärken" (S. 49). Im Klartext: Die Ge-
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werkschaften haben dabei nichts zu suchen. Aufdie gewerk
schaftliche Forderung nach Parität finden wirdie verklausulierte
Antwort: „Die Gleichwertigkeit und Gleichgewichtigkeit von
Kapital und Arbeit als Folge derPartnerschaft muß im Gesamt-
gefüge undinderGesamtauswirkung von Betriebs- und Unter
nehmensverfassung bewertet und gewährleistet sein ..." und
muß„dieFunktionsfahigkeitderUnternehmen nach marktwirt
schaftlichen Grundsätzen" sicherstellen ('S. 50). ImGrundever
birgt sich hinter diesen Formulierungen die Ablehnung der Pari-
ät. Strauß selbst spricht das deutlicher aus: „Ich habe nie einen
Hehl daraus gemacht, daß ich kein Anhänger derparitätischen
Mitbestimmung bin" (Haushaltsdebatte). Daßvondieser Warte
aus weitergehende Forderungen, wie etwa Investitionskontrol
le, der kompromißlosen Amehnung verfallen müssen, dürfte
sich von selbst verstehen.

5. Wer so die unternehmerische Freiheit verteidigt, für den
sind in Fragen der aktuellen Wirtschaftspolitik die Antworten
schon vorgegeben. Staat undGewerkschafteti sindschuld, wenn
immernochArbeitslosigkeit herrscht. Es seidie„Investitions
feindliche Politik, diedurch Überhitzung derKonjunktur, infla
tionäre Oberbeschäftigungspolitik, übewöhte Ausgaben der öf
fentlichen Hand,steuerliche Belastungen derInvestitionen, dau
ernde Erprobung der Belastbarkeit der Wirtschaft und unter-
nehmeifeindliche Bearbeitung derÖffentlichkeit zudergrößten
Investitionslücke in der Naaikriegswirtschaft geßhrt und die
technische Modernisierung. . . behindert hat" (fAzoshsltsAehzt-
te). Kein WortüberRationalisierung, überKonzentration, über
konzentrationsbedingtes Aussetzen dersogenannten marktwirt
schaftlichen Selbstheüungskräfte. Folglich liegen auch die Lö-
stuigen aufder Hand. Nicht etwa Forderungen, die die Gewerk-
schmenseitJahren vertreten, wieArbeitszeitverkürzung:„Also
ich halte von diesen Manipulationen, die Arbeitslosigkeit da
durch wegzuretuschieren, daß man Urlaub verlängert, einen
Bildungsurlaub einführt und dieArbeitszeit verkürzt undAl-
ters^enzen vorverlegt, überhaupt nichts" (ZDF, 8. 2. 1978).
Nem, die Lösungensind vornehmlich in einerStärkungder Er
tragskraft zu suchen. „ Wir brauchen dieStärkung der Investi
tionsbereitschaft, der Investitions- undInnovationsfähigkeit der
Unternehmungen durth eine ermutigende Ertragslage ..."
(Zukunftskongreß).

Daß ein Anstieg der Gewinne und Investitionen keineswegs

18



neue Arbeitsplätze schaffen muß,wie z. B.dieletzten dreiJahre
gezeigthaben,istoffensichtlich nochnichtbiszur CSU-Zentrale
vorgedrungen. So liest man im CSU-Grundsatzprogramm:
„Der Überforderung der Wirtschaft durch die Verteilungs
kämpfe dergesellschaftlichen Gruppen und durch die Ausgaben
politik der öfhntlichen Hand istentgegenzutreten . . . DieLa
sten für die Bewahrung der Stabilität müssen von allen gesell
schaftlichen Gruppen und den öffentlichen Haushalten gemein
sam getragen werden." (S. 40') DieStoßrichtung solcherRezepte
ist Idar: Gewerkschaften una Staat. Die Ziele: Lohnzurückhal
tung und Abbau sozialerLeistungen. 'Was die Gewerkschafts
adresse angeht, so steht Strauß sicher nicht allein. Sachverständi
genrat und freidemokratische Bundeswirtschaftsminister haben
sich in dieser Hinsicht nicht prinzipiell von ihmunterschieden.

EineBesonderheit derCSU-Politik sinddagegen diesichver
stärkenden Angriffe aufSuatsverschuldung, Staatstätigkeit und
Staatsausgaben. Konzentrierten sichdiese Vorstöße bishervor
nehmlich aufdensozialen Sektor (s. u.), so ist neuerdings auch
die staatliche Wachstumsförderung im Visier der CSU- imd
CDU-Kritik. „Wennwir diegefährdeten Fundamente unserer
Wirtschafts-, Finanz- undSozialpolitik wieder absichern wollen,
brauchen wirselbstverständlich wieder eine konsequent markt
wirtschaftliche Konjunktur- und Währungspolitik, die gekenn
zeichnet istdurch einnicht staatlich gefüttertes, sondern vonder
Marktwirtschaft erzieltes Wachstum" (Zukunftskongreß). Pro
fessor Biedenkopf, einer der denkbaren Wirtschaftsminister in
einem Kabinett Strauß, plädiert seit einiger Zeit unverhohlen
und lautstark für den weitgehenden Rückzug desStaates ausder
Wachstumspolitik. Mit anderen Worten: Zurück noch hinter
Schiller, hinterdiegroße Koalition undhinterKeynes! Eine der-

-artige Politik ist illusionär, denn sie unterstellt gegen alle natio
nalen und internationalen Erfahrungen das Fortwirken von
Selbstheilungskräften, die die alten, unter besonderen Bedin
gungen der Nachkriegszeit zustande gekommenen Wachstums
raten wieder ermöglichen sollen. Eine solche Politik istIgnorant,
denn sienimmt diestrukturellen Verwerfungen, ramentllch die
Konzentration und die dadurch bewirkte Aushebelung markt
wirtschaftlicher Gesetze nicht zur Kenntnis. Sie ist unehrlich,
denn sie verschließt die Augen vordem Anstieg derRationalisie
rungsinvestitionen. Und sie ist abenteuerlich, denn ohne staatli
che Nachfragebelebung, ohne staatliche Wachstumsförderung
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wurden steh die Arbeitslosenzahlen binnen kurzer Frist verdop-

In derTat, die Keynes'sche Politik der Wachstumspflege ist
reformbedürftig. Dochsieabzuschaffen zugunsten desKonzen
trationschaos der eigenverantwortlichen „Leistungsauslese",
wäre unverantwortlich. Das Beispiel zeigt: Auch hier droht
Rückschritt für die Arbeiter und Angestellten, für ihre Ein
kommen und ihre Arbeitsplätze.

5. „Es muß aufgeräumt werden mitden verschiedenen wohl
fahrtsstaatlichen Lebenslügen, wenn das soziale Netz, das sei
nerzeit von der Union geschafft worden ist, wieder stabil, lei
stungsfähig und belastungsfahig werden soll." (Zukunftskon-

' greß). Dabei ist vorauszuschicken, daß der Sozialstaat nach
CSU-Verständnb ohnehin imKern aufFürsorgeleistungen zielt,
die gesellschaftlichen Entscheidungsprivilegien und Machtzu
weisungen dagegen unverändert läßt: „DerSozialstaat hat die
Pßcht, die eigenständige und selbstverantwortliche Lebensfüh
rung der Bürger zu unterstützen, die soziale Gerechtigkeit für
allezuverwimUchen unddiebesondere Fürsorge denArmen und
Schwachen angedeihen zu lassen". (S. 21) Noch deutlicher hat
sich Strauß aufdem CSU-Parteitag geäußert: ,,. . .halte ich auch
nichts davon, wenn in der Grundsatzdiskussion beiunsererg^
ßenSchwesterparteials Grundwert das soziale Wohlbefinden er
örtert wird. Das soziale ist kein Grundwert, sondern eine
UNO-Phrase. .."

Auch hier, im Bereich der sozialstaatlichen Gewährleistun
gen, gilt es zurückzuschrauben. Zum einen bei den sozialen Lei
stungen, die Strauß als FoIk der politisch gezüchteten An-
spruchsinflation diffamiert: Die gegenwärtige Krise „hat ihre
Ursache nicht zuletzt in einer seit 1969 geführten visionären
Staatsgläubigkeit. Im Außeizen von Erwartungsinflation, im
Wecken von Inflationsmentalität, in der bewußten Pflege der
Su^entionsmentalität, also im Heranzüchten einer Grundhal
tung, die Eigenverantwortung ganz klein und die Verantwor
tung des Staatesfür die Befriedigung aller möglichen Bedürfnis
se. . . ganz groß schreibt" (Zukunftskongreß). Zum anderen
sind z. B. Beschäftigungs- und ausbildungsnemmende Vor
schriften abzubauen. „Die sozialistische Demokratiewirdheute
weniger von der marxistischen Ideologie, sondern vielmehr von
der zunehmenden Bürokratisierung mler öffentlichen, privaten
und auch privatwirts(haftliche Bereiche bedroht. Dabei sind be-
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sonders die beschäftigungsfeindlichen undausbildungshemmen-
den Vorschriften oervorzuheben. Dazu gehören Teile der Aus
bilder-Eignungsverordnung, Teile des Jugendarbeitsschutz-Ge
setzes, Teile der Kündigungsschutzbestimmungen, Teile des
Schwerbehindertengesetzes" (im Deutschen Bundestag, 24. 1.
1978). Deutlicher kann- ungeachtet allerAnbiederungen an die
„ärmeren Schichten der Bevölkerung" - nicht gesagt werden,
wohin die Reise seht: Demontage des sozialen Besitzstandes.

6. Auf einer allgemeinen Ebene kehrt das ganze wieder als
Schlachtruf vonderEntstaatlichung. Dabei springt eine für alle
Konservativen typischerWiderspruch ins Auge: Einerseits ruft
man nach dem starken Staat, etwa wenn es um die Abwehr sozia
lerBewegungen undAnsprüche geht. „Zur Freiheit gehört die
Entschlossenheit, siezu verteidigen. Ein schwacher Staat istdas
Gegenteileines liberalenStaates," schreibtStrauß in der Einlei
tung zum CSU-Grundsatzprogramm. Da ist man auch beim
Abbau demokratischer Rechte und Grundfreiheiten nicht zim
perlich. Der starke (CSU-)Staat bewährt sich beispielsweise in
der Praxis der Berufsverbote.

Umgekehrt wirdder Suat immer dann, wennerdie finanziel
len Ressourcen der privaten Wirtschaft, wenn er die Entschei-
dungsfreiheitderUnternehmer beeinträchtigen könnte, inseiner
Zuständigkeit zurückgestutzt. Die Staatsverschuldung, ein
sinnvolles und notwendiges Mittel zur Finanzierung langfristig
angelegter Reformen und gesellschaftlicher Infrastruktur-Vor
leistungen, steht seit Jahren im Zentrum der oppositionellen
Kritik. Und dies, obwohlder Verschuldungsgrad vonStaat und
Gebietskörperschaften in der BRD im Vergleich zum Ausland
nochgering ist. Und obwohleineSenkung suatlicherAufgaben
zwangsläufig zu Lasten sozialer Leistungen gehen müßte. Denn
dieMasse der Arbeiter und Angestellten kann sich einen armen
Staat nicht leisten!

Aufderselben Ebene wie der Kampf gegen dieStaatsverschul-
dungliegt dieForderung nach Privatisierung. Einzelne Bereiche
derStaatstätigkeit sollen herausgebrochen undprivaten Unter
nehmern überlassen werden. Daßsich dazu nurdie profitablen
Rosinen eignen, verstehtsichvonselbst. Hier liegt zugleich eine
der Ursachen, weshalb die Privatisierungsdebatte in jüngster
Zeitan Lautstärke zugenommen hat. Privates Kapital muß ge
winnbringend angelegt werden. ImBereich derprivatwirtschaft-
lich nutzbaren Märkte im Inland sind die Grenzen enger gewor-
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den, nicht zuletztdurch Monopolisierung und Überkapazitäten.
Was liegt also näher, als daßüberschüssiges Kapital insolche Ni
schen derStaatstäti^eitdrängt, in denen zur Zeit noch Gewinne
zuerwarten sind? Musterbeispiel unserer Tage istdas Verlangen
privater Zeitungsverleger, überdieneuen Medien am Rundfunk
und Femsehen, genauer: amWerbegeschäft desRundfunks und
Femsehens beteUigt zu werden. DerMinisterpräsident vonNie
dersachsen, Emst Albrecht, hat sich zum Vorkämpfer dieser
Privatisierung gemacht. Die übrigen Medienpolitiker der CDU
sindihmgefolgt. Ja, dieWirtschaftsministenn vonNiedersach
sen, Birgit Breuel, hat gleich einganzes Programm zur Privati
sierung staatlicher und kommunaler Betriwe vorjgelegt. Das
CSU-önrndsatzprogramm stellt dazu fest: „Die ChrisUich-So-
zialeUnion tritt dafürein,denUmfang derstaatlichen Aufgaben
zu begrenzen. Im Bereich der Eingriffsverwaltung ist eine Be
schränkung derStaatstätigkeit kaum möglich. Der Bereich der
Dienstleistungen undderwirtschaftlichen Unternehmungen des
Staates dagegen bietet vieljaltige Möglichkeiten, öffentliche
Dienstleistungen zu privatisieren." (S. 25).

Forderungen dieser Art werden oftmals mit dem Subsidiari-
täts-Prinzip der katholischen Soziallehre in Verbindung ge
bracht. Zu Unrecht. Das Subsidiaritäts-Prinzip beschränktsteh
aufdenGrundsatz derdezentralen, problemnahen Aufgabener
füllung. Über die Frage: staatlich gemeinwirtschaftlich oder pri
vatwirtschaftlich trifft es keine Aussage. Die Privatisiemngs-
ideologen reden von Subsidiaritäts-Pnnzip und meinen neue
ProHtquellen für privates Kapital.

Die Folge: Leistungen, von Kommunalen Diensten bis zu Post
und Rundfunk, würden nicht nur demokratischer Kontrolle
entzogen: es wäre zunehmend schwieriger, sie uiiter sozialen
Gesichtspunkten bedarfsgerechter Verteilung und eines internen
Kostenausgleiches anzubieten. Öffentliche Leistungen sollen ja
stets gemeinwirtschaftlich erbracht wei|den. Dies wäre unter der
Herrschaft privater Gewinnerzielung nicht mehr möglich. Fern
sehsendungen verlören Vielfalt zugunsten der anzeigen- und
werbungsfördemden Programme; postalische Leistungen wür
den dortabgebaut, wosie nicht mehr rentabel sind etc. Auch hier
drohte ein Abbau des sozialen Besitzstandes.

Die jüngste Privatisierungskampagne im Medienbereich
macht zugleich einzweites deutlich: in derVergangenheit kon
zentrierten sichCDU und CSU darauf, die sogenannten neuen
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Medien, insbesondere Kabelfernsehen, fürdieprivatwirtschaft
liche Nutzung zu reklamieren; diebestehenden Rundfunk- und
Fernsehprogramme sollten davon unberührt in der Verantwor
tung der önentlich-rechtlichen Anstalten bleiben. Neuerdings
unternimmt esMinisterpräsidentAlbrecht, beiderZerschlagung
desNDR bereits eines derbisherigen Programme privaten Ver
anstaltern zuzuschanzen. Nicht die Verteilung künftiger, die
Zerschla^ng bestehender Medien steht auf der Tagesordnung.

7. Die fortwirkende Arbeitslosigkeit fördert - wie zu früheren
Zeiten auch-Rezepte zutage, diedaraufhinauslaufen, dieOpfer
unter den Betroffenen „gerechter zu verteilen". Das bedeutet
z. B.; denFrauen und Mädchen denWeg aus dem Berufsleben
zu erleichtem. Begriffe wie „Doppelverdiener" laufen darauf
hinaus, derFrau nur ein minderes Recht aufArbeit zuzugeste
hen. So schrieb der ,,Bayemkurier" schon vor einiger Zeit:
t^n^esichts der 4 Millionen Arbeitslosen im EC-Beretdi ist es
utopisch, dasRecht auf Arbeit für Frauen generell zufordern.
Vielmehr muß der Haushalt als ArbeitspMtz anerkannt wer
den." Strauß ergänzt: „Ich freue mich überjede gutausgebildete
mchtige Frau, me in der Wirtschaftoder im öffendichenLeben
ihre Kraft einsetzt, wenn sie dabei ihren weiblichen Charme
nicht verliert. In ihrem eigenen Interesse unddergesunden Ent
wicklung derKinder möchte ich allerdings die Frauen davor be
wahrt wissen, daß siesich übernehmen." Noch deudicher wer
den dann die gesetzlichen Vorschläge zur Familienpolitik. Als
die sozial-liberale Koalition den Mutterschaftsurlaub durchsetz
te,hielt dieCDU/CSU-Opposition ihrKonzept eines Familien
geldes dagegen. Der betreffende Elterateil (im klartext: die Ehe
frau) hätte jedoch nurdann Anspmch auf Familiengeld gehabt,
wenn er die eigene Berufstätigkeit aufgegeben hätte; und zwar
mitderFolge, daßderArbeitsplatz verlorengegangen wäre. Eine
derartige Familienpolitik läuftdaraufhinaus, dieFrauwieder an
Heim imd Herd zu binden.

Der Kreuzzug gegen jegliche Liberalisierung der Strafbe
stimmung übertueAbtreibung (siehe denVergleich derSchwan
gerschaftsabbrüche mitAuschwitz) setztdieseArt derFamilien
politik auf Kosten der Frauen auf einer anderen Ebene fort.
Auchhiergehtesdämm, dieeinmal erreichten wirtschafdichen,
sozialen und gesetzlichen Gmndlagen fürmögliche Emanzipa
tion wieder zurückzuziehen.

8. Eswurde schon hervoi^ehoben: CSUundStrauß bekennen
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sich stets zur KoaUtionsfreiheit und zu den Gewerkschaften,
„ohne Wennund Aber"! Doch das „Aber" folgt dessen unge
achtet bereits im nächsten Halbsatz. Folgende Grundmuster
kehren stets wieder:

- Die Freiheit deseinzelnen steht unter der Bedrohung durch
die „Macht und den Machtanspruch gesellschaftlicher Gruppen
und Organisationen" (Grundsatzprogramm, 1 14^.

Folglich darf z. B. die Mitbestimmung nicht dazu führen,
„die Macht außerbetrieblicher Organisationen zu stärken"
(Grundsatzprogramm, S. 49).

- Diewirtschaftliche Entwicklung stehtunterder Bedrohung
durch „Verteilungskämpfe der gesellschaftlichen Gruppen"
(Grundsatzprogramm, S. 40). Demzufolge „bejahen (wir) die
Aufg^en der Gewerkschaften . . . aber selbstverständUch mit
derMaßgabe, daßdas Gesetz des Gleichgewichts von derMacht
dergesellschaftlichen Kräfte in einerDemokratie nicht umgesto
ßen werden darf." (Haushaltsdebatte).

- DieTarifautonomie steht unter der Gefahr ihres Mißbrauchs
durch gesellschaftliche Macht. „Die CSUverteidigt die Tarifau
tonomie. . . Die Freiheit derSozialpartner darf nicht angetastet
werden. . .Aus ihrer gesellschaftlichen und wirtschaftlichen
Macht ergibt sich eine Sozialbindung ihres Flandelns." (Grund
satzprogramm, S. 50f).

Mit anderen Worten: Immer wenn die grundrechtlich ge
schützte Freiheit zum gewerkschaftlichen Zusammenschluß und
zur gewerkschaftlichen Betätigung Erwähnung findet, fehlt es
nicht an Hinweisen auf

- Mißbrauch
- Macht
- Anonymität
- Außerbetriebliche, fremde Organisationen.
Die naheliegende Antwort: Kontrolle dieser gesellschaftlichen

Macht.
Ein Mittel der Kontrolle dieser Macht ist die Gewerkschafts-

Pluralität. „Die Christlich-Soziale Union verteidigt dieTarifau
tonomie und bekennt sich zur gewerkschaftlichen Pluralität als
wesentlichen Bestandteil seiner freiheitlichen Wirtschaftsord
nung." {CTundsztzprogramm, S. 50).

Praktische Folge dieses Grundsatzes istdiegezielte Förderung
von Splitterorganisationen und gelben Verbänden, etwa der
Verbände des Beamtenbundes und der chrisdichen Gewerk-
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Schäften. Imvergangenen Sommerdeckte „Metall" einCSU-in-
temesPapierauf, dasanDeutlichkeit gegenüber der Einheitsge-
werkschutnichts zu wünschen übrigläßt:„Diesespolitische Be
kenntnis zum Cewerkschaftsplura&mus ist eine Besonderheit
der CSU. Die CDU konnte sich in ihrem Grundsatzprogramm
dazu nicht durchringen. . . Die Auffassung, die Konkurrenz
mehrerer Gewerkschaften inder Bunaesrepuhlikwürdezu ,eng-
lischen Verhältnissen' führen, ist unzutreffend. . . Eine aktive
Unterstützung derchristlichen Gewerkschaften durch diechrist
lichen Parteien ist erheblich billiger und möglicherweise wohl
auch effektiver als die Gründung einer neuen Konkurrenzge
werkschaft. . ."Eindann von Strauß nach der Unterredung mit
Heinz Oskar Vetter kurzfristig abgesagter Gewerkschaftskon
greß derCSUsollte erstepraktische Schritte zurSchwächungdes
DGB einleiten.

Ein anderes Mittel zur Disziplinierung und Schwächung der
Gewerkschaften ist ihreVerdächtigung ius politisch und verfas
sungsrechtlich unzuverlässig. „V/enn Gefahrbesteht, daß eine
ideologische Richtung, daß eine totalitäre Richtung versucht, die
Einheitsgewerkschaften zu unterwandern, zu unterminieren,
dann sind es die Kommunisten der verschiedenen Schattierun
gen." . . .„Wir haben drei Fragen an den Gewerkschaftsbund,
gestellt. . .DiedritteFragewardie nach demStandderkommu
nistischen Unterwanderung. Der Erfolg unserer Bemühungen
war, daß die Gewerkschaften zugegeben haben, esgebefürsie
ein Problem der kommunistischen Unterwanderung, besonders
imJugendbereich, daß sie aber nach den Erfahrungen der Ver
gangenheit einen geschärften Blick hätten. . ." (Haushaltsdebat
te).Dabeistehtheuteschon fest: dieLegende vonderkommuni
stischen Unterwanderung wird auch künftig ein wichtiges Mittel
zurSchwächungderGewerkschaften und zurVerdächtigung ih
rer politischen Ziele bleiben.

Eine alles in allem dankenswert deutliche Zusammenfassung
des antigewerkschaftlichen Arsenalsbrachte kürzlich dienieder
sächsische Wirtschaftsministerin Bireit Breuel in ihrem Buch
„Den Amtsschimmel absatteln": „ua zu bezweifeln ist, daß
zumindest diejetzige Regierung den Mutaufbringen wird, den
Gewerkschaften nachhaltig zu widersprechen, wird man über
eine Institutionalisierung der Sozialpflichtigkeit der Tarijhar-
teien nachdenken müssen. Hier reicht der Katalog der Maßnah
men vom verbalen Appell bishin zu einerevtl. Beteiligung der
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Tarifhartner an den Kosten för die Arbeitslosigkeit. Abhilfe
wärae auch erreicht, wenn die innerbetriebliche Machtvertei
lung besseraustariert wäre. Auch hierwill idj dem Wettbewerb
dasWort reden. Ichhalteesbeispielsweiseßrdurchaus denkbar,
daß in den Unternehmen, wo einegewerkschaftÜche Mehrheit
denBetriebsratstellt, dieselbe GewerkschaftüberkeinAufsichts
ratsmandat mehr väfügen sollte."

Das ZieldieserPolitik ist und bleibt:Lähmungder Gewerk
schaften.

9. Der vorstehende Überblick beschränkt sich auf Themen,
die imVordergrund der gewerkschaftlichen Arbeit stehen. Bei
alledem wäre es sträflich, die übrigen Politikfelderaus dem Blick
zu verlieren. Auch Gewerkschuter sollen und können nicht
übersehen, was Strauß etwa gegen die Entspannungspolitik und
für weitere Rüstungsanstrengungen zu sagen hat; oderwas erzur
Verharmlosung und Rechtfertigung faschistischer Regime geäu
ßert hat. An dieserStelle soll es jedochmit diesem Hmweissein
Bewenden haben.

IV. Die Methode: Emotionalisierung durch Angst und
Feindbilder

„Dem deutschen Volk sollesnie soschlecht gehen,
daß esaufmich als Kanzler angewiesen ist."

Die Artund Weise, in der Strauß seine Ziele umzus^ensucht,
sindvielfältig. Da findet sich „normale"Demagogie. Das Un
behagen an staatlichen Subventionen wird beispiejsweisemobili-
siert, um mit der „Subventionsmentalidt" gleich die soziale
Verantwortung des Staates anzugreifen. Das Mißtrauen gegen
über Bürokratien und komplizierten rechtlichen Regeln muß
dazu herhalten, soziale Ansprüche einzuschränken.

Wesentlich tiefer geht die Emotionalisierung, die mitdunklen
Feindbildern arbeitet. Als erfolgreiches Standardklischee der
CDU seitdem Zweiten Weltkrieg hat sich dabei die Gleichset
zung: sozial - sozialistisch - kommunistisch - moskauhörig -
Unterwerf^ung unter fremde Despotien, erwiesen. Strauß be
herrscht das Instrumentarium zur Mobilisierung antikommuni
stischer Ängste meisterhaft. Dazu nur wenige Beispiele: „Sie
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sollten auch einmal daran denken, wo wir alle stehen würden,
wenn dieSPD dieCDU/CSUanderEinführungderMarktwirt'
Schaft und am Eintritt in das westliche Bündnishätte hindern

vhängigkeit i
wären die unvermeidlichen Folgen gewesen. .

Oder: „In diesem Zusammenhang istfestzustellen . . Der
Zugriffder Sowjetunion aufdie afrikanischen Rohstoffreserven,
die Umklammerung und Emschließung des wichtigsten afrütani-
schen Rohstofflandes Zaire mit Rohsttmreserven, diefürEur^a
von lebenswichtiger Bedeutung sind, hätten die wirtschaftlidse
Abhängigkeit Westeuropas von Moskau zurFolge." (Haushalts
debatte). „Es mujiein Endewerdenmit der kulturrevolutionä
ren Umwälzung in unserem Lande, wiesiedurchsozialistische
Bildungsreform und Bildungspolitiker und ihre Gefolgscharen
seitJahren betrieben wird." (Zukunftskongreß). Die Beispiele
ließen sich beliebig vermehren. Strauß selbst hatdas Rezept ge
liefert: „Aber die vielen nüchternen harten Fragen der Landes
politik, also der Strukturpolitik, der Regionalpolitik usw., wo
man viel Sachkunde braucht, viel Detailkunde braucht, und
unendliches Maß anFleiß aufwenden muß und trotzdem keine
rauschenden Feste damitfeiern kann, all das macht nicht die
Wahlergebnissefür morgen aus, sondern die EmotionaUsierung
derBevölkerung, undzwardieFurcht, dieAngstunddasdüstere
Zukunftsbildsowohl innenpolitischer wie außenpolitischerArt."
(Sonthofen, November 1974). Angstvor „den Russen", Angst
vor Kommunisten, Angst vor Gewerkschaften imd ihrer Macht,
Angst vor SozialdemoKraten, Angst vor ,,Kulturrevolutionä
ren", Angst vorSystemveränderem imSchuldienst, Angst vor
Terroristen - das sind die Grundlagen, auf denen Strauß'sche
EmotionaUsierung gedeiht. Bezeichnend ist dabei, daß Strauß
sich absichtlich mitkonkreten Lösungsvorschlägen zurückhält.
Statt sachlicher Lösungen werden Agressionen entwickelt:
,,Was wir hier in diesem Land brauchen, ist der mutige Bürger,
der die roten Ratten dorthin jagt, wo sie hingehören - inihre Lö
cher."{\97^) „Wirmüssen sagen, dieSPD undFDPüberlassen
diesen Staatkriminellen undpolitischen Gangstem. Und zwi
schen kriminellen undpolitischen Gangstem istnicht dergering
ste Unterschied, sie sind alle miteinander Verbrecher. Und wenn
wir hinkommen und räumen so auf, daß bis zum Rest dieses
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Jahrhunderts von diesen Banditen keiner es mehr wagt, in
DeutschlanddasMaulaufzumachen!" (aufTerroristen bezogen,
Sonthofen 1974),

Diese ^gressivität ist es denn auch, die die „Frankfurter All
gemeine ^itung"'befriedigt feststellen läßt: Strauß sei „ent
schlossen, sichnichtopportunistisch denWünschen allerWäh
ler oder vermeintlicher Wählergnippen anzupassen"; sein Ziel
sei nicht „Integration aller Gruppen um jeden Preis". Da soll
mansichdurch ab und zu moderate Töne nicht irritieren lassen,
da mag immer wiedervor unnützer Polarisierung gewarntwer-
den-die Politik vonFranzJosefStrauß besteht inPolarisierung,
in einerVerschärfung der Konfrontation.

WieweitdieBereitschaft zur Polarisierung geht,zeigtetwadie
Reaktion auf das konsct^uente Eintreten der stellvertretenden
DGB-Vorsitzenden Maria Weber für die Gesamtschule. Auf
ihre Kritikan der PositionvonFranzJosefStraußin dieserFrage
veröffentlichte der ,,Bayernkuricr" einen Antrag aus der CSÜ,
sieausder CDU auszuschließen. Also: die Drohung mit Partei
ausschlüssen als Antwort auf die Verfechtung gewerkschaftli
cher Forderungen!

V. Was tun?

Die gewerkschaftliche Antwort aufdie Kanzlerkandidatur von
F. J. Strauß hat im wesentlichen von folgenden Bedingungen
auszi^ehen.

1. Die Gewerkschaften sind eine Antwort schuldig. Ziel und
Grundlage gewerkschaftlichen Handelns sinddieInteressen der
Mitglieder und derübrigen Arbeiter und Angestellten. Der poli
tische Kurs von F. J. Strauß und des von ihm repräsentierten
Flügels der Unionsparteien ist den Interessen der abhängig Be
schäftigten in wesentlichen Fragen entgegengesetzt. Konkrete

• Aussagen über die Grundlagen und Ziele seiner Politik lassen
sich mit Forderungen und Beschlüssen der Gewerkschaften
schwerlich aufeinen Nennerbringen. Hinzu kommen Angriffe
auf die gewerkschaftliche Handlungsfähigkeit.

Aus tnesemGrunde wäre eine Kanzlerschaft von F. J. Strauß
aus gewerkschaftlicherSicht mehrals eine normale parlamentari
sche Wachablösung. Die Gewerkschaften sind daner zum Wi
derstand aufgerufen. Auch die Einheitsgewerkschaft.

Einheitsgewerkschaft bedeutet nicht Neutralität, sondern
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Eaneipolitische Unabhängigkeit. Keineswegs kann dies darauf
bauslaufen, Gefahren für dieArbeitnehmer, Widersprüche zu

gewerkschafÜichen Forderungen zuverschweigen. Da kann es
auch keine Rücksicht aufchristdemokratische Mitglieder geben.
Die Gewerkschaften können ja ihren zentralen Forderungen
nicht abschwören. Den antigewerkschaftliche Kurs von F. J.
Strauß tolerieren, grenzte im Lichte des DGB-Grundsatzpro
gramms und der gewerkschaftlichen Beschlüsse und Forderun
gen zur Wirtschaftspolitik, Bildungspolitik etc. an politische
Selbstaufgabe.

2. Eskann nichtdarum gehen, allein diePerson F. J. Straußin
den Vordergrund zu schieben. Gefahr droht nicht durch den
„unberechenbaren Charakter"dieses imübrigen,,sehrbefähig
ten" Politikers. Gefahr droht vom Programm.

Deshalb bringtesauch nichts, F. J. Strauß umgekehrt zu dä-
monisieren. Als sich Heinz Oskar Vetter im Herbst 1979 mit
ihm traf, wurde innerhalb der Gewerkschaften Protest laut. Zu
Unrecht, wie wir meinen. Der DGB-Vorsitzende braucht keine
Berührungsängste zu entwickeln. Gefährlich wärees lediglich,
wennbeisolchen Gesprächen derEindruckentstünde,alsschul
deten die Gewerkschaften der CSU Rechenschaft für ihre Poli
tik; oder als müßten sie Rede und Antwort stehen zur CSU-Pa
rolevonder kommunistischen Unterwanderung. Wenn jemand
etwas klarzustellen und zurechtzurücken hat, so F. J. Strauß-
nicht die Gewerkschaften.

Widerstand gegen die Politik,nichtdiePerson-das bedeutet
zugleich die Erkenntnis, daß Strauß'schePolitik eine Entwick
lungbeschleunigt undzumAbschluß bripgt,dieschon invollem
Gange ist. VomTabukatalog, über die Aussperrung, die Preis-^
gäbe derReformpolitik, Halbherzigkeiten mderWirtschaftspo
litik, bis zum Zurückweichen vor Angriffen von rechts-dies al
lessteht janichterst am 5. Oktober dieses Jahres insHaus. Hier
zum Beispiel den eigenen Anteil und den Anteil der sozial-libe
ralen Koalition aufzuzeigen, auch dies gehört zu der Redlich
keit, die wir der Einheitsgewerkschaft schulden.

3. Es hat keinen Sinn, den Kopf einzuziehen und auf bessere
Zeiten zu hoffen. Erst recht wäre es gefährlich, darauf zu ver
trauen, daß F. J. Strauß sich von selbst erledige. Etwa daß er
überziehe undsichin den Augen der Wählerunmöglich machen
werde. Erstens wirdunsder„befähigte Politiker" diesen Gefal
lennichttun. Zweitens trägteigenes Stillhalten dazubei,daßdie
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inhaltlichen Ziele seiner Politikweiter hoffähig werden, Aner-'
kennung finden, daß sich derWeg weiter nach rechts öffnet. Es
isteineäte ErfahrungderArbeiterbewegung, daß Stillstand, daß
Zurückweichen nur dazu beiträgt, daß die politische Reaktion
noch weiter vorrückt. Vorleistungen derArbeiterbewegungsind
von der herrschenden Klasse noch nie honorien worden; sie
wurden stets mitweiteren Angriffen, weiteren Einschnürungen
bis hin zur offenen Unterdrückung und Verfolgung beantwor
tet. DieEntwicklung derWeimarer Republik sollte da in man
cherlei Hinsicht Lehre sein.

4.DieEntscheidung fällt nicht nurundnicht erstam Wahltag.
Natürlich sind z. B. Wahlprüfsteine wichtig, jaunveraichtbar.
Sie geben Mitgliedern und Funktionären eine notwendige politi
sche Orientierung. Aber sieallein vermögen nicht zumobilisie-
ren.

Dies gilt erst recht zuZeiten politischerUnsicherheit. Enttäu
schungen, halbherzige Orientierungen auf die politischen Ziele
der Arbeiterbewegung - all dies schlägt sich »Izuleicht in der
Arbeiterschaft als Desinteresse und Wahlenthaltune nieder.
Umgekehrt zeigen die Anfänge der sozial-liberalen Koalition,
wie stark eine zukunftsweisende politische Orientierung, Ein
satzbereitschaft ehrenamtlicher Funktionäre, Aufmerksanikeit,
ja Reaktionen auf politische Vorgänge selbst in den Betrieben
(z. B. beim Mißtrauensvotum gegen Willy Brandt) undWahl
verhalten miteinander verzahnt sind. Mit anderen Worten: das
politische Klima, indem dann die Wahlen erst den letzten Akt
setzen, wird in der Vorwahlzeit bestimmt.

5. Gewerkschaftlicher Widerstand kann nicht an die Stelle
paneipolitischen Wahlkampfes treten. Dies verbietet im übrigen
dieEinheitsgewerkschaft. Aber die Gewerkschaften haben die
Aufgabe, zurpolitischen Meinungsbildung ihrer Mitglieder und
der übrigen Arbeiter, Angestellten und Beamten beizutragen.
Das bedeutet z. B.:

- Es gilt das öffentliche Bewußtsein zu schärfen und den
CSU-Rezepten die eigenen Forderungen begründet entgegen zu
setzen.DieUrsachen der fortbestehenden ÄrbeitslosigKeit sind
immer wieder deutlich zu machen. Eigene weiterführende For
derungen, etwa Arbeitszeitverküraung, sind in Veranstaltun
gen, Kundgebungen und in sonstiger öffentlichkeitswirksamer
Weise vorzutragen.

- Es gilt, den Angst- und Diffamierungskampagnen entge-
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genzutreten. DerVerteufelung vonReformanliegen als soziali
stisch begegnet man am ehesten, indem man sich zueben diesem
Sozialismus bekennt. Dem Vorwurf von der kommunistischen
Unterwanderung begegnet manamwirksamsten, indem manan
dieGrundlagen und an dieEntstehungsgeschichte der Einheits-
gewerkschan erinnert. Dazu gehört au» die Aufarbeitung der
eigenen Geschichte unddie Verbreitung derErkenntnis, welche
Kreise undwelche politischen Kräfte iniDÜrgerlichen und im po
litisch rechts stehenden Lager dieWeimarerDemokratiezerstört
haben.

- Es gilt, den Blick für die Gefährdung des soualen Besitz
standes zu schärfen. Arbeitszeitverkürzungen, etwa die 35-
Stunden-Woche, sind keineswegs revolutionäre Forderungen,
sondern Forderungen zur Erhaltung des Status quo. '

- Es gilt in glei»er Weise, Aufmerksamkeit zu schaffen für
die Gefären von rechts, einschließlich neofaschistischer Strö
mungen.

- Esgilt,derBedrohung der gewerkschaftlichen Handlungs
freiheit, etwadurch die Aussperrung, deutlich und hörbar ent
gegenzutreten. Dazu sind, neben laufenden Gerichtsverfahren,
mobilisierende Veranstaltungen unerläßlich.

- Es gilt, dieInteressen derArbeiter und Angestellten in der
täglichen Praxis offensiv zu vertreten. Daß dieBereitschaft ztu:
Gegenwehr in den Betrieben und Gewerkschaften gewachsen
ist,zeigen dieArbeitskämpfe undWarnstreiks derletztenJahre.
Auch hier gilt die Binsenweisheit: Jede aktive Interessendurch
setzung,jedererfolgreich durchgestandene Konflikt,vermagdie
politis»en Gewichte zugunsten der jeweiligen Belegschaft, zu
gunsten der Gewerkschaft zu verschieben.

Insgesamt gilt: allein papierene Warnungen reichen nicht. Um
dieÖffentlichkeit wach zu rütteln istmehrnötig-und möglich.
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FrankDeppe/Witich Roßmann

»Gewerkschaftspluralismus« und
»repressive Integration«
Die antigewerkschaftliche Strategie des F. J. Strauß
und ihre aktuellen, historischen und ideologischen
Hintergründe

1.

Nachdem Franz Josef Strauß im Ergebnis schwerer innerer
Machtauseinandersetzungen und Zerreißproben zum Kanzler
kandidaten derUnionsparteien »gekürt« worden war,erklärte er
beim CSU-Parteitag in München (28./29. September 1979) so
gleich dieBundestagswahlen 1980 zu einem schicksalhaften, hi
storischen Ereignis: »Wir müssen uns dessen bewußt sein, daß
dieWahlendesJahres 1980fürdasletzteFünfteldieses Jahrhun
dertswegweisende, wcichenstellende Bedeutunghaben werden,
genau so wie die Wahlen der 50er Jahre.«' Diese Behauptung
Könnte leicht als eine jener typischen, schwülstigen Übenrei-
bungen abgetanwerden, zu denender »mißverstandene Intellek
tuelle« undf»Historiker« Strauß^ durchgängig neigt (denn: sollte
er diese Wahlen verlieren, so wird er natürlich die nächsten Wah
len zum Anlaß nehmen, erneut das epochale Schicksal zu be
schwören!).

Gleichwohl wird das Moment von Wahrheit, das dieser Satz
enthält, auch von denjenigen anerkannt, die die Verhinderung
despolitischen Erfolges der durch FranzJosefStrauß repräsen
tierten Rechtskräfte als die wesentliche, aktuelle Au^abe der de
mokratischen Bewegung in der BRD betrachten. Denn in der
Tat: hiergehtesnichtalleine umdieVerhinderung der Machter-!;reifung eines Politikers, dessen Wep und Aufstieg durch zahl-
oseSkandale gezeichnet ist^ undderinseiner »Jubelbiographie«
bekennt: »Man müßte manchmal gew^e Methoden anwenden,
um Schwierigkeiten zu überwinden«. Es geht in erster Linie-
wie Reinhard Kühnl betont hat - um die Abwehr eines erneuten
Versuchs der herrschenden Klasse, »die Krise offensiv zu nut-
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zen, um nach innen das Herrschaftssystem qualiutiv um
zugestalten und so die Verteilung des geselkchanlichen Reich
tums zu ihren Gunsten zu verändern und nach außen die Politik
ökonomischer Expansion und politischer Machtentfaltung ver
stärkt fortsetzen zu können.« Darüber hinaus verkörpert die
vonStrauß undder CSUgeführte neue, rechte »Sammlungsbe
wegung« durchaus einen neuen Typus politischer MobOisie-
rung: Sendungsbewußtsein gekoppelt mit der rücksichtslosen
Denunziation undQuasi-Knminahsierung des politischen Geg
ners; zugleich skrupelloses Manövrieren und taktisches Anpas
sen anSituationen nach Gesichtspunkten politischerOpportuni-
tät (wirwerden diesen Aspekt sogleich beider Behandlung der
»Gewerkschaftsfrage« verdeutlichen können); Personenkult in
der Nähe des »Führerprinzips«. Diese Formen politischer
Selbstdarstellung wiederum sind mit einem Konzept der politi
schen, ideologischen und auch sozialökonomischen Polarisie-
rungverbunden, das ganz bewußt die weitverbreitete Angst vor
derZukunft, die - durch die kapitalistische Krise produzierte -
Verunsicherung der Lebensbedi^ungen und -chancen, in den
Mittelpunkt ihrer Strategie und Taktik stellt. Damit wird eine
Kampmonstellation inszeniert, derman nicht durch Schweigen,
Passivität oder durch das apathische Einlassen aufs »kleinere
Übel« begegnen kann.

Was aber bedeutet diese Herausforderung für die Gewerk
schaftsbewegung? Zuweilen wird auch in der innergewerk
schaftlichen Diskussion dieAuffassung vertreten, dieAuseinan
dersetzung mit Strauß, mit den durch ihn repräsentierten wirt
schaftlichen und politischen Interessen und ihrem gesellschafts
politischen Programm, habeaußerhalb der Gewerkschaften, auf
der Ebene der politischen Parteien und ihres Kampfes zu erfol
gen. Darüber hinaus entspreche es der Konzeption und dem
Verständnis der Einheitsgewerkschaft, daß in ihr auchdie Posi
tionen, wie sie von Franz Josef Strauß und der CSU vertreten
werden, ihren Platz haben. Selbstverständlich kann es nicht
Aufgabe derGewerkschaften sein, indie parteipolitischen Aus
einandersetzungen (sowohl zwischen den Parteien als auch in
nerhalb von ihnen) und in die Wahlen als »Ersatzpartei«, als
Konkurrenzorganisation oderauch als »verlängerter Arm« einer
Partei einzugreifen. Dennoch müssen die Gewerkschaften na
türlich die Politik und Programmatik von Parteien ander eige
nen gewerkschafts- und gesellschaftspolitischen Programmatik
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sowie an den Beschlüssen der eigenen Organisationen messen
und bewerten. Damit wirken die Gewerkschaftea - wie
H. O. Vetter 1971 hervorhob - auch in die Parteien und aufden
Prozeß derpoUtischen Willensbildung ein: »Wirmüssen. . .aus
uns selbst heraus politische Konzeptionen zur Befreiung und
Gleichberechti^ng der Arbeimehmerschaft, politische Modelle
für die Gesellsäaft von morgen entwerfen. Auf der Grundlage
solcher Modelle müssen wir in die Parteien hineinwirken - nicht
umgekehrt«.'

Wirwerden indenfolgenden Abschnitten zeigen, daßdievon
den Rechtskräften verfolgte politische Strategie

1. die Schwächung und Spaltung der Einheitsgewerkschaft
sowie die politische Mobilisierung von Teilen derLohnabhängi
gen gegen die DGB-Gewerkschuten zum Ziel hat;

2. von einem Demokratie-, Staats -und Gesellschaftsver
ständnis ausgeht, das überwiegend in einem unüberbrückbaren
Gegensatz zu den gewerkschaftlichen Grundpositionen steht,
das jedwedes Konzept einer demokratischen Gesellschaftsre
form (insbesondere im Bereich der Wirtschaft und der Eigen
tumsverhältnisse) mit den Mitteln autoriürer Staatsgewalt ver
hindern will, und das daher die DGB-Gewerkschaften als die
wesentliche Kraft betrachtet, die im Rahmen einer Politik der
»repressiven Integration« befestig bzw. gezähmt werden muß;

3. zur Überwmdung der Kr«e des kapitalistischen Wirt-
schafts- und Gesellschutssystems ein Pro^mm verfolu, das
sich- ohnenennenswerte Abweichung—mit denVorstellungen
derArbeitgeberverbände deckt undinallen wesentlichen Punk
ten derProgrammatik und denBeschlüssen derDGB-Gewerk
schaften entgegengesetztist

Der Generalsekretär der CSU, Edmund Stoiber (dem in der
taktischen Arbeitsteilung innerhalb der CSU-Führung die
Funktion einer »Speerspitze« in der Auseinandersetzung mit
dem DGB zugeteilt worden ist, während sich Strauß selbst auf
diesem Feldeeher zurückhaltend äußen), hat diesestrukturelle
»Feind-Beziehung« beim letzten CSU-Paneitag (September
1979) deutlich ausgesprochen: »Wenn ich mirden Entwurfzum
neuen Grundsatzprogramm des DGB ansehe,. . . dann lese ich
vonInvestitionslenkung, Investitionsmeldestellen, paritätischer
Mitbestimmung, überparitätischer Mitbestimmung, immer die
alte Leier. Wenn wir das durchführen würden, hätten wir unsere
Wirtschaft bald bankrott gemacht.«'
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2.

Im Sommer des Jahres 1979 spitzten sich die Auseinanderset
zungen zwischem dem DGB und der CSU zu, als in der Öffent
lichkeit »Gewerkschaftspläne« der CSU-Zentrale aufgedeckt
wurden, aus denen eindeutig der Plan zu einer Spaltung und
Schwächung der Einheitsgewerkschaft hervorging. Diese Aus
einandersetzung und ihre Kommentierung in der Presse ist in
dem von der IG Metall herausgegebenen Taschenbuch »Spalte
und herrsche. F. J. Strauß und die Einheitsgewerkschaft«
(Union Druckerei und Verl^sanstalt, Frankfuit/Main o. J.;
vgl. dazu auch Teil III der Dokumentation im vorliegenden
Buch) detailliert dokumentiert. Daher könnenwir unshierdar
aufbeschränken, diewesendichen Überlegungen dessogenann
ten »Stoiber-Papiers« zusammenzufassen.

Schon imFebruar1979 hatteder im »Bayemkurier« (Heraus
geber;F. J. Strauß)fürGewerkschaftsfragen zuständige Journa
list M. Hetdage die Formel ausgegeben: Die Einheitsgewerk
schaft ist tot!® Die Kandidatur der Gewerkschaftsführer Vetter,
Loderer undHauenschild für dieSPDbeidenEuropawahlen sei
der letzte Beweisdafür, daß sich der DGB in eine Sozialistische
Richtungsgewerkschaft verwandelt habe. Wenig späterforderte
E. StoiberdieGewerkschafter auf, ihreAmterzurVerfügung zu
stellen. Zugleich sprach er von einem »flagranten Satzungs-
bruch«;denn- so das»Stoiber-Papier« - der »selbstgestellteSat
zungsanspruch (des DGB, d. V.), eine über den Parteien ste
hende Gewerkschaftsorgansiation zusein«^, sei nunmehrdehni-
tiv außer Kraft gesetzt worden.

Da dieses Argumentimmerwiederauftaucht, soll es gleich an
dieserStelle »erledigt« werden. In der Satzungdes DGB, § 2,
Satz 2 b, heißt es: »(DerBund und die in ihm vereinigten Ge
werkschaften) sindunabhängie vonRegierungen, Parteien, Re
ligionsgemeinschaften, Verwaltungen und den Arbeitgebern.«'®
DieBegriffe »überparteilich« oder»parteipolitische Neutralität«
wird man in der Satzung des DGB vergeblich suchen; niemals
wird man einem Gewerkschafter parteipolitisches Engagement
verbieten können. Die Gewerkschaften müssen bei der Verfol
gung ihrer Ziele - ausgehend von ihren Beschlüssen und Pro
grammen - »Partei ergreifen«. Gewerkschaftsarbeit ist immer
politisch unddasheißt,daßdiePositionen und Handlungen von
Regierungen und Paneien an den Interessen der Lohnab
hängigen gemessen und der Kritik unterzogen werden müssen.
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DieUnterstellung vonder»Uberparteillchkeita istalso - aufdie
Satzung des DGB bezogen - falsch; politisch betrachtet ist sie
unsinnig.

Wichtiger scheinen jedoch die Überlegungen, die im »Stoi
ber-Papier« inbezugaufdieSchwächungbzw.Zerschlagungder
Einheitsgewerkschaft angestellt werden. Schon im ersten Satz
wird durch das »Bekenntnis zur Pluralität« deutlich gemacht,
daß die CSU das Prinzip der »Einheitsgewerkschaft« ablehnt:
»Die CSUhatsichin ihrem Grundsatzprogramm zu Tarifauto
nomieund gewerkschaftlicher Pluralitätbekannt. . .DiesesBe
kenntnis ist eine Besonderheit der CSU (auch gegenüber

' der CDU, d. V.). . . Der Pluralismus in der Gewerkschafb-
szene ist daher das typische Kennzeichen einer freien Gesell
schaft«.^^

Zur Verwirklichung dieser »Pluralität« werden fünfMöglich
keiten durchgespielt:

1. Die EinnchtungvonArbeitnehmerkammem wird ^obwohl
sievonTeilender CSUeinmal gefordertwurden)abrelennt. Die
CSUseigegen die Schaffung neuerBürokratien und: diese Ein-
richtungenlcönnten nur zuleicht von den DGB-Gewericschaf-
ten majorisiert werden.

2. Masseneintritte von »konservativen* Arbeitnehmern (also
CSU-Parteigängern) in den DGB. Diese Taktik wirdjedoch als
wenig realistisch abgetan, weil »es nicht genügend oiganisa-
tionswillige konservative Arbeimehmer gibt, die dazu bereit
sind«.

3. DieFraktionierung des DGBnach dem Vorbild des Oster
reichischen Gewerkschaftsbundes (0GB). Für diese Lösung sei
keine politische Mehrheit inden Gremien des DGB zugewin
nen.

4. Gründung einerneuen Konkurrenzgewerkschaft. Das sei
auf jedenFall zu teuer. Außerdemsei eine »Gewerkschaft aus
der Retorte« mit Gewißheit wenig attraktiv.

5.Aktive Unterstützung des Christlichen Gewerkschaftsbun
desundandererMinderheitengewerkschaften (DAG, Deutscher
Beamtenbund [DBB]).
Es liegt auf der Hand, daß bei diesem Planspiel nur noch die
letzte Möglichkeit offen steht: »Eine aktive Unterstützung der
christlichen Gewerkschaften durch die christlichen Parteien ist
erheblich billiger und möglicherweise wohl auch effektiver als
dieGründungeiner neuen Konkurrenzgewerkschaft. Diechrist-
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liehen Gewerkschaften bekennen sich in ihrem Grundsatzpro
gramm zu dem gleichen gesellschaftspolitischen Gedankengut
wiediechristlichen Parteien. SiesindRichtungsgewerkschaften.
SiewartenseitihrerGründung 1955 aufdenMoment,indemdie
christlichen Parteien erkennen, daß es zu den DGB-Gewerk
schaften keine andere Alternative gibt als die aktive Unterstüt-
"zun^ der christlichen Gewerkschaften.«"

Die Strategen der CSU sind sich darüber im klaren, daß die
Verwirklichung dieses Plans nicht schnell zur Schwächung des
DGB - in ihrer Sprache (die noch nicht einmal auf die Ge
schmacklosigkeit verzichtet, von der »Lösung der Gewerk
schaftsfrage« zusprechen): zurBrechung des »Machtmonopols«
des DGB - führen wird. Sie rechnen mit einem langen und
schwierigen Prozeß. Allerdings versprechen sie sich von derEr
öffnung derpolitischen Diskussion über diese Fragen fein »Ge
werkschaftskongreß« derCSU wurde inAussicht gestellt) schon
einen ersten Ettolg: allein die Diskussion über die Spaltung
könnte Führungsgruppen der DGB-Gewerkschaften erschrek-
ken und einschüchtern und sie dazu bewegen, zum einen (im
Zeichen der »Unterwanderungskampagne«) gegen Linkskräfte
indenGewerkschaften schärfer vorzugehen undaufderanderen
Seite Vertretern des christlich-sozialen »Arbeimehmerflügels«
im Apparat selbs einen größeren Emfluß einzuräumen.

Zwei flankierende Maßnahmen, die Stoiber und seine Freunde
vorschlagen, müssen noch erwähnt werden:

1.EineNovellierung des Betriebsverfassungsgesetzes mitdem
Ziel, einen Schutz für Minderheitengewerkschaft (genauer: ihre
gesetzliche Privilegierung) zu erreichen; und

2. 'Aus der Sicht der Gewerkschaftsfrage ist ein grundsätzli
ches Verbot kommunistischer Parteien aller Schattierungen zu
fordern. Es muß mit allen verfügbaren Mittelnverhindert wer
den, daß der Klassenkampf in die Tarifauseinandersetzungen
undindieBetriebe hineingetragen werden kann, wie inEngland,
Frankreich und Italien.«"

Mögen dieGewerkschafter inanderen europäischen Ländern
(darunterauch zahlreiche christliche Gewerkschafter), die ihre
Gewerkschaften als »Klassenorganisationen« verstehen und für
die auch der Klassenkampf eine selbstverständliche und alltägli
che Erfahrung ist (die nicht ihren Köpfen, sondern der Wirk
lichkeitderkapitalistischen KlassengesellschaftundihrerWider
sprüche entspringt), das »freie Europa« ä la Strauß, Stoi-

37



ber und von Habsbui^ furchten! Für unser Land gibt es eine
wirkliche, harte Erfahrung: wann immer - im Namen der
Staatsmacht - der »Klassenkampf« verboten wurde,dannwaren
dies Zeiten einer brutalen, reaktionären Diktatur: unter dem
wilhelminisch-bismarckschen Sozialistengesetz ebenso wie un
terdem Regime des braunen Terrors.

Die Auseinandersetzung um die ans Licht der Öffentlichkeit
gebrachten ^altungspläne der CSU wurde bald wieder beendet.
Nach dem Treffen zwischen dem DGB-Vorsitzenden H. O.
Vetter und F. J. Straußam 10. Oktober 1979 (dessen Ankündi
gung schon bei vielen Gewerkschaftern Kritik ausgelöst hatte)
verkündete Strauß generös, daßder von derCSUgeplante »Ge
werkschaftskongreß« nicht stattfinde.*'* Diese Besänftigung
wurde nochdurchÄußerungen vonStraußunterstrichen, die in
der FAZ vom 11. 10. 1979 wie folgt wiedergegeben werden.
»Nim ist auch hinreichend eindeutig, daß die CSU die Einheits
gewerkschaft bejaht, was Straußschon immergesagt hat, auch
wenn manes ihrn nicht richtig geglaubt hat, und jetzt noch ein
mal erklärt, gewissermaßen us >Jubiläumserklärung<.«

Diese Aussagen sind einmal symptomatisch für den zyni
schen, politischen Opportunismus, der die taktischen Verhal
tenskalküle der CSU-Führer bestimmt; denn wie könnte durch
einWort des großen Vorsitzenden plötzlich alldas ausgelöscht
sein, wasin den Monaten zuvor durch das »Stoiber-Papier« so
wie durch die Artikel im »Bayemkurier« öffentlich geworden
war. Zum anderen jedoch ist leicht zu durchschauen, daß essich
hierum ein rein taktisches Besänftigungsmanöver handelte. Die
gerade zitierte Straußsche Behauptung ist nämlich falsch. Wir
wollen diese Theseanhand einiger Faktenim folgenden Teilbe
weisen.

3.

1973 schrieb Strauß in einem Telegramm an den Kongreß des
ChristlichenGewerkschaftsbundes (CGB)inSaarbrücken: »Die
CSU. . . weißsichmit Ihnen im Kampffür die Freiheitdes Ar
beitnehmers auch in der Industriegesellschaft der Zukunft ver
bunden'... Ich habe an anderer Melle gesagt, daß es nicht die
Sache der CSU sein kann, sich für oder gegen bestimmte Ge
werkschaftsformen auszusprechen. Das bleibt richtig, obwohl
die sogenannten Einheitsgewerkschaften ihre Pflichtzu partei-
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politischer Neutralität und Unabhändgkeit weit überwiegend
nicht nur fordaufend verletzten, sondiem schlicht leugnen. ^
den Merkmalen einer freiheitlichen Demokratie gehören das
Recht und die Freiheit der Arbeitnehmer, sich nach eigenem
Willen zu Gewerkschaften zusammenzuschließen. Dafür tritt
die CSU heute und in Zukunftein. Wir sehen, daß heute auch auf
TCwerkschaftspolitischem Gebiet durch eine zunehmende Ra^-
kalkritik an unserer Gesellschaftsordnung und durch eine sehr
weitgehende Öffnung gegenüber marxistischen Geselkchafcs-
yorstellungen die Unterschiede zwischen Freiheit und Tyrannei
im öffentlichen Bewußtsein verwischt werden sollen. Um so
wichtiger istemeunabhängige gewerkschaftliche Kraft,dieun
belastet vom Klassenkampfdenken undvon Rücksichten aufeine
dilletantische Regierungspolitik nach innen und außen für Frei
heit und soziale Gerechtigkeit wirkt.«''

Hier findet sich nicht nur die Ubereinstinunu^ zurTermino
logie des »Stoiber-Papiers«, sondern auch der Tatbestand, daß
Strauß mitdiesem Grußtelegramm eben dasausspricht, was nach
dem »Stoiber-Papier« als praktischer Plan verwirklicht werden
soll.

Strauß hat am 30. 9. 1972 vor der Katholischen Akademie
München einen Vortrag zu dem Thema »DGB - wohm. Die
Gewerkschaften aus derSicht derCSU« gehalten - eines derwe
nigenDokumente, in denen sichStraußselbstausführlicher zur
Gewerkschaftsfrage äußert." Strauß, der sich gern als »über
zeugter Anhänger des gewerkschaftlichen Gedankens« defi-,
niert", beginnt sein Referatmitdem Satz: »Die CSU ist-entge-
gen dem vonihren politischen Gegnern gemalten Zerrbild - von
Anfang an eine gewerkschaftsfreundliche Partei«'®. In Anwen
dung des chrisuich-sozialen Freiheitsbegiift auf die Gewerk-
schiuten stellt er fest: 1. Koalitionsft^iheit istimmer auch nega
tive Koalitionsfreiheit, also die Freiheit, einer Gewerkschaft
nicht beitreten zumüssen. 2. »Geweikschaftsfreiheit (bedeutet)
auch die Freiheit, Gewerkschaften - ggf. auch konkurrierende
Gewerkschaften —zu gründen.« Wenig später nimmt er zur
Frage der »Einheitsgewerkschaft« Stellung und sagt: »Im Be
reich ihrer Mitglieder, Freunde und Wähler hates die CSU mit
Gewerkschaftern verschiedener Richtungen zu tun. Der ge
werkschaftliche Pluralismus—so schwach erausgeprägt sein mag
- ist eine Tatsache. Er ist eine Konsequenz der Gewerkschafts
freiheit und wird von der,CSU nicht inFrage gestellt.«" Esist
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also völlig eindeutig: diePosition des »Stoiber-Papiers« ist die
piinzipieUe Posidon der CSU: die Infragestellung der bestehen
denEinheitsgewerkschaft und- wie esheißt- dieAnerketmung
des »gewerluchafüichen Pluralismus« von Richtungsgeweilc-
s^aften. Solange manmitdiesen Richtungsgewerkschaften, wie
den bislangvölüpunbedeutenden Christlichen Gewerkschaften,
die sich zudem immer mehr dem Modell einer rechtsradikalen
»gelben Gewerkschaft« annähern, politisch keinen Staat machen
k^, solange kann man auch ohne Bedenken vernebelnde Er-
klärunun abgeben.

Das Problem der Beziehung der CSU zur Einheitsgewerk
schaft hat eine hbtorische Tradition. Strauß deutet das in seinem
Referat-beim ersten Lesen schwer verständlich-selbst an: »Die
CSU als Partei kann ... die im Lager der christlich-sozialen
Bewegung nie ausdiskuderte Frage der Einheitsgewerkschaft
nicht entscheiden.«^®

Nie ausdiskutiert heißt also, nie richtig entschieden. Der erste
Vorsitzendeder CSU nach1945,JosefMüller, hat 1947 vordem
Landesvorstand der CSU jene Doppelstrat^e ausgesprochen,
die bis indie Gegenwart das Verhälmis von CSU, Emheits- und
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;hier klar (sehrrichtig!),
heitsgewerkschaft, und das Problem der Emheitsgewerkschaft
beschäftigt viele unserer Freunde. Wir können noä nichtfest
stellen, dw die Einheitsgewerkschaft ein gelungener Versuch
wäre (Zustimmung). Deswegen wollen wir nicht damit jettt
etwa eme eigene Gewerkschaft bilden, eine solche vielleicht—ich
sage es ehrlich heraus, damit es anderswo verstanden wird-
schon bilden. Aber wir sollten unsereArbeimehmergrappen in
der Union so stark machen, daß sie erstens in der Union selbst
den sozialen Geist durchsetzen können: Wenn die Einheitsge
werkschaft nicht neutral ist, dann sind wirso kräftig, daß wir
selbständig handeln können! (Starker Beifall)«.''

Das blieb bis in die Gegenwart unverändert das Leitmotiv
christlich-sozialer Gewerkschaftspolitik. In den innergewerk
schaftlichen Auseinandersetzungen drohten schon 1952 Vertre
ter der christlich-sozialen Richtung die Spaltung an, wenn der
DGB weiterhin die »parteipolitische Neutralität« verletze."
NachdemWahkieg der CDU/CSUbeidenBundestagswahlen
1953 verlangten die Vertreter der katholischen Arbeiterbewe-



gung undderCDU-Sozialausschüsse einen größeren Einfluß für
chrisdiche Gewerkschafter im DGB. In ihrem oflenen Brief for
derten sie u. a. deren Kooptation ohne Wahl in alle zentralen
und regionalen Vorstände der DGB-Gewerkschaften." Als
1955 die Führung der Katholischen Arbeiterbewegung (KAB)
ziu- Gründungchrisdicher Richtungsgewerkschaften üoerging,
schlössen sich aber nicht einmal alle christlich orientierten Mit
glieder imDGB an. Der ersteGründungsversuch erwies sichals
vollkommener Fehlschlag. Erst der Juli 1959 erfolgte Zusam
menschluß mit einerReine kleiner konservativer Angestellteri
verbände und die Einbeziehungderchristlichen Gewe^chaften
des Saarlands ließ die Mitgliedszahl auf etwa 250 000 stei
gen. '̂*

Die Führung des Chrisdichen Metallarbeiterverbandes
(CMV), die selbstdieseZahlennoch für übertrieben hielt und als
eineTäuschung ansah, trat 1966 mit demgrößtenTeilder Mit
gliedschaft zur IG Metall über." SeitMitteder 70erJahre wird
vonSeiten konservadv-reaktionärer Kräfte anderReaktivierung
des Chrisdichen Gewerkschaftsbundes (CGB) mit dem Ziel der
Formierungeines Anti-DGB-Kartells unterEinschluß desDBB
und der DAG gearbeitet.

Allerdings wurde schon inden fünfziger Jahren eine taktische
Zielsetzung der christlichen Gewerkschafter innerhalb und au
ßerhalb des DGB sichtbar, die noch heute eine wesentliche Rolle
im CSU-Konzept spielt: nach den Bundestagswahlen 1953
wurde die Auseinandersetzung um die »Neutralität« des DGB
vor allem dazu benutzt, um - nachdem die Kommunisten bereits
biszum Beginn der 50erJahre weitgehend ausdemDGB, d. h.
aus dem Funktionärskörper der großen Einzelgewerkschaften
ausgeschaltet waren- linke Kräftezu eliminieren. Im Schußfeld
stand damals Viktor Agartz, der in seinerRedeaufdem Frank
ier Bundeskongreß 1954 des DGB eine scharfe und detail
lierte Kritik der Marktwirtschaft und der Restauration der alten
Macht- und Besitzverhältnisse in der Bundesrepublik geleistet
tmdsich damit als Hauptsprecher der linkssoziaiistischen Kräf
te im DGB profiliert hatte.^® In dieser Auseinandenetzung
profllierte sich die 1954 gegründete »Christlich-Soziale
Kollegenschaft«." In ihrem Organ »Gesellschaftspolitische
Kommentare« führte O. Nell-Breuning seine Angriffe gegen
V. Agartz, die letztlich zu dessen Sturz führten. In diesem
Organ wurde Jahre später von R. Altmann u. a. das Konzept
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der »Formierten Gesellschaft« entworfen und zuerst propa-
giert."

Die relativ erfolgreiche Ausschaltung linkssozialistischer
Kräfte mittels der Androhung der Gewe^chafts^dtung von
rechts" hatdanndie Kampagnen für einegewisse Zeit zumEr
liegen gebracht. ImZusammenhang mitden Arbeitskämpfenseit
1969 und vor allem im Umkreis der Bundestagswahlen 1972
flammten sie wieder verstärkt auf.

In alldiesen Auseinandersetzungen wiederholt sichstereotyp
die ausdem »Stoiber-Papier« und der Strauß-Rede »DGBwo
hin?« bekannte Terminologie: so in einem offenen Brief von
prominenten CSU-Mitgliedern (Vertreter im DGB-Landesbe
zirksvorstand) andenbayrischen DGB-Vorsitzenden." Immer
wiederwurden dieschon 1953 gestellten ultimativen Forderun
genandenDGBwiederholt - in ersterLinie dieSchaffung von
Möglichkeiten fraktioneller Arbeit für christliche Gewerkschaf
ter im DGB (so in einem Schreiben der »Arbeitsgemeinschaft
chrisdich-demokratischer DGB-Gewerkschafter« vom 3. 9.
1976 und auf der Bundesarbeitstagung Chrisdich-demokrati
scher HBV-Gewerkschafter 1977). '

4.
Beider Auseinandersetzung mitdenAngriffen derRechtskräfte
aufdieEinheitsgewerkschaften mußman sich freilich davor hü
ten, die Einheitsgewerkschaft selbst derDiskussion zu entzie
hen, indem man sie als eine Art Fetisch behandelt, sie zu einem
überhistorisch-moralischen Wert an sich stilisiert. Damit würde
man nur den Fehler wiedeiholen, den die Konservativen mit ih
rer Vorstellung vonden Grundwerten, dieder Verfassung vor
geordnet sind, zumSystem erhoben haben. DieEinheitsgewerk
schaft isteinhistorisch-polidsches Faktum- einProduktderge
schichtlichen Erfahrungen und Kämpfe der Arbeiterbewegung,
zugleich aber auch ein Produkt der politischen Konstellationen
in der Arbeiterklasse und der Arbeiterbewegung der BRD.

Einheitsgewerkschaften sind in vielen europäischen Ländern
in denJahren 1944/45 entstanden.SiewarenvorersteinErgebnis
derErfahrungen derZerschlagung derArbeiterbewegung durch
den Faschismus und die deutsche Okkupation- und: insofern
war die Einheit auch ein Moment und Resultat des antifaschisti
schen Widerstandskampfes. Das galt inerster Linie für die italie-
nbche CGIL und die f^zösische CGT. Ihre Gründung stand
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jedoch auch im Zeichen der internationalen Bündniskonstella
tion gegen denFaschismus, der sogenannten »Anti-Hitler-Koa-
lition«. So wurde 1945 in London als neue Gewerkschaftsinter
nationale der Weltgewerkschaftsbund (WGB) gegründet, dem—
um die Spannbreite der politisch-gewerkschaftlichen Orientie
rungzu verdeutlichen - sowohleinTeilder US-amerikanischen
als auch die sowjetischen Gewerkschaften angehörten.

In diesen Einheitsgewerkschaften schlössen sich in der Regel
frühere Richtungsgewerkschaften zusammen, diediepolitischen
und weltanschaulichen Hauptströmungen in der Arbeiterbewe
gungrepräsentierten: diesozialdemokratische undsozialistische
Richtung, die christliche und die kommunistische Strömung.
Diese Einheitsverbände wurden nicht nach dem Modell eines
Proporzkartells gegründet, sondernentstanden aufder Basis ei
ner gemeinsamen gewerkschafts- und gesellschaftspolitischen
Platnorm. Dazu gehörteauf jeden Fallder Antifaschismus und
ein antikapitalistisches Demokratieverständnis, d. h. zugleich
das Bewußtsein undWissen umdenengen Zusammenhang von
Kapitalismus und Faschismus. Danach war die Sicherung derfioUtischen Demokratie wesentlich an die Verwirklichungsozia
er Grundrechte (Recht auf Arbeit, Streikrecht, Koalitionsfrei-

iwerindustrie) sowie anplanwirtschaftlicheVorstel
lungen auf dem Gebiete der staadichen Wirtschafts- und Sozial
politik gebunden.

Es erscheint auf den ersten Blick als paradox, daß die meisten
dieser Einheitsgewerkschaften schon m der Anfangsphase des
Kalten Krieges-ab 1947/1948-wieder auseinanderbrachen (so
z. B. in Frankreich und in Italien), während der DGB als Ein
heitsgewerkschaft bestehen blieb, wiewohl auf deutschem Bo-
den-d. h. sowohl in der Konhx>ntationskonstelladon von BRD
und DDR, als auch in den innenpolitischen Frondinien der Ade-
nauer-Ara - der Kalte Krieg mit besonderer Härte ausgetragen
wurde. Obwohl dieses widersprüchliche Phänomen hier nicht
detailliert untersucht werden kann, so scheint doch eines evi
dent: in der westdeutschen Einheitsgewerkschaft bestand von
Anfang anemeindeutiges Ubergewioit der politisch anderSo
zialdemokratie orientierten Funktionäre und Mitglieder.^^

Diese »Hegemonie« wurde in den fünfziger Jahren noch gefe-
sdgt durch den schwindenden Einfluß, schließlich durch die
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administrativeAusschaltungderKommimisten sowiedurch eine
weitere Verschiebung nach rechts im Gefolge der Zurückdrän
gung des Einflusses linkssozialdemokratisoier Kräfte m den
nintziger Jahren.^^ Aufderanderen Seite vermochte diechristli
che Strömung keine Massenbasis zu gewinnen. Innergewerk
schaftlich sicherte sieihrenEinflußvor allem durcheinProporz-
s]^stem, das ihr z. B. bei Wahlen den Weg in die Vorstände von
ninzelgewerkschaften oder des DGB offenhielt oder auch - wie
imvorigen Abschnitt gezeigt wurde- durchDruckvonaußen.
Dies ist u. a. daraufzurückzufuhren, daß die CDU/CSU auch in
den fünfziger Jahrenzwarvon circa einem Drittelder Arbeiter
gewählt wurde, dieses Wählerpotential jedoch überwiegend
nicht gewerkschaftlich organisiert und orientiert war.'̂ Die
CDU/CSU wurde von der Mehrheit der Lohnabhängigen als
konservative Interessenvertretung der Restauration undfdes Ka
pitals betrachtet.

Klaus von Beyme hat die Einheitsgewerkschaft in der BRD
wegen ihres historisch konstitutiven Antikomtnunismus als
nicht »sehr belastungsfähig« bezeichnet.'̂ Es scheint, daß diese
geringe Belastungsfanigkeit der Einheitsgewerkschaft (d. h. die
Tatsache, daß sichdie Einheitsgewerkschaft nur zumTeil inei
nem organischen, historischen Prozeß des Sich-Aufeinander-
Beziehens verschiedener weltanschaulich-politischer Strömun
gen auf der Basis ebes gememsamen gewerkschafts- und gesell-
sch^tspolitischen Programms und im Rahmen gemeinsamer
Kampferfahrungen entwickelt hat)durch dieneue aggressive Po
litik derCSU gegenüber derEinheitsgewerkschaft aufdie Probe
gestellt werden soll. In diese Taktik gehtfreilich schon das Wis
sen eb, daß mühsame Proporzkonflikte und die beständige
»Abgrenzung nachIbks« dieHandlimgsfahigkeit der Ebheits-
gewerkschaft - zumal b der gegenwärtigen Krisensituation -
ebschränken und schwächen werden.

5.

In der bisherigen Darstellung ist schon deutlich geworden, daß
1. der Konflikt zwischen derEbheitsgewerkschaft undderCSU
eb lange Geschichtehat, tmd daß2.imKrisenprozeß derkapita
listischen Entwicklung seit dem Ubergang zu den siebziger Jah
ren die wesentlichenUrsachen für dieVerschärfungund Zuspit
zungdieses strukturellen Konfliktes zu suchen sind. Diese Hv-
podiesen sollen in diesem Teil anhand eber Analyse des Gesell-
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Schafts-, Staats- und Gewerkschafbvers^dnisses von F. J.
Strauß und derCSU präzisiert werden.

In dem bereits erwähnten Vortrag »DGB wohin?« nimmt
Strauß - bevor er noch auf die Frageder Einheitsgewerkchaft
eingeht - eine grundsätzlche Untersweidung der»cmistlich-so-
zialen Sicht der Gesellschaft von der sozialistischen« vor.
Grundwerte sind ihm dabei als erstes die Institution des Privatei
gentums - als »Eckstein der Marktwirtschaft, des allgemeinen
Wohlstandes und der Freiheit« - sodann die Familie und der
Staat, wobei er dem Sozialismus eme »Uminterpretation der
Demokratie von einer Staats- und Herrschaftsform in einen Pro
zeßderständigen Minimierung vonAutorität« unterstellt.'* Be
trachtet man (Uesen Grundwerte-Kodex, von dem Strauß an an
dererStelle ausdrücklich sagte, ersei»überverfassungsmäßig«",
sozeigt sich, daß den Gewerkschaften - wie auch den ancTeren
gesellschaftlichen und politischen Kräften - ein fest umrissener
Raum, ein eindeutig begrenztes Aktionsfeld zugewiesen wird,
das sieaufkeinen Fall verlassen dürfen. Privateigentum, Familie
und Staat werden zu Naturphänomenen h^postasiert; die Of
fenheit der Verfassungsordnung z. B. für eme alternative Wirt
schaft wird belanglos, weil die kapitaUstische Wirtschaft apriori
zum unveränderhchen Gnmdweit erklärt worden ist. Wer sie in
Frage stellt, derstellt nicht nurcUe Verfassimg, sondern auch cUe
Natur selbst in Frage.

Für eine konservativ-christliche Partei wie die CSU versteht es
sich von selbst, daß diese Neuordnung des Kapitalismus zu
gleich auch gottgewollte Ordnung ist. So bemüht (lenn auch
Strauß denlieben Gott, umgesellsdiaftliche Ungleichheit zu er
klären: »Der liebe Gott ist kein Sozialist, denn er hat die Men
schen ungleich geschaffen; unddeshalb hat esauch keinen Sinn,
von Chancengleichheit zu reden . . . Die Menschen sind nun
einmal ungleich, die einen sind gescheit, die änderet) sind weni
ger gescheit.« Die »Gleichheitsranatiker« dagegen, die wirkli
chen Antichristen, »machen die Welt doch alunählich zur Höl
le«.'* So ist denn auch eine biologisch-naturwissenschaftliche
und von göttlicher Vorsehung gdeitete Begründung für (lie
bayerische Bildungspolitik gef^den: »Wer hier mit modernen
Medizinern, die dieses Problem überprüft haben, odermoder
nen S(}ziologen, die sichmchtdem Marixsmus verschrieben ha
ben, sich unteidiält, der wird feststellen, daß es auf tausend Kin
dervielleicht ein hochbegabtes schöpferisches und dann darun-
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ter auch eine etwas größere Zahl von Begabten' gibt. Diese
Begabten in einem humanen Schulsystem herauszußndcn,
sieoesonders zu fördern und zur vollen Entfaltung zu bringen,
ist dieVoraussetzung dafür, daß dieLebenshaltung der breiten
Massen des Volkes von unten nach oben, statt durch eine
Gleichmacherei in der Bildungspolitik vonoben nach unten ni
velliert wird.«^'

Die Freiheit tritt so in einen radikalen Gegensatz zur Gleich
heit. Franz-Josef Strauß kommt daher oftmals aufdieJakobiner
und Robespierre zu sprechen, wenn er gegen »Gleichheitsapo-
stel« zu Felde zieht. Offensichtlich ist er sich dessen bewußt, daß
mit der französischen Revolution - und vor allemdurch die Ja
kobiner- dasThema Freiheitund Gleichheitaufdie geschichtli
che Tagesordnung der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft
gesetztwurde. Bewußtreihter sichimmerwiederin jeneTradi
tionslinie reaktionären politischen Denkens ein, das schon be
ginnend mit den ersten »contre-revolutionnaires« unter Beru-
ning auf Gott, Natur und Eigentum die Ungleichheit (damit
auch Ausbeutung und Unterdrückung der VoTksmassen inder
kapitalistischen Gesellschaftsordnung) überhaupt zur Voraus
setzungder Freiheiterklärten. Demgegenüber waresdie sichim
19. Jahrhundert herausbildende Arbeiterbewegung, die den
Grundgedanken der französischen Revolution aufgriff und in
diepraktische Politikhineintrug: Freiheit füralle kannesnurun
ter der Voraussetzung materieller Gleichheit, d. h. der Ein
schränkung und der Aufhebung der andasproduktive Privatei
gentum geoimdenen Ungleichheit geben. Das ist die Substanz
desDemokratiekonzepts, dasdieAroeiterbewegung (wenn auch
in vielen Richtungen und Nuancen ausdifferenziert) entwickelt
hat imdvertritt. Und esistgerade diese Demokratiekonzeption,
gegen die Strauß unter der Fahne des »Anti-Kollektivismus«
(Freiheit stan Sozialismus) seinen ideologischen und politischen
Kreuzzugentgeht. Daß er nur zu oft dasUnheildeskommuni
stischen Machtzuwachses und der parallelen »Dekadenz« der
westlichen, entwickelten Industrienationen beschwört, beweist
jedochauch,wiesehrer sichbeidiesem Kreuzzug geschichtlich
in der Defensive befindet.

Da Privateigentum, Freiheit und Individualität unauflöslich
miteinander verknüpft sind,kann esnicht verwundem, daßun^
ter den Menschen, an die sich die CSU wendet, der Unternehmer
ganz an der Spitze der Wertehierarchie steht. Denn - so der

46



CSU-PolitikerW.Dollinger- »DerUntemehmerberufverlangt
Begabung (die bekanntliä nur ganz wenigen voibehalten ist,
d. V.) und den Einsatz der ganzen Persönlichkeit. Fleiß, um
fangreiches Wissen, Einfallsreichtum, Gespür für Entwicklun
gen, Erkennen der Marktchance, Flexibilität, Entscheidungs
kraft, Risikobereitschaft, Umsicht, Ausdauer und Verantwor
tungsbewußtsein sind unabdingbare Eigenschaften.« Kurz- der
Unternehmer ist der »unverzichtbare Motor unserer Volkswirt-

40Schaft«.
Die Wirtschaft darf jedochnicht nur vomStandpunktdieser

»Superpersönlichkeit«, siemußauch »als Angelegenheit desein
zelnen Arbeimehmers« begriffen werden. So der CSU-Minister
F. Pirkl,zugleich Vorsitzender derCSA: »Es giltdeninitiativen,
kreativen Arbeitnehmer individuell anzusprechen . .. Auch
Mitbestimmung ist in erster Linie eine Angelegenheit, die jeden
einzelnen Arbeitnehmer angeht. . . Nichtder >kollektive«, der
individuelleArbeitnehmer muß der Arbeitnehmer der CSU sein;
kein patriarchalisch, aberauch keinkollektivistisch bevormun
deter Arbeimehmer. Das Ziel für eine realistische, zukunfts-
orientierte Sozialpolitik muß sein, alle Arbeitnehmer zu Unter
nehmern zu machen. Dies ist nur über den Gedanken der Part
nerschaft möglich, nicht über den Klassenkampf und auch nicht
über ein stets neu belebtes Gruppen- und Funktionärsden
ken..'"

Der Gegensatz vpn Kapital und Arbeit, von Unternehmern
und Arbeitnehmern wird also durch den kühnen Gedanken auf
gelöst, demzufolge derArbeitnehmereineArt »Unternehmer im
Wartestand« sei. Gleichwohl - sieht man von solchen seichten
Phrasen ab - wird hier der »Anti-Kollektivismus« als eine klar
gewerkschaftsfeindliche Position definiert; denn der »kollektive
Arbeitnehmer« ist genau genommen nichts anderes alsdie Ge
werkschaft. Sie ist die kollektive Organisation, die sich die
Lohnabhängigen erkämpfthaben, gerade weil sienur dann ihre
Interessen schützen können, wenn sie der gesellschaftlichen
Macht und Überlegenheit des Kapitals diegesellschaftliche und
politische Macht mrer Organisation gegenüberstellen. Heinz
OskarVetter hatdieses Grundprinzip emer freien Gewerkschaft
klar definiert: »Fragen wir tms nach den Grundlagen der Ge
werkschaftsbewegung, sostehenwir heutewievorhundertJah
renvordemselben Tatbestand: dersozialen Unterlegenheit und
Abhängigkeit des Arbeimehmers. Er muß seine Arbeitskra^
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verkaufen, untden färsich selbst und seineFamilie no^endigen
Lebensimterhaltzudecken. Als einzelner, aufsich allein gest^t,
isterder Ubermacht derer ausgeliefert, die über Kapital und Ei
gentum an den Produktionsmitteb verfugen. Erst solidarisch
und mit Hilfe gemeinsamer Aktionen vermögen wirUnterdrük-
küng, Abhängigkeit undAusbeutung aufzuheben. Damit wol
len wir die z^lreichen sozialen Fortschritte gar nicht leugnen.
Doch auch sie, ihreDurchsetzung tmd ihrenweiteren Ausbau
verdanken wir den Gewerkschaften, dem Zusammenschlußder
Arbeitnehmer. Nur kollektiv können wir der geselhdxMi-
chenMacht der Gegenseite eigene Macht entgegenstellen. Dies
sinddieGrundlagen desgewemchaftlichen Zusammenschlusses:
siesind bis in dieGegenwart im Prinzip unverändert.«"*'

Nach dem CSU-Menschen- und Gesellschafubild sind die
Gewerkschaften, deren Existenz nun einmal nicht ^eleumet
werden kann, einmehroderweniger großes »kollektivistisches«
Übel. Daraus folgt jedoch schon eine rigorose Beschränkung
gewerkschaftlicher Autonomie. Den Gewerkschaften wird auf
jeden Falldas Rechtabgesprochen, ihreZwecke undZiele auto
nom, ausden Interessemagen derer, diesievertreten,abzuleiten.
So unterstelltz. B. der CSU-Bundestagsbageordnete E. Ziegler
als Selbstverständlichkeit, »daß die mrtschafbverbände ein
schließlich der Gewerkschaften sich dem Ganzen verpflichtet
fühlen, daß sie sich am >Gemeinwohl< orientieren.«^ Dieses
Postulatder »Gemeinwohlbindung« der Gewerkschaften, das
sichinzahlreichen Varianten des Integrationismus wiederEndet,
gewinnt freilich imRahmen desCSU-Weltbildes einbesonder«
Profil. Die Gewerkschaften werden - wie Jürgen Kaesmer in
seiner Studie überdie »gegenwärtige Gesellschafcs- und Staats
auffassung der CSU« herausgearbeitet hat - als »Teil einer ge
gliederten Struktur« bestimmt"*"*: ihre Existenzberechtigung er
streckt sich aufdieWahrnehmung von Ordnungsfunktionen in
einer gesellschaftlich (durch das Privateigenmm), politisch
(durchdenstarkenStaatals»Ordnungsmacht«} und ideologisch
(durch die »Grundwerte« der christlichen Privateigentumsord
nung) vorbestimmten Ordnung.

Daraus folgt, daß z. B. die Tarifautonomie (wichtiger wäre
hier noch die Koalitionsfreiheit und das aus ihr hervorgehen
de Recht zur Selbstbestimmung gewerkschafüicher Zwecke)
eben nicht als ein gleichwertiges soziales tmd demokratisches
Grundrecht anerlunnt wird. 1967 sagte F. J. Strauß
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in einem Interview mit dem »Spiegel«: »Ichhabean der Re^e-
rungserklärung des ehemaligen Bundeskanzlers im Herbst 1965
beanstandet, naß er die Tanfautonomie als ein demokratisches
Grundrecht bezeichnethat. Ich war und bin nicht in der Lage,
dem von mir gebilligten Gnmdsatz der Tarifautonomie dieselbe,
juristische, moralisrae und politische Wertigkeit zu geben wie
dem Grundsatz derMeinungsfreiheit oderderUnverletzlichkeit
des menschlichen Lebens und der Unantastbarkeit der Frei
heit.«^®

Die politisch übergeordnete Ebene, die das »Gemeinwohl«
definiert, istderStaat. DieVerbände vertreten vorallem beson
dere, gruppenegoistische Interessen. Sie sind aus sich heraus
nicht inderLage, das Gemeinwohl ständig zu berücksichtigen
tmdzu verwirklichen. Je mächtiger dieVerbände, umsomächti
germuß also der Staat sein. Im Grundsatzprogramm der CSU
heißt es dazu; »So isteszueinervordringlichen Aufgabe fi-eiheit-
licher Gesellschaftspolitik geworden, ^zu optimistische Vor
stellungen einerproolemfreien Übereinstimmung zwischen dem
Pluralismusder Verbändeaufdereinen tmddem Allgemeinwohl
aufder anderen Seite zu berichtigen und die zu wahrende Frei
heit autonomer Gruppen am Freiheitsanspruch anderer auszu
richten. So kommt es dem Staat zu, der Gesellschaft Ziele zu set
zen. Dies bedeutet, daß der demokratische Staat seiner Rolle nur
dann gerecht werden kann,wenn in der politischen Willensbil
dung mehr geschieht als lediglich eineSammlung von Forderun
gen organisierter Interessen.«"*®
. Setzen wir diese programmatische Aussage, dieaufdenersten
Blick die »Gleichwertigkeit« von Verbänden wie den Arbeitge
berverbänden und den Gewerkschaften nahelegen könnte, je
doch in Beziehung zu dem Katalog der Grundwerte, der ja'ge
rade für die staauiche Politik der Sicherung des »Allgemein
wohls« handlungsbestimmend seinsoll,so reduzieren sichdiese
Sätze auf die Forderung, daß der Staat mit den ihm eigenen Ge
waltmitteln (als »starker Staat«) die kapitalistische Wirtschafts-
und Eigentumsordnung und die chrisdiche Wertordnung zu ge
währleisten und- das ergibt sich dann notwendig aus diesem Zu
sammenhang- in ersterLinie dieMachtund denMachtzuwachs
der Gewerkschaften zu begrenzen habe.

DieDefinition des»Freiraums« gewerkschaftlicher Organisa-
tions- und Handlungsbedingungen entspringt also einer politi
schen Vorstellungswelt, dieeinerseits in der Traditionder auto-
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ritären Staatskonzeption steht. Sie ist durchElemente von He
gels Rechtsphilosophie (man denke nur andessen Bestimmung
der Stellung der »Korporationen« im bürgerlichen Staat) ebenso
bestimmt wiedurchdiePluralismuskritik eines CarlSchmitt (die
diesen zur Apotheose des »totalen Staates« führte). Zugleich
wird sie überwölbt durch die Tradition des aus der katholischen
Sozial- undStaatslehre beeinflußten ständestaadichen Konzepts
(das bei den chrisdichen Gewerkschaften der Weimarer Repu
blik, z. B. bei Stegerwald und Brünine, tief verwurzelt war und
das stark auf ihre Versuche zu einer »mtegradon« in den faschi
stischen Saat einwirkte). Solche Vorstellungen sind nicht be
sonders originell. Sie sindeinerseits in die Praxis faschisuscher
Regimes des20.Jahrhunderts (z. B. in Italien undSpanien) ein
geflossen. Andererseits sindsienach 1949 als Leitvorstellungen
einerkonservadven Integrationslehre indieKonzeption derso
genannten »organischen Integration« der Gewerkschaften ein-
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)er bekannteste und wirkungsvolkte Vertreter dieser Rich
tungistzweifellos GoetzBriefs, derdieAuffassung vertritt,daß
sich die Gewerkschaften in Westeuropa und in den USA voll
ends nach dem 2. Weltkrieg zu »befestigten Gewerkschaften«
entwickelt haben. Diese »Befestigungshypothese« will sagen:
Die Gewerkschaften und ihre Forderungen sind durch Unter
nehmer und Staat anerkannt. Die Gewerkschaften übernehmen
selbstzum Teilöflentliche, quasi-staatliche Funktionen- unter
der Voraussetzimg, daß sie die herrschende Eigentums- und
Staatsordnung anerkennen und insoweit sie sich am »Gemein
wohl«, an der Verpflichtung zur Sicherung desübergreifenden
Ganzen orientieren. Dennoch stellen die Gewerkschaften für
Briefs immer noch einenormes Störpotential dar. Siebilden für
dieStabilität dieserWirtschafa-undGesellschafaordnungeben
Unsicherheits- und Risikofaktor, der einerseia aufihrerorgani
satorischen Macht, andererseits auf der möglichen Labilitätder
Mitgliederinteressen begründet ist. Der Staat ist daherständig
aufgefordert, dieses Störpotential zu überwachen, b den
Schranken der Befestigung zu halten, zumal dann, wenn die
Gewerkschaften Forderungen vertreten, die - nach der Auffas
sungvonBriefs - denRahmen der»Befestigrmg« überschreiten:
so z. B. dieForderung nach paritätischer Mitbestimmung oder
andere gesellschaftspolitische Reformforderungen.

Gleicheinem roten FadendurchziehtdaherdieBeschwörung



eines drohenden »Gewerkschaftsstaates« dieAusfuhrungen von
Briefs: »Wenn dieDemokratie nicht mehrdurch religiöse und
moralische Sanktionen gesichert ist,nochdurchnationale Ober
zeugung gedeckt ist, wenn siealso pragmatisch entartetund in
das Geschiebe großer Verbihide geraten ist,dann lebtsiedavon,
daßdiese Blöcke sichimGleichgewicht befinden. Wennaberei
ner von ihnen übermächtig wird auseigener Kraftund in Ver
bindung miteinerpolitischen Klassenpartei, dannistdieDemo
kratie existentiell gefiihrdet und außerstande, ihreAufgaben zu
erfüUen, nämlich dasGemeinwohl zu wahren. Sie führt einpre
käres Dasein. Sie hat keine genügende Autoritätmehr, dasVer
nünftige undRichtige zutun. IhreKraft wirdweitgehend davon
absorbiert, am Leben zu bleiben.«^^

Diese These von der »pragmatischen Entartung«, die besagen
will, daß dieEinheit der politischen Willensbildung durch die
»Zerrissenheit« der Verbandsinteressen und durch die Konfron
tation politischer Klasseninteressen z. B. in den Parlamenten
unmöglich geworden ist, führte schon bei den reaktionären
Staatsrechtstheoretikern in der Spätphase der Weimarer Repu
blik dazu, daß sie gesellschaftliche Interessenvielfalt als verfas
sungswidrigen »Pluralismus« denunzierten unddaßsiezugleich
zu Befürwortern der Diktatur wurden; denn nur diese - so be
haupten sie-konnte gegenüber diesem »Pluralismus« (derletzt
lich Ausdruck der gesellschaftlichen Klassenspaltung ist) die
staatliche Einheit wiederherstellen und mit den Atteln derpoli
tischen Gewalt sichern.*'

Damit ist jener historisch-geistesgeschichtliche Zusammen
hangangedeutet, aus dem heraus das Leitmotiv der Politikder
CSU und von Strauß verständlich wird: die BRD befindet sich
seit dem Machtantritt der sozialliberalen Koalition und als Kbn-
sej^uenz ihrer Politik ineiner schweren Krise, diekeineswegs auf
wirtschaftliche Krisenprozesse reduziert werden kann. Strauß
hat dies 1974 wie folgt formuliert: »Wir befinden ims in einer
Ausnahme-Situation, die an den Bestand dieses Staates insge
samt rührt . . . Der Verteilungskampf wird häner, die gesell
schaftspolitische Atmosphäre wird unangenehmer, Konfronta
tionen werden immer schärfer, undindiese Gesellschaft, dieein
hohes Maß an Konsens braucht, wenn sie den Konflikt mit de
mokratischen Mitteln austragen soll, wird die Frape des Uberle
bens einer freiheitlichen Gesellschaftsordnung hineingetragen,
dieals langfristiges Problem jedenfalls emsterzu nehmen ist, als
die Lächler von heute tun.«®"
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ImMittelpunkt dieses Krisenbegriffes stehtalso dieBeschwö
rungdes Zerialk der Staadichkeit, der zunehmenden »Unre^er-
barkeit« der westlichen Demokratien. Die Bundesrepublik ist-
so der »B^emkurier« - ein »unregierbarer Versor^ngstaat«
geworden. ) Das zerstörende Element bilden Sozialpolitik,
Verteilungskämpfe und ein »Exzeß an Demokratie«, ein »sub
versiv gebrauchter Demokratiebegriff«."

»Die Forderung nach Systemveränderung, nach Investitions
meldestellen, dasSchüreqder Anspruchsinflation, dieVerteufe-
lungvon Leistungswillen und Risikobereitschaft vor allen Din
gen beim Unternehmer, das Heranzüchten einer geistigen
Grundhaltung, die Eigenverantwortung klein, die Verantwor
tung des Staates aber mr die Befriedigung aller möglichen und
utunöglichen Bedürfnisse ganz groß schreibt. Der Sozialismus
kaim nicht leugnen, daß er drei menschen- und gesellschafts
feindliche Eigenschaften züchtet, nämlich Neid, Feigheit und
Faulheit. Desnalb müssen wirzusehen, daß das soziale Netz, das
CDU und CSU für unsere Gesellschaft geknüpft haben, nicht
mehrund mehrzur Hängematte wird, zur Hängematte für Bü
rokraten und Funktionäre, zur Hängematte für Bequeme und
Faule, für Ideologen und Vorbeter-.«

Daswichtigste Mittel gegen diese Krisen- undZerfallprozesse
- und insbesondere gegen die Verteilungskämpfe - ist die Stär
kungder Autorität desSf^aates. So heißtes in einem Beitrag des
konservativen Politologen N. Johnson für den vonW. Hennis
ü. a. herausgegebenen Band »Regierbarkeit«, auf den sich die
CSU-Ideologen besonders gerne Beziehen: »Denn sehr wahr
scheinlich könnte nurdieInanspruchnahme einer solchen Auto
ritätundeine größere BereitschaftzurHerrschaft seitens derRe
gierenden Aussicht daraufgeben, daß sie mitden Problemen fer
tig werdenwürden,diesichetwaausgrößeren Verteilungskon-
flDcten, Reaktionen oderEnttäuschung über eine nicht mehr an
steigende Wohlfahrtsrate, Widerstände gegen wirtschaftliche
Strukturveränderungen oder der Notwendigkeit größerer Ver
teidigungsanstrengungen ergeben würden.«" Offener noch
formuliert der »Bayemkurier«-Journalist W. Horlacher dieses
Konzept: »Eigentlich müßte eseine >Diktatur zur Verteidigung
der Demokratie< geben.«®® Im Programm der CSU von 1976
stehtdiese Forderung nachdem»starken Staat« imMittelpunkt:
»Nur ein starkerStaat, rechtsstaatlichen Prinzipien verpflichtet
und mit Autorität ausgestattet, besitzt die notwendige Hand-
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lungs^igkeit und Kraft, dieFreiheit deseinzelnen Bürgers zu
sichern undfürsoziale Gerechtigkeit zu sorgen. Nur einstarker
Staat kann liberal sein. . .nureine wehrhafte Demokratie garan
tiert Bestand und Zukunft unseres Staates.«^'

Was dies in der Wirklichkeit bedeutet, ließ Strauß erkeimen,
als ersich »von dem inneren Frieden undderpolitischen Stabili
tätinChile beeindruckt« zeigte" und behauptete, daß imfaschi
stischen Chile des General Pinochet »die rechtsstaadiche Ord
nung ungeschmälert funktioniere.« '̂ Zugleich präzisierte sich
diese Konzeption, wennsieindenZusammenhang derkontinu
ierlichen Hetze von Strauß gegen-liberale und sozialistische In
tellektuelle (die aktuelle Auseinandersetzung um die »Ratten
und Schmeißfliegen« ist hier ein neuer Höhepunkt) stellt. Im
Jahre 1977 schrieb er im »Bayemkurier«: »Erstens: Wer Kon
flikt als einzige geschichtliche Wahrheit lehrt, der Jugend em-
trichtert, istemgeistiger Geburtshelfer des anarchistischen Ter
rorismus. Zweitens: Wer in Schulplänen, Rahmenrichtlinien,
Ausbildungsrichtlinien. . . den Konflikt imEiterhaus alsnatür
lich vorschreibt, wer Ausbilder und Lehrlinge als Unterdrücker
und Unterdrückte kennzeichnet, wer Arbeitgeber und Arbeit
nehmer als Ausbeuter und Lohnsklaven verleumdet, wer Ge
schichte und Gesellschaft als blutigeBühnen von Gewalt und
Gegengewalt verzerrt, der ist ein Feind des inneren Friedens.
Undderdarfsich nicht heuchlerisch odernaiv wundem, wenn
die Saat aufgeht, und wenn aus dieser Saatdie Buback-Mörder,
die Ponto-Mörder, die Polizisten-Mörder, die Lorenz- imd
Schleyer-Entführer entspringen.«®'

Aus diesem Kriminalisiemngszusammenhkng werden dann
auch Gewerkschaftsvorsitzende nichtausgenommen. Soschrieb
der »Bayemkurier« am24. 6. 1978 über den IG-Metall Vorsit
zenden Eugen Loderer: »Gewiß verurteilte auch Loderer den
Terror, düngte aber zugleich den Boden dafür, indem er das
obente deutsche Gerichtwegen der Mitbestimmungsklage öf
fentlich unter massiven DrucK setzte. Zugleich besenimpfte er
dieUntemehmer ineiner zuvor nurvon extremen Linken prak
tizierten Art und Weise.« Schon am 15.11.1975 hatte der »Ba
yemkurier« den DGB-Vorsitzenden mit Goebbels, Lenin und
Bakunin verglichen undeine Rede vonihmwie folgt charakteri-
sien: »Einen brüllenden und tobenden ehemaligen HJ-Führer
namens Vetter, der gegen die Arbeitgeber wetterte, im gleichen
Jargon, wie es früher gegen die Leute mit den »gro^n und
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krummen Nasen« geschah; einen DGB-Chef, derKlassenkampf
in rüdester und primitivsterForm als Parole des Umsturzes aus
gab; dem nichts anderes einfiel, als dieArbeimehmer aufeuhet-
zen, die Straße zu mobilisieren, die leitenden Angestellten als
mißbrauchbare Instrumente der Kapitalisten zu denunzieren
. . . Was sich Vetter zumThema der »paritätischen Mitbestim
mung«, uminseinem Jargon zu bleiben, ausdem Halsstieß, hat
mit pannerschaftlichem Zusammenwirken im Sinne Sozialer
Marktwirtschaft nichts mehr zu tun. Das ist Umsturz im Sinne
desAnarchisten Bakunin, aberzugleich unvergorene revolutio
näre Theorie Lenins . . .«

Aus alledem geht eindeutig hervor: freie und autonome Ge
werkschaften gehören fürStraußunddievon ihmvertretene Po
litik der »otganischen-repressiven Intenation« zu den Haupt
kräften, die mr die Kriseder »Unrerierbarkeit«, für den Prozeß
der g^ellschaftlichen und moralischen Zenetzung verantwort
lich sind und die durch den »starken Suat« in die Schranken ver
wiesen werden müssen. In diesem Sinne äußerte sich Strauß auch
überdenStahlarbeiterstreik 1978/79: »Derausmachtpolitischen
Gründen und zur Demonstration vermeintlicher politischer
Stärke durch den DGB vom Zaun gebrochene Streik in der
Stahlindustrie, dessen wirtschaftliche Sinnlosigkeit allgemein
anerkannt wird, ist hier nur ein vorläufiger Höhepunkt beim
Rückfall in gefiüirliches Klassenkampfdemten und m kostspie
lige Verteilimgskämpfe, man könnte schon bald sagen Venei-
lungskriege.«^

Um jedoch die prinzipielle Gegnerschaft der CSU gegenüber
einer Gewerkschaftsbewegung zu ermessen, die sich nichtauf
eineautoritär- und ständestaauiche »Befestigung« festlegen läßt
und die gerade in Krisenperioden durch die Aktivität und die
Forderungen der eigenen Mitgliederbasis zur kämpferischen
Auseinandersetzung umunmittelbare Interessen (wiez. B. Ar-,
beitsplatz- und Lolmsicherung), aber auch um gesellschafts^li-
tische Reformziele gedränn wird, reicht der Hinweis auf die
»Befestigungsideologie« niät ganz aus. Vielmehr muß noch be
rücksichtigt werden, daßsich meBegründungdieser konservati
ven Integrationsstrategie, dieeine rettende »Wende fürDeutsch
land« herbeihihren will, immerauch ausder übergreifenden, d-
les durchdringenden Bedrohung durch den »Weltkommunis
mus« ableitet. Diese Bedrohung vermittelt sich auf vielfältige
Weise - z. B. durch die »liberalistische« Zerstörung von
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Grundwerten, durch sozialdemokratische Sozial- und Bil
dungspolitik, durch Intellektuelle u. a._m. - imd: sie ist (wenn
auch oftverhüllt) allgegenwärtig. Wie die folgenden Bemerkim-
gen des Kommunismus-»Spezialisten« der CSU, des Grafen
Huyn, zeigen, wird dabeiden Gewerkschaften einebesondere
Rollezugeschrieben. Der »Weltkommunismus« bedientsichbei
seiner suDversiven Strategie nämlich vorallem derGewerkschaf
ten. »Einflußnahme auf westliche Gewerkschaften und Versu
che der Manipulation derwesteuropäischen Arbeiterschaft zur
Beeinträchtigung der marktwirtschaftlicnen Leistungsfähigkeit
und zur Entstehung von Unruhen, Zerstörungen des I^hn-
Preis-Gefüges und damit Herstellung einer Klassenkampf- und
Bürgerkriegssituation, insbesondere m den Ländern des freien
Europa.«®

Selbstverständlich macht sich der Gegensatz zwischen den ge
sellschaftspolitischen »Grundwerten« vonCSUundDGBauch
auf der konkreten Ebene deraktuellen wirtschafts- imd gesell
schaftspolitischen Programmatik geltend. Alle wichtigen gesell
schaftspolitischen Reformvorstellungen, die derDGB u. a. auch
als Reaktion auf die Erfahrung der kapitalistischen Wirtschafts-
I^ise, aber auch als Reaktion aufdie neuen Dimensionen kapita
listischer Rationalisierungsprozesse entwickelt hat - z. B. be
triebliche, Unternehmens- und überbetriebliche Mitbestim
mung, Investitionskontrolle und -lenkung, kollektive Vermö
gensbildung, beschäftigungsorientiene Wirtschafts- und Fi
nanzpolitik, Schutz vorArbeitsintensivierung und Rationalisie
rung, Humanisierung derArbeitdurchTarifvertrag, Verbotder
Aussperrung, Reform derberuflichen Bildung, Verkürzungder
wöchentlichen Arbeitszeit u. a. m. - sind bei der CSU und
Franz J[osef Strauß auf kategorische Ablehnung gestoßen. So
Strauß in seinem Vortrag »DGB wohin?«: »Zusammengenom
menwürden diese Maßnahmen eine totale Syndikalisierungun
sererWirtschaft, Gesellschaft und desStaates bringen.«®

Im Grunde genommen konzentriert sich die Erklänmg der
wirtschaftlichen Krisenprozesse seit1975 aufdenNachweis, daß
eine dem Privateigentum (und damit der individuellen Leisttmg)
sowie dem Unternehmertum feindliche Politik und Ideologie -
von Seiten der sozialliberalen Regierungspolitik ebenso wie von
Seiten derGewerkschaftsmacht-die Krise hervorgebracht hdie.
Als »Faktoren«, die unsere Wirtschafuordnung »bedrohen«,
werden vondem CSU-PolitikerW. Dollinger neben der »haüs-
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gemachten Inflation« (die hauptsächlich auf eine »überzogene«
Sozialpolitik zurückgeführt wu-d), der »finanziellen Oberbela-
stimg der Unternehmen« und den »inflationären Lohnabschlüs
sen bei gleichzeitiger Verkürzimg der Arbeitszeit« genannt:
». . . Erzeugung eines untemehmerfeindlichen, dasprivate Un-
temehmertun generell diffamierenden Klimas und durch die
Forderungen nach Sozialisierun^ sowohl der Volkswirtsch^
(globale Investitionskontrolle) wie der einzelnen Betriebe (Mit
bestimmung).«^^

DasProgranun derKrisenüberwindung istdaherso eindeutig
wiedas Programm keineranderen Parteiauf die Interessen des
privatwirtschaftlichen Profitsystems zugeschnitten. Seine wich
tigsten Elemente sind »Senkung der Inflationsrate . . . durch
maßvolle Haushalts- und Tarifpolitik«, »Reduzierang der
übermäßigen Belastungen derUnternehmen imsteuerlichen Be
reich«, »Beschränkung des öffentlichen Konsums«, »Aufgabe
aller übersparmter Reformforderungen des >demokratischen So
zialismus« {gegenüber der Wirtschaft (z. B. im Bereich der Be-
rufsausbilcmng)« »Beendigung der Unsicherheit aufdem Gebiet
der Mitbestimmung durch eine gleichgewichtige Regelung der
Stimmenverteilung für Arbeimehmer, Unternehmensleitung
und Anteilseigner«, »Aufgaben der Pläne für die Investitions
lenkung«, »Privatisierung oder Reprivatisierunp öffentlicher
Aufgaben, wo immer dies möglich ist. . .«, »Emführung des
Prinzips der Eigenbeteiligung im Gesundheitswesen«, und
schließlich: »AnerkeimungderUntemehmerposition inderGe
sellschaft als nicht nur ftmktional, sondern auch moralisch
deichberechtigt gegenüber den Funktionen und Ansprüchen
der übrigen sozialen Schichten in der sozialen Marktwirt-

29Schaft.«
Diese Programmatik ist keineswegs auf dem Boden einer be

sonderen, geistigen Anstrengung in der CSU entstanden. Wort
für Wort nndensichdiese Forderungen in denGrundsatzerklä
rungen und gesellschaftspolitischen Verlautbarungen der Ar-
beitgeberverbände.^ Strauß selbst bewegt sich ganz in diesem
Zusammenhang, wenn er seiteinige Zeit fast in jeder Rede den
Satz wiederholt: »Wir müssen heute den Mut haben zu sagen,
daß die Grenzen des Sozialstaates erreicht sind.«'' Sein »Sanie
rungsprogramm« konzentriert sich daher immer einseitiger auf
dieForderung, den Staatsanteil am Sozialprodukt auf den Stand
um dieMitteder 60erJahre zurückzuführen - und zwardurch
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Abbau der sozialen Leistungen, Abbau staatlich finanzierter
kollektiver Leistungen (bei ^eichzeitiger Steigerung der Rü-
sttingsanstrengungen, was nurzueiner weiteren Besäiänkung
des »sozialen Konsums« fuhren kann).

Die bedrohliche Originalität dieser Konzeption lie« also we
niger in ihren wirtscnaftspolitischen Einzelbestanateilen als
vielmehr inderKombination dergesellschafts- undwirtschafts
politischen Programmatik der Bundesvereinigung der Deut
schen Arbeitgeberverbände mitderpolitisch-ideologischen Pro
grammatik der Überwindung der »Unregierbarkeit« der heuti
gen BRD durch die Etablierung eines »starken Staates«. Wenn
Strauß sagt »Ich binderdeutsche Thatcher!«^^, sowill er damit
nicht nur seine Sympathie für die konservative Premierministe
rin von Großbritannien ausdrücken. Er bekennt sich vielmehr
zu einer politischen Strategie, zu emem »Programm nationaler
Gesimdung«, dem die FA2 »mideidlosen Realismus« beschei
nigt, denn Frau Thatcher räumt freimütig ein, daß ihr Experi
ment zwar mehr Chancen imd Initiativen bietet (für die »freie
Wirtschaft«), aber gleichzeitig »mehr Ungleichheit« bringt. Am
9. 1. 1980 schrieb die FAZ: »Die Sorge in der Londoner Cit^
(dem Zentrum des britischen und internationalen Finanzkapi
tals, d. V.)giltwachsenden Anzeichen, daßdiebritischeÖffent
lichkeit Frau Thatchers Appell, eine schmerzhafte Therapie für
hoffentlich nurkurzeZeitimnationalen Interesse tapfer ninzu-
nehmen, nichtversteht.« DasHaupthindernis für dieVerwirkli
chungdes brutalen Programms der Zerstörung von Elementen
der Wohlfahrts- und Sozialstaatlichkeit, der »Restauration« der
unumschränkten »Freiheit« desKapitals bildendieArbeiterund
Angestellten und ihre Gewerkschaften. Denn diese - die alten
»vaterlandslosen« und antinationalen »Gesellen« - wollen of
fenbar nichteinsehen, daßeinProgramm, dassteigende Arbeits
losenzahlen, höhere Inflationsraten, Reallohnsenkungen größe
ren Ausmaßes und die drastische Verringerung staatlicher So
zialleistungen nachsich zieht,ausgerechnet ihnenals Opfereiner
»nationalen Wiedergeburt« aufgebürdet wird, die die Wieder
herstellung eines freien undfunktionierenden Kapitalismus zur
Voraussetzung fürdieVerbesserung ihrer eigenen sozialen Lage
erklärt.

Schon jetzt haben aber die Ideologen, die den scheinwissen
schaftlichen Zynismus der Lehren von Milton Friedman in die
Formel »Freiheit statt Sozialismus« einbringen, eine Erklärung
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für das Scheitern ihrer E^erunente der »nationalen Wiederge
burt« zur Hand: die Regierung bt zu schwach, die Menschen
selbst sind schon durch dieWirkungra der Sozii^taatlichkeit zu
sehr korrumpiert, um gegen die »Übermacht md Willkür der
Gewerkschanen« (soformuliert dieFAZimBlick aufEngland)
zu bestehen. Die »Herkules-Arbeit« (FAZ vom 26. 11. 1979),
die geleistet werden soll, li^ in der »Zügelung« der Gewerk-
schu^tsfreiheit und -macht. Sie liegt- mit anderen Worten- in
derBereitschaft und Fähigkeitdes Staates, zurDurchsetzungder
»Radikalkur« auch radikue politische Macht- und_Gewaltmittel
anzuwenden. Der Stahlarbeiterstreik, der nun seit Monaten in
En^and vorsich geht und eskaliert, istdaher für die konserroti-
ven undreaktionären Ideologen zum entscheidenden Feld einer
politischen Auseinandersetzung geworden, indem die Fähigkeit
zurAnwendung dieser Gewaltmittel gegen die Gewerkschafts
bewegung endlich praktisch werden soll. Freilich mengt sich in
manche pessimistischen Kommentare von dieser Seite gelegent
lich schon die Frage, obdenn überhaupt das demokratische Sy
stem mit seinem Wahlmechanismus imd der Labilität der »öf
fentlichen Meinung« der angemessene politische Rahmen sei.
Um diese notwendige »Radikalkur« überhaupt zu bestehen.

Gewiß bestehen zwischen den englischen undden westdeut
schen Verhältnissen bedeutende Unterschiede: die Krise des
endischen Kapitalismus ist länger und tiefer - die Strukturen
und das Selbstverständnis der englischen Gewerkschaftsbewe
gung unterscheiden sich erheblich von denen derDGB-Gewerk
schaften. Für die Mehrheit der politischen Interessenvertreter
des Kapitals in der BRD steht daher zum gegenwänigen Zeit
punktdie »Thatcher-Roßkur« noch nicht aufderTagesordnung,
sie wollen vielmehr den »sozialen Basiskonsensus« aufrechterhal
ten, der als einwesendiches Attributdes»Modell Deutschland«
g^t und der auch von konservativen Kräften in aller Welt re-
spekt- und neidvoll betrachtetwird. Die Aufrechterhdtung die
ses Basiskonsens (zwischen Kapital, Arbeit imd Regierun^_ ist
freilich daran gebimden, daß die SPD als Regierungspartei die -
immer schwieriger werdende —Aufgabe des Ausbalanderens
von Kompromissen und zugleich der politischen Intention der
Gewerkschaftsbewegung zu erfüllen vermag. Die ihatcher-
Strauß-Linie der Polarisierung und der repressiven Integration,
die dann neben der politischen Konfrontation mit der »Gewerk
schaftsmacht« auch dieAktivierung derPläne zur Spaltung und
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Schwächung der Einheitsgewerkschaft einschließen wihi, wird
dahervon diesen Kräften alseine»Rückzugsposition« betrach
tet, die als Antwort auf das Scheitern bzw. Auseinanderbrechra
des »Basiskonsensus« zu verfolgen wäre. Freilich wissen die
Rechtskräfte, daß auchnur ein relativer Erfolgder Straußschei\
Konfrontationspolitik ausreichen wird, um wesentliche Inten
tionen ihrer Politik auch unter einer sozialliberalen Regierung
durchzusetzen.

6.

F. J. Strauß und die CDU/CSU benötigen für die Verwirkli
chung ihrer Krisenbewältigungsprogramme und ihres gesell
schaftspolitischen Konzepts eine Mehrheit unter den Wählern.
Darüberhinaus würdedieUmsetzung der Gewerkschafbspal-
tung^läne sogar eine beträchtliche Mobilisierungsarbeit unter
den Lohnabbängigen und in den Gewerkschaften verlangen.
EineAnalyse.des Wähler- tmdOrganisationspotentials, aufdas
sich die CDU/CSU und F. J. Straußstützen wollen und kön
nen, kann dabei helfen, die realen Gefahrenpunkte füreine reak
tionäre Politik gegen die Gewerkschaften, aberauch die realen
Grenzenfür einesolche Politikin derBundesrepublik besserzu
erkennen. Sie ist zugleich Voraussetzung für dieDiskussion ei
ner gewerkschaftlichen Gegenstrategie.

Als dasHauptproblem dieser konservativ- reaktionären Poli
tik, deren Programmatik sichkaumvom Konzept der Bundes
vereinigung Deutscher Arbeitgeberverbände unterscheidet, er
weistsich dieMobilisierung von Wählern und aktiven Anhän
gern unter den Lohnabhängigen und den lohnabhängigen Mit
telschichten - genau den Klassen und Schichten also, deren
quantitative Bedeutung in der bundesdeutschen Sozialstruktur
gewachsen ist. Trotz der vielfach behaupteten Tendenzen zur
Angleichung der Mitglieder- und Wählerpotentiale der »Volk-
Parteien« CDU/CSU und der SPD wird in allen differenzierten
Wahl- und Mitgliederanalysen ihr jeweils unterschiedlicher so
zialstruktureller Schwerpunkt deutlich, der sich in den letztzten
15 Jahren eher,noch verstärkt hat. Er gruppiert sich bei der
CDU/CSU um den Bereich der Selbständigen und der Land
wirte einschließlich ihrer jeweiligen Mithelfenden und Angehö
rigen, beiderSPDumdiegewerkschaftlich organisierten, städti
schen und zumeist protestantischen Arbeiter.'"
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DieGesamtentwicklung derWählemotentiale für diebeiden
Blödte (1965-19761 zeigt eme deutliche Differenzierung zwi
schen denEntwicklungsabschnitten 1965 bis 1972 und1972 bis
1976, in denen sich unter einigen Wählergruppen die Trends
umkehren.

Bei ihrem stabilsten Hauptpotential - den Untemehmem und
Selbsändigen —konnte dieCDU/CSUin den60er/70er Jahren'
ihre Positionen so^ im protestantischen Bereich weiter aus
bauen. Siemußte wer starke Einbrüche innerhalb der Gruppe
der katholischenArbeiter von 58 Prozent im Jahr 1965 bis 39
Prozent imJahr 1972 hinnehmen. Auchunter denAngeseilten
undBeamten (beider Konfessionen) verlor sieihreMehrheitspo
sitionvon 1965 = 54Prozent11972 = 33Prozent). In dieserPe
riode - von der Großen Koalition bis zum Abschluß der Re
formperiode dersozialliberalen Koalition - gelang esderSPD in
verschiedenenPhasen, über ihre Stammwämerschaft hmaus ge
genüber derCDU auchdieMehrheit unterdenkatholischen Ar-
Beitem 11969 = 50 Prozent; 1972 = 55 Prozent) und erstmals
eine Menrheit unter den Angestellten und Beamten gegenüber
der CDU zu erzielen(1960 = 46 Prozent; 1972 = 50 Prozent).
Hier erreichte die SPD einen starken Zuwachs vor allem unter
den katholischen Beamten und Angestellten.'̂ .

Das in der Bimdesrepublik neben den sozialstrukturellen
Momenten der- Klassen- und Schichtzugehörigkeit stets rele
vante Kriterium der religiösen Konfession (katholisch oderpro
testantisch) trat also indiesen Jahrenals Wahlknterium zurück.
»Im Zeitraum zwischen 1965 imd 1972 hatte sich also (auf der
EbenevonWahlen) imParteiensystem der Bundesrepublik eine
deutliche, wenn auch insgesamt be^nzte Polarisierung endang
der Klassengegensätze ergeben. Dieser sozialen Polarisierung
entsprach die politische Pmarisierung imWahlkampfderPartei
en.« ' Sie führte auch zu dem starken Eindruck der SPD in den
Wählerblock vonSelbständigen und katholischen Lohnabhängi
gen, aufden sich fast zwei Jwrzehnte lang die bundesrepublika
nische CDU/CSU-Herrschaft gestützt hatte."

In dieser Entwicklung refklektierte sich neben der Abnahme
der quantitativen Bedeutung der sozialökonomischen Sektoren
der ^bs^digen und der Landwine auch die Erosion weiterer
ökonomischer und poUdscher Faktoren, die lange Zeitdiena
hezu spontane Rwrodukdon der CDU/CSU-Vorherrschaft
ermöghcht hatten. Über den Generationswechsel verlor der
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starke konservativ-reaktionäre Umsiedler-Block seine ideolo
gisch-homogene Prägung, zumal der internationale Entspan
nungsprozeß und die neue Ostpolitik der Großen Koahtion
bzw. der SPD/FDP-Koalition dem Antikommunismus Schran
ken setzten.^^ Diesich überdieökonomischen Zyklen hinweg
durchsetzenden Tendenzverringerter Wachstumsraten, der zy
klische Einbruch 1966/67 und partielle Strukturkrisen im Berg
bau, der Textil- und der Stahlindustrie minderten die Wirksam
keitder langeJahredominanten »Wirtschaftswunderideologie«,
die individualisierende und entpolitisierende Konsumorientie
rung und Einstellungen auch inder Arbeiterklasse gefördert hat
te.

Alsein Ergebnis der unter der CDU/CSU-Herrschaftunter
bliebenen Infrastrukturinvestitionen, insbesondere im Bereich
der geselkchaftlichen Reproduktion der Arbeitskraft, führten
diese Entwicklungen zur Verstärkung sozialer und gesell
schaftspolitischer Konflikte und Diskussionen, in denen sich die
Gewerkschaften imd gewerkschafdich-orientierte soziale Bewe
gungen praktisch und progranunatisch profilierten. In diesem
Zeitraum stiegen nachJahren der Stagnation die absolute Mit
gliederzahl der DGB-Gewerkschaften (1969-1973 um ca. 10
Prozent) und der Organisationsgrad.^^) Über diesen gewerk
schaftlichen Organisationsprozeu hmaus entfaltet sich bisweit
in den Bereich dier gewerkschaftlich nichtorganisierten imd der
stark katholisch beeinflußten Lohnabhängigen eine >^ewerk-
schaftliche Wert-Orientierung«, die das ICriterium Gewerk
schaftsmitgliedschaft und Einstellung zur Gewerkschaft zu ei
nem wichugen Wahlkriterium werden ließ."

Längerfnstige sozialstrukturelle Angleichungsprozesse der
Arbeits- und Lebensbedingungen großer Teile der Angestellten,
Beamten und der Intelligenz fanden hier ihren subjektiven Aus
druck im politischen Wälverhalten. Dieses ebenso objektiv be
dingte wie im gewerkschaftlichen Handeln produzierte »politi
sche Klima« prägtedie Wahlkämpfe und die Wahlentscheidun
gen und überlagerte die an überkommenen Wertorientierungen
und Einstellungen anknüpfenden Wahlkampfthemen und -lo-
sungen der CDU/CSU, die zudem nur langsamer die neuen
Entwicklungen nachvollzog imdkeine überzeugenden alternati
ven Lösungsangebote präsentierte.

Die Entwicklung von 1973 bis 1976 stellte sich über mehrere
Landtagswahlen hmweg bis zur Bundestagswahl 1976 demge-
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genüber als eine Trendumkehr dar, inder die CDU/CSU wich
tige Positionen vor allem unter den katholischen Arbeitern, An
gestellten imd Beamten zurückgewinnen konnte/^ Unter den
lutholischen Arbeitern erzielte die CDU/CSU mit 63 Prozent
1976 ihrbislang überhaupt bestes Ergebnis. Beiden katholischen
Angestellten tmd Beamten konnte sie mit60 Prozent derStim
men die starkenVerluste von 1969 und 1972 zu großen Teilen
wieder rückgängigmachen. Bei eben diesen Grappen verlor wie
derum die SPD am stärksten. Ihr Stimmanteil ging bei den ka
tholischen Arbeitern von 1972 = 55 Prozent auf 1976 = 34 Pro
zentundbeidenkatholischen Angestellten undBeamten von42
auf 33 Prozent zurück."

InWahlanalysen wird vorallem daraufhingewiesen, daß 1976
die Bedeutimgder polltischen und sozialen Polarisierung aufder
Wahlebene deudich zurückgegangen seiunddie Bedeutung des
konfessionellen Schisma erhemich zugenommen habe; ». . . die
Trennung (verläuft) zwischen SPD und C3DU/CSU nunmehr
weniger endang des Klassengegensatzes, sondern eher endang
zweier Linien: dergewerkschafmchen Orientierung,_deren posi
tives Ende von der SPDbesetztwird und der christlich-konser
vativen Wertorienderung, deren positives Endevon der CDU
besetzt wird.«"

Dabei weisen allein schon die regionalen Wahlergebnisse dar
aufhin, daßdaskonfessionelle Kriterium »katholisch« nichtnur
hirsich selbst steht,sondern zugleich als IndikatorfüreineReihe
weiterer sozialstruktureller Merkmale gilt, denn trotz über
durchschnittlich hoher Katholikenanteile in NRW und im Saar
land waren hier die SPD-Verluste unterdurchschnitdich. In
beiden Ländern existiert ein traditionell homogenes, stark
gewerkschafdich organisiertes und orientiertes Arbeiter
milieu.")

DieSpaltung zwischen SPD- und CDU-Wählern ist, sodas
Ergebnis emer Studie von E.Blankenburg für 1965, weitgehend
identisch mit der Scheidung von Stadt und Land.^.^ In kleineren
Ortenwählt ein größerer Arbeiteranteil CDUals inderGroß
stadt. Die dort vorwiegenden Arbeiter mit landwirtschaftlichem
Nebenerwerb und mit geringerer beruflicherQualifikation wäh
lenüberdurchschnitdicn CDU.®*) Auch derGrund-, Haus- und
Wohnungsbesitz von Arbeitern konzentriert sich in den ländli
chen Regionen. Während 1977 insgesamt nur 38,1 Prozent aller
Arbeiteraaushalte übereigenen Haus- undWohnungsbesitzver-
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fügten, lag derAnteil dieser Arbeiter 1968 in Gemeinden unter
20 ODO Einwohnern bei 80 Prozent.^^

Solche Momente tmdeme stärkere kirchliche Bmdung in klei
neren Orten auf dem Lande fuhren in diesem Bereich zu einer
»sozialen Homogenität«, inder dieKlassen- undSchichtgegen
sätze impolitischen Verhalten durch die traditionalen Gemein
samkeiten undWertvorstellungen überlagert werden. Für einen
solchen »Komplex eines allgemeinen Tramtionalismus bildet die
kirchliche Bindung einen handlichen Indikator, aber dies darf
uns nicht dazu verleiten, in ihr auch die allemwirksame Ursache
zu sehen.«®^

Auf sozialstrukturelle Bedingungen eines flexiblen Wähler
verhaltens verweist eine Studie vonHelmut JungüberdieBun
destagswahlen 1976: Für Regierungswähler hatte sowohl zwi
schen 1973 und 1975 als auch zwischen 1975 und 1976 das Haus
haltsnettoeinkommen dengrößten Einfluß aufdieEntwicklung
der Wahlabsicht. Die Variablen Beruf und Gewerkschaftsmit
gliedschaft erscheinen dagegen erstaufder zweiten Splitebene,
teilweise in der Funktion einer gegenläufig wirkenden sozial
strukturellen Merkmalsausprägung. So indjziert zum Beispiel
zwischen 1973 und 1975 eingeringes Einkommen bis 1000 DM
oder ein höheres Einkommen über 1800 DM eine überdurch
schnittliche Abwanderung vonder Regierung. Aufder zweiten
Splitebene wirktdieGewerkschaftsmitgliedschaft jedoch als ge-
Senläufige Kraft, so daß die gewerkschaftlich Organisierten mit
em o. g. Einkommen bereits wieder unterdurchschnittlich

häufig von den Regierungsparteien abwandern. . .«®^
Mit der Gruppe der höheren Haushaltseinkommen sind zu

gleich von der Berufssituation her gesehen die Angestellten und
Beamten alsflexible Wählergekennzeichnet. Nebendenkatholi
schen Arbeitern hatte die SPD ihre stärksten Verluste und die
CDU ihrestärksten Wiedergewinne beiden katholischen Ange
stellten und Beamten. Typisch für ihre objektive Lage undsub
jektiveSelbsteinschätzung ist, daß sie sich nicht durch^gig und
in ersterLiniealsLohnabnängige mit gleichen Grunainteressen
wiedieArbeiterbegreifen. Soglaubten sichnacheinerINFAS-
Untersuchung 53 Prozent der Angestellten in einer »leitenden
Stellung« oder hofften, diese zu erreichen (7 Prozent), obwohl

.nach der Definition des BetrVG nur 11 Prozent als »leitende An
gestellte« anerkannt werden. Die Angestellten waren weiterhin
mihrerMehrheitder Uberzeugung einegrößereBindunganden

63



Betrieb zuhaben alsArbeiter. Dergewerkschaftlich unterdurch
schnittliche Organisationsgrad von Angestellten wird teilweise
dadurch aufgewogen, daß 74 Prozent die Gewerkschaften für
»sehr notwendig« bzw. »notwendig« und 56 Prozent die Ge
werkschaftsforderungen für »gerechtfertigt« halten. Dabei
zeigte die Untersuchung zugleiw, daß die Einstellung zu dra
Gewerkschaften insbesondere durch das Elternhaus, die Ausbil
dung, dieGrößedesBetriebs unddenOrganisationsgrad imBe
trieb mitbestimmt wird."

Die zwischen 1953 und 1976 relativ angewachsene gewerk
schaftliche Orientierung von Angestellten imdBeamten erklärt
aberauchu. a. dasbegrenzte Ausmaß der SPD-Wahlverluste in
dieser Gruppe.") Diese Teile der Lohnabhängigen, Anstellte
imdBeamte mit höherem Einkommen, höherem Berui^tatus,
überdurchschnitdicher Bildung und geringerer gewerkschaftli
cher Organisiertheit bzw. konfessioneller Bindung neigen eher,
insbesondere wenn ihr Sozialstatus und ihr Sozirimilieu nicht
homogen sind, zu flexiblem Wählerverhalten." Dabei ist die
Richtung der Entscheidung - das belegen die Ergebnisse zwi
schen 1969und 1976- nicht eindeutig durch sozialstrukturelle
Merkmale festgelegt; gerade auch das Niveau gewerkschaftlicher
Orgmbiertheit und (He Verbreitung gewerkschaftlicher Werto
rientierungen sind nichtallein passiver Ausdruckemersozialen
Lage, sondern beeinflussen zu^eich auch das soziale und politi
scheMilieu in der näheren und weiteren Umgebimg.

Die sozialstrukturelle Zusammensetzung der von der
CDU/CSU 1976 mobilisierten Wähler ähnelt deudich dem
Wählerblock,der sieauch in den 50er/60erJahren unterstützte.
Die CDU/CSU - und hier unterscheidet sich cÜe CSU nicht
überausgravierend von der CDU, wenn mandiesozialstruktu
rellen und konfessionellen UnterschiedeBayernsund des Bun
desgebiets berücksichtigt^" - konnte neben dem großen Block
derSelbstäncUgen vorallem Arbeiter in ländlichen Gegenden mit
vorherrschencTkathoUschem Milieu, mit geringerer BerufsquaH-
fikation, in gewerkschafdich wenig erfaßten kleineren und nutt
lerenBetrieben sowie - dies auch mgrößeren Sädten - gewich
tige Teile deroberen Randgruppen der Arbeiterklasse und der
lonnabhängigen Mittelschichten (mitdere und höhere^ Ange
stellte und Beamte oder »neue Mittelschichten« im schichtent
heoretischen Verständnis) für sich gewinnen.

Esgelang derCDU/CSUzwischen 1973 und 1976, innerhalb
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dieser Lohnabhänpigengnippen die durch die ökonomischen
undpolitischen Krisenprozesse entstandenen Verunsicherungen
undOrientierungsdefizite zur Reaktivierung konservativer und
reaktionärer Wertvorstellungen zu nutzen. Untersuchungen
zum Arbeiterbewußtsein in (Kr ökonomischen Krise 1974-1976
haben den »kollektiven Mangel an InterpreutionsPähigkeit der
veränderten Situation« als das »hervorstechendste Merwnal des
gesellschaftlichen Bewußtseins derArbeiter« festgestellt. Da es
bisher nicht gelungen ist, in diese »Offenheit ein Konzept der
Krisenerklärung und -lösung einzubringen, das strukturieren
den Einfluß aufdasArbeiterbewußtsein nehmen konnte«, seidie
in Krisensituationen »größere Anfälligkeit für konservative und
reaktionäre Positionen sichtbar geworden.. . . DaßdieSPDbis
heute und die Gewerkschaften zu langedarauf verzichtethaben,
die Krisenentwicklung als Ausdruck kapitalistischer Wirtschaft
zu analysieren unddieStrukturmerkmale desWirtschaftens sy
stematisch indieVerursachungs- wieLösungsdiskussion einzu-
beziehen, hat (lie Gefahr bei den Arbeitern zunächst erhöht,
auch konservative Interpretationsmuster und Lösungsangebote
zu akzeptieren.«®'

Darüber hinaus mußtender Stopder Reformpolitik der Bun
desregierung seit1973/74 unddiegewerkschaftliche Zurückhal
tung zwischen 1974 und1976 als quasi indirekte Bestätigungder
konservativen Krisendiagnosen angesehen werden. Die
CDU/CSUknüpfte dabei zugleich immer wieder anvielfältigen
- trotz aller sozialen Angleichungsprozesse nochexistierenden-
Privilegien (z. B. dem Berufsstatus, der relativen Einkommens
höhe, Haus- und Eigentumsbesitz, dem Bildungs- imd Kultur
niveau) an" und mobilisierte gerade unter diesen Lohnabhän^-
gengruppen der Angestellten und Beamten systematisch unre-
uektierte Lebensängste gegen dieobjektiven ProzessederVerge-
selbchaftung und Proletarisierung. Die Stichworte sind dabei:
Kainpf ßegen die Nivellierung, Egalisierung, Bürokratisierung,
Sozialisierung und Erhaltung der individuellen Freiheiten gegen
»sozialistische Kollektivierung und Gleichmacherei«. Aller
dings - und das kennzeichnet einen wichtigen Unterschied zu
den 50er/60er Jahren - gelang die vollständige Trendumkehr
nicht. Auch die genannten Erfolge waren nur aufder Basis einer
neuen systematischen Organisations- und Basisarbeit möglich:
»Mit dem Rollentausch zwischen Regierung undOpposition im
Jahre 1969 begann sich die CDU- undnoch stärker ihrebayri-
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seheSchwesterpartei CSU- zuebermultifunktionalen Parteizu
entwickeln. Siebstallicrteeberseitseinezentrale Organisation,
andererseits gründete sie sehr viele dezentrale Untereinheiten.
DieMitgliederzahlen derUnionsparteien stiegen von380 000 im
Jahre 1969 auf fast800 000-in 19/6: In ebem Zeitraum vonwe
niger als zehn Jahren gelang derUnion der Sprung von eber
Honoratiorenpartei zu einer voll organisierten Mitgliederpartei.
. . . Heuteverfügen Sozialdemokraten undUnionsparteien über
eineähnliche Mitgliederstärke. Auch hatdieCDU/CSUihreor
ganisatorische Basis an die der SPD angeglichen. . . . Das Er
gebnis dieser Entwicklung war, daß bei der Bundestagswahl
1976 die Anhänger beider politischer Lager erstmals b nahezu
dem gleichen Maße aktiviert worden sind. Diese Veränderung
im Engagement der Wählerbasis der Union wurde auch in der
Offentli^keit weithin wahrgenommen. Auf die Frage, für wel
cheParteisichdieLeuteindereigenen Nachbarschaff besonders
eingesetzt hätten, nannten 1976 zum ersten Mal gleich große Be
völkerungsgruppen dieCDU/CSUunddieSPD; indeii Wahlen
davorhattedieSPD indieser Frage jeweils mitdeutlichem Vor
sprung vorderUnion geführt. Auch hatnach Meinung derWäh
ler die CDU/CSU als Partei 1976 im örtlichen und nachbar
schaftlichen Bereich wesentlich mehrgetan alsinfrüheren Wah
len. In den Wahlen von 1965, 1969 und 1972 betrug der SPD-
Voi^rung b dieser Hinsicht jeweils etwa 10 Punkte, 1976 lag
die CDU/CSU in dieser Hinsicht erstmals vier Punkte vor der
SPD. Diese Angleichung in der Aktivität der politischen Par
teien an der Basis spiegelt sich nicht zuletzt in den Meßwerten
der Organisationsdichte. Während die CDU/CSUin der Zeit,
als siein Bonn dieRegierung bildete, dieMitgliederdichte eber
Honoratiorenpartei hatte, ist dieRelation vonWählern zu Mit
gliedern bei beiden großen Parteien heute nahezu die gleiche.«"
Aufgrund dieser Mobilisierungspolitik »von unten«, die die
CDU/CSU insbesondere in bren Kampagnen gegen die sozial
liberale Bildungspolitik erfolgreich praktizierte, erzielte Sie zwi
schen 1974 und 1976 Wählergewbne, die sie fast die absolute
Mehrheit erreichen ließen.

DieLandtagswahlen im JuniundOktober1978 inHamburg,
Niedersachsen, Hessen und Bayern, dieauch starkvondempo
litischen Klima der Arbeitskämpfe im Frühjahr 1978 und eber
seit 1977/78 wieder" verstärktenöffentlichen gewerkschaftlichen
Arbeit geprägt waren, stoppten dieTrendumkehr zugunstender
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CDU/CSU. Sie brachten leichte Gewinne für die SPD sowie
leichte Verluste fürCDU und.CSU'̂ DieArbeitskämpfe 1978
und die Verfassungsklage der Unteraehmerverbände gegen die
Mitbestimmung sowie ihre Ausspemmgspolitlk hatten das
Thema Nr. 1 »Innere Sicherheit«, das im Herbst 1977 die Bun
desrepublik nahezu lähmend dominiert hatte, schnell zt^nsten
gewerkschaftspolitisch relevanterThemen wie Recht auf^rbeit,
Rationalisierungsschutz, Humanisierung der Arbeitund Mitbe
stimmung in den Hintergrund gedrängt.

Zweifellos wirkendie(monomische Entwicklungimdinterna
tionale politische Ereignisse sowie innere Auseinandersetzungen
in der CDU/CSU maßgeblich auf die Wahltendenzen ein. Den
nochdürfenauch dieEinflüsse des »politischen Klimas« für das
Wirksamwerden der sozialstrukturellen oder konfessionellen
Momente beider Wahlentscheidung oderauchdieEinflußmög
lichkeiten dergewerkschaftlichen Politik(allerdings nichtimre
duzierten Sinne reiner Wahlagitation) aufdieEntwicklungsten
denzen dieses politischen Klimas nicht unterschätzt werden.'̂

Die Pressionsversuche der CDU/CSU gegen eine Gewerk
schaftspolitik, die ihre »Schutz- und Gestaltungsi^ktionen«
aktiv wahrnimmt, gründen nicht zuletzt indiesen wahlsoziolo
gischen und-politischen Zusammenhängen. DieVerhinderung
einer umfassenden autonomen sozialen undpolitischen Interes
senvertretung der Lohnabhängigen gehörtzu den wesendichen
strategischen Zielen der CDU/(^U und ihres gesellschaftspoli
tischen Programms wiezu der taktischen Zielsetzung des »Stoi
ber-Papiers«. Sieverfolgten u. a. das Ziel, die Gewerkschaften
politisch einzuschüchtern und gewerkschaftspolitisch relevante
Tliemen und Diskussion aus dem Wahlkampf herauszuhalten,
um aufdiese Weise dieWahlchancen unterdenlohnabhängigen
Wählern zu verbessern.

7.

Ein wichtiges Element der Pressionspolitik der CSU und der
CDU gegen die gewerkschaftliche Interessenvertretung der
Lohnabhängigen ist die im »Stoiber-Papier« offen angecuohte
Gewerkschutsspaltung. Da nicht selten auch in innei^werk-
schafdichen DisKussionen mit Verweis auf die drohende Spal
tungderEinheitsgewerkschaft eine offensive politische Ausein
andersetzung mit der gewerkschaftsfeindlichen Pro^rammatik
undderPraxis derCSUindenHintergrund gestellt wird,sollim
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folgenden versucht werden, dasmögliche Potential, aufdassich
CSUimdCDU beiderRealisierung derSpaltungspläne stutzen
könnten, genauer zu bestimmen.

Bei ihren Angriffen aufdieEinheitsgewerkschaft greifen CSU
wie CDU immer wieder auf dobale Zahlen über den Anteil von
Arbeitern, Angestellten undBeamten unterihren Wählern und
Mitgliedern zurück. Dieserbetrugbeider CDU/CSU unverän
dert von 1956 bis1976 etwa68Prozent (dabeisankderArbeiter
anteil zugunsten desAnteils derAngesteUten/Beamten)-beiden
SPD stieg er von 1956 = 91 Prozent auf 1976 = 95 Pro
zent an.' Das auf den ersten Blick sehr hoch erscheinende Mo
bilisierungspotential unter den Lohnabhängigen relativiert sich
jedoch bei emer genaueren Analyse. So betrugder gewerkschaft
liche Organisationsgrad vonParteianhängem derCDU 1971/72
wie auch 1976 nur 10 Prozent. Erwar damit ebenso hoch wie der
nach CDU-internen Schätzungen zehnprozentige Anteil von
gewerkschaftlich organbierten CDU-Mitgliedern (etwa
80-100 000)" Bei 10Prozentliegt auch derAnteil vonGewerk-
schaftsmi^edem unter den CSU-Wählern und -Mitgliedern."
Der Anteü der Gewerkschaftsmitglieder, der bei der Bundes
tagswahl 1976 CDU/CSU wählte, Tag bei 28,4 Prozent (im Ver
gleich: SPD 57,8Prozent).

EineInfratest-Untersuchung von 1970 für Bayern kamzu ei
nem ähnlichen Ergebnis: »Von 100Gewerkschaftsmitgliedern
unter den Wahlberechtigten in Bayern erklärten im Septem
ber 1978 58, sie würden bei der nächsten Landtagswanl die
SPD wählen, dagegen gaben sich nur 31 als potenuelle Wäh
ler der CSU zu erkennen. Ahnlich verteilen sich auch die
Parteipräferenzen bei solchen Wählern, die zwar nicht selbst
Mitghed in einer Gewerkschaft sind, aber in einem Haus
halt leben, in dem mindestens ein Haushaltsangehöriger Mit
glied einer Gewerkschaft ist. Hingegen tendieren von den
Wahlberechtigten, die weder selbst ]^tglied eber Gewerk
schaft sind noch b familiärem Kontakt mit Gewerkschafts
mitgliedern stehen, 60 Prozent zur CSU und 29 Prozent zur
SPD«".

DieseZahlen könnennicht vorschnell ab Bestätigung für die
Behauptung herangezogen werden, daß CDU/CSU-Anhänger
die Geweruchaftspolitik b wesentlich höherem Maße als
SPD-Anhänger für »nicht richtig« halten." Ebe Broschüre des
Deutschen Instimts der Wirtschaft mebt sogar, daß »sich
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ausderengen Verbindung mitderSPD zwangsläuHgVoibehalte
gegen die Gewerkehaften« bei Mitgliedern andererParteiener
geben würden."

Vielmehr drücken sichdieschonobengenannten spezifischen
sozialstrukturellen Momente der CDU/CSU-Wähler und -Mit
glieder gleichermaßen in ihrer Wahlentscheidung wie in ihrer
gewerkschafdichen Orientierung oder Organisiertmg aus. Die
Wähler- undMitgliederbasis derCDU/CSU liegteherunterden
un- und angelernten Arbeitern, in ländlichen Regionen, in eher
kleineren Betrieben und eherunter den Angesteluen und Beam
ten. DieSchwerpunkte dergewekschafdichen Organisation und
damit auch die Ausstrahlung »gewerkschaftlicher Wert-Orien
tierungen« liegen hingegen unter denjenigen Lohabhängigen-
gruppen, diedieCDU/CSUnichterreicht, unterdenFachaimei-
tem, denBeschäftigten größerer Betriebe, vorallem indensüd
tischen Kemgebieten und im städtischen Umland.'" Die
CDU/CSU organisiert undmobilisiert demnach gerade dieTeile
der Lohnabhängigen, die aufgrund ihrerobjektiven Lage schwe
rer gewerkschafthch zu organisieren und orientieren sind. Und
sieverfügt unterden gewerkschaftlich Organisierten wieOrien
tierten nur über einen minoritäten Wähler- und Mitgliederan
hang.

Dies bestätijgt auch die soziale Zusammensetzung der von
1963 rd. 5500 bis 1975 aufetwa 14000 Mitglieder angewachs^
nen Christlich-sozialen Arbeimehmerschait (CSA) der CSU:
»Es wäre aber verfehlt anzunehmen, in der CSA seien vor allem
im engeren Sinne Arbeiter organisiert. Im Gegenteil, überorüft
man soziale Herkunft, Beruf und politische Amter der CSA-
Obmänner und anderer gewählter CSA-Vertreter, so stelltsich
in den meisten Fällen heraus, daß sie nicht aus der Arbeiterschaft
kamen, sondem aus demHandwerk, dem kleinen Gewerbe, aus
der bayrischen Beamtenschaft und aus der Angestelltenschaft.
Die Geschäftsführer der CSU und der katholischen Organisa
tionen zähltensichgewöhnlich ebenso zur CSAwieStaatsmini
ster (Hemrich Krehle, Michael Hemmerich, Fritz Pirkl u. a.),
Staatssekretäre, Ministerialräte, Senatoren, Direktoren und
Syndici. Soverwundertesauchnicht, daß 1956 nichtmehr als7
V. H. der CSA-MitgUeder ehrenamdich oder hauptamdich in
einer Gewerkehaft tätig waren. Der katholische und chrisdich
gesinnte Arbeiter, glei»' ob einfacher oder Facharbeiter, blieb
eine Ausnahme.«'"'
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Ein besonders deutliches Beispiel dafür, wie wenig aus dem
Potential von lohnabhängigen Wählern und Mitgliedern der
CSU—wie auch der CDU—aufdie soziale Funktion dieser Partei
geschlossen werden kann, dokumentierte ein Bericht des »Ge
werkschaftsspiegel« vom Betriehsrätekongreß der CSU und ih
rerCSA nach derVerabschiedung des Betriebsverfassungsgeset
zes 1971 und in Vorbereitung der Betriebsratswahlen 1972 am
26. Februar 1972 in Augsburg; »An derVeranstaltung nahmen
etwa300-400 Personen teil.Essprachen derBayrischeStaatsmi
nister für Arbeit und Sozialordnung und Landesobmann der
CSA, Pirkl, MdL, die CSU-Bundestagsabgeordneten undstell
vertretenden Landesobmänner der CSA . . . sowie Franz Josef
Strauß.. . . Pirkl begmßte als>Ehrengast< desBetriebsrätekon
gresses u. a. den CSU-Bundestagsbageordneten Dr. Gisbert
Kley, Vorstandsmitglied derSiemens AG. Ihm dankte Pirkl für
die Zusammenarbeit bei der Ausarbeitung der CSU-Novelle
'zumBetriebsverfassungsgesetz. Kley habe, someinte derbayri
scheArbeitsminister, von der >anderen Seiteher in hervorragen
der Weise, nämlich im Geist der Partnerschaft<, den Entwurf
mitgestaltet.«

Aus derAnlayse dersozialen Zusammensetzung derWähler
und Mitglieder derCDU/CSU läßt sich somit die Aussage des
»Stoiber-Papiers«, daß »es nicht genügend organisationswilli^e
konservative Arbeimehmer gibt, diedazu bereitsind,durchei
nen Masseneintritt in den DGB eine Kursänderung herbeizufüh
ren«, nur bestätigen. Deshalb wird ja gerade aufeme Stärkung
derchristlichen Gewerkschaften gesetzt. Man rechnet nachAb
lauf einiger Jahre mit dem Übertritt von DGB-Mitgliedern,
womit dann »die Frage des organisatonswilligen Mitghederpo-
tenti'als jedenfalls im Ansatz gelöst (wäre)«.'°^Aber auch hierzu
fehlen zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch die relevanten
Grundlagen für einen Mobilisierungserfolg.

Gleichzeitig muß allerdings aufmerksam registriert werden,
daß unter dem Schlagwort des »Gewerkschaftspluralismus« in
Kreisen der Untemehmerverbände, in der CDU/CSU und zum
Teil auch in der FDP Tendenzen zur Spaltung der DGB-Ein
heitsgewerkschaft und damit zur Einengung ihrer politischen
Aktionsspielräume aktiv vorangetrieben werden.

1. Dabei konzentriert man sich vor allem auf das außerhalb der
DGB-Gewerkschaften organisierte Potential von Gewerk
schaftsmitgliedern, das immerhin nach Angaben des Instituts
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der Deutschen Wirtschaft 50 Prozent der Beamten, 28 Prozent
der Angestellten und schätzungsweise 25 Prozent der christ
lich-konservativen Arbeitnehmer vunfaßt.'®^ Hier agieren: der
Deutsche Beamtenbund (DBB), demetwa30Vereinigungen luid
Gewerkschaften angeschlossen sind, mit seinen 800 000 Mit
gliedern"", die in Berufsgruppen gegliederte Deutsche Ange
stelltengewerkschaft (DAG), die mit485 000 MitgliedemEnde
1979 ihren-wenn auch knapp-bislanghöchsten absoluten Mit
gliederstand erreichte"") und die größte eigenständige westeu
ropäische Angestelltengewerksch^ ist, sowie der Christliche
Gewerkschaftsbund (CGB) mit etwa 250 000 Mitgliedern. So
vermerkte das Institut der deutschen Wirtschaft, daß »Formen
der Kooperation, in früheren Jahren zumindest ansatzweise
vorhanden (zwischen DGBund diesen Gewerkehaften, d. V.),
. . .zugunsten einerdeutlichen Rivalität und einer gegenseitigen
Bekämpfung zurückgetreten (sind).« »DerDBB unddieDAG«
mit ihren Mitgliederzahlen, so stellt das Untemehmerinstitut
weiter fest, »verkörpern damit ein wesendiches Element eines
gewerkschaftlichen Pluralismus«.""

Am 29. 11. 1976wurde ein Vertrag zwischen der DAG, der
GGVöD ^Gemeinschaft von Gewerkschaften und Verbänden
des öffentlichen Dienstes) im DBB und dem Marburger Bund
über eine Tarifgemeinschafc für Angestellte im öffentlichen
Dienstabgeschlossen. Mitdiesem Vertrag hatdieDAGaufihre
autonomen gewerkschaftlichen Rechte zu^nsten des DBB ver
zichtet und sich tarifpolitisch in dessen Abhän^gkeit begeben.
ImProzeßdieserUmwandlung der DAG voneurer»Standesor
ganisation zum Anti-DGB-Kartell«, wie es die ÖTV beurteil
te"", wurden auch engere Kontakte mit den Vorständen der
Union Leitender Angestellter und des CGB gepflegt. Die ÖTV
zitierte dazü den NDR-Redakteur A. Kuhlwein; »Was sich da
zusammenbraut, das könnte eines Tages eine konservative,
CDU-orientierteRichtungsgewerkschafe werden.«"" In einem
Bericht des»Handelsblatt« vom 17. 8. 1976 hieß esu. a.: »Spe
kuliert wird um ein Zusammengehenvon DAG, DeutschemBe
amtenbund, Marburger Bund, Chrisdichem Gewerkschafts
bund, Bundeswehrverband und Gewerkschaft der Polizei. Ge
meinsam repräsentieren diese Organisationen ein Potential von
über 1,8 Millionen Mitgliedern, das einer Mitgliedschaft der
DGB-Gewerkschaften von knapp 8 Millionen gegenüberstün
de ... Derhierzulande geringe Organisationsgrad derAngestell-
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ten(rund 20Prozent) sei eine Marittlücke, indie eine solche Orga
nisation erfoWeich stoßen könnte. Die Rede ist in diesem Zusam
menhang auch von einer süirkeren ideologischen Profilierung der
DGB-hreien Gewerkschaften, auf die bisher mit Rücksicht auf die
>Solidaritätaller Arbeimehmer< verzichtet worden sei.«""

Der Gedanke des »Gewerkschaftspluralismus« wurde nach
Veröffentlichung der »Rohmaterialien« auchinderCDU aufge
griffen. Aufdem 7.o. CGB-Bundeskongreß imSeptember 1979
warimGegensatz zum6. Kongreß inBonn mitH. Geißler wie
derein prominenter CDU-Vertreter zuGast. Er»bekannte sich
für dieCDU eindeutig zumGewerkschaftsplurdismus . . . Als
er jedoch erklärte, die CDU haben nie etwas anderes gesagt,
sti^ erbei den Delegierten auf Protest.. . . Mit mehr Begeiste
rung aufgenonunen wurde dagegen das Grußtelemmm des
CSU-Vorsitzenden Strauß, der darauf hinwies, daß die CSU als
einzige demokratische Partei... in ihrem Programm einklares
Bekenntnis zum Gewerkschaftspluralismus abgelegt habe.« '̂̂ *

Diegewerkschaftliche Programmatikwiediesoziale undpoli
tische Zusammensetzung dieser Gewerkschaftsverbände ebenso
wiediedurchdasMitbestinunungsgesetz von1976 aufgewertete
»Union der Leitenden Angestellten« (ULA) eröffnen für die
CDU/CSU ein relevantes Potential zur Forcierung gewerk-
schafflicher Spaltungstendenzen.*'' Hierzu sollen I^^vellie-
rungsvorschlä^e der CDU/CSU wie z. T. auch der FDP für das
BetrVG, diedieVerankerung vonSprecherausschüssen für Lei
tende Angestellte und FesdegungenzumMinderheitenschutz im
Betriebsrat (MögUdikeit zur Bildung von Betriebsratsfraktio
nen)vorsehen, emeerweiterte gesecdiche Gnmdlage abgeben.

2. Eineakdvierte »gewerkschaftspluralistische« Arbeitoeob-
achtete der DGB bei den Betriebsratswahlen 1978. Auf dem be
reitserwähnten Betriebsrätekongreß der CSU/CSA1972 stellte
der CSU-Bundestagsabgeordnete und stellvertretende CSA-
Landesobmann Geisenhofer für dieBetriebsratswahlen folgende
Richtschnur auf:

»1. Abwehrder radikalen und Stärkung der demokratischen
Kräfte.

2. Versuch der Unterbringung der größtmöglichen Zahl von
Kandidaten auf den Gewerkschaftslisten;

3. wounsdastrotzallerBemühungenverwehrt wird,gilteszu
kämpfen und zwar durch Aufstellung eigener Listen inVerbm-
dung mitbefreundeten Gruppierungen imBetrieb.«'"
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In einer ersten Ausweitung der Betriebsratswahlen 1978
wurde vom DGB festgestellt, d^ zwar die Versucheunmittelba
rer Einflußnahme durch Kapitalvertreter zurückgegangen seien,

-daßaber»die eigentliche- undauchgefährlichere- Arbeitgeber
strategie ... auf den sogenannten Gewerkschaftspluralismus
und die damit verbundene Spaltung der Aibeimehmer
abfstellt).«'*^ Die Wahlen zeichneten sichdurch polarisierende
Tendenzen aus. Erstmalig gab es in einigen Betrie^n eigenstän
digeListender CDU-Sozialausschüsse.

Unter dem Einfluß von Kräften wie der DAG, die ständische
Privilegien unterdenAngestellten mobilisierten, flachte dieauf
steigende Kurve von Gemeinschaftswahlen zwischen Arbeitem
und Angestellten beiden 78erWahlen etwasab. Die DAG ging
bei einigen Betriebs- und Aufsichtsratswahlen auch Bündnisse
mit der uLA, christlichen Verbänden und sogenannten Unab
hängigen Listen em. Nennenswerte Erfolge konnte sie jedoch
auch so nur imDienstleistungssektor beidenAufsichtsratswah
len mit 28 Prozent der Mandate verbuchen (insgesamt 9 Pro
zent).'"

Hier werden in der praktischen gewerkschaftlichen Arbeit
selbst schon die»gewerkschaftspluralistischen« Tendenzen sicht
bar, die weiter mtmilisiert werden können und sollen. In Fortfuh
rung derPrivilegienfestschreibungim Mitbestimmungsgesetzvon
1976 für die leitenden AngesteUten werden jetzt dementspre-
chende entsolidarisierende gesetzliche Regelungen für das Be
triebsverfassungsgesetz entworfen. Die aktive Unterstützung der
Minderheitengewerkchaften (DBB, DAG, CGB)unddieNovel
lierung desBetrVG zu ihrenGunstengehören neben der ständi
gen lautstarken Propagierung des »Gewerkschaftspluralismus«
und des »Kampfes gegen diekommunistische Unterwanderung«
zu den Bestandteilen der im »Stoiber-Papier« dai^elegten CSU-
Strategie zur Spaltung und Einschüchterung der DG^Einheits-
gewerkschaften inderBundesrepublik, diesich bereits inihrerak
tiven Realisierungsphase befindet, ohnedaßsiefreilich schongrö
ßere Erfolge - nämlich eine qualitative oderquantitative Schwä
chung der Emheitsgewerkschaft erzielt häne.

Die Tendenzen m der Mitgliederentwicklung wie auch die
Verteilung der Betriebs- und Aufsichtsratssitze zwischen den
DGB-Gewerkschaften und den sich zum »Anti-DGB-Kartell«
formierenden Gewerkschaften (DBB, DAG, CGB) weisen für
letztereeineeher stagnative und relativ zum DGB abnehmende
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Bedeutungaus. Einzelerfolge inderMitgliederwerbungoderbei
Betriebsratswahlen in Großbetrieben haben in der-Regel kon
krete innerbetriebliche und innergewerkschaftliche Ursachen,
z. B. mangelnde Konsequenz oderTransparenz in der Interes
senvertretung. In der Situation der ökonomischen Krise, dieoft
zu einerVerschärfung der Konkurrenz imterdenLohnabhängi
gen (unterschiedlicher Berufe, Generationen, Betriebe undBe
triebsabteilungen, Beschäftigten und Arbeitslosen, unterschied
licherGeschlechter oderNationalitäten) führt, wurdenvon die
senständischen Organisationen zumTeilpartikularistische Son
derinteressen erfolgreich aufgegriffen. In einigen Fällen sollte
eine Schwächung der DGB-Gewerkschaften direkt mit über
greifenden politischen Fragen erreichtwerden(»Kommunistisch
unterwanderter DGB«, »Sozialistische Politik des DGB« etc).
DadurchwurdedieArbeitder DGB-Gewerkschaften ineinigen
Bereichen erschwert. Gleichwohl konnten die DGB-Gewerk
schaften ihre absoluten Mitgliederzahlen und ihren Orgwisa-
tionsgrad insgesamt auch unter den schwierigen Bedingungen
der ökonomischen Krise und politischer Restaurationsprozesse
erhöhen."'

Aufgrund dieserFakten geben sich dieUntemehmerverbände
nach außen inderFrage desWerkschaftspluralismus zurückhal
tend. »Der DGB. . .braucht Pläne zur Gründung oder Unter
stützung einer Konkurrenzorganisation nichtzu furchten«, ur
teiltdas Institutder Deutschen Wirtschaft. Es folgert: »Derein
zig erfolgversprechende Weg, den Kurs des DGB im eigenen
Sinne zu beeinflussen, dürfte in einer verstärkten Miurbeit der
Kritiker selbst liegen.«'" Entsprechend halten sich F. J. Strauß
unddieCDU/CSUeine Option fürdieInstrumentalisierungder
DGB-Gewerkschaften für ihre Zwecke offen. Strauß erinnerte
in seiner Rede »DGB wohin« 1972 bei aller Kritik an den Ge
werkschaften daran,daß »die Wiedereinführung der Marktwirt
schaft, die Lösung von der Zwangswirtschaft . . . nicht ohne
Duldung durch die Gewerkschaften möglich gewesen (wäre),
deren praktische Haltung in bemerkenswertem Gegensatz zuih
ren ideologisch verstaubten Programmen stand. AlsCDU/CSU
sollte man auch nicht vergessen, daß die Gewerkschaften den
Beginn der wirtschaftlichen Einigung, die Bildung der Mon
tanunion und der EWG nicht anlehnten - ganz im Gegen
satz zur SPD und zu allem, was noch linlu von der SPD
stand.«"®
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8.

Das Programm der von Strauß repräsentierten Kräfte einer
neuen rechten Sammlun^sbewegung erweist sich als durch und
durch antigewerkschafthch: In seiner - von ständestaatlichen
Ordnungsvorstellungen abgeleiteten - Grundlinie wie innahezu
allen Einzelpunkten ist es dem Ende 1979 veröffentlichten
DGB-Grunosatzprogrammentwurfdiametral entgegengesetzt-
vomRecht aufArbeit und Bildung, der Forderungnachumfas
sender sozialer Sicherheit bis zur Forderung nach Mitbestim
mung, Investitionslenkung und Überführung von Schlüsselin
dustrien in Gemeineigentum.

Das Programm der sozialen und politischen Konfrontation
und Polarisierung hat. zur unabdingbaren Voraussetzung die
Einschränkung der gewerkschaftlichen Gegenmacht, es fordert
die Unterwerfung der Gewerkschaften unter die Macht des Staa
tes. Wo der DGB-Grundsatzprogrammentwurf feststellt, daß
»nur die Einheitder Arbeitnehmer ... ein Gegengewicht zur
wirtschaftlichen undpolitischen Macht derUnternehmen bilden
(kann)«, zielt das Programm Strauß' auf die »gewerkschafbplu-
ralistische« Zersplitterung derGewerkschaftsbewegung undauf
dieMobilisierung partikularer Sonderinteressen.

Wo der DGB-Grundsatzprogrammentwurf die »unauflösli
che Einheit« der »Schutz- und Gestaltungsfunktion der Ge
werkschaften« betont, die »als soziale imd gesellschaftliche Be
wegung ... dieAufgabe (haben), dieUrsachen derwirtschaftli
chen Abhängigkeit undgeselkchaftlichen Unterlegenheit zu be
seitigen«, da fordert Strauß die »repressive Integration«, den
Verzicht aufdiepolitische Klassenautonomie derGewerkschaf
ten.

»Die Gewerkschaften haben sich ihre Existenz, ihre Aktions
spielräume und ihre Rechte selbst erkämpft. Jeder Angriff auf
ihreAutonomie und ihreHandlungsfreiheit ist zugleich einAn
griffauf die Grundlagen der Demokratie. Die Gewerkschaften
verteidigen mitderDemokratie auchihreeigene Lebensgnindlar
ge.« In diesem Sinne des DGB-Grundsatzprogrammentwurfe
kanndiegewerkschaftliche AuseinandersetzungmitdemGesell
schafts- und Gewerkschaftsprogramm von F. J. Strauß und der
von ihm repräsentierten Kräfte nicht mehr nurals eine wähl- und
parteipolitische Frage begriffen werden, bei der sich die
DGB-Gewerkschaften aus ratem Grunde Zurückhaltung auf
erlegen würden. Es handelt sich vielmehr um eine Gnmd-
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satzfrage der weiteren demokratischen Entwicklung der Bun
desrepublik und der gewerkschaftlichen Existenzbedingungen.
Geradedie gewerkschaftlichen Erfahrungen amEnde der Wei
marer Republik lehren, den Anfängen zu wehren und nicht
durch die Tolerierung den Spielraum für solche antigewerk
schaftlichen Bewegungen noch zu vergrößern.

Die Auseinandersetzung mit der Politik von Strauß tmd seinen
konservativ-reaktionären Verbündeten kaim sich ni^t auf den
Austausch verbaler Polemiken beschränken, denn seine Mobili-
sierungsstrateme zur Gewinnung ^ößerer Teile der Lohnab
hängigen in der Bundesrepublik zielt auf Schwachstellen der
bimdesdeutschen Gewerkschaftsbewegung und fordert damit
vondieser Antworten weitüberdenBundestagswahltag hinaus.

1. Wichtiger wird die Entwicklung und Verbreiterung der ge-
werkschafthchen Organisation imd Orientierung in denländli
chenRegionen, in denkleineren Betrieben sowie in der Gruppe
der ebenfrlls immer noch unterdurchschnittlich organisierten
Angestellten.

2. FranzJosefStrauß mobilisiert gegen die»kollektivistische«
Reformpolitik. Daher istes eine vordringliche Aufgabe derGe
werkschaften, solche Reformen, die sie m ihren Programmen
und Beschlüssen fordern, auch auf der Ebene der staathchen Po
litik durchzusetzen. Der wachsende Widerspruch zwischen
Programmatik imd Wirklichkeitmuß dazu fühi^, daß Refotm-
politik undaubwürdig wird. Damit wirdgleichsam das Einfall-
stor für me Straußsche Antireformkampagne geöffnet; denn
diese zielt gerade auch auf diejenigen Teile derLohnabhängigen,
dievonderKrise direktbetroffen sindunddiezugleich überdu
Ausbleiben einer wirksamen Krisenüberwindungspolitik, die
sich an den Interesssen der Lohnabhängigen orientiert, ent-
äuscht sind.

3. Die DGB-Gewerkschaften werden nicht darauf verzichten
können, ihre eigenen Erklänmgen der gesellschi^chen, durch
die kapitalistischen Produktionsverhältnisse bedingten, Krisen-
erschemungen ebenso wie ihre gewerkschaftlichen Alternativen
in die Öffentlichkeit zu tragen, um der Krisendemagogie der
Kläffe umStrauß,diedieGewerkschaften alszentrale Krisenur-
sacheund derenMachteinschränkung alszentraleKrisenlösung
hinstellen, den Boden zu entziehen.

4. DieEinbeziehung derhochkonzentrierten Presse- imdMe-
dienkonzeme, vorallem desSpringer-Konzems, sowie vonbe-
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deutenden Teilen (insbesondere der katholischen) Kirche und
derakademischen Wissenschaft in das politbche und ideolora-
sche Mobilisierungsprogramm von J. F. Strauß sollte dte
DGB-Gewerkschaften noch stärker herausfordern, ihren
Kampf umdieErhaltung unddenAusbau fortschrittlicher Posi
tionen in den öffentlich-rechtlichen Massenmedien wie im Be
reich der Wissenschaft, der Ausbildung und der Kultur fortzu
führen und weiter zu entwickeln.

5. Schließlich sollte diePerson Strauß undder vonihr proto-
typisch verkörperte neue Typus von Politik, derpolitbche Geg
ner wie den Schriftsteller Bemt Engelmann als »Ratte« und den
DGB-Vorsitzenden Heinz Oskar Vetter als Nachfahre von Go
ebbels bezeichnen läßt, nicht unter den Tisch vorgeblich »sachli
cher« Auseinandersetzungen gekehrt werden. Hier handelt es
sich nicht um ein Ablenken von der Sache, sondern dieser Stil
entspricht der »Sache«, die F. J. Strauß repräsentiert.
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Dokumentation



Vorbemerkung

Zehn Jahrenach Bildung dersoziallibcralen Koalition, diefür dieBun
desrepublik eine neue Ära der Reformen und der Entspannung ver
sprach unddreißig Jahre nach derVerabschiedung des Grundgesetzes,
das zu antifaschistbcher Wachsamkeit und demokratbchem Handeln
verpflichtet, versucht diepolitische Rechte mitder Kanzlerkandidatur
von F. J. Strauß nach der Macht zu greifen.

F. J. Strauß ist der Kandidat der rücksichtslosenFinanz- und Militär
kreise. Er wird von jenen Industriellenund Großbankiers unterstützt,
die einst Hitler zur Macht verholfen haben und die an der nazbtbchen
Rüstungs- und Kriegspolitik in großem Umfang verdient haben.

Die Kandidatur von Strauß signalbiert damit die Gebhr einer ein
schneidenden Wende derpolitischen Verhältnisse inderBRD, dieneue
Möglichkeiten einer innen- und außenpolitischen Rückwärtsentwick
lung eröffnen würde. DieTatsache, daßalle historischen Erfahrungen
überBordgeworfen werden und verbliebene demokratbche Schranken
beiseite geschoben werden sollen, stellteine Herausforderung für alle
Demokraten, insbesondere die Gewerkschaften, dar.

F. J. Strauß bt Ausdruck und Spitze einer Rechtsentwicklung, die
schonseiteinigen Jahrenbetrieben wird undsichimzunehmenden Ab
bau sozialer und demokratbcher Rechte äußert. Damit soll nicht genug
sein. Um diesen Prozeß voranzutreiben, haben sich die rechtskonserva
tiven Kräfte vorallem dieGewerkschaften insVisier genommen. Dasin
ihnen repräsentierte demokratbche Gegenpotential soll aus dem Weg
geräumt werden, um angesichts der für die 80erJahre zu erwartenden
verschärften Krisenerscheinimgen einen reaktionären Ausweg ausden
hierdurch bedingten Problemen zu ermöglichen. Gegen den Wider
stand der Gewerkschaften wäre für F. J. Strauß undseine politbchen
Freunde kein Durchkommen denkbar.

Spätestens diese politische Entwicklung mußAnlaß sein,derÖffent
lichkeit erneut vorAugen zuführen, wiedas Verhältnb von F.J. Strauß
- dem »großen Freund« aller»kleinen Leute« - zu den Arbeitern und
Angestellten undihrenOrganbationen, denGewerkschaften, aussieht.

Niemand soll anschließend sagen können, er habe nichts gewußt.
Wer hören und lesen kann, kaim wbsen, was Strauß will und daß er es
auch tun wird, wenn man ihn nur läßt.

Bei allen unterschiedlichen Taktiken, die F. J. Straußund die CSU
immer wieder einschlagen, ihre durch^ngige politbche Grundlinie
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weist sieakGegnerderEinheitsgewerkschaft undihrerdemokratischen
Forderungen aus.

F. J. Strauß befand sich bislang überwiegend aufgrund seiner Skan
dale und Affären im öffentlichen Widerstreit, nicht jedoch aufgrund
seines antidemokratischen politischen Programms. Dieses wurde nicht
selten sogar begrüßt, verbunden mitdem Bedauern, daßeresnicht»ge
schickter« einzubringen wisse.

Bei dieser Dokumentation solles jedoch nicht umdieinderÖffent
lichkeit häufig betriebene Dämonisierung unddieschlechten Charak
tereigenschaften der Person Strauß gehen.

Esgeht umdas politische Programm deräußersten Rechten indiesem
Land,mit dem der Demokratie der Halszugedreht werden soll. Damit
es nicht länger nur der Skandale bedarf, um zu verhindern, daß F. J.
Strauß nicht Bundeskanzler wird, verfolgt diese Dokumentation das
Ziel, dieÖffentlichkeit wachzurütteln, die gewerkschaftsfeindliche und
antidemokratische Position vonStraußund seinen politischen Freun
den anzuprangern und zum aktiven Widerstand nicht nurgegen Strauß
und die CSU, sondern gegen die politische Rechtsentwicklung über
haupt aufzurufen.
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I. Grundsätzliche Aussagen zu
den Gewerkschaften

F. J. Strauß unddieCSUüben in derFrage ihres grundsätzlichen Ver
hältnisses zu den Organisationen der Arbeiterbewegung aufTällige Zu
rückhaltung. Vorrangig schweigen siesich darüber aus. Dievorhande
nenAussagen geben nichtsdestotrotzAufschluß. Der InhaltderÄuße
rungenläßt denVerdacht aufkommen, daßStraußund dieCSUdiede
mokratische Öffentlichkeit bewußt im Unklaren lassen, um »unnöti
gen«Widerstandzu vermeiden.Zwei Momente wiederholensich in ih
ren Aussagen:

- Die »Koalitionsfreiheit als Bestandteil unserer freiheitlichen Ord

nung« wird immerwiederbekräftigtund der Anteilder Gewerkschaf-'
ten als »gleichberechtigter Sozialpartner« beimAufbau der Bundesre
publik wird vielfach gelobt.

Das Bekenntnis zur Einheitsgewerkschaft wird meistineinemAtem
zugschon dadurch durchbrochen, daßeinegewerkschaftliche »Plurali-
tät« gefordert wird. Niemand könne gezwungen werden, in eine be
stimmteGewerkschaft zu gehen.

- Das scheinbarunproblematische Verhältnis der CSU zu den Ge
werkschaften wird jedoch spätestens dann gestört, wenn sich letztere
nicht aufdie Ideologie »wirsitzen allein einem Boot« und Verzichts
strategien einlassen wollen undstattdessen aufeinerPolitikeigenständi
ger Interessensvenretung bestehen. Dann sieht die CSU die Gefahr
»kommunistischer Unteiwanderung« bzw. der Verletzung des »Neu
tralitätsgebots« der Gewerkschaften (welches es natürlich nicht gibt).
Dem schließt sich regelmä<ig der Ruf nach innergewerkschaftlicher
»Abgrenzung«, »stärkerer Berücksichtigung christlicher Positionen«
und Rücknahme »überhöhter Ansprüche« an.
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I.JosefMüller (LandesgruppenvorsitzenderderCSU) inderSit-.
zung des CSU-Landesvorstandes am 28. 2. 1947

DieNotwendigkeit derArbeitsgemeinschaft derArbeitnehmergruppen
ist, glaube ich, jedem vonunshierklar(sehrrichtig!). Wir haben heute
die Einheitsgewerkschaft, und das Problem der Einheitsgewerkschaft
beschäftigt viele unsererFreunde. Wir können noch nicht feststellen,
daßdieEinheitsgewerkschaft schoneingelungener Versuch wäre.(Zu
stimmung). Deswegen wollen wir nicht damit jetzt etwa eine eigene
Gewerkschaft bilden, einesolche vielleicht - ichsage esehrlich heraus,
damit es anderswo verstanden wird-schon bilden. Aber wir wollen un
sere Arbeitnehmergruppen in der Union so stark machen, daß sie er
stens in der Union selbst den sozialen Geist durchsetzen können: Wenn
dieEinheitsgewerkschaft nicht neutral ist,dannsindwirso kräftig, daß
wir selbständig handeln können! (Starker Beifall).

Nach:A. MinucI, Ceschichie derCSU. EinObcrhiick, Opladen 1977, S. 181

2. Ultimatum der Sozialausschüsse, der Katholischen und Evan
gelischen Arbeitervereine und weiterer christlich-sozialer Verei
nigungen an den DGB vom 16. 9. 1953

»Königswinter, Köln, Essen, den 16.9. 1953
An den Vorstand des DGB
Seit geraumerZeit hat die Haltung des Deutschen Gewerkschafts

bundesbeiallen Mitgliedern, dieaufUnabhängigkeit, weltanschauliche
Toleranzund parteipolitische Neutralitätder Gewerkschaften bedacht
sind, ernsteBesorgnis erregt. DurchdieHaltungdesDGBwurdenicht
nur dem Radikalismus, sondern auch anderen arbeiterfeindlichen Kräf
tenVorschubgeleistet. AusdieserSorgeheraushabensichinsbesondere
die Sozialausschösse der christlich-demokratischen Arbeitnehmer
schaft, die Katholischen und Evangelischen Arbeitervereine und wei
tere christlich-soziale Vereinigungen immerwiederbemüht, die Ge
werkschaften zur Wahrung weltanschaulicherToleranzundparteipoli
tischer Neutralität als der Grundvoraussetzung gewerkschaftlicher
Einheit zu bewegen . . .

Unter der Voraussetzung, daß der DGBzu einer Überprüfung und
Änderung seiner Gesamthaltung gegenüber Staat, Geselbchaft und



Wirtschaft bereit ist, halten die Sozialausschüsse der chrisdich-detno-
kratischen Arbeitnehmerschaft, die Katholischen und Evangelischen
Arbeitervereine unddie weiteren christlich-sozialen Vereinigungen für
die Aufrechterhaltung der gewerkschaftlichen Einheitu. a. noch fol
gendeReformen für erforderlich:

1.Schon vorEinberufung eines Kongresses werden dreiPersönlich
keiten aus den Reihen der christlichen Arbeitnehmerschaft zusätzlich in
den Bundesvorstand des DGB kooptiert.

2. Unbeschadetderselbstverständlichen Notwendigkeit, daßdereine
oder andere Landesbezirk von Persönlichkeiten aus den Reihen der
christlichen Arbeitnehmerschaft geführt werden muß, kooptieren die
Vorstände der Landesverbände zusätzlich mindestens jezwei Mitglie
der aus diesen Reihen.

3. Die Vorstände der Industriegewerkschaften usw. auf Orts-, Be
zirks- und Bundesebene kooptieren zur Gewährleistung eines gebüh
renden Einflusses ebenfalls zusätzlich Mitglieder aus den Reihen der
christlichen Arbeitnehmerschaft.

4. In die Redaktionen der Zeitungen und Zeitschriften desDGB so
wie in die Redaktionen der Organeder Industriegewerkschaften wer
densachverständige Mitglieder aus den Reihen derchristlichen Arbeit
nehmerschaft berufen. Dasgleiche giltfürdasWirtschaftswissenschaft
liche Institut des DGB.

5. Fürdasgesamte GebietderSchulungs- undBildungsarbeit wirdein
paritätischer Ausschuß gebildet, der überLehrpläne, Berufungder Lei
ter der Schulen sowie der Dozenten entscheidet.

6. Um Verstöße gegen die parteipolitische Neutralitätzu unterbin
den, wird ein paritätisches Schiedsgericht eingerichtet.

7. DieMitglieder derSozialausschüsse derchristlich-demokratischen
Arbeitnehmerschaft, der Katholischen und Evangelischen Arbeiterver
eine und weitere Vereinigungen, die dem christlich-sozialen und ge
werkschaftlichen Gedanken verpflichtet sind, schließen sich als Frak
tion zusammen. Dieser Zusammenschluß muß durch den DGB sat
zungsgemäß anerkannt werden.«

Entnommen aus: Martin Stankowski, Kirchen, Christliche, Soziale und Gewerkschaften,
Cewerk.-Spiejtel 20/1972, S. 26

89



3. Franz Josef Strauß, Referat in der Katholischen Akademie
München am 30. 9. 1972

DGB - WOHINf DIE GEWERKSCHAFT A US DER SICHT DER CSU.

1.

(Die CSU ist- entgegen dem von ihren politischen Gegnern gemalten
Zerrbild - von Anfang an eine gewerkschaftsfreundliche Panei.)Der
große Gewerkschaftsföhrer und Arbeitsminister der Weimarer Zeit,
Adam Stegerwald, war nicht nurGründungsmitglied derCSU under
ster Nachkriegsregicrungspräsident in Unterfranken, sondern er hat
gemeinsam mit Dr.Josef Müllerden Ausschlag im Jahre 1945 gegeben,
daß anstelle der (. . . unleserlich) Bayerischen Volkspartei, deren Wie
dererstehen damals von vielen verdienten undangesehenen Persönlich
keiten (. . . unleserlich) wurde, die Christlich-Soziale Union entstand
als historisches Ergebnis einer leidvollen ZeitderIrrungen tmd Prüfun-
gcn.

Die CSUnenntsichauch nicht vonungefähr einechristlich-soziale
Partei, betont also in ihremParteinamennoch stärker alsdieSchwester-
panei den gesellschaftspolitischen Gestaltungsauftrag unddas Funda
ment, aufdem dieser Auftrag ausgeführt wird. Diechristliche Gesell
schaftslehre ist allerdings für die CSU niemals - weder damals noch
heute - ein Gefüge offener Sätze gewesen, indas auch derSozialismus
hineingepackt werden könnte (Hinweis: Pater Wallraff, S.J.; DER
GEWERKSCHAFTER, IG METALL Nr. 10/71). Neben der positi
ven Aussage zur Verwirklichung einer menschenwürdigen und ge
meinwohlstiftenden Ordnung entnehmen wirder christlichen Sozial-
lehrc auch dieklare Absage andenSozialismus. Und niemand darfder
CSU verübeln, daß sie dabei den Aussagen Papst PaulsVI. in seinem
Schreiben »Octogesima Adveniens« (Mai 1971) mehr Bedeutung bei
mißt als den Bekenntnissen Pater Wallraffs zum Sozialismus oder den
Elogen Prof. Klübers aufdie SPD inderNEUEN GESELLSCHAFT.

Diebehandelnde Frage istnicht, obdieCSU füroder gegen die Ge
werkschaften, für oder gegen diegewerkschaftliche Idee sei, sondern,
was Aufgaben undGrenzen derGewerkschaften sind imallgemeinen
undwie indiesem Zusammenhang derDGB - oderrichtiger: dieeinzel
nen Organisationen und Aktivitäten des DGB - inderSicht derCSU
beuneilt werden.

Dabei will ich mich nicht auf Art. 9 Abs. 3 des GG beschränken, in
dem es heißt: »Das Recht, zur Wahrung und Forderung der Arbeits
und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden, ist für jeder-
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mann und füralle Berufe gewährleistet. Abreden, diedieses Recht ein
schränken oder zu behindern suchen, sind nichtig«, sondernmit aller
Klarheit und Deutlichkeit sagen, die CSU ist positiv zum Gewerk
schaftsgedanken eingestellt, weil indermodernen technisch-industriel
lenArbeitswelt, aberauchin der Dienstleistungsgesellschaft vonheute
und morgen dereinzelne zurWahrungseiner Grtmdrechte, zurVerbes
serung seiner Stellung inderGeselbchaft undzurDurchsetzung seines
Anteils am Sozialprodukt des Zusammenschlusses bedarf. Man muß
nicht untemehmerfcindlich sein, um gewerkschaftsfreundlich zu sein.
Man muß nicht indas Kapital-Arbeit-Dcnken (. . . unleserlich) zurück
fallen, um gcscllschaftspositiv zu sein.

2.

Aber hier ist besonders hervorzuheben, daß es die Arbeitnehmer der
CDU/CSU im Frankfurter Wirtschaftsrat 1948 waren, die den Aus
schlag mit ihren Stimmen fürdie Einführung derSozialen Marktwirt
schaft gegeben haben. Ich nenne hiermitDankbarkeit undHochach
tung Theo Blank, Alfred (. . . unleserlich) u. a. Denn zuerst wurde
auch in der sozialistischen Propaganda dieSoziale Marktwirtschaft als
arbeitnehmerfeindlich verschrien, bis ihr durchschlagender Erfolgtmd
der mit ihr verbundene Aufstieg der Arbeiter und Angestellten zu
gleichberechtigten Winschaftsbürgem zur Änderung dieser Haltung
zwang.

Einige grundsätzliche Bemerkungen:
Trotz allen Unterschieden im einzelnen lassen sich folgende Merk

male desSozialismus, der sichheutemit dersog.antiautoritären Bewe
gung zu verbinden beginnt, unddessen radikale Variante in der Annä
herung der Extreme oder in folgenreicher Konsequenz der Ursprung
(. . . unleserlich) autoritäre Züge in kollektivistischem Gewände des
imperativen Mandats, d. h. eines neuen Rätesystems anzunehmen be
gonnen hat.

1.Einstellung und Vorbehalte gegen das Eigentum dies ist dervodierr-
schende Grundzug der sozialistischen Gesellschaftskritik, dendiechrist
lich-soziale Gesellschaftslehre nicht teilt. Siewendetsich gegen den ge-
meinwohlschaftlichen Mißbrauch desEigentums undsetztnicht etwa das
1.Gebot(Diebstahl) oderauch nurdas10. Gebot (Neid) außer Kraft. Die
Institution des Privateigentums- auch undgerade andenumstrittenen Gu
tem Grund, Boden, Produktionsmittel- ist Ecksteinder Marktwirtschaft,
des allgemeinen Wohlstandes und der Freiheit. Dies sind Ziele der Politik,
die nur in einem pseudo-asketischen, vielleicht manichaischen Mißver
ständnis als nebensächlich abgetan werden können.
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2. DieFamilie giltimklassischen Sozialismus ebenfalls als eine Insti
tution, diederBefreiung des Individuums hinderlich ist.Das istauch in
der aktuellen Politik der Sozialisten noch zu beobachten. Volle Gleich
berechtigung erst,wenn einseitige Erklärung beim Standesamt genügt.
Manmuß dabei nichtnur andie Liberalisierung desEherechts denken.
Auch eine konfiskatorische Erbschaftssteuer bzw. Nachlaßabgabe wie
überhaupt jede Erschwerung des Erbganges inderFamilie istAusdruck
sozialistischer Eigennuns- und Familienfeindlichkeit.

3. Schließlich hat der Sozialismus schon von Marxund Engek sowie
derenVorläufen her ein problematisches Verhältnis zum Staat, seiner
Autoritätund seinen Gesetzen. DieUminterpretation der Demokartie
von einer Staats-und Herrschaftsfbrm m einen Prozeß der ständigen
Minimierung von Autoriät ist noch eine Auswirkung der sozialisti
schen Vorstellungen voneinerGesellschaft ohneStaat, Regierung und
Gesetze. (. . . unleserlich) wiederum die Lösung aller Probleme ver
langt.

Diese Vorbemerkung zur grundsätzlichen Unterscheidung der
christlich-sozialen Sicht derGesellschaft von der sozialistischen ist auch
für dieEinstellimg der CSUzu den Gewerkschaften maßgebend. Und
zwar in zweifacher Hinsicht.

Erstens gehören Gewerkschaften zurmodernen Industriegesellschaft
(. . . unleserlich) dazu. Ak Organe kollektiver Selbsthilfe tuid Interes-
senvertretimg der Arbeitnehmer sindsie geradezu einErfordernis der
chrisdich-sozialen Grtmdsätze der Subsidarität und der Solidarität. Die
sog. Koalitionsfreiheit, alsodas Recht, zur Wahrung wirtschaftlicher
und sozialer Interessen Vereinigungen zu bilden, kt nicht nur Men
schenrecht und geschriebenes Grundrecht (Art. 9 III GG), sondern
aucheinOrdnungsprinzip der Marktwirtschaft. Wo dieses Rechtnicht
besteht, kann die Wirtschaft ihren Dienst für das Gemeinwohl nur un-

'vollkommen erfüllen. Was die Gewerkschaften im »sozialistischen La
ger« sind,hat Lenintreffend ak »Transmissionsriemen der Partei« be
zeichnet. Immerengere Kontakte zu Gewerkschaften des kommunist.
Bereichs.

Zur Koalitionsfreiheit

WerdieGewerkschaftskongresse der letztenZeitundvorallem diePu
blikationsorgane der mekten DGB-Gewerkschaften beobachtet,
kommt zuderAuffassung, daßauch dieGewerkschaften des DGBsich
vorzugsweke ak Transmissionsriemen - wenn auch (noch) nicht der
sondern- einerPanei betrachten.Unabhängig von diesermerkwürdi-
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genErscheinung, vondernochzusprechen ist,stehtdieCSUausÜber
zeugung zur Koalitionsfreiheit, diewirmitBezug aufdieGewerkschaf
ten auch Gewerkschaftsfreiheit nennen können. Diese Freiheit hatmeh
rere Seiten und Ausprägungen und Konsequenzen. Es bedeutet die
Freiheit für den einzelnen, einer Gewerkschaft beizutreten. DieseFrei
heitistnatürlich nureine Freiheit, wenn erdazu nicht gezwungen oder
genötigt werden kann. Die Frage, ob die positive Koalitionsfreiheit
auch eine negative Koalitionsfreiheit beinhaltet, ist unter den Arbeits-
rechtlem umstritten, beantwortet sichaberausdemBegriffderFreiheit
von selbst.

Zum zweiten bedeutet Gewerkschaftsfreiheit auch die Freiheit, Ge
werkschaften - ggf.auchkonkurierende Gewerkschaften- zugründen.
Wir sehen Gewerkschaften als freie Vereinigungen an; die rechtliche
oder faktische Zwangsmitgiiedschaft wäre mit diesem Status nicht zu
vereinigen. Deshalbsind wir - im Gegensatz zur SPD- auch nicht zu
Maßnahmen bereit, die- wieetwadiegesetzliche Zulassung vonSperr-
undDifferenzierungsklauscln - aufeineZwangsmitgliedschaft hinaus
laufen. DieGewerkschaften erfüllen in derTarifpolitik und in der so
zialpolitischen Interessenvertretung Aufgaben für alle Arbeimehmer,
werden aber im wesentlichen nur von ihren Mitgliedern dafür hono
riert.Dieses nurscheinbar unbillige Schicksal teilen siemitvielen freien
Vereinigungen - nichtzuletztmitdenPaneien.Esistgewiß nichtSache
der Parteien, den Gewerkschaften Vorschriften über ihre Mittelver
wendung zu machen. Aberbevorman von unsverlangt, denGewerk
schaften vonGesetzes wegen zahlende Mitglieder zuzuführen,istwohl
docheinHinweis daraufangebracht, daßderDGBeine gewaltige wirt
schaftliche Machtum in seinereigenen Diktion eine(.. . unleserlich)
wirtschaftliche Macht mit(. . . unleserlich) ungeheuren Vermögen dar
stellt.

Die christlich-soziale Gesellschaftslehre ist noch in einer weiteren
Hinsicht für die Einstellung der CSU zu den Gewerkschaften bedeut
sam.Gewerkschaften, die einesozialistische Politikverfolgen, können
natürlich bei Verfolgung dieserPolitik nicht mit Unterstützungeiner
nichtsozialistischen Partei rechnen - auch dann nicht, wenn diese Poli
tik (. . . unleserlich) mit dem Anspruch vorgetragen wird, fortschritt
lich, friedliebend oder arbeitnehmerfreundlich zu sein. Das bedeutet
nicht, daß etwa die CSU sozialistische Gewerkschaften bekämpfen
würdeoder könnte. Unbeschadet ihrerweltanschaulichen oder politi
schen Ausrichtung sind Gewerkschaften grundsätzlich als Gespräch
spannerderCSUwillkommen, wenn undinsofern sieinAusübung ih
rer gewerkschafdichen Aufgaben tätig sind.
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Zur Frage der Einheitsgewerkschaft

Aus den Ausführungen über Gewerkschaftsfreiheit folgt, daß esnicht
SachedesStaatesoder einerPartei sein kann, bestimmteGewerkschafts
typen vorzuschreiben oderabzulehnen. Ob man sich zuEinheits- oder
Richtungsgcwerkschaftcn, zu Industrie- undBerufsverbänden zusam
menschließt,istSacheder Arbeitnehmerselbst.Die CSU alsPartei kann
also die im Lager derchristlich-sozialen Bewegung nie ausdiskutierte
Frage der Einheitsgewerkschaft nicht entscheiden.

ImBereich überMitglieder, Freunde und Wähler hatesdieCSU mit
Gewerkschaftern verschiedener Richtungen zu tun. Dergewerkschaft
liche Pluralismus - so schwach er ausgeprägt seinmag- ist eineTatsa
che. Eristeine Konsequenz derGewerkschaftsfreiheit undwird von der
CSUnicht in Frage gestellt. Es istzuzugeben, daßdieEinheitsgewerk
schaft viele Vorteile hat - aber auch nicht nur Vorteile für die Arbeit
nehmer, sondern auch für die Arbeitgeber. Gewerkschaftspluralität
kann zum gegenseitigen Überbieten inLohnforderungen und zum Un
terbieten in Beitragsforderungen führen. Man mag sagen, daß es Ar
beitgeber leicht eine Gewerkschaft gegen dieandere ausspielen könn
ten. Im Ergebnis dürften sich Schwächungs- undStärkungstendenzen
aufheben, wenn es nur eine Gewerkschaft gibtstatt mehrerer. Sowie
derStaat denTarifpartnem gegenüber prinzipiell undimkonkretenTa
rifkonflikt neutral sein muß, so kann es auch nicht Sache der Parteien
sein, zugunsten der einen oderanderen Seite Partei zu ergreifen oder
einegenerelle Verschiebung der Gewichte zu betreiben.

NichtdieFrage, ob Einheits- oder Richtungsgewerkschaft, ob Ge
werkschaftseinheit oder Gewerkschaftspluralität, fällt in die Kompe
tenz des Staatesoder der Paneicn. Es berührt wohl die Partei oder den
StaatwennGewerkschaften sichnichtaufihreRollealssozialpolitische
Interessenvertretung der Arbeitnehmer beschränken, sondern versu
chen, zuErsatzparteien oder Hilfsorganisationen (. . . unleserlich) Par
teizu werden. Man kannderAuffassung, dieGewerkschaften könnten
ihreAufgaben völlig autonom bestimmen, nichtohneweiteres zustim
men. Dies können weder die Kirchen noch die Parteien und auch nicht
dieGewerkschaften. Jede dieser Einrichtungen hatihre von ihrem Auf
trag her zu bestimmende besondere Aufgabenstellung.

Leistungen der CDU/CSU für Arbeitnehmer

Keine Partei wird auf den sachverständigen Rat der Gewerkschaften
verzichten können. Aberkeine Partei wird politische Forderungen der
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Gewerkschaften ungeprüft zu ihrem Programm machen können,
siedenAnspruch erhebt,Verantwortung fürdasGanze zu tragen. Wir
wissen, daß auch die SPD im Zeichen des Godesberger Programms
langegezögert hat,dieVorstellungen des DGB zurparitätischen Mitbe
stimmung zuübernehmen. Es ist bekannt, daß luiter anderem damals
Helmut Schmidt, HorstEhmke undGeorg Leber nicht aufgrund eige
nerEinsicht, sondern unterdem Druckdes gewerkschaftlichen Einflus
ses in der SPD zu Verfechtern des Montan-Mitbestimmungsmodells
wurden.

WaseineParteifür dasGemeinwohl und für dieArbeitnehmer gelei
stethat, istnicht andem Maß der Erfüllung vonGewerkschaftsforde
rungen zu messen. Das ist schon wegen des »Vorhalts«, den eine Ge
werkschaft als Interessenvertretung - nach dem Vorbild der Tarif
konflikte - gibt, nicht angebracht. Dazu kommt, daß nicht die Ge
werkschaften, sondern der Staat Hüter und Letztverantwortlicher
für das Gemeinwohl ist. Damit ist weder etwas gegen die Gewerk
schaften gesagt, noch deren Verantwonung für das Gemeinwohl be
stritten.

Es ist nur - auch im wohlverstandenen Interesse der Gewerkschaften
- festzuhalten, daßdiese nichtfüralles und alles zuständigsind.Wasdie
CDU/CSUbisher für die Arbeitnehmer geleistet hat, wärenicht ohne
densachverständigen Ratvon Gewerkschaftern aller Richtungen mög
lich gewesen. DerWiederaufbau deskriegszerstörten Landes, diewirt
schaftliche Properitätund unser damit verbundener Wiedereintritt in
die Völkergemeinschaft verdanken wir dem Pflichtbewußtsein, dem
Fleißund der Einsicht desdeutschen Arbeiters. DieWiedereinführung
der Marktwirtschaft, die Lösung vonder Zwangswirtschaft wärenicht
ohne (. . . unleserlich) Duldung durch die Gewerkschaften möglich
gewesen, derenpraktische Haltungin bemerkenswertem Gegensatz zu
ihren ideologisch verstaubten Programmen stand.

3.

AlsCDU/CSUsollte man auch nichtvergessen, daßdieGewerkschaf
tendenBeginn derwinschafÜichen Einigung Europas, dieBildungder
Montanunionund der EWG nicht ablehnten- ganz im Gegensatz zur
SPD und 2^ allem, was noch links von der SPD stand.

Schaut manin die Gewerkschaftspresse desDGB, könntemanmei
nen, Reformen und Politik für Arbeitnehmer hätten erst mit dem 28.
Oktober 1969und auch seitdem nur durch SPD und FDP (. . . unleser
lich) begonnen. Die großen sozialen und wirtschaftlichen Reformen,
die bis dahin und seither von der CDU/CSU durchgefühn oder be-
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stinunt wurden, werden totgeschwiegen. Deshalb ist es erforderlich,
einmal kurz diewichtigsten Daten in Erinnerung zu rufen:

DieWiederherstellung der Marktwirtschaft durch Ludwig Erhard,
und(. . .imleserlich)denGewerkschafterTheoBlankdamals (stellver
tretender Vorsitzender der IG Bergbau) ermöglichte denWiederbau,
die Vollbeschäftigung undden Ausbau des Sozialleistungssystems.

Bereits inderersten Legislaturperiode des Bundestages wurden: das
Betriebsverfassungsgesetz, das Personalvenretungsgesetz, das Tarif
vertragsgesetz, das Kündigungsgesetz beschlossen.

Die Rentenrefoim desJahres1957 führtedie dynamische Renteein.
1954 wurde mitderEinfuhrung des Kindergeldes die Grundlage für

den Familienlastenausgleich gelegt.
MitderSparförderung, den Vermögensbildungsgesetzen undderso

zialen Privatisierung (. . . unleserlich) wurden dieersten underfolgrei
chen Schritte zu einer bewußten Poetik der Eigentumsbildung getan.
JederdritteArbeiter wohnt heute in eigenen vier Wänden.

Der Bau von 10Millionen Wohnungen, der soziale Wohnungsbau
unddas Wohngeldgesetz das alles wurde inderDGB-Gewerkschafts-
presse heute noch als große Leistung gefeiert, wenn esSPD stattder
CDU/CSU zuziuchreiben wäre.

Mit demHonnekerModell zur individuellen AusbildungsfÖrdeivng
war für Hochschulstudenten das heutige Bundesausbildimgsförde-
rungsgesetz schon lange vorweg genommen.

AlsLeistung derCDU/CSU für dieArbeimehmer ist auch dasAr-
beitsförderungsgesetz zunennen das aus derArbeitslosenversicherung
ein großzügiges Angebot an den Arbeimehmer zur Selbsthilfe durch
Umschulung und Fortbildung macht.
4.

Die von Alt- und Neumarxisten heute in Frage gestellte Marktwirt
schaft, für diemansichvielfach nurzueinem müden Lippenbekennmis
bequemt oderdessen baldige (. . . unleserlich) man mitprogessivaufjge-
ladenerMiene betont, ist esgewesen, diediemateriellen Voraussetzun
gen für diese Gesetze geliefert, nicht Schubladengesetze ohne Eriul-
lungsmöglichkeit wurden, sondern so selbstverständlich praktizierte
Wirklichkeit, daßmanschonwiederdieVoraussetzung, aufdersieste
hen, zu demontieren beginnt.

Falsche Information - kern Wegzur Mündigkeit

Beidemsozialen undwirtschaftlichen AufstiegdesdeuuchenArbeiters
haben dieGewerkschaftennichtnurdurch ihreTarifpolitik undihreso-
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zialpolitische Interessenvertretung, sondern auch durchihreDienstlei
stung inBeratung, Rechtshilfe undinderBildung unentbehrliche Hilfe
geleistet, dieAnerkennung undFörderung verdient. DieArtundWei
se, wie derAnteil derOpposition anderdeutschen Politik seit1967 im
Gegensatz zu dem der Regierung dargestellt wird, ist allerdings kein
konstruktiver Beitrag zu Information undMündigkeit.

Alsdie Bundesregiertmg imSommer 1970 - nach denersten Land-
tagswahlen - dieNotbremse zogunddieSteuerversprechungen fürAr
beitnehmer (Freibetrag Ergänzungsabgabe) zurückzog, da gab z. B.
Herr Monetain METALL (über2 Millionen Auflage) gatiz einfach der
CDU/CSU dieSchuld, die in derTat vonAnfang an derErfüllbarkeit
dieser Wahlversprechung gezweifelt hatte.

In der Familienpolitik wurden dieInitiativen derCDU/CSU totge
schwiegen, die einseitigen undunzureichenden Maßnahmen derRegie
rung beklascht, unverbindliche und langfristige Reformpläne alsvoll
endete Tatengefeiert. An Einseitigkeit nicht mehrzu überbieten istdie
Darstellung der CDU/CSU-Rentenpolitik. Mit keinem Wort wird er
wähnt,

- daßdieCDU/CSU eine Anhebung des Rentenniveaus undeine ge
zielte Hilfefür Kleinstrcntner zur Voraussetzung der flexiblen Alters
grenze erklärte

- daß die Regierungskonzeption ein großes Unrechtzu Lasten der
Kleinverdiener dargestellt häne.

Stattdessen liest man in METALL vom 18. 7. 1972 dieSchlagzeile:
»Arendt will mehrGeldfür Kleinverdienen, womit derabwegige und
unglückselige 20 DM-Sockelbetrag gemeint ist, den die
SPD/FDP-Koalition(. . . unleserlich) vorgeschlagen hatte. Wer diese
Propaganda liest, willnichtglauben, daßdieRenten-Experten der Ge
werkschaften sowohl dieEinführung von nichtdynamisierten Sockel
beträgen alsauch des Baby-Jahres ablehnten. Werdie Propaganda be
sonders gegen die CSU und ihren Vorsitzenden sieht, soll auchnicht
glauben, daßdieCSU,dieganze Rentenreformgesetzgebung mit ihren
Kleinrentenvorschlägen überhaupt in Gang gesetzt hat.

Mindestmaß an Neutralität erforderlich

Die parteipolitische Einseitigkeit und Intoleranz der meisten DGB-
Gewerkschaften hatsich besonders in derDebatte umdieOstverträge
gezeip.

Beispiel: AdolfMüller (Remscheid) wurde wegen seiner Haltung
nicht zum stellvenretenden DGB-Vorsitzenden nominiert und ge-
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wählt. Den Christlich-Sozialen wurde eine Vertreterin im Bundesvor
stand aufoktroyiert, die der sozialdemokratischen Führung anschei
nend genehm ist. Restposten christlich-sozialistischer Eigenständigkeit
und sozialdemokratischer Toleranz im DGB scheint das Recht zu sein,
zu § 218 eine andere alsdieMehrheitsmeinung zu vertreten. Dasistsi
cher notwendig, aber bei weitem nicht genug, woman von einer tolera-
ten Einheitsgewerkschaft sprechen soll.

Allzu deutlich wird in Wort und Tat betont, daß die Gewerkschaften
nicht parteipolitisch neutral, sondern nurunabhängig seien. Unabhän
gigkeit kann aber nicht ausreichendes Merkmal der Einheitsgewerk
schaft sein. Unabhängig waren auch die Richtungsgewerkschaften der
Vorkriegszeit von den ihnen nahestehenden Parteien. Die nach dem
Krieg bei Gründung der Einheiugewerkschaft übernommene Pflicht
zur Neutralität wurde nicht nur von Anfang an vielfach gebrochen
(DGB 1953: »Wählt einen besseren Bundestag!«) sondern im Verlauf
der 50erJahreder Einfachheit halberausden Gewerkschaftssatzungen
entfernt.Ohne einMindestmaß an Toleranzund Objektivität verdient
eine Einheitsgewerkschaft diesen Namen nicht. Der DGB und seine
Gewerkschaften sind auf dem besten Wege zu einer Einheits-Rich-
tungsgewerkschaft. Fürdasverschiedene Maß,dasandiePolitik-z. B.
die Wirtschaftspolitik - der SPD und der CDU/CSU angelegt wird,
können die Mitglieder unserer Parteien in den Gewerkschaften kein
Verständnis aufbringen.

DGB —wohin?

Einekritische Einstellung zu dieser Bundesregierung istdemDGB in
derAußenpolitik, inderSozialpolitik, inderWirtschaftspolitik voral
lem in derFrage demokratischer Umgangsformen völlig fremd geblie
ben. Die Forderungzur Mobilisierung der Betriebe, zum »Molzen«,
zum»Gang andieUrnen«, (Baden-Württemberg April 72) diedürftig
verschleierte Aufforderung zum politischen Streik (vorder IG Metall,
Wiesbaden 71)desBundeskanzlers wurdenvon Seiten desDGB nicht
als undemokratische Ansinnen zurückgewiesen, sondern im Gegenteil
begrüßt. Esmußte schon zu denken geben, daßDGBundSPDsich so
nachdrücklich für die Freigabe parteipolitischer Agitation in den Be
trieben undfüreineAufhebungderFriedenspflicht derBetriebsräte ein
setzten - ganz im Gegensatz zu den Wünschen der Betriebsräte selbst.

DieErgebnisse am26.April dieses Jahres zeigen, worauf diese »Re
form«-absiebten hinausliefen. Sozusagen aufKnopfdruck sollsich of
fenbar die Volkswut notfalls auch gegen die gewählten Vertreter des
Volkes entfesseln lassen.
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Die »spontanen« Arbeitsniederlegungen und Demonstrationen wa
ren zwar offiziell von den Gewerkschaften nicht veranlaßt. Ein Blick in
dieGewerkschaftspresse beweist aber,werdieDrahtzieherdergemein
sam mit Linksradikalen durchgeführten Aktionen waren. HerrMoneta
feierte diese Aktionals»Demonstration der mündigen Bundesbürger«.
Diese »mündigen Bundesbürger« intonierten z. B.beiderKundgebung
inBonnunteranderem folgende SprechchöreiHiHa Ho, Barzel inden
Zoo-Strauß undBarzelübenfleißig, füreinneues33-Wirmarschieren
gegen Strauß, die Machtdie geht vom Volke aus -.

5.

In manchenFällenmußtenwir erleben(. . . unleserlich), daß in Auf
rufen,dievon kommunistischen, linksradikalen Jugendorganisationen
zur Störung oder Behinderung unserer Versammlungen angerufen
wurde, auch die Gewerkschaftsjugend mit Unterschrift und Präsenz
dabei war,wenn esgalt, Zustände (. . . unleserlich) einzuführen, wiesie
vonSA und SS vor 1933 praktizienwurden.

DieOstpolitik desDGBistzwareine gewerkschaftspolitische Ange
legenheit, aberdochvonweitreichenden Auswirkungen, dieeinerPar
teinicht gleichgültig sein können. Mitseinen intensiven Kontakten zu
denStaatsgewerkschaften desOstblocks und zumFDGB der »DDR«
hat der DGBleichtfertig diegewerkschaftspolitische Einheit desWe
stens zerschlagen. Dieamerikanischen Gewerkschaften AFL/CIOzo
gen sich aus dem IBFG zurück. (. . . unleserlicher Satz) Aufeuropä
ischer Ebene wird eine Gewerkschaftseinheit mit den kommunisiti-
schen Gewerkschaften in Frankreich und Italienangestrebt, denendie
Tür zur EWG-Exekutive und in die mitbestimmenden Aufsichtsräten
(einstweilen nur imdeutschen Geselkchaftsrecht) eröffiaet werden.Un
ter diesen Gesichtspunkten wird man verstehen müssen, daß christ
lich-soziale und alle nicht sozialistischen Politiker, aber auch echte so
zialdemokratische Politiker, die sich von ihrer Panei nicht umfunktio
nieren lassen mit großem Unbehagen die programmatische Entwick
lung und die gesellschaftspolitischen Wünsche des DGB betrachten.
Dazu gehören:

- Ein System vonWirtschafts- und Sozialräten, dasdieVerantwort
lichkeit unddieAutoritätderdemokratisch legitimierten politischen In
stanzen unterlaufen und aushöhlen würde,

- ein System kollektivistbcher Vermögensbildung, das immergrö
ßereAnteile desPrivateigentums zugunsten anonymer Fondsvergesell
schaften würde,

- die paritätische Aufsichtsratsmitbestimmimg m allen Großunter-
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nehmen, dienicht nurdieWinschaft einseitig vergewerkschaf^, son
dern unüberwindliche Hürden aufdem Weg zurEinigungEuropas auf
bauen würde. DerDGB verlangtsogar-ironischerweise im2^ichender
Demokratisierung derWirtschaft - Rechte derBetriebsräte und Beleg
schaften bei der Wahl der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat zu
gunsten eines gewerkschaftlichen Delegationsmonopols einzuschrän
ken.

- dieZwangsmitgliedschaft durch Änderung des Tarifvertragsgeset-
zes (Ausdehnung der Tarifhoheit auf Nichtorganisierte).

Der in Berlinunter d. FührungVetters erneutv. d. dt. Gew. Bewe
gung erhobene Totalitätsanspruch berührt zutiefst das Wesen u. d. ei
genständige Existenz aller gesellschaftl. Gruppen d. BRD. Ausnahms
loswerden sieinZukunftvorschwerwiegende Entscheidungen gestellt
werden,denens. auchd. einzelnen Personnichtzu entziehen vermag.
Letztlich werden in Berlin unsergesamtes gegenwärtiges geselbchaftli-
ches System undgroße Teile des bisher verfassungsmäßig gesichert er
scheinenden Inhalts derpersönlichenFreiheitsphäre i.(. . .unleserlich)
gestellt, (folgt unleserlicher Satz).

Zusammengenommen würden diese Maßnahmen eine totale Syndi-
kalisierung tmserer Wirtschaft, Gesellschaft und des Staates bringen.
Ein Ergebnis, an dem weder den Arbeimehmem, noch den Gewerk
schaften gelegen sein kann; dennGewerkschaften brauchen dieMarkt
wirtschaft als Lebenselement und den freien Untemehmerals Gegen
spielerund Partner.

Dieeinseitige weltanschauliche undparteipolitische Ausrichtung die
zunehmende Intoleranz, die Maßlosigkeit des Machtanspruchs, die
Anmaßung füf alle Arbeitnehmer in allen politischen Fragen zu spre
chen unddie Arglosigkeit inderZusammenarbeit mitdenFeinden der
parlamentarischen Demokratie, das sind die wichtigsten Gewerk
schaftsprobleme unserer Zeit. Keine Partei wird, wennsiedie Bedin
gungen der parlamentarischen Demokratie, der pluralistischen Gesell-
schrft und der sozialen Marktwirtschaft sicherstellen will, diese Forde
rungen ganzoder überwiegend erfüllen können.

Gewerkschaften: Ja
Totaler Machtanspruch oder Staat im Staate: Nein
CSUwünscht (. . . unleserlich) neutrale, objektive Interessenvertre

tungen derArbeitnehmer inallen Bereichen. Sie istfürpartnerschaftli
cheZusammenarbeit, aber gegen Klassenkampf, für individuelle Frei
heit durch Bildung(. . . unleserlich).

Aus: GeweTfcKhaiuipic{;cl vom4. II. 1972
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4. Offener Briefan den Vorsitzenden desDGB-Landesbezirks
Bayern, Wühefm Rothe, veröffentUcht am 21. 10. 1972

Sehr geehrter Herr Kollege Rothe,
seitgeraumerZeitnehmen Sie, derLandesvorsitzende desDGBBay

ern, im Namen dieser Organisation zu aktuellen politischen Fragen in
kraßeiiueitiger Weise gegen dieCSUStellung. Sie erwecken damit in
derÖffentlichkeit denEindruck, als seiIhrepersönliche Meinung auch
die Meinung aller Mitglieder der bayerischen DGB-Gewerkschaften.
EinenHöhepunkthatdieseIhreAktivitätinIhrerPressekonferenzvom
17. Oktober 1972 erreicht. Nach Presseberichten haben Sie dort u. a.
ausgeführt, derCSU-Landesvorsitzende sei»derpolitische Vollstrek-
ker der mächtigen Kapitalinteressen« und die Politik der CSU werde
»nahezu ausschließlich durch die Interessen der Unternehmer be
stimmt«.

Solche Außenmgen sinddiffamierend und siestellen dieTatsachen
aufden Kopf.Dennes ist docheineTatsache, daß es in den20Jahren
von 1949-1969 gelungen ist, das zu sichem, was die Arbeimehmer
wirklich wollen, sichere Arbeitsplätze und stabile Preise gleichzeitig.
Um nur diesezwei besonders wichtigen Gebieteherauszugreifen.

UnterderSPD/FDP-Regierung hatderGeldwertschwund eineinder
Bundesrepublik nochniegekannte Größenordnung erreicht. Jede Poli
tik für den Arbeimehmer braucht stabiles Geld. Deshalb schadet die
heutige Geldentwertung vorallem denArbeimehmem. Solche Gedan
ken undnicht Klassenkampfparolen sollten nach unserer Auffassungin
einer Pressekonferenz des DGB geäußert werden. Kann man denn
wirklich bestreiten, daßesvon 1949 bis 1969 in dersozialen Sicherung
ebenso wie indermateriellen Stellung derdeutschen Arbeimehmer un
geheure Fortschrittegegeben hat, Fortschritte, umdie unsalleanderen
europäischen Länder beneiden?

»Alles was dieSPDmacht, istgroßartig, unddieCSUhatsich immer
nur umdieKapitalisten gekümmert.« DiesenEindruckmußman,wenn
manIhrer Darstellung glauben will, gewinnen. WennSiefairseinwol
len, müssen Sie dochdas Einseitige und damit Unglaubwürdige einer
solchen Haltung selbsterkennen.

Ihre leider nicht nur in dieser Pressekonferenz zum Ausdruck ge
kommene einseitige Betrachtungsweise widerspricht auch demWillen
der Mehrheit der Gewerkschaftsmitglieder. Das Ergebnis einer vom
DGB, Landesbezirk Bayern, 1970, in Auftrag gegebenen Infrateststu-
diekann indiesem Zusammenhang nicht oftgenug vorgetragen werden:
»Fast zweiDrittelsowohl derWahlberechtigten insgesamt alsauchder
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gewerkschaftlich organisierten Wahlberechtigten halten eine Verbesse
rung der Beziehungen zwischen Gewerkschaften und CSU für eine
wichtige politische Aufgabe. Sogar 53 Prozent der potentiellen SPD-
Wähler vertreten diese Auffassung.«

Eine demokratische Organisation muß dem dermaßen deudich er
klärten Willen derMitgliederRechnung tragen. Sie haben, einmal mehr,
genau das Gegenteil getan: Durch Ihre Pressekonferenz haben Sie das
Klima deutlich und unnötig verschärft. Mit derart überzogenen Äuße
rungen

- überschreiten Sie Ihren Auftrag,
-mißachtenSie dieimDGB organisierten chrisdich-sozial orientier

ten Arbeitnehmer, immerhin rund ein Drittel aller DGB-Mitglieder,
- und stellen Sie die Einheitsgewerkschaft erneutin Frage.
Die Gründer des DGB waren übereinstimmend der Ansicht, daß eine

einseitige parteipolitische Festlegung des DGB ausgeschlossen bleiben
müsse. Andernfalls wäre - darin stimmen Sie uns sicherlich zu - die
Einheitsgewerkschaft nie zustande gekommen. Genau indiesem Sinn
hat erst vor kurzem unser Bundesvorsitzender Heinz Oskar Vetter,
treffend dargelegt, sei esnotwendig, im DGB auch das ErbeJakob Kai
sers, des Bundesministers der CDU und Gewerkschaftsführers, zu
wahren.

Auch heute müssen Gewerkschaften mehr seinals nur Hilfstruppe
einer Partei. SicherlichhabenSieVerständnisdafür, daß wir Ihren inder
Öffentlichkeit vorgetragenen Äußerungen ebenfalls öffentlich entge
gentreten.

Mit kollegialen Grüßen
gez.

Ursula Grille
Willi Heitzer
Dr. Paul Wilhelm, MdL
Stephan Höfpinger, MdL
Friedrich Weißkopf,MdL
(Mitglieder des DGB-Landesbezirksvorstandes)

5. CDA-Mitglieder warnen DGB-Bundesvorstand vorpoliti
scher Einseitigkeit

Wortlaut des Briefes von Vertretern der christlich-demokratischen
Arbeitnehmerschaft an den DGB. Veröffentlicht in DIE WELT vom
10. November 1972. Zu den Unterzeichnern gehören:
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Maria Weber, stellvertretende Vorsitzende des DGB; Martin Heiß,
Mitglied des Geschäftsfiihrenden DGB-Bundesvorstands; Walter
Schongen, stellvertretender Vorsitzender der IG Textil-Bekleidung;
Karl-Heinz Hoffmann, stellvertretender Vorsitzender der ÖTV; Gu
stav Fehrenbach, stellvertretender Vorsitzender der Deutschen Post
gewerkschaft; WalterSchmidt und Rudi Nickels, Mitglieder des Ge
schäftsführenden Vorstands der IG Bergbau und Energie; FritzBigge
leben, Mitglied des Geschäftsfuhrenden Vorstands der IG Metall;
Klaus-Dieter Zemlin, Pressesprecher derDeutschen Postgewerkschaft.

Nach Auskunft der Pressestelle des DGB soll in nächster Zeit im
DGB-Bundesvorstand über die aufgeworfenen Probleme diskutiert
werden.

»Wir unterzeichnenden Vorstandsmitglieder beziehungsweise Mit
arbeiter von DGB-Gewerkschaften wenden uns an Euch, weil wir auf
grund des immerheftiger werdenden Bundestagswahlkampfes zuneh
mendumdieWahrung der paneipolitischen Unabhängigkeit desDeut
schen Gewerkschaftsbundes besorgt sind: Es ist erst wenige Wochen
her, da schrieben die Vorsitzenden des Deutschen Gewerkschaftsbun
des in einem Brief an die DGB-Kreisausschüsse unter anderem, als Ein
heitsgewerkschaft hat sichunsere Haltungin den kommenden Wochen
undMonaten sowohl anunserer parteipolitischen Unabhängigkeit wie
an der Einstellung der Parteien zu unseren erklärten Forderungen zu
orientieren. Das braucht niemanden zu hindern, für seine Partei ein-
undaufzutreten, aberdaspersönliche Engagement stehtaußerhalb sei
ner gewerkschaftlichen ehren- wie hauptamtlichen Funktionen.

DieseHaltunghaben wir begrüßt,weilsienachunsererAnsichtvoll
der Unabhängigkeit desDGB undseinerGewerkschaften gerechtwird.
Wie wir aus zahllosen Gesprächen mit Gewerkschaftsmitgliedern im
Landewissen, istesaberleidernichtgelungen, inderÖffentlichkeitden
richtigen Eindruck von dieser Haltung zu vermitteln. Immerhäufiger
sehen Gewerkschaftsmitglieder, die nichtSozialdemorkaten sind, den
Vorwurf, der DGB und seine Gewerkschaften verstünden sich in die
semWahlkampf im Gegensatz zu ihremAnspruch alseineArt Ersatz
partei oderalseineHilfsorganisation, fürdieSozialdemokratische Par
teiDeutschlands, und verweisen indiesem Zusammenhang unterander
remauf Erklärungen führender Gewerkschafter in Hamburg, Hessen
und München.

Rücksicht gefordert
Wirwissen, daßdieSPDvielen Forderungen der gewerkschaftlich or
ganisierten Arbeimehmer näher steht als beispielsweise Teile der
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CDU/CSU. Demzufolge verfugt die SPD auch bei vielen Gewerk
schaftsmitgliedern überSympathien undbreite Zustimmung. Wirleug
nendasnicht. Wirverweisen aberauch aufdieVorstellungen derSozial
ausschüsse der christlich-demokratischen Arbeitnehmerschaft (nieder
gelegt beispielsweise inderOffenburger Erklärung 1967, indenOlden
burger Thesen 1969 undinden Koblenzer Beschlüssen von1971), die
sehr weitgehend gewerkschaftlichem Gedankengut entsprechen. Wir
erinnern auch an die unbestrittenen Leistungen vonchristlich-sozialen
Persönlichkeiten wieJakob Kaiser, Karl Arnold, Anton Storch, Theo
Blank und Hans Katzer, die die gesellschaftliche Stellung der Arbeit
nehmer in unserem Land entscheidend mitgeprägt haben.

Wir müssen erwarten,daß in öffentlichen Verlautbarungen der Ge
werkschaften auchaufdiejenigen MitgliederderGewerkschaften Rück
sichtgenommen wird, dienichtSozialdemorkaten sind.DieseitMona
ten zuspürendePolarisierung indenpolitischen Auseinandersetzungen
führte ohnedies schon dazu, daß Vertreter der CDU auf Gewerk
schaftskongressen höchst unfreundlich empfangen undbehandelt wur
denund- alsweitere Folge- Repräsentanten derchrisdich-demokrati-
schen Arbeitnehmer in den Gewerkschaften auf Gewerkschaftskon
gressen fast demonstrativ schlechte Wahlergebnisse erzielten oder gar
ganz aus der Mitverantwortung gedrängt wurden.

UnsererBeobachtung nach droht der Bundestagswahlkampf 1972 zu
einer unerträglichen und den Bestand der Einheitsgewerkschaft emst
haftgefährdenden Polarisierung indenGewerkschaften zuführen. Wir
alle,die je in den Gewerkschaften Verantwortung tragen, müssen aber
daran denken, daß die Einheitsgewerkschaft nach innen hin auf Zu
sammenarbeit nicht auf Auseinandersetzung angelegt ist. Die Unab
hängigkeitderGewerkschaftsbewegungverpflichtet unsalle, andieZeit
nach dem 19.November zu denken. Unsere gemeinsame Arbeit geht
weiter, egal ob der Bundeskanzler Brandt oder Barzel heißt.

Nur geduldet?
Wir vermissen in den zahlreichen öffentlichen Erklärungen maßgebli
cherMitglieder desBundesvorstandes der letztenMonate(beiGewerk
schaftskongressen beispielsweise oderinder Gewerkschaftspresse) den
Hinweis auf diese Zusammenhänge. Auch das jüngstherausgebrachte
»Material zu denPrüfsteinen« enthältnichteineneinzigen Hinweisdar
auf. Unabhängig davon, daßwir voll hinter den imDGB-Bundesaus
schuß beschlossenen Forderungen zur Bundestagswahl stehen, hatte
sich hier dasVorwort desVorsitzenden zum Beispiel dafürangeboten.

Immerhäufiger teilen unsindenletzten Wochen christlich-demokra-
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tische Mitglieder indenDGB-Gewerkschaften mit,daßsieinder letz
ten Zeit zunehmend das Gefühl hatten, in den Reihen der Gewerkschaf
tennur bloßgeduldet zu sein. DasaberistnichtdieToleranz, dieinei
ner parteipolitisch unabhängigen Gewerkschaftsorganisation mit dem
Anspruch, Heimat für alle Arbeitnehmer zu sein, erwartet werden
muß.Innergewerkschaftliche Toleranz verlangt vonims allen - undvor
allem vondenjenigen, dieeine besondere Verantwortung inderOrgani
sationtragen- das ständige Bemühen den Freiheits- und Betätigimgs-
raum für den jeweils Andersdenkenden zu schaffen zu zu sichern.

Wirhaben diesen Briefgeschrieben, um Euch aufGefahren aufmerk
sam zu machen. Nichts wäre für das Wirken unseres Deutschen Ge
werkschaftsbundes verhängnisvoller, als wenn in diesen Wahlkampf
wochen durchUnachtsamkeit odermangelndes Verständnb fürdieGe
fühle Andersdenkender demGedanken der Einheitsgewerkschaft blei
benderSchaden zugefügt würde- esseidenn,dieZusammenarbeit zwi
schen sozialdemokratischen und christlich-demokratischen Gewerk
schaftern sollenichtlänger fortgesetzt werden, dasallerdings vermögen
wir uns nicht vorzustellen.

Wirbitten Euch, die Mitglieder des Bundesvorstandes, ebenso herz
lich wie dringend, nach einem geeigneten Weg zusuchen, umSorge und
Unbehagen gegenüber dem derzeitigen Kurs derEinheitsgewerkschaft
bei vielen Gewerkschaftsmitgliedern zubeseitigen. Esmußklargestellt
werden, daß Einheitsgewerkschaft nicht Einheitlichkeit in allen
Grundüberzeugungen bedeutet, sondern Zusammenfassung verschie
dener Ansichten zur Durchsetzung allen Mitgliedern gemeinsamer
Ziele.

Nachmancherlei Ereignissen derletzten Wochen muß wohl auch öf
fentlich darauf hingewiesen werden, daßdiechristlich-demokratischen
Arbeitnehmernach wie vor ihren festen Platz und freie Betätigungs
möglichkeit in der Einheitsgewerkschaft haben müssen.

FürdieZeitnachdemBundestagswahlkampf schlagen wirEuchvor,
gemeinsam mitunseine geeignete Plattform zu überlegen, dieeinklä
rendes Gespräch überFormund Möglichkeiten zukünftiger gemeinsa
merArbeit inderEinheitsgewerkschaft zuläßt. Wirhalten dies fürdrin
gend erforderlich undgehen davon aus,daßIhr unsere Besorgnisse ver
steht.«
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6. GewerkschaftspluraUsmm als demokratischer Auftrag. Von
Dr. Bernhardkoch, Generalsekretär des CCB, Referat vom 15.
9. 1972

Ichhabe häufig Gelegenheit, an Gewerkschaftstagen oder-kongressen
unserer Berufsverbände innerhalb des CGB teilzunehmen. Für mich
haben diese Veranstaltungen eine dreifache Bedeutimg. Sie sindda,um
Bilanz zu ziehen überdas,was vergangen ist,siesolleneineStandortbe-
Stimmung für die Gegenwart vornehmen und sie sollen die Weichen
stellen für die Zukunft. Leider konnte ichaus Zeitgründen nichtden
ganzen Tag über hier sein. Aber was ich an Beratungs- und Diskus
sionspunkten noch mitbekommen habe, läßt für mich den Schluß zu,
daß der CMV-Landesverband Nordrhein-Westfalen die Weichen für
die Zukunft zu stellen bereit ist. Mein Eindruck ist, daß auch innerhalb
des GMV-Landesverbands ein bedeutender und wichtiger Aspekt ge
werkschaftlicherTätigkeitaktiviert werdensoll, nämlichdieberufspoli
tische Arbeit.

Aber Gewerkschaften sind über das unmittelbar Berufspolitische
hinaus auch- was heute besonders sichtbar wird ineinerZeit politischer
Polarisierung - politische Organisationen. Insofern werde ich meine
Ausführungen auch schon vom Thema heraufdiesen Aspekt legen. Da
bei brauche ich imGegensatz zuVertretern sog. Einheitsgewerkschaf
ten keine verbalen Rückzugsgefechte zu führen überInterpretationen
z. B.vonparteipolitischer Unabhängigkeit oderparteipolitischer Neu
tralität. Eine Richtungsgewerkschaft, die aufeiner klaren weltanschau
lichen Basis aufbaut, kann ihre Grundsätze eben klarer und eindeutiger
als einer Vereinigung von Gleichgesinnten präzisieren, als es den »Ein
heitsideologen« schon mitRücksicht aufweltanschauliche Minderhei
teninihren Reihen möglich ist- essei denn, diese Ideologen setzen sich
einfach über Grundvorstellungen ihrerMinderheiten hinweg.

Wir leben eigentlich in einerseltsamen Welt. WerVerlautbarungen
der Monopolgewerkschaiten kritisch verfolgt imd wer darüberhinaus
dieVielfalt unserer gesellschaftlichen Bewegungen einigermaßen über
schaut, der wird von überall her den Ruf nach mehrDemokratie auch in
unserer Gesellschaft finden. Hiermußunsere Überlegung darüberein
setzen, welche Demokratievorstellung dieser Forderung eigendich zu
grunde liegt imdwas daseigendiche Ziel ist, das angestrebt wird.

Im politischenBereich haben wir vor nunmehr drei Jahren das Ver
sprechenbekommen, daß mehrDemokratieverwirklicht werden soll-
denn so derderzeitige Bundeskanzler in seiner Regierungserklärung:
wirstehen nichtamAnfang derDemokratie, wir fangen erstrichtig an.
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Um kein Mißverständnis aufkommen zu lassen; wer würde als über
zeugterDemokratie nichtdenRufnachmehrDemokratie oder- umes
zutreffender zu sagen - um den Ausbauund dieFestigung unsererde
mokratischen OrdnungvomPrinzipherunterstützen? Aberman darf
es christlichen Gewerkschaftern umgekehrt auch nicht verdenken,
wenn siebeieiner solchen Forderung besonders dannskeptisch sind,
wetm gleichzeitigdamiteine2^entienuigmonopolisitscherOrganisa
tionen verbunden oder alsFemziel angesteuert wird. Die chrisdichen
Gewerkschaften können einLieddavon singen, wasunterdemDeck
mantel derDemokratie eigentlich alles inunseremStaatundunsererGe
sellschaft möglich ist.

Was haben christliche Gewerkschafter eigentlich anderes getan, als
voneinem verfassungsmäßig garantierten RechtGebrauch zu machen,
nämlich vonderKoalitionsfreiheit nach Art.9Abs.3 unseres Grundge
setzes. Eigentlich müßteesineinerdemokratischen Ordnungselbstver
ständlich sein, daß diese persönliche Entscheidung von jedermann re
spektiert und toleriert und vom Staat auch in der Form anerkannt wird,
daß darausdemokratiekonforme Folgerungen in bezugauf die Betäti
gungsmöglichkeiten dieser auffreie Entscheidung vonArbeitnehmern
gebildeten Koalitionen gezogen werden. DiePraxis siehtaberleider an
ders aus. Und wenn gar in einem demokratischen und freiheitlichen
Rechtsstaat - wie derBundesrpeublik - der Vorsitzende der sog. Ein
heitsgewerkschaft ohneProtesterklären kann, daßdieToleranz seiner
Organisation gegenüber denjenigen aufhört, die die»Einheit« derAr
beitnehmerschaft sprengen wollen, dannstößt man doch hier an die
Grenzen einervertretbaren Demokratievorstellung; abgesehen davon,
daß in einersolchen Äußerung einerschreckendes Maßan Intoleranz
steckt vondem Repräsentanten einer Organisation, die für sichbean
sprucht,wesendicherTrägerder Demokratie und Verteidiger der Frei
heitsrechte zu sein.

SichtbarerAusdruck unserer Freiheit imgesellschafdichenBereich ist
unsere pluralistische Geselkchaftsordnung. Sie ist weder Selbstzweck
noch Macht-oder Herrschaftsinstrument. Sieist da, weilwir die per
sönliche Entscheidungsfreiheit haben, unsinvielfaltiger Formzuorga
nisieren undimsere Ordnungdiese freie Entscheidung respektiert. Ge
rade darin unterscheiden wir uns doch von allen totalitären Herrschafts
formen, gleichgültig unter welchem Firmenschild sie auftreten.

Wennwirabo diepluralistische Gesellschaft alssichtbaren Ausdruck
der persönlichen Freiheit und der Demokrade finden, dann frage ich
mich, wo die lautstarken Verkünder von mehr Demokraneeigendich
stehen, wenn sie einem bestimmten Personenkreis, nämlich den Christ-
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liehenGewerkschaften, die Koalitionsfreiheitnicht zuerkennen wollen.
Mankommteinfach nichtdaranvorbei,die Gewerkschaftsfrage in der
Bundesrepublik ist entscheidend eine Frage der Freiheit! Und weruns
die Existenzberechtigung absprechen oder bestreiten will, imd wer
dann noch so tut, als hätte er dieVerfassung in Erbpacht genommen,
densollte man ständig darauf hinweisen, daßwir nichts anderes getan
haben, als von den Verfassungsrechten Gebrauch gemacht zu haben.
Gerade aufdiesen Aspekt sollten wirinderAuseinandersetzung unsere
gewerkschaftlichen Gegner festlegen.

Ichhabesoeben denBegriffderpluralistischen Gesellschaft zu erläu
tern versucht. Und ich wiederhole hier mit allem Nachdruck: im Be
reich der christlich-sozialen Bewegung, ganz sicher im Bereich der
christlichen Gewerkschaften, wird der Pluralismus als sichtbarer de
mokratischer Ausdruck aufallen gesellschaftlichen Ebenen anerkannt
mit allen sich daraus ergebenden Konsequenzen.

Nun gibtesLeute inderBundesrepublik, dieinnerhalb dieser Gesell
schaftsordnung eine eigenartige Theorie durchsetzen wollen: die ge
werkschaftliche Ebene soll nicht pluralistisch, sondern monopolistisch
gestaltet werden. Paßt aber ein gleich wie geaitetes Monopol überhaupt
in eine freiheitlich-demokratische Gesellschaft?

EineDemokratie istvom Prinziphermonopolfeindlich. Wodennoch
ein Monopol besteht, muß eine funktionierende Kontrolle einsetzen.
Im Bereich der Wirtschaft haben wir eine öffentlich-rechtliche Kon
trolle gegenüber marktbeherrschenden Unternehmen, nämlich durch
das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen. Und die jetzt ange
stellten Überlegungen übereine Verschärfung dieses Gesetzes machen
doch gerade deutlich, daß, jestärker monopolistischeTendenzen sicht
bar werden, um so funktionierender die Kontrolle sein muß.

Daraus wirdauch sichtbar, daßKontrolle aufzweifache Art möglich
ist: entweder öffentlich-rechtlich oder durch Konkurrenz. Nun wird
niemand annehmen, dieGewerkschaften in der Bundesrepublik könn
ten einer öffentlich-rechtlichen Kontrolle unterworfen werden. Für so
vergnügungssüchtig halte ich den Gesetzgeber gewiß nicht, den Ver
such zu unternehmen, ein solches Gesetz zu erlassen. Es bleibt also hier
nurderandere mögliche Weg übrig: Kontrolle auch im Bereich derGe
werkschaften durch Konkurrenz. Daraus folgt, daßimInteresse unse
rer freiheitlichen Gesellschaftsordnung auch die gewerkschafdiche
Ebene plural gestaltet sein muß. Werdas nicht wahrhaben will, derver
kennteinfach dieGrundlagen und dieSpielregeln derDemokratie und
der daraufbauenden Ordnung.

Lassen SiemichalsMann derchrisdich-sozialen Bewegung aberauch
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noch einweiteres sagen. Wirhaben imchristlich-sozialenBereich Stan
desorganisationen, die heute mehr oder weniger stark liebäugeln mit
dem DGB. Aus welchen Gründen, das will ich nicht untersuchen, weil
ichdafür nicht zuständig bin. Aberglauben denn diese Kollegen und
Verbände wirklich, wenn einmal die konkurrierenden Verbände im
Gewerkschaftsleben - ob groß oderklein - verschwunden sind, dann
würde eine monopolistische Gewerkschaft noch Rücksicht nehmen auf
Standesorganisationen? Wenn wir eiiunal eine solche Einheitsgewerk
schaft hätten mit Allzuständigkeiuanspruch und Totalrepiäsentanz,
dann müßten die angrenzenden gesellschaftspolitischen Bereiche, die
imwesentlichen gebildet werden voneben diesen Standesorganisatio
nen,sich weitgehend unterdem DruckdieserMonopolorganisation zu
rückziehen aus ihrer unmittelbaren Mitverantwortung und Mitgestal
tungdes politischen Lebens. Sie würden dann sicher nicht mehr soho-
fienvom DGB, wieesheute geschieht. Ichwill denguten Willen dieser
betreffenden Kollegen gar nicht in Frage stellen, sondern nur aufdas
Problem hinweisen undgleichzeitig voreiner möglichen Fehlentwick
lung innerhalb unserer christlich-sozialen Bewegung vorsorglich war
nen.

Ichdarfnoch einweiteres anfügen. Wenn wir inderBundesrepublik
einmal nur eineGewerkschaft mit 15oder20Millionen Migliedern hät
ten,wobei esvöllig gleichgültig ist,welcherweltanschaulichen oderpo
litischen Couleur die Führungspersonen angehören, dann hätten wir
eine vierte Gewalt in unserem Staate, und zwar außerhalb der verfu-
sungsmäßigen Organe. Was sich dann im staadichen Berich abspielt,
entscheiden weitgehend dann nicht mehrdiefreigewählten Parlamente
unddiedaraus hervorgegangenen Regierungen, sondern diese Gewerk
schaftsorganisationen durch ihre Führungen mitdem Apparat, derhin
ter ihnen steht.

Wenn wir also diese Theseals richtigund begründet ansehen, dann
müßten wir schon im Interesse der staatlichen demokratischen Ord
nungversuchen, daßdasnotwendige Maßan Pluralität imddamit ver
bunden das notwendige Maß an Kontrolle auch imGewerkschaftsbe
reich vorhanden ist.

Mankönntemirnun vorwerfen - indiesem KreisunterGleichgesinn
tenwird dasabernicht geschehen - ich»verkaufe« diese Theorie gleich
sam als Pflichtübung. Ichwill daher als Aot^on aufeinen solchen Ein
wand einen sicherlich nicht angreifbaren Zeugen zitieren. Auf dem
Bundeskongreß desCGB1965 inMünchen hattenwiralsHauptredner
den Ordinarius für chrisdiche Gesellschaftslehre der Universität Fri-
bourg in der Schweiz, Herren Prof. Dr. Willi Büchi. Diesem Wissen-
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schaftler kann man gewiß das Bemühen um Objektivität nicht abspre
chen, zumal er janochaus einem Land mitgroßer demokratischerTra
dition stammt.

In seinemReferat, das betitelt war »Mehr Gewerkschaften - mehr
Demokratie« ging Prof. Büchi aufeine Bestrebung gewerkschaftlicher
Art in der Schweiz ein. Danach versuchen die Schweizer sozialistischen
Gewerkschaften, auch eine sog. Einheitsgewerkschaft zu installieren,
aber nicht durch ZusammenscUuß mit den übrigendort bestehenden
Gewerkschaften-auchzu schweigen voneinerFnktionslösung-, son
derndiese müßten sichzuerstselbstaufgeben unddannnimmt mandie
Einzelmitglieder indengroßen Arm dieser sozialistisch geführten und
ausgerichteten Einheitsgewerkschaft auf. ImAnschluß andiesen Sach
verhalthat Prof. Büchi dann einen weiteren, auch nicht angreifbaren
Zeugen angeführt, nämlich Prof. GötzBriefs, derseit vielen Jahren in
denVereinigten Staaten lehrt, aber immer noch der deutschen gesell
schaftspolitischen Bewegungengverbunden ist. Prof. GötzBriefs hatin
seinem berühmten Buch »Zwischen Kapitalismus undSyndikalismus«
ausgeführt. »Es kann nicht das Ziel derGewerkschaft sein, einen mono
lithischen Block im Gefüge der Demokratie darzustellen, denn keine
Demokratieverträgt monolithische Blöcke.« Prof.Büchi hatausdiesem
Satz seine Folgerung gezogen undangefügt, daßmonolithische Blöcke
nochkaiunjealsBausteine beimAufbauderDemokratie, wohlaberals
Grabsteine auf ihrem Grab dienten.

Der Tragweite einersolchen Analyse muß man sich bewußt sein,
weim esumdieFrage vonDemokratie undGewerkschaftspluralismus
geht. Nun wird sooftdieThese verkündet, eine Einheitsgewerkschaft
bringe für den Arbeitnehmer die größten Vorteile. Werdas vertritt,
meistmit demHinweisaufdie Geschlossenheit der Arbeitgeber über
sieht, daß die Arbeitgeber am Markt konkurrieren und ihre Politik
weitgehend bestimmen nach derMarktsituation. Aberselbst wenn man
dasArgument nicht gelten läßt, ist für unser Thema dieFrage einfach
nichtzuumgehen, welche Aufgaben dieheutigen Gewerkschaften- die
zu recht »befestigte« Gewerkschaften genannt werden - haben. Selbst
wennmanden anmaßenden Anspruch desDGB auf Allzuständigkeit
aus wohlerwogenen Gründen ablehnt, bleibt als Tatsache doch zuregi
strieren, daßheutige Gewerkschaften überdiematerielle Interessenver
tretung derArbeimehmerschaft hinaus eine Fülle vonAufgaben inden
verschiedensten politischen Sachbereichen übernommen haben, die die
These vonderbesten Vertretung durch eine sog. Einheitsgewerkschaft
als höchst anfechtbarerscheinen läßt. Ich möchte dazu wiederProf. Bü
chi zitieren:
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»Die geschichtliche Entwicklung undRealität- unddiese allein zählt
hier,nichteinirrealistischer Konstruktionbmus- zeigtdeutlich zweier
lei:

erstens: daß jedeGewerkschaft, wenn sie ihre Aktivist über die ma
terielle Interessenvertretung hinaus auf Bereiche wie Bildungs- und
Kulturpolitik, aber auch die Wirtschaftsordnungspolitik, ausdehnt,
dies nurumdenPreis desVerzichts aufweltanschauliche undpolitische
Neutralität, weitgehend sogar auchunterAufgabe der politischen Un
abhängigkeit tun kann.Damitentßilltaberdieconditiosinequanonder
Einheitsgewerkschaft.

sodann: daß die kontinentaleuropäischen Gewerkschaftsbewegun
genallerRichtungen sichtatsächlich immerin dieserRichtungentwik-
kelten, fast so zwangsläufig, als ob es sich um ein ihnen immanentes
Entwicklungsgesetz handelt. DieEntwicklung desDGB . . .liefertda
für den schlüssigen Beweis.

Die Folgerung aus diesen historisch erhärteten Feststellungen kaim
nurdiesein,daßbeider tatsächlichen Entwicklung derGewerkschafts
bewegung inunseren Ländern dieIdeederweltanschaulich-politischen
Einheitsgewerkschaft einfach unrealisierbar ist. Wenn man trotzdem
eine Gewerkschaftsbewegung oder -Organisation als solche erklären
will, dann handelt es sich entweder um eine Fiktion oder um eine der so
ziologischen Realität nicht entsprechenden Konstruktion«.

SoweitProf.Büchi. AberdieBegriffsverwirrung beichristlich-sozia
len Arbeitnehmern, die immernoch auf verbale KUmmzüge desDGB
überNeutralität undpaneipoUtische Unabhängigkeit hereinfallen, geht
weiter,weilfürviele vonihnendiesog.Einheitsgewerkschaft ein»Wert
an sich« ist.

Wir konnten zu diesem Problem der Einheitsgewerkschaft aus den
Erfahrungen in unserem LandeineFüllevonBeispielen anführen,von
denenhierabernur einige genanntwerdensollen,die »spontanen« Ar
beitsniederlegungen im Zusammenhang mit dem konstruktiven Miß
trauensvotum - von SPD-Politikernund DGB-FunktionärenalsSym
pathiebeweis breiterArbeitnehmerkreise für die »Friedenspolitik« der
derzeitigen Regierung hochstilisiert, die Ablehnung des gesetzlichen
Beteiligungslohns nach demCDU/CSU-EntwurfdurchdenDGB,das
Eintreten hir dieSPD-Vorschläge zur Rentenreform - obwohl dieOp
position das bessere Konzept hat -, das Herunterspielen des wirt
schaftspolitischen Versagens der Bundesregierung - kurzum, die fast
bedingungslose Unterstützungder SPDeinschließlich der Konzeptio
nen imBereich der Kultur- und Bildungspolitik. Ob dasalles imInter
esse der Arbeitnehmer liegt,für dieGewerkschaften dochnunangetre-
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tensind,kannsicherlich bezweifeltwerden. Der »Wert ansich«, sprich
sog. Einheitsgewerkschaft, wirddoch hiersichtbar mitden Realitäten
konfrontiert.

Das Machtstreben von monopolistischen Einheitsgewerkschaften,
das kaschien und motiviert wird mit dem Ruf nach demokratischer
Kontrolle derMacht, treibtinderBundesrepublik seltsameBlüten. Vor
etwa2Jahren fragten imDeutschen Bundesug eine Gruppe von Abge
ordneten die Bundesregierung, ob es mit demokratischen Spielrgeln
und mit dem Wählerwillen vereinbar sei, wenn in einem Betrieb von 14
Betriebsratsmitgliedcm der Industriegewerkschaft Bergbau und Ener-'
gie12Betriebsratsmitglieder, undvonden5Betriebsräten derChristli
chen Gewerkschaft Bergbau undEnergie kein einziger freigestellt wur
de. Die Antwort des Bundesministers für Arbeit darauf war für einen
wirklichen Demokraten entwaffnend: nein,daswiderspreche nichtdem
Wählerwillen und auch in einer Demokratie sei es rechtlich zulässig,
wenn dieMehrheiten von den ihnendurch Gesetzeingeräumten Mög
lichkeiten Gebrauch machen. Beidieser Einstellungwunderte esunsgar
nicht, wenn in dem jetzt gültigen Betriebsverfassungsgesetz das Ver
hältniswahlrecht bei Ausschußbesetzungen und Freistellungen auch
wieder nichtangewandt wird. Und der DGB ist damitzufrieden.

Einweiteres Beispiel aus jüngster Zeitsollnicht unerwähnt bleiben.
Beieinergroßen Firma inSchweinfurt hattedie Listeder Christlichen
Werkgemeinschaft - eine Liste von christlichen Metallarbeitern und
Kollegen desWerkvolks - beiderdiesjährigen Betriebsratswahl 36,2%
derStimmen erreicht. Bei derFreistellungwurde kein Kollege dieser Li
ste berücksichtigt. Dasveranlaßte dendonigen CSU-Bundestagsabge
ordneten Dr. Schülze-Vorberg zu einer Anfrage an die Bundesregie
rung. In der Antwon gingder Staatssekretär imBundesarbeitsministe
rium Dr. Ehrenberg auf die Mehrheitsentscheidung des Bundestages
zum Betriebsverfassungsgesetz ein. Dann kam eineeigenanige Beleh
rung in »Demokratie«: der Staatssekretär meintedaraufhinweben zu
sollen, ein stärkerer Minderheitenschutz sei »im Hinblick auf die Ge
fahreinersachlich nichtgerechtfertigten Zersplitterung derArbeitneh
merschaft, im Interesse eines Ausschlusses radikaler Splittergruppen
sowie - gerade im Hinblick auf die Freistellung - im Interesse der
größtmöglichen Qualifikation der freizustellenden Betriebsratsmitglie
der« ausdrücklich abgelehnt worden.

EinerunsererKollegen hat inseinerVerbandszeitung dazu bemerkt,
daß die christlichen Gewerkschafter in Schweinfurt es sich jetzt aussu
chen können, ob sie sich nach dieser »Demokratie-Stunde« des Bonner
Staatssekretärs von diesem als »Spalter«, als »Radikale« oder als
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»Nicht-Qualifiziene« einstufen lassen wollen. Sie sollten sich dadurch
nicht irremachen lassen, denn nach dem Gnmdgesetz, aufdasansich
auch einStaatsekretär vereidigt ist,giltdas Recht aufKoalitionsfreiheit
auch weiterhin.

Diese glossierenden, aberdoch soernsten Bemerkungen wirdgewiß
jeder indiesem Saal unterstreichen. Was beidiesem Vorgang aber be
sonders peinlich berühren muß,istdieTatsache, daßeinmal diese Bun
desregierung verkündet hat,mehr Demokratie zuwagen, daßsieande
rerseits ihre Existenz einer Partei verdankt, die froh ist, die 5%-Hürde
zu überspringen. Christliche Arbeitnehmer, die 36,2% bei einer Be-
triebsratswah! erzielt haben, müssen essich vondieser Regierung bieten
lassen, mit unfairen Identifizierungen wie Spalter, Radikale oder
Nicht-Qualifizierte belegt zu werden. Soweit sindwirimDemokratie
verständnis in der Bundesrepublik heute gekommen.

Mit dem Schlagwort derDemokratisierung Machtpositionen sog. Ein
heitsgewerkschaften zuerweitem und zufestigen muß gerade zueinem un
demokratischen Ergebnis führen. Der Freiheitsraum des Einzelnen wird
dadurch nicht erweitert, sondern er wird in neue Abhängigkeiten einge
baut. Das kann aber niemals Ziel von mehr Demokratie sein.

Auf dieses Dilemma hat vor einigen Wochen der Ordinarius für
christliche Geselischaftslehre anderUniversität Münster hingewiesen.
In einem Artikel im Rheinischen Merkur unter der Uberschrift: >Dom
HelderCamara einProphet« undalsUntenitelfügte erhinzu»ein bra
silianischer Erzbischof und sein Sozialismus - eine kritische Auseinan
dersetzung« setzt sich Professor Weber mitder nach seiner Meinung
unwissenschaftlichen Kapitalismuskritik, zumindest was den Bereich
der Bundesrepublik angeht,mit dembrasilianischen Erzbischofausein
ander. Bei dieser Gelegenheit spricht derMünsteraner Wissenschaftler
auch christlich-soziale Gruppeh an,diediese nach seinerMeinung nicht
überzeugende Kritikdes Erzbischofs einfach übernehmen - vielleicht,
und dassetze ich hinzu, weil heute vieles, was aufKritik angelegt ist,das
modern, fortschrittlich oderprogressiv gilt. Professor Weber legt sich
in diesem Artikel auch mit seinem Fachkollegen Professor Nell-Breu-
ning an. Ich verweise mit Absicht darauf, weil uns als christlicheGe
werkschafter jaoftdieenge Bindung Neil-Breunings andenDGBvor
gehalten wird. Während Weberdas damalige Engagement Nell-Breu-
nings gegen VictorAgartzwegen dessen linkerSchlagseite positiv hin
stellte, griffer Nell-Breuning umgekehrt damitan, daßdiesersichheute
beklagt, er werde einseitig von DGB und SPD vereinnahmt. Wo, so
fragt Professor Weber, istinderheutigen Auseinandersetzung das klä
rende Wort von Nell-Breuning, und er schreibt:

113



»Heute schießen die Agartze im linken Spektrum desDGB immer
üppiger ins Kraut. Immer mehr läßtderDGB dieMasken hillen und
proklamiert der Sache nach, was aufmerksame Beobachter wie etwa
Götz Briefs schon seitJahren vorausahnten: eine syndikalistische Ge
sellschaft, einen Gewerkschaftsstaat, und zwar durch eine Zangenbe
wegung von Funktionärsmitbestimmung und kollektiver Vermögens
bildung. Wer's nach dem9. Bundeskongreß desDGB nichtbegriffen
hat, wird's auch nicht mehr erjagen.«

Ich teilenichtganzden Pessimismus vonProf. Weber. Wer esheute
nochnichtbegriffen hat, kannestrotzdemnocherjagen, nur darferden
richtigen Zeitpunktnicht verpassen. Wennaberdie Gewerkschaftsbe
wegung in der Bundesrepublik Deutschland sichnichtzunehmend zu
einer Pluralität hin entwickelt, dann wird das eintreten, was Prof. We
ber vorausgesagt hat. Noch können die Weichen gestellt werden, um
mit der Pluralität auch im Gewerkschaftsbereich unsere Demokratie
auszubauen und zu festigen.

Dokuniaiie4, 5 und 6 aus: Geweikschafu-Spiegcl 22/1972, Dok. S. I-IO

7. Richard Hettinger: 15 Thesen zur Cewerkschaftspolitik der
CDU

1. DasBundestagswahlergebnis desvergangenen Jahres hat gezeigt,
daßdemDGBmit seinen sechs Millionen Mitgliedern enorme, jaaus
schlaggebende politische Bedeutung beiderArbeitnehmerschaft inden
Betrieben zukommt.

2. Spätestens seit dem 19. November 1972 stellt sich die Gewerk
schaftsfrage für die CDU neu. Siestellt sich eindringlicher und drän
genderals je zuvor. Die Antwon: Die CDU muß ihr Verhältniszu den
Gewerkschaften nachhaltig und gründlich verbessern.
, 3. Es gibtkeine Alternative: Sichausden Gewerkschaften zurückzuzie
henund diese sich selbst zuüberlassen, widerspricht jeder politischen Ver
nunft. Schlechter Kontakt zu den Geweikschaften = schlechter Kontakt
zur Arbeimehmerschaft. Oder umgekehn. DieArbeimehmer sindfürdie
CDU nur zurückzugewinnen über die Gewerkschaften.

4. Die erste Voraussetzungdazu ist, daß die Christlich Demokrati
scheUnionihrgeradezu traditionelles Vorurteil undihreAntipathie ge
gen alles, was nach Gewerkschaften riecht, aufgibt.

5. Das heißt, daß die CDU plötzlichan den Gewerkschaften nichts
mehr aussetzen durfte. Nur: Anstelle allgemeiner und pauschaler Dro-
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hungen undBeschimpfungenmuß unserewirklich berechtigteGewerk
schaftskritik differenzierter sein. Wir müssen Roß und Reiter nennen.

6. Die CDU muß mit einerZunge sprechen auch in Richtung Ge
werkschafter. Es gehtnichtan, daßdiekleinen Parteileute untenin den
Betrieben imdGewerkschaften umEinfluß ringen, während manihnen
von oben mit unklugen Äußerungen in den Rücken fallt.

7. Gewerkschaftsarbeit aber hat ntu:dann Sinn, weim wir mit den Ar
beitnehmern einpolitischesSachprogrammvorzeigen können, daseiner
sozialen Volkspartei entspricht und bei dem Forderungen und Taten
übereinstinunen.

8. Gewerkschaften und moderne, demokratisch beeinflußbare Mas
senorganisationen mit breitem Unterbau und einer verhältnismäßig
kleinen Führungsgruppe vonhauptamtlichen Mitarbeitern.

9. Deshalb genügen gelegendich Spitzengespräche zwischen dem
Präsidium der CDU und dem Hauptvontand der Gewerkschaft oder
Begrüßungsansprachen bei Kongressen nicht, obwohl sie notwendig
sind und ventärkt werden müssen.

10. Unser Schwergewicht istaufdieMitarbeit andergewerkschaftli
chen Basis zu legen, indenEinzelgewerkschaften, Verwaltungsstellen
bis hinunterzu den betrieblichen Vertrauensmänner-Körperschaften.
Die wenigen hauptamtlichen christlich-sozialen Kollegen, die heute
noch in den Gewerkschaften arbeiten, müssen durch einen breiten Un
terbau ehrenamtlicher Chrisüich-Sozialer unterstützt werden.

11. Dazuistesnotwendig, daß möglichst viele CDU-Mitglieder, die
Arbeitnehmer sind, auch Mitglied einer Gewerschaft werden nach den
bewährten Grundsätzen:

- jeder Arbeimehmer sollte Mitglied einer Gewerkschaft sein,
- für welche Gewerkschaft sich der einzelne entscheidet, ist ihm

selbst überlassen.
12.AlleCDU-MitgliedereinerGewerkschaft müssen indenArbeits

gemeinschaftenderCDA engimdvertrauensvoll zusammenarbeiten. In
derGewerkschafcspolitik fällt denSozialausschüssen die Führungsrolle
zu.

13. Die CDA muß zu diesem Zweck ihre bestehenden DGB-Arbeits-
gemeinschaften, in denen hautpamtliche und ehrenamtliche Freunde
gemeinsam wirken, in allenLandsverbänden und Bezirken ausbauen.

14. Der Kontakt zwischen den Spieen der Parteiund den gewerk-
schafdichen Basisgruppen muß hin- und zurücklaufen. Dazu gehört
aberauchdie Entwicklung neuerMethoden, mit denenkurzfristigem
repräsentatives Meinungsbild dergewerkschaftlichen und betrieblichen
Basis zu erheben.
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15.Die CDU hat im Rheinland 86000 Mitglieder, davon sindca.
70 v.H. Arbeitnehmer. Wenndavonnur dieH^te aneinerDGB-Ge
werkschaft mitarbeiten würde, so wären dies30000.30 000 gleichge-
sinnteFreunde aber, die entschlossen und energisch an einem Strang
ziehen, könnten schon etwas ausrichten, auch im DGB. Obwohl dies
alles andere als leicht ist.

15Gegenthesen des CGB
Zu diesenThesenhat derChristlicheGewerkschaftsbund 15Gegenthe
sen veröffentlicht. Wir zitieren sie aus der CGB-Infoimation des
CGB-Landeskartells Bayern März/April 1973.

1. Der Wahlkampf zur Bundestagswahl am 19. 11. 1972 hat erneut
undeindeutig gezeigt, daßdieMitgarbeiter derDGB-Gewerkschaften
nahezu ausnahmslos füreine Panei,dieSPDeintreten; dasWahlergeb-
nb entsprach in einer wachsenden Arbeitnehmergeselbchaft diesem
Einsatz.

2. Die CDU muß ihr Verhältnbzu den Gewerkschaften nachhaltig
und gründlich klären imSinne von Koalitionsfreiheit und Meinungs
freiheit einerseits, sozialer Interessenvertretung undpölitbcherAufga
benstellung der Gewerkschaften andererseits.

3. Es gibteineAlternative: die Gewerkschaftsfreiheit stärken,offen
und gesprächsbereit zu allen Gewerkschaften und in der Wirtschafts
und Geselbchaftspolitik sich zu den nahestehenden Chrbtlichen Ge
werkschaften bekennen; denneingrößererTeilderArbeitnehmeristfür
dieCDU nurzurückzugewinnen durch Christlich-demokratbche Ge
werkschaften.

4. Die ersteVoraussetzung dazuist, daßdieCDU impolitbchenBe
reich klar die eindeutige und einseitige Haltung der DGB-Gewerk
schaftsapparate erkennt und danach handelt.

5. Das heißt,daßdieCDU zwbchensozialergewerkschaftlicher In
teressenvertretung durch alleGewerkschaften und pölitbchergewerk
schaftlicher Interessenvertretung unterscheidet und hierauchRoßund
Reiter nennt.

6. Hier mußdieCDU endlich Klartext funken. Esgehtnichtan, daß
dieüberwiegend inCDU/CSU befindlichen tausende von Vertrauens
leuten der Chrisdichen Gewerkschaften in Betrieb und Dienststellen
gesellschaftspolitbche Positionen der CDU/CSU mitvertreten, wäh
rend man ihnen von oben in den Rücken fällt.

7. Politbche Gewerkschaftsarbeit im Sinne der CDU/CSU erfordert
aber ein klar verständliches politbches Sachprogramm, das einer
Volkspartei in einer Arbeitnehmergesellschaft enupricht nach dem
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Mono: Soziale Refonnen in Freiheit, stan Sozialismus unter Funktio
närsherrschaft.

8. Je mehrdieGewerkschaften alsberufene Sprecher derArbeitneh
mernahezu aufallen Lebensgebieten- nach unserer Auffassung »aufga
bengerecht« - mitbestimmen, um so mehr muß die Gewerkschaftsbe
wegung selbst frei, offen und demokratisch gegliedert sein.

9. Deshalb mußdieCDU zwarauch die ihr »zugemutete«, oft be
schämende Rolle beiDGB-Veranstaltungen ertragen, aber gleichzeitig
offen und ehrlich ihre freiheitliche und demokratische Position zur Ge
werkschaftsfrage im politischen Bereich behaupten.

10. Die Mitarbeit an der gewerkschaftlichen Basis hat nur in einer
Gemeinschaft Gleichgesinnter Sinn und Wirkung. Die Zersplitterung
der Christlich-Sozialen imDGB, ohne jede Gruppenabsicherung, hat
zu den heutigen Verhältnissen geführt. In den DGB-Gewerkschaften
finden heute selbst christlich-soziale Grundpositionen, etwavon der
Sozialen Marktwirtschaft und der Sozialen Partnerschaft, keinen Boden
mehr.

11.Esistdaherzwingend notwendig, daßzumindestdiepolitisch ak
tiven christlich-sozialen Arbeitnehmer dasschwierige Werk einerfrei
heitlich-demokratischen Gewerkschaftsbewegung mit uns aufbauen.

12.In der Gewerkschaftspolitik kann den CDU-Sozialausschüssen
als Parteigliederung weder arbeitsrechtlich noch faktisch eine Füh
rungsrolle imBetrieb zufallen.. Bei der jetzigen Haltung derSpitze der
Sozialausschüsse befürchten wir im Gegenteil, daß auchnochdie letz
ten Christlich-Sozialen resignieren.

13. Leiderersetzen sogenannte DGB-Arbeitsgemeinschaften in der
CDU-Sozialausschüssen weder eine organisierte christlich-soziale
Gruppenmeinung in den DGB-Gewerkschaften, noch eine christlich
soziale gewerkschaftliche Basisarbeit in Betriebund Dienststelle. Dazu
bedarfes einereigenständigen Gewerkschaftsorganisation.

14. Es ist eine Illusion auszunehmen, daß die Apparate der DGB-
Gewerkschaften gegenüber dem CDU/CSU-Gedankengut emsthaft
offen sind; aber Christlich-Soziale werden wie bisher ihr Pflichtsoll an
DGB-Gedankengut in der CDU/CSU zu erfüllen haben.

Wir brauchen keine neuen statistischen Erhebungsbogen über die
Zahl der aktiven Christlich-Sozialen, sondern endlich den Mut, unserer
gesellschaftspolitische Meinung gemeinsam organisiert zu vertreten.

15. Mit dem Zahlenspiel imRheinland überdieZahlvonmöglichen
CDU-Arbeitnehmermitgliedem ist niemand gedient. In derBundesre^
publikarbeiten Zehntausende Christlicher Gewerkschafter an der Ba
sis. ZurAnpassung undals bloße Beitragszahler in denimmer weiter nach
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links triftenden DGB-Gewerkschaftsapparaten besteht gerade nach der
letzten Bundestagswahl kein Anlaß.

In;Soziale Ordnung Nr.3/73 (christlich-demokratische BlätterderArbeit), nach: Gewerk-
tchafuspiegel U/1973, S. 46 (

8. Kirchen, Christlich-Soziale und Gewerkschaften. Von Martin
Stankowski

DIE .CHRISTLICHEN GRUNDSÄTZE.

Schon immer bedienten sich christliche GruppenbeiderDurchsetzung
ihrerZiele einer Doppelstrategie. Einerseits beteiligten siesichanOr
ganisationen der Arbeiterbewegung, setzten aber mit Hilfe eigener
fraktionen oderAndrohung vonFraktionierung ihre reformistischen
Tendenzen durch,odersiegründeten tatsächlich eigene Organsiationen
und spalteten so die Einheit der Arbeiterklasse. Schon der erste »Ge
samtverband der christlichenGewerkschaften« ließ im Jahre 1900ver
lauten: »Wir erklären es als selbstverständlich und mit Nachdruck, daß
wir nach wie vor in Durchfuhrung der getrarkschaftlichen Ziele die
christlichen GrundsätzealsRichtschnuranerkennen. EineVereinigung
allerArbeiterder verschiedenen Berufszweige in einheitlichen Organi
sationen istallerdings daszu erstrebende Ziel, doch mußverlangt wer
den, daß solcherart Verbände in ihrer Wirksamkeit den christlichen
Grundsätzennicht widersprechen.«

Der Hinweis auf die »christlichen Gnmdsätze« kehrt so oder in Va
riationen immer wieder, wenn es darum ging, die eigenen Interessen
hinter erhabenen Worten zu verschleiern. Denn da, wo diese Grund
sätze konkret wurden, dienten sie immer den Interessen der Kirchen
oder der sie tragenden Paneien und Herrschaftsgruppen. Aus dieser
primären Sorge der Kirche resultiert auch immer wieder ihre ambiva-
lente Haltung zur Einheitsgewerkschaft.

Schon in den ersten Wochen ihrer Neuorganisation forderte Papst
Pius XII - in einem Schreiben vom 1.11.1945 - die deutschen Bischöfe
auf, darauf zu achten, daß die Katholiken in der künftigen Einheitsge
werkschaft nicht abirrten von der katholischen Gesellschaftslehre und
die Gewerkschaften sich nicht gegen die bürgerliche Ordnung richte.
Und schon dreiJahrespätersahen dieBischöfe vonMainz, Fuldaund
Limburgihre »Bedenken« bestätigt, daß der DGB zu einem »Instru
ment bestimmter Paneirichtungen« zu werdendrohe, die mit der ka
tholischen Soziallehre nicht übereinstimmten. Nun waren solche War-
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nungcn inden ersten Jahren derBundesrepublik niemitderAufforde
rungverbunden, den DGB zu verlassen, sondernimmernur mit dem
Hinweis, die »chrisdichen« Interessen und Grundsätze nachdrücklich
zu unterstützen.

Kardinal Frings forderte imMai1950 sogarselbst dazu auf,derEin
heitsgewerkschaft beizutreten, denn man ging selbstverständlich davon
aus, daß die Einheitsgewerkschaft aufdem Grundsatz der »Anerken
nungder religiösen Grundkräfte in ihrerStaats- imd gesellschaftsauf-
baucnden Bedeutung« beruhten. Die Gewerkschaftsführung wider
sprach zumindest nicht diesen Erwartungen, wenn sie nicht
sogar bestätigte. In Hessen etwa gab es schon Ende der 40er Jahre
offizielle Kontakte zwischen katholischer Kirche(Katholische Volks
arbeit, Frankfurt), Evangelischer Kirche (Evangelische Akademie in
Hessen undNassau, Offenbach) und dem in Frankfurt ansässigen Ge-
wcrkschaftsrat derWestzonen. Dessen Sekretär, FritzTamow,gabbei
einer dieser Zusammenkünfte (19. 11. 1949) seinen »Glauben« Aus
druck, »daß Kirche und Gewerkschaft in Zukunft sich gegenseitig er
gänzenmüssen, denn beidestreben, wenn auch auf verschiedenen We
gen, das gleiche Ziel, die soziale Gerechtigkeit, an«. Und Nell-Breu-
ning, schon damals Gesprächspartner, ptäzisiene beim nächsten Mal.
(15. 12.49)die von beiden akzeptienen »letzten Werte« an Hand der
Spaltung des Weltgewerkschaftsbundes, gegen Kommunismus und für
»Freiheit, Gerechtigkeit und Menschenwürde«. Nun waren dies aber
nicht als verbale Chiffren für den politischen und ideologischen Ost-
West-Gegensatz und den sich verschärfenden Antikommunismus im
Westen, von dem auch der Weltgewerkschaftsbund nicht verschont
blieb.

Bischöflicherseits gab es damals Dutzende von Aufrafen anläßlich
von Betriebsratswahlen oder ähnlichem, die die Einhaltung »christli
cherGrundsätze« denWahlberechtigten ausdrücklich ansHerz legten.
Soetwadie»Oberhinliche Mahnung« Nr. 298vom6.10.47: »Christli
cheArbeiter undAngestellte imKohlenbergbau! DieBetriebsratswäh
lenstehen vorderTür. DieWahlordnung bietetdenchristlichen Arbei
ternundAngestellten dieMöglichkeit, Leute ihrerGesinnungindieBe
triebsräte hineinzubringen und eine Frontgegen reindiesseitig gerich
teteBestrebungen aufzurichten. Wir fordern daherallechristlichen Ar
beiter und Angestellten auf, dieser Wahlpflicht nachzukommen und
solchen Männern und Frauen ihreStimme zu geben, diediechristliche
Sozialordnung kennen und gewillt sind, sienach Kräften durchzufüh
ren.« (. . .)
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FRAKTION IM DGB

DieChristlich-Sozialen hatten allerdings auch eine etwas abweichende
Auffassung vom Prinzip einer Einheitsgewerkschaft, die um so mehr
Fuß fassen konnte, alsdiesozialistischen Zielvorstellungen der Grün
derjahre indieFemegeschoben unddieKommunisten ausdenGewerk
schaften gediängt oder zumindest ihren Einfluß eliminiert wurde.Der
JesuitHeribert Reichel, der spätere Gründer einer eigenen Christen
fraktion im DGB, forderte schon 1952 »autonome Verbände« innerhalb
des DGB und interpretierte ananderer Stelle die Einheitsgewerkschaft
als »Einheit gleichberechtigter weltanschaulicher Gruppen«. Damit
aber eriiält die Gewerkschaftseinheit einen anderen Charakter, ein
neuer Sinn wird ihr unterlegt. An die Stellte der Klasseneinheit der
lohnabhängigen Arbeiter und Angestellten, die gezwungen sind, ihre
Arbeitskraft zu verkaufen, tritt einparteipolitisches oderweltanschau
liches Nebeneinander, als Einheit ausgegeben, umgegebenenfalls koa
lieren zu können. Der Schlüsselbegriff für diese Art von Gewerk
schaftspolitik beidenManagern derparteipolitischen und weltanschau
lichen Gruppen wurde »Neutralität«, und immer dann, wenn be
stimmte gewerkschaftliche Aktivitäten mit den politischen Interessen
der Christlich-Sozialen zu kolidieren drohten« wurde die Neutralität
beschworen, mit dem Effekt, daß die politischen Auswirkungen ge
werkschaftlicher Aktionen »neutralisiert« waren. (. . .)

MIT SPALTUNG GEDROHT

EineersteVersammlung vonDGB-Mitgliedern ausdemchristlich-so
zialen Lager hatteesschon imNovember 1950 inDüsseldorf gegeben,
allerdin^ohne organisatorische Konsequenzen. Vorallem die»Katho
lische Arbeiter Bewegung« (KAB), dieOrganisation der tradhionellen
katholischen Arbeitervereine, einekirchliche Organisation, derenMit
glieder gleichwohl zumgrößten TeilinDGB-Gewerkschaften organi
siert waren und sind, verfocht diese Politik am radikalsten. Im März
1952 warfsiedemDGB »die einseitige Ablehnung derPolitikdesBun
deskanzlers« (Adenauer) vor und drohte mit einer Spaltung der Ge
werkschaft. »Verletzung der parteipolitischen Neutralität« hieß es
fortanimmer dann,wennesdarumging, Aktivitäten desDGBzu blok-
kieren, die die Restauration des Kapit^mus und deren soziale Folgen
aufhalten wollten.

Damit geriet die Gewerkschaftsführung allerdings in eine Klemme,
denn in dem Maße, wie sich der arbeiterfeindliche Charakter der
CDU-Politikherausstellte, wurdeparteipolitische Neutralitätzu einer
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Fiktion. Aufdereinen Seite verlangten Mitglieder undpolitische Ent
wicklung nachpolitischen Konsequenzen der Gewerkschaften, wenn
sienichtzu reinen Versicherungsbetrieben regredieren wollten,aufder
anderenSeitedrohten die Christlich-Sozialen mit Spaltung, wenn sich
diese Politikgegen dieCDU richtete.Im Herbst 1952 wurdenersteAr
beitskreise inneHialb des DGB installiert, die den irreführenden Ittel
»Arbeitskreis christlicher Arbeimehmer zur Forderungder Einheits
gewerkschaft« erhielten, aberden klar erkennbaren Zweck hatten, die
christlichen Kollegen ineinereigenen Fraktion zusammenzufassen. Die
Erpressung erreichte ihren Höhepunktnach dem absoluten Wahlsieg
derCDU/CSUzum2. Bundestag 1953. ZehnTagenach derWahl ver
langten dieRepräsentanteti derkatholischen Arbeiterbewegungundder
Sozialausschüsse der CDU - unter ihnenJakob Kaiser, Karl Arnold,
Johaimes Alberts undJohannesEven- ineinemBriefunterUmgebung
derSatzung undder demokratischen Gremien derGewerkschaften der
Kooperatioil christlich-sozialer Kollegen in alle gewerkschaftlichen
Gremien ohne Wahl. (. . .)

•CHRISTUCH-SOZIALE KOLLEGSCHAFT.

PaterReichel gründete mitdiesem »Kader« 1954die»Christlich-Soziale
Kollegenschah«, um,wie erselbst später zugab, »entweder imDGBzu
einerchristlichen Meinungs- undWillensbildungzukommen oderaber
christliche Gewerkschaften aufzubauen«. Ihr Organ,dieGesellschafts
politischen Kommentare wurden aus Regienmgsmitteln finanziert;
Mitglieder ihres wissenschaftlichen Beirats waren unteranderem Rainer
Barzel tmdProf. Götz Briefs. Die Kollegenschaft trug inderFolgezeit
ihr Scherflein bei, die letzten rötlichen Flecken von der DGB-Weste zu
entfernen.Sowarensieetwa(vorallemOswaldvonNell-Breuning) am
Sturzdesletztenmaßgeblichen sozialistischenDGB-Theoretikers, Vik
tor AgartzimJahre1955 beteiligt. Dochobschon diekatholische Kir
che, das Christentum und die deutsche Arbeiterschaft beschwor, den
Christlich-Sozialen den ihnen gebührenden Platz einzuräumen, der
Massenerfolg blieb aus: »Sollten wiraus Schwachmütigkeit, aus Mangel
an Bekennermut und bedingungsloser Grundsatztreue an diesen Auf
gaben versagen und uns an dieWanddrückenlassen, dann hätte nicht
allein die katholische Kirche, nicht allein das Christentum in Deutsch
land, nein, dann hat die deutsche Arbeiterschaft eine schwere Nieder-
'lage erlitten undwirdlänge zutun haben, bissiesich vondieser Nieder
lagewieder erholt.

»Eine Fragebogenaktion innerhalb des DGB im Jahre 1953 ergab,
daßetwa40 000 Mitglieder von6 Millionen bereitgewesen wären, der
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»Kollcgenschaft« imDGB beizutreten. Das waren nicht einmal 40 %
des Vertrauensmännerkörpers, über denallein die Sozialausschüsse der
CDU/CSU angeblich imDGB verfügen. Setzen wirgar jene 40000 in
dasVerhältnis zurGesamtmitgliedschaft, dannstellen dieAnhängerder
klerikalen Fraktion im DGB eine verschwindende Minderheit von nicht
ganz0,7 Prozentdar«. Und alssie 1960 schließlich sogar dieEinheits
gewerkschaft angriff, verlor sie jedeBedeutung.

DIE ARBEITSGEMEINSCHAFT CHRISTLICH-DEMOKRATISCHER
DGB-GEWERKSCHAFTER

Die evangelische Kirche, die die Einheitsgewerkschaft von An&ng an
bejahthatte, blieb auchwährend der Krise inden50erJahrenbeiihrem
Ja, obschonPaterReichel immerwiederversuchte, dieProtestantenmit
zu vereinnahmen. Die 1952 aus dem Zusammenschluß aller evangeli
scherVerbände, GruppenundInstitutionen entstandene »Evangelische
Aktionsgemeinschaft für Arbeiterfragen« schloßsichdenBestrebungen
der Kollegetischaft nicht an. Einmal konntesiedie Forderungen einer
verbindlichen Anerkennung des Naturrechts und derkatholischen So
ziallehre nichtzustin^men. Zumanderenwar ihr Verhältnis zu jedweder
Gesellschaftsform durchdieevangelische Situationsethik unddeninder
Ökumenischen Bewegung entstandenen Begriff der »verantwortlichen
Gesellschaft« außeroidentiich relativiert worden: »Christen sind dazu
berufen, verantwortlich zu leben . . . und zwar in jeder Gesellschafts
ordnung, selbst in der allerungünstigsten sozialen Struktur«.

Die Chrisdich-Sozialen im DGB aberließen nicht locker. Den neuen
Versuch einer christlichen Fraktion unternahmen am 4. März I96I die
DGB-Funktionäre Bernhard Tacke und Adolf Müller mit einer »Ar
beitsgemeinschaft christlich demokratischer DGB-Gewerkschaften«,
die »christlich-demokratisches und christlich-soziales Gedankengut in
den Gewerkschaften wirksam werden lassen« will. Faktisch wurde
diese Arbeitsgemeinschaft, die auchBetriebsgruppen errichtete, zu ei
nemDGB-OrganderCDU-Sozialausschüsse. Und erstinneuerer Zeit,
imJuni 1972, ist es überdie Frage, ob dieCDU/CSU und ihreSozial
ausschüsse oder die Arbeitsgemeinschaft das ungeschriebene Vor
schlagsrecht auf den Posten des stellvertretenden DGB-Vorsitzenden
hat, und beiderdieArbeitsgemeinschaft sichdurchsetzte, zu öffentlich
ausgetragenen Differenzen gekommen.

Die Sozialausschüsse, die sich im November 1947konstituierten und
den Arbeitnehmerflügel der CDU/CSU darstellen, vertraten von An
fang anein integrationistisches Konzept: »Wenn esderCDU nichtge-
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' einepolitische Heimatzu bieten, dannkann dieGefahrdrohen,daßdie
CDU zu einer Partei des Mittelstandes wird, während die Arbeiter
schaft inmarxistische Hände zukommen droht.« Daaber entgegen die
ser ErwartungJohannesAlbers von 1947 inderCDU nichtnurderMit
telstand, sondern gardieGroßbourgeonsie sich zu Hausefühlen konn
te, fiel den Sozialausschüssen - auch »Christlich-Demokratische Ar
beitnehmerschaft« (CDA) genannt - die Rolle eines »linken« Flügels
innerhalb der Unionsparteien zu.

CHRISTLICHE GEWERKSCHAFTEN

(. . .)Am30. Oktober 1955 gründete dieFührung der KABaufDruck
der Internationalen Christlichen Gewerkschaftsbewegung undmitde
renfinanzieller Unterstützung von 500 000 DM eine»Chrisdiche Ge
werkschaftsbewegung Deutschlands« (CDA)»Das Kraftwerk istange
laufen« thriumphierte derRheinische Merkur. Dochnicht alle urteilten
so:Der chrisdich-soziale Flügel innerhalb desDGB opponierte heftig
und auch im Protestantismus wurden durchweg ableluiende Stimmen
laut- beiArbeitnehmerorganisationen ebenso wiebei Kirchenfuhrem.
DerRatder »Evangelischen Kirche inDeutschland« (EKD) warnte am
15. Dezember 1956 in einer Entschließung: Die evangelische Kirche
sehe »die Entwicklung, diezur Gründung einer christlichen Gewerk
schaft geführt hat,mitBesorgnis an.Dietätige Mitarbeit evangelischer
Christen im DGB ist ein notwendiges Zeichen der gemeinsamen Ver
antwortung, die jederChristmitallen anderen Gliedern seines Standes
und seines Volkes für dieVerwirklichungsozialerGerechtigkeit zu un
ternehmen hat. Wir haben Bedenken gegen die Wahl des Namens
»christlich« für die neue Gewerkschaftsorganisation«.

DerSpaltungsversuch derCGD erwies sich als vollkommener Fehl
schlag. Nacheinem Jahr hattesienochnicht25 000 Mitglieder, selbst
von den praktizierenden tmd überzeugten Katholiken derKAB hatten
nur knapp 10Prozent die Gewerkschaft gewechselt. Im Wahlkampf
1957 benutzten die katholischen Bischöfe die CGD noch einmal, um
denDGBpolitisch zu neutralisieren. Am16.März1957 richtetensieein
Schreiben an alle katholischen Verbände, in dem sie das Bestehen der
chrisdichen Gewerkschaft begrüßte, demDGBdenVorwurfmachten,
»die Neutralität in Fragen vongrtindsätzlicher religiöser, sozialer und
kultureller Bedeutung« verletzt zu haben unddieKatholiken aufforder
ten, »zumindest alles zu unterlassen, was das weitere Wachsttun der
christlichen Gewerkschaft hindern könnte. Da die Bischöfe so naiv
nichtsemkönnten, dieFehlgebun derchristlichen Gewerkschaft nicht
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nicht sein könnten, dieFehlgebun derchristlichen Gewerkschaft nicht
zuerkennen, kann ihrBriefmitderneuerlicherDrohungnuralsWahl
hilfe für die CDU/CSU verstanden werden.

Erst imJuli 1959, nachdemZusammenschluß miteinerReihekleiner
konservativer Angestelltenverbände (»Deutscher Handeb- und Indu
strieangestelltenverband« (DHV); »Verband der weiblichen Angestell
ten« (VwA); »Verband deutscher Techniker«) und den christlichen
Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes und denen im Saarland
konnte der »ChristlicheGewerkschaftsbund« (CGB), wie er sich jetzt
nannte,seineMitglicderzahl aufetwa250OCO steigern. 200000werden
heutevon ihmselbst ausgehen. Mitder Einsicht in diemangelnde Ge
folgschaftstreue ihrer Mitglieder votierte auch die Katholische Arbei
terbewegung wieder für denDGB. Der CGBindes bt heute unbedeu
tend.

Vonweiteren Fraktions- undSeparationsversuchen, voneigenen Li
sten bei Wahlen und diversen Betriebsaktionen braucht hier nicht die
Redezu sein, sieallesind organisatorisch von keinersonderlichen Be
deutung.Zwargehen dieCDU-Sozialausschüsse dieZahlder Betriebs-
ratsmitgliedcr, diesiezu ihrenMitgliedern zählen,nachden Wahlenim
Frühjahr1972 mit19,7 % allerBetriebsräte an,sagen aberzugleich, daß
nur in denallerseltensten Fällen eigene Listen aufgestellt worden seien.
Die mebten sind über die Listen der DGB-Gewerkschaften Betriebsräte
geworden. Ausschlaggebend ist die ideologische Bedeutung dieser
Gruppen, denenmit Uirer Fraktionierung oder der Androhungimmer
wieder ideologbche Zugeständnbse gemacht worden sindundgemacht
werden.

^us: Gewcrkschafisspiegcl 20/1972, S. 24 ff.
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II. Die Politische Zielsetzung von
F. J. Strauß im Blick auf zentrale
gewerkschaftliche Handlungsfel-
der

1.Ziel: Angst machen, um denBodenfür den
starken Mann zu bereiten

»Ich hoffe, esgehtdem deutschen Volk niesoschlecht, daß esglaubt,
mich zum Bundeskanzler wählen zu müssen.* Diese Aussage vonF.f.
Straußzeigt, erundseine Hintermännersetzen aufdieKrise undhoffen,
die mit ihr verbundenin Nöte und Existenzunsicherheit der Menschen
für ihreZweckeausschlachten zu können. DasistdieBasis, aufderRufe
nach dem starken Mann daserforderliche Echofinden können. So arbei'
ten Strauß und die CSUsystematisch mit Angstkampagnen.

. . . und zweitens ist das Bewußtsein derÖffentlichkeit noch nicht »
weit bzw. ist die Öffentlichkeit noch nicht so stark schockiert, daß sie
bereit wäre, dieRezepte, diewirzur langsamen Heilung der Krise für
notwendig halten, in Kauf zu nehmen ... Es muß wesendich tiefer
sinken, bis wir Aussicht haben, politisch mit unseren Vorstellungen,
Warnungen, Vorschlägen gehön zu werden.

Sonthofener Rede, 18. II. 1974

Mankanneinem Volke,auchwennesihmgutgeht,dieGegenwart als
schwer erträglich und durch düstere Prophezeiungen die Zukunft als
gefährdet undkatastrophengeladen vorgaukeln, bissogar Anwandlun
genvon Hysterieauftreten unddurch Angstreaktionen erstdieGefah-
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ren heraufbeschworen werden, vor denen angeblich nur gewarnt wer
den soll. Dazu gehört auch der leichtfertige, das Gesetz der Dimension
verletzende Gebrauch derBegriffe »Krise«, »Depression«, »Inflation«
u. ä.

F. J. StiauE »Finanzpoliiik - Theorie undWirklichkeit« Berlin, Ffm. 1969^ S. 31

Zur Taktik jetzt:Nur anklagen und warnen, aberkeine konkreten
Rezepte etwa nennen.

.... wo man viel Sackundc braucht. . . unendliches Maß an Fleiß
aufwenden muß und trotzdem keine rauschenden Feste damit feiern
kann,alldasmacht nicht dieWahlergebnisse fürmorgen aus, sondern
dieEmotionalisierungderBevölkerung, undzwardieFurcht, dieAngst
und dasdüstere Zukunftsbild sowohlinnenpolitischer wieaußenpoliti
scher Art. . .

Wirmüssen dieAuseinandersetzungen hierimGrundsätzlichen füh
ren. Da können wirnicht genug an allgemeiner Konfrontierung schaf
fen.

Sonthofen, I9./19. II. 1974

.... dannmöchte ich wissen, wieviele Sympathisanten der Bader-
Meinhof-Verbrecher in der SPD- und FDP-Fraktion drinsitzen. Es ist
ein ganzer Haufen.

Und jetzt hier in demokratischer Gemeinsamkeit zu sagen,wir De
mokraten in SPD/FDP und CDU/CSU, wir halten also jetzt nun zu
sammen in dieser Situation, hier müssen wir den Recht^taat retten - das
istalles blödes Zeug! Wirmüssen sagen, dieSPDund FDP überlassen
diesen Staat kriminellen undpolitischen Gangstem .. . Und wenn wir
hinkommen und räumen so auf, daß bis zum Rest dieses Jahrhunderts
von diesen Banditen keiner es mehr wagt inDeutschland das Maul auf
zumachen. Selbst wennwiresnichtganzhalten können. AberdenEin
druck müssen wir verkörpern.

Sonthofen, 18719. II. 1974
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2. Ziel: Gewerkschaften politisch schwä
chen und ausschalten

Die Öffentlichkeit der Bundesrepublik ist- nadsMeinung vonF.J.
Strauß- noch nicht»bereit*, die »Rezepte* der CSU»inKaufzu neh
men*. VonderKrise, dieStraußja alsGrundlageßrseinen Aufstieghe-
trachtet, sindvorallem dieArbeiter undAngestellten betroffen. Siesol
len dieAbwälzung derKrisenlasten »in Kaufnehmen* und sich nicht
wehren.

ZielderPolitik vonStrauß undderäußersten Rechten istdeshalb zu
verhindern, daßArbeiter undAngestellte ihreInteressen vertreten und
zwar organisiert, in und mit den Gewerkschaften.

Nicht zuletzt diejüngste Kampaffte der CSUüber die angebliche
»kommunistische Unterwanderung* der Gewerkschaften, die auf die
Spaltung derEinheitsgewerkschaft zielte, hat dies bewiesen (siehe auch
Dokumententeil III: Aktuelle Dokumente und Stellungnahmen zur
Gewerkschaftspolitik der CSU).

Dabeiwurdestets bezweckt, dieGewerkschaften aufeine sozialkari
tative Tätigkeit zu reduzieren, siezu Konzessionen undNachgeben zu
zwingen, in ihreeigenen Reihen Zwietracht zusäen, um soihreHand-
lungsfahigkeit zubeeinträchtigen und sie zu dergewünschten »Neutra
lität* zuverpßchten. WasStrauß erreichen will, istnach seinen eigenen
Worten, »daßichnicht ständigcdsArbeitnehmerfeinddastehe*. (FR, II.
10. 1979)

Wennmanin diesem Hausedie Fragestellt»Freund oder Feindder
Arbeitnehmer?« sohalte ichdasfüreinetörichte Kampfparole derpsy
chologischen Kriegsfuhrung, für Agitation und Aufhetzung.

Hauiluladebalte vor dem deutschen Bundestag, Bayemkurier, 22. 12. 1979

Ich möchte hiergegen das diffamierende und unsiimige Gerede von
der CSU alseinerUnternehmer-oder Hausbesitzerpartei garnichtssa
gen, denn dieses Gerederichtet sichselbst. Ich kann nur eines sagen:
Für uns ist der Arbeiter ein gleicher, mündigerBürger unserer Wirt-
schafts- und Gesellschaftsordnung, für dessen geistiges undmaterielles
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Wohlergehen wirin unseren 20Jahren inBonn mehr getan haben, ais
dieSozialdemokraten jemals tun können und tun werden. Wir haben
denArbeiter nicht geistig oderpolitisch entmündigt unddaftir eine ge
wisse Sorte Akademiker zu geistigen oderpolitischen Vormunden für
die Arbeiter bestellt. Für uns ist der Arbeiter einer unter uns und einer
vonunsundnichteinObjektgeworden mitklassenkämpferischem Zie
le, ein Verbrauchsmaterial weltrevolutionärer Ausdehnungspläne.

Bayetnkurier, 6. 10.1973

Denn diePropaganda desDeutschen Gewerkschaftsbundes wareine
eindeutige parteipolitische Begünstigung für dieSPD, die mitVertre
tung von Arbeitnehmerinteressen oder parteipolitischer Unabhän^g-
keitschon garnichts mehrzutunhatte.Gerade, weil ichalsüberzeugter
Anhängerderparlamentarischen demokratie undderfreiheitlichen Ver
fassung eines sozialen Rechtsstaates einüberzeugter Anhänger deKoa
litionsfreiheit bin, binichfürdieGewerkschaften. Mankannnichtpar
lamentarischer Demokrat und gegen die Gewerkschaften sein. Das
heißtabernoch lange nicht, daßmanmitallem einverstanden ist, was
diejeweiligen Gewerkschaftsführer inAusübung ihres Mandats aus der
gewerkschafdichen Bewegung machen. Denndashieße, politbche Ne
bengewalten in unserem Landezulassen.

Nachder Wahlniederlage, Bayerkurier 17.3. 1973

Man braucht noch lange nicht seine Arbeimehmerfieundllchkeit
durchHaßgesänge gegen denUnternehmer zu beweisen. Dennschließ
lich sitzen beide im gleichen Boot in unserer freiheitlichen Gesell-
schafbordnung. Wir bejahen schon deshalb die Gewerkschaftsbewe
gung,weiles ihreAufgabe ist, den größtmöglichen Anteilfür Arbeiter
undAngestellte amSozialprodukt zuerreichen; weilesihreAufjgabe ist,
dasArbeitsleben zu verbessern, dieSicherheit amArbeitsplatz zuerhö
hen, Rechte und Freiheiten im Betrieb zu garantieren und durchzu
kämpfen. Darübergibteskeinen Streit. Der deutsche Arbeiter istaber
im Grunde seines Herzens nicht auf Revolution, sondern auf Bewah
rung und Fortschritt ausgerichtet. Der Arbeiterwillmit einerübergro
ßen Mehrheit von revolutionären Plänen und Umtrieben nichts wissen.
Darum werden bestimmte intellektuelle Funktionäre in die Betriebe
hineingeschleust, um don die Arbeiterschaft zu mobilisieren.

Baycrokurier, 17. 3. 1973
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Die Presse berichtet:

Die Gewerkschaften, derenFührungskräfte diesozialistische Tradi
tionpflegten, schlügen sich heute inDeklamationen, mitharten politi
schen Forderungen undin Aktionen in das Lager derSystemüberwin-
der.Derextreme politische Ehrgeiz, dieReadikalkritik einiger Gewerk
schaften an der Gesellschaft und der Rückfall in Sprache und Denken
des Klassenkampfes bedrohten nichtnur dieExistenzbedingungen des
Wohlstandes, siestellten auch diepluralistische Geselbchaft in Frage.
Nicht Unabhängigkeit könne das Merkmal der Einheitsgewerkschaft
sein, sondern einMindestmaß an Neutralität impolitischen undTole
ranz in weltanschaulichen Fragen.

Es müsse verhindert werden, daß die parlamentarische Demokratie
voneiner »selbst ernannten Stimme desVolkes etwaimWegederStra
ßendemokratie aus den Angeln gehoben oder durch die Gewalt von
Störmitteln erdrücktwird. DieCSUwirddaherdieGewerkschaftsfrage
neu und grundsätzlich durchdenken müssen, wenndieEinseitigkeit in
derpolitischen und weltanschaulichen Ausrichtung unddieIntoleranz
gegenüber nichtsozialistischen Kräften indensogenannten Einheitsge
werkschaften anhält.

Handcisblalt, 7. II. 1972

»Die einseitige weltanschauliche und parteipolitische Ausrichtung,
diezunehmende Intoleranz, dieMaßlosigkeit desMachtanspruchs, die
Anmaßung, für alle Arbeitnehmer in allen politischen Fragen zu spre
chen,unddieArglosigkeit inder Zusammenarbeit mit denFeindender
parlamentarischen Demokratie« - das sind nachFranz JosefStrauß die
wichtigsten Gewerkschaftsprobleme unserer Zeit.

Er sprach vom »Transmissionsriemen einer Partei«, von der »Ein
heitsgewerkschaft« undwarfderGewerkschaftsjugend vor,sieführein
Zusammenarbeit mit kommunistischen Gruppen bei der Störungvon
Unions-Versammlungen »Zustände imd Methodenein, wiesie vonSA
und SSvor 1933 praktiziertwurden«.

Welt der Arbeit. 6. 10. 1972

»Ichkann nicht ohne weiteres der Auffassung zustimmen, die Ge
werkschaften könnten ihrenAufgabenbereich selbst bestimmen.« Und:
»DieGewerkschaften sind nicht für alle tmd alles zuständig.«
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Als Gesprächspartner seien dieGewerkschaften derCSU jedenfalb
nur willkommen, »wenn und soweit sie sjch auf ihre Aufgaben be
schränken«.

UZ, 27. 10. 1972

Freie Gewerkschaften gibt es nur in einem demokratischen Staat.
EchteGewerkschaften gibt es nur in einem demokratischen Staate. In
anderen Ländern, ob Diktaturrechts oder Diktatur links, gibtes ar
beitsfrontähnliche Einrichtungen, deren Aufgabe esist,dieMachtinter
essen der Suatsführung außenpolitisch zu fördern und innenpolitisch
abzuschirmen. Indiesen Tagen isteine Rede gehalten worden ^ dieZeit
verbietet mir,sie Ihnen hiervorzulesen oder Ihnen wichtige Passagen
daraus vorzutragen -, die das Beste bt, was ich jeüber dieAufjgaben der
Gewerkschaften ineinem freien Suategelesen habe. Leider istdieRede
von einem amerikanischen Gewerkschafufuhrer gehalten worden,
nicht voneinem deutschen. UnddieSumme dieser Rede hieß: »Ein ge
werkschaftsbewußter Arbeiter kann nicht Kommunist sein.« Wir ver
langen keine Zuspitzung, wir verlangen keine Verschärfung, wirver
langen keine haßerfüllte oderunversöhnliche Ausdrucksweise, aberei
nen Trennungsstrich, der immißverständlich ist.

Baycmkurier,6. 10. 1973

Der moderne Wirtschaftsbürgersiehtdeshalb inseinerGewerkschaft
inersterLinie eine Interessenvertretung eine Institution, dieseine per
sönlichen Rechte sichern, seinenLebensstandard erhöhen und seinePo
sition in der Marktwirtschaft stärken soll. Wenn demgegenüber die
Gewerkschafbführer sich verstärkt umFragen derallgemeinen Politik,
der internationalen Solidarität der Arbeiterklasse, der Ostpolitik, der
Entwicklungshilfe und um andere Weltprobleme bemühen, so fühlen
sich die arbeitenden Menschen nur am Rande angesprochen.

U'elt der Arbeit, 16. 5. 69

Bild: Ist der DGB also kein rotes Tuch mehr für Sie?
Strauß: Das warer nie. Ich habemichnur gegen unberechtigte und

unsachliche Angriffe mitNachdruck zur Wehrgesetzt. Wir wünschen
uns eineparteiunabhängige und neutrale Gewerkschaft. Zum Beispiel
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meine Steuerpolitik undmeine Haltung zurlangfristigen Sichenmg der
Energie undinderRentenfraggekönnennuraufdemWege derLügeals
arbeitnehmerfeindlich bezeichnet werden. Ich verwahre mich dagegen,
falsche Plaketten angehängt zu bekommen.

Bild, II. 10. 79

Welt: Die CSU hat offenbar ein problematisiertes Verhältnis zur
Einheitsgewerkschaft. Wie stehen Siepersönlich zum DGB?

Strauß: IchsteheohneWenn und Aberzumgewerkschaftlichen Ge
danken. Zujedermodernen Staatsverfassung gehört dieKoalitionsfrei
heit. Die Gewerkschaften haben das Recht und die Pflicht, die Interes
sender Arbeitnehmer gegenüber den Arbeitgebern im ganzen Leben
derGesellschaft zuvertreten. Dazu gehört auch das Streikrecht wie das
Recht der Aussperrung aufder anderen Seite. Aberwir können nicht
damiteinverstanden sein,daßemegeselbchaftliche Gruppefür sichbe
ansprucht, dasletzteund verbindliche Wort in allen Fragen zu haben.

Welt: Sie kritisieren den umfassenden politischen Anspruch des
DGB?

Strauß: Hinzu kommen die Äußerungen verschiedener führender
Funktionäre der Gewerkschaften, nicht zuletzt des Herrn Detlef Hen-
sche, Vorstandsmitglied derIGDruckundPapier. Sie zwingen dochje
den liberalen Politikerzu der Frage: Was sind eure Endvorstellungen
vonunserem gesellschaftlichen System, was vorallen Dingen sindeure
Endvorstellungen eines wirtschaftlichen Ordnungssystems? Soll das
Privateigentum anProduktionsmitteln, dasist jadieKernfrage dermar
xistischen Ideologie, abgeschafft werden?

WennmanmitGewerkschaftsführern inkleinem Kreise spricht,hört
manvon ihnen: Wir denken dochnichtdaran,den privaten Unterneh
mer abzuschaffen. Aberihre Äußerungen inMassenkundgebungen, vor
allen Dingen diesehrklassenkämpferischen ÄußerungenderIntellektu
ellen unter den DGB-Funktionären, lassendoch keinen Zweifel zu, daß
sieGesellschaft und Wirtschaft nachden Lehren desMarxismus gestal
ten wollen. Der Vorsitzende der größtendeutschen und auchgrößten
europäischen Gewerkschaft. Herr Eugen Loderer, hat vor kurzem in
einergroßenVersammlung in Ulm lautZeitungsberichten erklärt;Die
Kapitalisten waren niebereit, ihrenFriedenmit den Arbeitnehmern zu
schließen, und deshalb sind auch wir nicht bereit, den Frieden mit den
Kapitalisten zu schließen. Das sind ja Ausdrücke wie aus Tobtois
»Krieg und Frieden«. Habenwirdennin derSozialen Marktwirtschaft
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Kriegszustand zwischen Arbei^ebem undArbeitnehmern? Haben wir
denneinen Krieg heute zwischen Kapital und Arbeit?

Well, 7. 7. 79

Jederdemokratische Politikeristüberzeugter Anhänger desgewerk-
schafdichen Gedankens und Auftrages und der Gewerkschaftsfreiheit-
und mußessein. Denn esgibtkeinfreies Unternehmertum ohne freie
Gewerkschaften. Es gibt aber auchkeinefreien Gewerkschaften ohne
privates Unternehmertum, dassich freienthdten kann. Deshalb haben
idassenkämpferische Parolen und Kollektivbeschimpfungen weder bei
imsnoch irgendwo auf der Welt auch mu- eineneinzigen Arbeitsplatz
gebracht.

F. J. StrauB, Zar Lage,Seewald Verlag 1979

Die Gewerkschaftsfuhrung hat die kommimistische Unterwande
rung an der Basis der Gewerkschaft nicht mehr unter Kontrolle und
nicht mehr im Griff.

Welt der Arbeit, 8. 2. 79

Weim ich daran denke, welche Fülle an hetzerischen imd verleumde
rischen Angriffen in Gewerkschaftsorganen imLaufe derJahre- siehe
Juli-Ausgabe der Zeitschrift der IG Metall, die kommunistische Ver-
leiundungspamphlete in den Schatten stellt - über mich ausgegossen
wordenist, dannfindeichesabsind, wennder DGBFragen nachseiner
Zielvorstellung von der deutschen Wirtschaft (sozialistische oder Pri
vatwirtschaft) oder nach dem Ausmaß der kommunistischen Unter
wanderung als unerhörte Zumutungoder Beschimpfung bezeichnet.

BildamSonntag, 5..8. 1979

Ich bin überzeugter Anhängerdes gewerkschaftlichen Gedankens,
desgewerkschafdichen Auftrages ohneWenn undAber. Aberkeine ge-
sellschafdiche Gruppe undihreOrganisation darfimStaate eine Uber
macht erlangen.

ZDF, 11. 7.1979
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DieChristlich Soziale Unionkämpft gegen eineEntwicklung, inde
renRahmen das labile Gleichgewicht zwischen organisierten Einzelin
teressen und dem Staatsich in ein Ubergewicht der Verbandsmacht
verwandelt, diesichdeneinzelnen unterwirft unddenHandlungsspiel
raum des Staates einengt.

Die ChristlichSoziale Unionwilldeshalb dieMachtorganisierter In
teressen begrenzen, umdieFreiheit deseinzelnen unddieBelange der
Gemeinschaft zu gewährleisten.

Deshalb ist es eine vordringliche Aufgabe freiheitlicher Gesell
schaftspolitik, allzu optimistische Vorstellungen von einer problem
freien Übereinstimmung zwischen den Verbänden aufder einen und
dem Allgemeinwohl aufder anderen Seite zu berichtigen und die zu
wahrende Freiheit autoiiomer GruppenundVerbände amFreiheitsan
spruch andererauszurichten. .

Crunduttpragrammder CSU.S. 19

3. Ziel: Image der Unternehmer und der
freien sozialen Marktwirtschaft aufjpolieren

Wen« gewerkschaftliche Interessenvertretung in den Hintergrund tre
tensoll, istesnurlogisch, daßnachAnsicht vonF.J. StraußdieInteres
sen der Unternehmer in den Vordergrundgehören. DaßdieBundesre
publik sich mit einer tiefen wirtschaftliche Krise auseinanderzusetzen
hat, ist. CSU-Analysen zufolge allein den'überzogenen Forderungen*
u.a. besonders der Gewerkschaften zu schulden. Zu Unrecht würden
damit die Ursachen der Krise der sozialen Marktwirtschaft angelastet.

Dasdurch die »Propaganda derLinken* beschmutzte Bild dersozia
lenMarktwirtschaft und des Unternehmers bedarfdeshalb einerdrin
genden kosmetischen Auffrischung. Denn Grundlage allersozialen Re
formen inderBundesrepublik istnach Strauß nicht etwaderKampfder
Arbeiterbewegung, sondern die dem Gemeinwohl dienende soziale
Marktwirtschaft. Sie in Fragezu stellen, bedeutetdas »Ende unserer
Freiheit* und die »Auslieferung an Modtau*.
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DerAuswegausderKrise kannimSinne derCSU-Ideologen deshalb
auch nurineiner entschiedenen Verbesserung derErtragslage derUn
ternehmer Hegen.

Die Aussagen von F.J. Strauß zur sozialen Marktwirtschaft stellen
einen Schlüssel zum Verständnis seiner PoHtik dar. Sie legen offen,ßr
wessen Interessen er Partei ergreift.

Wir befinden uns mit derSozialen Marktwirtschaft jenseits von Kapi
talismus und Kommunismus. Ein Kapitalismus, derdem Selbstzweck
dient, istuns fremd. Er istuns genauso fremd wie einKommunismus,
der menschenverächterischen Kollektivformeln dient.

•Der Mann-. WerbcbrotcbOre der CSU, 1979

Zur Sozialen Marktwirtschaft aber gehört der freie Unternehmer.
Ihnals Ausbeuter, Profitgeier und Freibeuter beschimpfen heißt, unser
gesamtes wirtschaftliches Ordnungssystem überhaupt inFrage stellen.

F. J. StnuS, Zur Lage, Secwald Verlag 1979, S. 14

Soziale Marktwirtschaft beruht aufLeistung undWettbewerb, istein
andiesen beiden Grundlinien orientiertes Ordnungssystem. Sie bedeu
tetaber auch: Freiheit der Wahl des Arbeitsplatzes, und dies nicht nur
als rechtstheoretisches Postulat.

Zweitens bedeutet Soziale Marktwirtschaft, daßderBürger über den
eigenen Verbrauch frei enfscheidet. Wer ständig von »gesellschaftli
chem« Bedarf redetund diesen vonöffentlich bestellten ^ten feststel
len lassen möchte, damit die Produktion bedarfsgerecht gelenkt werde,
der wird auch den Verbrauch bestimmen wollen. Aber unsere mündi
gen Bürger brauchen nicht irgendwelche Räte, um zu wissen, wassie
wollen.

Und drittens ist die Soziale Marktwirtschaft nicht denkbar ohne das
Recht aufPrivateigentum an denProduktionsmitteln. Für viele Welt
verbesserer verengt sich die gesamte gesellschaftspolitische Auseinan
dersetzungaufdieFrage: Inwessen Händen sollen dieProduktionsmit
tel sein?

F. J. Stnufi, Zur Lage, Secwald Verlag 1979, S. 10
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Aber das Wort vom »Staat ak Reparaturbetiieb des Kapitalismus«
signalisiert heute mehr und Gefährlicheres als nur innermarxistische
Spiegelfechterei umBegriffe. Schon diebewußt oderauch nurleichtfer
tig vollzogene begriffli^e Gleichsetzung von Marktwirtschaft und Ka
pitalismus ist ein Symptom dafür, wieweit im Wenbewußtsein man
cher bereits die ethischen und ordnungspolitischen Grundlagen unserer
Wirtschaftsordnimg - ja darüber hinaus unserer freiheitlichen Staats
und Gesellschaftsordnung - in Frage gestellt sind.

DerseitJahren betriebene Mißbrauch derSprache als Waffe zur gei
stigen und politischen Unterwanderung, die systematische Vei^-
schung der Begriffe, dieständige Diffamierung der heiheitlichen Ver-
fassungs-, Rechts- und Wirtschaftsordnung durch aggressiv besetzte
Begriffe trägt jetzt ihre politischen Früchte. Aus der freiheidichen
Grundordnung wurde eine »Formaldemokrade«, aus dem Rentabili
tätsgesichtspunkt derWirtschaft »Profitgier«, ausderAbwehrvonVer
fassungsfeinden im öffendichen Dienstwurden »Berufsverbote«, und
aus derSozialen Marktwirtschaft wurde ein»System des Spätkapitalis
mus«.

F. J. Stnufi, Zur Lage.S. IIS

Der Erfolg derSozialen Marktwirtschaft liegtin ihrerunbarmherzi
genTrennungvon Weizen und Spreu,liegtdarin,daß ebendon durch
diese Leistungsauslese überhaupt erstdieChance einer Anhebung der
Lebensverhältnisse derbreiten Massen liegt. Diese Chance liegt nichtin
derNivellierung vonobennach unten, sondern sieliegt inderkreadven
Wirkung vonSpitzenleistungen und ihren anhebenden Folgen für die
breiten Massen von unten nach oben. Das wollen wir!

ZukunftikongreS, 16^17. II. 1979, Sonderdnick da Bayernkurier

Es ist doch selbstverständlich, daß die Gesetzgebung unddieVer
träge zwischen den Tarifparteien den Begriff der sozialen Sicherheit
weitgehend prägen. Aber die Wirklichkeit der sozialen Sicherheit ist
durch die von Ihnen bekämpfte Soziale Marktwirtschaft begründet
worden. Da istdieSubstanz geschaffen worden. Da istdieMasse ge
schaffen worden. Da sinddieGrundlagen gelegt worden, aufdenen aus
einem Proleten der moderne Arbeiter geworden ist. Für michwar es
immer einAnlaß des politischen Stolzes undauch meiner persönlichen
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Zufriedenheit, daßesunsere Politik gewesen ist, aus dem Arbeiter, aus
dem Proleten des 19. Jahrhunderts durch eine Politik der Sozialen
Marktwirtschaft denBürger zu machen, derPartner inderWirtschaft
ist, volle Gleichberechtigung im Staate und seinen Anteil am Sozialpro
dukt hat.

Bayern t^uricr, 22. 12. 1979, Haushaludebatie vor dem deutsehen Bundestag

Sie sollten auch einmal daran denken, wo wir alle stehen wurden,
wenndieSPD die CDU/CSU an der Einführung der Marktwirtschaft
und am Eintritt in das westlicheBündnis hätte hindern können, wenn
planwirtschafUiche Programmatik und Deutschland-Plan der SPD,
Wirklichkeit geworden wären. Armut undAbhängigkeit von Moskau
waren dieunvermeidlichen Folgen gewesen, wenn damals - undauch
für heute noch nachwirkend - die Weichen nicht anders gestellt worden
waren.

Bayern Kurier, 22. 12. 1979,dito

Bei uns nun wird diese Durchdringung von Staat und Winschaft
»Monopolkapital« genannt undals höchste Übersteigerung des Kapita
lismus deklariert; in derSowjetunion oder inder DDR hingegen gilt der
vonLenin hochgepriesene >Staatskapitalismus< als derdirekte Vorgän
gerdesReinen Sozialismus. Mankönnte sagen: dassindalles nurWor
te! Und doch ist es mehr: nämlich nichu anderes als der Aufrufzum Po
grom, nicht anders inHitlers >Mein Kampf< als inden von manchen Ver
lagen bereitwilligt gedruckten Pamphleten derstudentischen Linksra
dikalen. Die magisch beschworenen >Krisentendenzen im Spätkapita
lismus« ^Habermas) und das ganze Krbengerede (das wir über die
Max-Planck-Gesellschaft getreu demLeninschen PrinzipderKuckuck
seier auch noch mitöffentlichen Mitteln Hnanziercn) hatdoch nurden
einen Zweck: wennschon nichtdieEffektivität, sodochdieLegitimität
unseres westlichen Wirtkhaftssystems zuzerstören! Undgeben wiruns
keiner Täuschung hin:diese Bemühungen sindnicht ohne Erfolg. Wie
letzte Umfrageergebnisse zeigen, istdieöffentliche Wertschätzung der
>sozialen Marktwirtschaft« gesunken!

Vor einem Berufsverband in München, 12. 10. 1979
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MitderWiederentdeckung des Marxbmus in densechziger Jahren
durch die alten und neuen Linken in SPD und Gewerkschaften, in den
Medien und aneinigen Hochschulen, seit1969 auch durch Mitglieder
derBundesregierung, istdiese Grundwahrheit jederfreiheitlichen Wirt-
schafts- undGesellschaftsordnung beiunskeineswegs mehreineSelbst
verständlichkeit. Dabei erhebt nicht nur die Linksaußen-Fraktion der
Jusos unverdrossen ihre progranunadschen Forderungen nach Ab
schaffung der »ausbeuterischen Untemehmerwirtschafc«.

EndeApril1979 haben240Wissenschaftler und Gewerkschaftsfunk
tionäre, diesich alsGegner desmarktwirtschaftlichen Denkens beken
nen, in Bonngefordert, dieWirtschaft müsse schrittweise »demokrati
siert« werden, mitdemZiele, denWiderstand der Unternehmer gegen
eine kräftige Umverteilungdes Volkseinkommens zuLasten derI^vat-
gewiime zu brechen. Weiterhin wurdegefordert, daß »angesichts des
Versagens der Marktwirtschaft entschiedene politische Emgtiffe mit
dem Ziel erforderlich sind, die Entscheidung über Artund Umfang der
Wirtschaftstätigkeit andensozialen Bedürfhbsen nach Arbeit undVer
sorgung statt an privatwinschaftlicher Rentabilität auszurichten«.

Dassind offene Kampfansagen, deim vier Säulen tragen diefreiheidi-
cheArchitektur der Bundesrepublik Deuuchland:

- Der freihetliche Rechtsstaat.

- die parlamentarische Demokratie,
- die Soziale Marktwirtschaft,
- der förderative Staatsaufbau.

F. J. StrauB. Zur Lage,SeewaU Verlag 1979, S. 76/77

Dieses Herausbrechen geschieht beiimsnichtmehrineinem plötzlichen,
gewissermaßen revolutionären politischen Kraftakt, sondern durch lang
sames, schrittweises Unterhöhlendestragenden Untergrundes, Diemoralir
sehe Diffamierung einer ganzen Gruppe mitdem Ziel, siemenschlich tmd
damit umsoleichter auch politisch zumZielpunkt neiderfüllter Aggresdo-
nen zumachen, istseit den Jakobinern ein beliebtes imd immerwiederneu-
erprobtes Mittel freiheitsfeiiuilicher Ideologen. Unternehmer werden zu
»Profitgeiem«, »Ausbeutern« und »Skalvenhaltem«, Meister zu »Lehr-
lingsschindem«, imdwerLeistung fordert, sieht sich baldals »Faschist« ge
brandmarkt. Hinterdieser bereits seitmehralseinem Jahrzehntbetriebe
nen Gruppenhetze stecktSystem.

dito, S. 77/78
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JedepolitischeTheorie, dieeinersozialen GruppeundderenInteres
sen ein gewissermaßen naturgegebenes oder von derGesellschaft verlie
henes höheres Maß an Wahrheit und MoraUtät zugesteht als anderen
GruppenundInteressen, widerspricht zutiefhdemWesen derfreiheit
lichen Demokratie.

dim, S. 78

Freilich: Die Unternehmer können so wenig wiedie Arbeimehmer
Trager undVerwirklicher eines endzeitichen Zustands ewiger sozialer
Harmonie, menschlichen Glücks und erfüllter Gerechtigkeit sein.Die
Unternehmer handeln nach ökonomischen Zusanunenhängen und da
herselbstverständlich auch nach egoistischen Interessen. Sie sind weder
Preistreiber noch Profitgeier, wederSündenböcke für alle möglichen
wirtschaftlichen Krisen undsozialen Unzuträglichkeiten, nochdieof
fenen oder gar geheimen Herren unseres Staates. Sie sind aber auch
keine Engel derNächstenliebe odergarTräger letzter politischer Weis
heit. Was wirbrauchen, das ist eine vernünftige, von Vorurteilen und
Neidkomplexen freie Sicht wirtschaftlicher, wirtschafts- und gesell
schaftspolitischer Zusammenhänge.

dito, S. 79

DaistdasVerhältnis vonLohnabhängigen undUnternehmern. Daist
auch dersoziale Konflikt, das heißt das Ringen um die gerechte Vertei
lung des Sozialprodukts. Es wäre gleichermaßen wirklichkeitsfremd,
wollte man solche Gegensätze und Konflikte leugnen. Aber es wäre
ebenso wirklichkeitsverfälschend und schließlich freiheitszerstörend,
wollte man im Konflikt allein die entscheidende Triebkraft unserer
Ordnungsehen. Auchdersoziale Konflikt mußmitdemBlick fürdie
Gesamtverantwortung aufdem Bodendesdemokratischen Konsensus
mitdemokratischen Mitteln ausgetragen werden. Der Konsensus muß
dabeidenKonflikt überlagern, damit dieser nicht zerstört, sondernauf
baut und fördert.

dito, S. 79/80

Als Freiheit der unternehmerischen Investitionsentscheidung im
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Rahmen allgemein gültiger Rechtsvorschriften oder als Verfügungsge
walt über Produktionsmittel hat die Freiheit der unternehmerischen
Entscheidung nichts gemein mitdemprimitiven Herr-im-Haus-Stand-
punktsozialistischer Kapitalismuskarikatur. Freiheit istdieVorausset
zung jedenWettbewerbs, und nur in Freiheit kann der Unternehmer
Arbeitsplätze sichern, dasFamilienerbe erhaltenunddenBetrieb ineine
gedeihliche Zukunft lenken.

DieSoziale Marktwirtschaft istaufLeistung undWettbewerb aufge
baut und an diesen beiden Grundlinien orientiert. Der Unternehmer
und das Unternehmen, so will es das Gesetz der freien Wirtschaft, be
sitzt nur die Chance, nichtdieGarantie des wirtschaftlichen Erfolges
oderdes Uberlebens, trägt also auch das Risiko des Verlustes bishinzur
Insolvenz.

dito, S. 79

Es ist nicht in erster Linie die Au^abe unternehmerischen Han
delns, Bedarf zu decken. Vielmehr soller im Rahmen gerechter Nor
men, sozial vertretbarer Grenzen und auch unter Beachtung gewisser
ethischer Kategorien, derenEinhaltung sicher teilweise durchdenStaat
erzwungen werden muß, so viel Gewinnerzielen, daß er sein Unter
nehmen anderSpitze destechnischen Fortschritts lebens^geifialten
kann.

dito, S. 80

DieFreiheitdesBürgers, überseinen eigenen Verbrauch zu entschei
den, stelltstetseinbesonderes Ärgernis in denAugendererdar, dieaus
selbstverantwonlichen Individuen imNamen einerangeblich höheren
Gerechtigkeit geigelte Betreuungs- undVersorgungsobjekte machen
wollen. Dawirdvonangeblich objektiven Bedürfhissen undvongesell
schaftlichem Bedarf gesprochen, derdurch öffentliche Räte festgestellt
werden müsse, mit dem Ziel, dementsprechend Produktion und Ver
brauch zu lenken. Aber jeder selbständige Unternehmer, auch der

. kleine selbständige Handwerksmeister, tut mehr für unsere Freiheit als
jederbeliebig austauschbare und verwendbare Funktionär in einembü
rokratischen Apparat.

dito, S. 80
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Winschaftliche Probleme sindmaterielle Probleme und psycholo^-
scheProbleme. Einerder wesentlichen Voraussetzungen fiirdie Wie
derherstellung guter wirtschaftlicher Verhältnisse auf Dauer ist die
Rückkehr desVertrauens. Solange vonbestimmten politischen Grup
pierungen, insbesondere vondemlinken Flügel der SPDund vonfast
ihrerganzen Jugendorganisation, dieTräger unserer Wirtschaft, und
dassindnuneinmal dieUnternehmungen unddieUnternehmer, wobei
soziale Marktwirtschaft eineWirtschaftsform der Arbeitgeber und Ar
beitnehmer ist und nichtder Arbeitgeber allein. Abersolange vonwe
sentlichen Teilen der SPD und fast von ihrer ganzen Jugendorganisa
tion ein für gesunde Wirtschaftsverhältnisse unentbehrlicher Stand,
nämlich der der Unternehmer, schlechterdings in Bausch und Bogen
verdammt wird als Ausbeuter und Profitjäger, Blutsauger und Unter
drücker, fehlt diepsychologische Grundlage füreinen wirtschaftlichen
Aufschwung.

Zur Wahlgcsiciti, BelscrVerlag. S. 101

Eswärewesentlich besser, unserenUntemehmungen durcheinevon
Klassenkampfdenken und ideologisch befrachtetem Neidfreie Steuer-
und Abgabenpolitik wieder mehrErträge zu ermöglichen undsieindie
Lage zu venetzen, aus eigener Kraft investieren zu können, statt aus
zahlreichen staatlichen Töpfen Hilfen zu verlangen, damit diese oder
jene Investitionsentscheidung gefällt werden kann. Aber im Zweifels
falle wird der, der mit der Existenz seines Unternehmens, mit der Exi
stenzseinerFamilie, mit der Existenz auch seines eigenen Vermögens
für Richtigkeit oderUnrichtigkeit halten, den Kopfhinhalten mußim
statistischen Durchschnitt die bessere und zweckmäßigere Entschei
dungtreffen, alsder, derstaatlich bezahlt oderalsverbandlich ausgehal-
tenerFunktionärbeieinerFehlentscheidung dann nur aufden nächsten
Posten abgeschoben wird.

Zukunfiskongrcß der CSU, I6./I7. II. 1979, Sonderdruck des Biyemkurier

IchhaltenichtsvoneinerUmverteilungdesbestehendenVermögens,
weil daseinenEingriffindiewirtschaftliche Substanz mitunübersehba
ren Erschünerungen bedeutet.

Interview mit Abendzeitung, München, 24. 9. 1969
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.... (es) mußein gesellschaftliches Klima geschaffen werden, das
nicht dauernd Unternehmern undKapitalgebem dasbaldige Ende ihrer
Existenzankündigt.

F. J. Straufi, Deutschland - Deine Zukunft, Stuttgart 1975, S. 19

Wir brauchen dieStärkung der Investitionsbereitschaft, der Investi-
tions-imdInnovationsfähigkeitderUnternehmungen durcheineermu
tigende Ertragslage.

Zukunftskongreß der CSU. 16./I7. II. 79

Ich bin nichtder Meinung, die einmal ein führender amerikanischer
Wirtschaftler, der Generaldirektor von General Motors, ausdrückte:
»Was für General Motors gut ist, ist gut für Amerika.« Aber ich be
kennemichdazu, daß es unserem Landeund seinem ganzen Volkenur
gut gehen kann, wenn unsere Wirtschaft in Ordnung und in der Lage
ist, mit dem revolutionären Fortschritt der modernen Technik Schritt
zu halten. Dafür ist die unternehmerische Entscheidung unerläß
lich.

Angesichts dieser Umstände istesnicht nur unverständlich, sondern
erschreckend, wiedasThema Mitbestimmimg in den letzten Tagen in
den Mittelpunkt der Diskussion gezerrtwurde. Wennein Vorstands
mitglied des DGB erklän, daß sich niemand beklagen solle, der die
Ausdehnung der paritätischen Mitbestimmung zu verhindern suche,
wenndie Zahlder Menschen wachse, die eineentschädigungslose Ent
eignung alsdienotwendige AntwortaufdenAlleinherrschahsanspruch
der Unternehmer ansehen. Werso viel vomRechtspricht,mußes sich
hier gefallen lassen, wenn man ihm sagt, daß hier eineverfassungswi
drige Handlungswebe propagiert wbd. Enteignung ist nach
Art. 14 GG nur zum Wohleder Allgemeinheit zulässig, und das mu-
durch Gesetzoder aufGrund eines Gesetzes, das Art und Ausmaß einer
Entschädigung regelt. Weranders denktundagitiert, verläßtdenBoden
derVerfassung undbegibt sich inbedenkliche Nähederantiparlamenta
rischen Opposition. Er begibtsichin Gefahr,Instinktezu wecken, de
nen er leicht zum Opfer fallen kann,

Bayemkurier, 18. I. 1969
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Heuteerlebenwirdasgleichewieder, daßgewisse roteWühlmäusean
allen Ecken und Endennagen, um unser liberales, tolerantes, soziales
System derFreiheit als einSystem inAnführungszeichen darzustellen,
das möglichst bald durch ein anderes System ersetzt werden müsse. Für
uns gibtes keinen Zweifel, daßdemokratischer Rechtsstaat, parlamen
tarische Demokratie und Soziale Marktwirtschaft zusammengehören.
Soziale Marktwirtschaft, eine auf Wettbewerb beruhende Leistungs
wirtschaft, heißt Freiheit der Wahl des Arbeitsplatzes, Freiheit in der
Entscheidung über den eigenen Verbrauch, auch über die Produktion,
heißt Freiheitauf Eigentum und Produktionsmittel und Privateigen
tum, heißt Freiheit zur unternehmerischen Investitionsentscheidung.

Bayerokurier,6. 10. 73

4. Ziel: Reformen verhindern

F.J. StraußistExponentdersozialreaktionären Kräfte. Erkennzeichnet
sich als Gegner allerfortschrittlichen sozialpolitischen Veränderungen
undgesellschaftlichen Reformen überhaupt, V/as dieLage derarbeiten
den Menschen verbessern würde, lehnt Strauß ab. Vehement lehnt er
den Ausbau sozialerLeistungen, das RechtaufArbeit, paritätische Mit
bestimmung, das Streikrecht und ein Verbot der Aussperrung sowie
Lohnforderungen, die der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ent
wicklung entsprechen, ab.

Straußversteht sich dabeivorzüglich darauf, berechtigte Forderun
gen unterschiedlicher sozialer Gruppen gegeneihander auszuspielen. Er
erhofft sich, einen Keil in die Gewerkschaften treiben zu könnnen, in
dem er zwischen von ihm ausgemachten »verücktent oder »gefährli
chen* Intellektuellen und »vernünftigen* Arbeitern aufdifferenziert. In
den »Intellektuellen* glaubt er die »marxistischen Ideologen* und
»moskauabhängigen Verführer* zuerkennen, von denen sich dieArbei
ter tunlichst fernzuhalten hätten.

EinBündnis von Wissenschaftlern bzw. Intelligenz undArbeiterbe
wegung erscheint ihmäußerst suspekt, könnte esdoch - ebenso wie ein
allgemeiner Ausbau undeine Öffnung des Bildungswesens - dazubei-
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tragen, mehrBärgerzh befähigen, geselbchafili^eZusammenhängezu
durchschauen unddieeigenen Interessen gegen die Angriffe von rechts
zu verteidigen.

Gegen Reformpolitik

Wasimaußenpolitischen Bereich gilt,dasgiltweithin auchiminnenpo
litischen Bereich: wir müssen vonden utopischen Demokratievorstel
lungen zurückkehren zu einer handlungsmäßig realisierbaren Demo
kratie, von einer Politik des globalen Wandels und der großen Zu
kunftsverheißungen zueiner Politik dermachbaren Reformen, dienicht
nur finanzierbar, sonderndie in ihren Konsequenzen auchnoch über
schaubar und mit den verfügbaren Organisationsmitteln zu steuern
sind.

F. J. Smuß. DasVerhälmis vonProgramm und Pragmatismus in derpolitischen Praxis,
in:Aus Politik und Zeitgeschichte, 7. 8. 1976, S. 33

Auch durch zweckoptimistische (offizielle undinoffizielle) Fehlpro
gnosen am laufenden Band läßtsichnicht mehr verschleiern, daßderso
zialpolitische Handlungsspielraum sich ganz erheblich verkleinert hat.

Diese Einengung istnicht zuletzt das Ergebnis eines geradezu subver
siv gebrauchten Demokratiebegriffs und einer aufMassenmobilisation
ausgerichteten Demokratiepolitik. DieseMassenmobilisation ist weit
gehend erreicht worden - bisindenBetrieb unddieSchulklasse hinein.
Was siegebracht hat, istabernichtdiegesteigerte Partizipation derBür
gerander Politik,sondernesistdieDurchsetzungder gesteigerten An
sprüche derjenigen gewesen, dieüberdiebessern Organisationsmittel
verfügten. & sinddiemächtigen gesellschaftlichen Gruppen, dieihren
Vorteil daraus zogen, nicht der einfache Bürgerals Verbraucher, als
Wahlbürger oder als Steuerzahler. Die Ansprüche aufLohnzuwachs,
soziale Sicherung, auf Gesundheitsvorsorge, Arbeitsplatzgarantien,
Umschulungskosten, Ausbildungsplätze (undmöglicherweise aufEli
teposten) sindvorallem beidenen gestiegen, die- dankderhinterihnen
stehenden Verbände - ohnehin ambesten gesichert sind.DieAnforde
rungen andenStaat werden immerselbstverständlicher undgrößer;von
der Sozialpflichtigkeit des privaten Eigentums wird viel gesprochen,
abervondergesellschaftlichen VerantwortungderimNamen derpoliti
schen Öffentlichkeit auftretenden Interessenverbände ist keine Rede.
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Der Handlungsspielraum einerdemokratischen Reperungist dadurch
nichtgrößer, sondern kleiner geworden: durchdieReformeuphorie ist
genau dasGegenteil vonReform, nämlich einAnspruch aufUnbeweg-
lichkeit und einen schonleichtparasitären Sozialkonsum etabliert wor
den.Dasläßtsich auch durchdieschönklingende, aberbiedermeierliche
Formelvon der »Lebensqualität« nichtmehrverschleiern. Wirwerden
uns an eine Demokratiegewöhnen müssen,die auch ohne steigenden
Sozialkonsum funktionsfähig bleibt, eine Demokratie, deren Unter
stützung(oderauch bloße Duldung) nicht mehrdurch dieVerteilung
laufender Zuwächse an die am lautesten Fordemden erkauft werden
kann.

dito, S. 37

Gegen sozialpolitische Verbesserungen

»Niemand kommtumdieFrageherum,obeinweiteres Anwachsen der
Sozialleistungen auch inZukunft finanzierbar istoderdiegegenwärtige
Sozialleistungsquote die Grenzender volkswirtschaftlichen Belastbar
keit erreicht oder gar überschritten hat (...)

Die Sozialpolitik . . . »darf in einer freiheidichen Ordnung auch
niemals mißbraucht werden als Planierraupe, die im Diensteines le
bensfremden Gerechtigkeits-Scheinmoralismus und einer utopischen
Gleichheitsideologie alle vorhandenen soziale Defizite, Ungleichheiten
und Unebenheiten - auch die durch eigenes Unvermögen, Versagen
und mangelnden Leistungswillen hervorgerufenen - einebnen sol
len ... «

Bayemkurier,28. 4. 1979

» .. . halte ich auch nichtsdavon, wenn in der Grundsatzdiskussion
bei tmserergroßenSchwesterpartei alsGrundwert dassozialeWohlbe
finden erönert wird. Das soziale ist kein Grundwert, sondern eine
UNO-Phrase . . . «

CSU-Paneitag, 23./24. 9. 1977

MeineDamen und Herren, ich habe auf dem ManiiheimerParteitag
der CDU am24. Juni 1975 in meinerRedegesagt: »Wirmüssenheute
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den Mut haben, zu sagen, daßdie Grenzen des Sozialstaates erreicht
sind.«

Ich habe in meiner Rede vor dem Institut: »Finanzen und Steuern«
am 7. April 1976 gesagt: »Die explosionsartige Kostenentwicklung in
diesem Bereich wirft^dic Frage auf,ob dieBelastbarkcitsgrenze unserer
Volkswirtschaftschaft mit kollektiven Soziallasten nicht bereits er
reicht, wenn nicht überschritten ist.« Ich habe in dereelben Rede femer
gesagt: »EinSozialsystem, dasdenAngebotskatalog ständigdurchneue
Leistungen erweiten,immermehrSozialtransfers indieDynamisierang
einbezieht unddenEmpfängerkreis permanent ausdehnt, birgtzwangs
läufig dieGefahr der Selbstzerstörung in sich. WirsindnichtamEnde
der Sozialpolitik, aberdie Grenzen des Sozialstaates sinderreicht.«

Im DeutschenBundestag, i4. I. 1978

»Ich sage nur, daßder Sozialstaat seine Grenzen erreicht, zum Teil
bereits überschritten hat.Deshalb istesheutenichtmehrmöglich, poli
tische Probleme oder gesellschaftliche Konflikte durchmaterielle Zu
wendungen, durch Gratifikationen und Bonifikationen zu lösen«

Münchner Merkur, 24. 10. 1975

»Wir habendieGrenzendesSozialstaates unddesBildungsstaates er
reicht, vielleicht sogaran manchen Punkten überschritten.«

Deulschlandfunk. 4. l. 1976

Es gibtSozialgesetze, diesindalsWohltat gemeint und werden zur
Plage. Dennjemehrman einen Personenkreis zu schützen beginnt, de
sto mehr schreckt man Unternehmer ab, Arbeitssuchende aus diesem
Personenkreis einzustellen. Und hier wird Wohltat zur Plage.«

Deutsches Fernsehen» 7. 7. 1977

Gegen Recht aufArbeit

»Alsoich haltevon diesen Manipulationen, die Arbeitslosigkeit da-
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durch wegzuretuschieren, daßman Urlaub verlängert, einen Bildungs
urlaubeinführtund dieArbeitszeit verkürztund dieAltersgrenze vor
verlegt, überhaupt nichts.«

ZDF. 8.2.1978

Darumwende ichmichauchgegen dasirreführende WortvomRecht
aufArbeit,das manindieVerfassung aufnehmen müsse. Wenn mandas
Wort »Recht auf Arbeit« indie Verfassung aufnimmt, dann muß man
auch die Pflicht zur Arbeit und damit das staatliche Recht des Arbeits

zwangs zur Arbeitszuweisiuig ebenfalls in die Verfassung aufneh
men.

Bloß einem Arbeitverschaffen zu iigendeinem Lohnan irgendeinem
Arbeitsplatz, daswürdeheißen, daßwirwieder zuderZeitdesPyrami
denbaus zu den Pharaonen zurückkehren würden. Das Recht aufArbeit
- in eineVerfassung aufnehmen - wennmanes wirklich durchdenkt -
kann nur jemand tun, der in Wirklichkeit die Freiheit,dieMündigkeit
und Unabhängigkeit unserer Arbeimehmer wiederaufheben und sie
wieder zu einer Art staatsabhängigen Leibeigenen degenerieren will.

Mansollendlich dieMarktwirtschaft wiederatmenlassen, lebenlas
sen, funktionieren lassen. Denn nachher brauchen wir keine Pro
gramme mehr, in denen Altersgrenzen manipuliert werden, in denen
manversucht, daeinpaartausend Arbeitsplätze weniger durch daoder
dort ein paarPensionsplätze mehrausglcichsweise zu schaffen.

Wenn z. B. von 1970 bis 1976, in 6 Jahren, die Lohnquote am
Sozialprodukt von66,7auf70,1 Prozentangestiegen ist,dannwirdviel
leichtder Gewerkschaftspolitiker sagen, großartig, aufdemWege müs
sen wir weitermachen. Nein, auf diesem Wegdürfen wir nicht weiter
machen, weilwir sonst die Million Arbeitslosenie wegbringenund die
zweitebaldhabenwerden.Dieses Ansteigen der Lohnquoteinnerhalb
wenigerJahre hateineUmveneilung von150Milliarden DM bedeutet.

Baycmkuricr, 9. 7. 1977

Gegen Mitbestimmung

»Die Einführung der paritätischen Mitbestimmung ist abzulehnen.
- weilsiedieunternehmerische Entscheidungsfreiheit in untragbarer
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Weiseeinschränkt, die unternehmerische Initiative als Antriebskraft der
Wirtschaft lähmt, dieInvestitionsbereitschait desKapitals hemmen und
damit letztlich auch zu Lasten der Arbeitnehmer gehen würde,

- weil sie ihreTräger beiEntscheidungen mitbestimmen lassen, für
die das Risiko allein beim Unternehmer bleibt,

- weil siedieIntegration innerhalb derEuropäischen Wirtschaftsg^
meinschaft hemmen und die deutsche Wirtschaft mit schweren Weh-
bewerbsnachteilen belasten,

- weilsiedemArbeitnehmerimBetriebselbstkeineVorteile bringen
und auch keine Arbeitsplätze sichern können,

- weil sie das Gleichgewicht der Kräfte stören,
-weil damit auch diezurpolitischen Entscheidung berufenen Instan

zen von den Gewerkschaften abhängig würden und letzten Endes un
sere Winschafts- und Gesellschaftsordnung umgestürzt würde.

DieAusdehnung derMontanmitbestimmung und derVorschlag der
SPDfüreineReform derUntemehmensverfassung sindkeingeeigneter
Weg für dieFonentwicklung unserer Wirtschafts- und Gesellschafts
ordnung.«

CSU-Paricitai;, I3./I4. 12. 1968

Es ist ein Stück Sozialismus, wenn da 5 von der Unternehmer- und 5
von der Arbeitnehmerseite im Aufsichtsrat sitzen und vielleicht ein
OLG-Präsident als 11. Mann an der Spitze.

Der Spiegel. Nr. 52, 1970

Ichhabe nieeinHehldaraus gemacht, daßichkein Anhänger derpa
ritätischen Mitbestimmung bin. Es gibt Parteifreunde in unseren Rei
hen, die anderer Meinung sind und sein mögen. Mit denensetzenwir
unsgenauso auseinander wie mitdenAnhängern derparitätbchen Mit
bestimmung in gewerkschaftlichen Organisationen. Aber es wäreein
ganz schlechtes Zeichen derGeistes- undMeinungsfreiheit in unserem
Lande,wenn jemand,der ausGründen der Funktionsfähigkeit unserer
Wirtschaft die paritätische Mitbestimmung nicht bejaht, gleich zu ei
nem Arbeitnehmerfeind abgestempelt werden könnte.

Baycmkuricr, 22. 12. 1979 (Aus der Haushaltsdcbalie im Deutschen Bundestag)
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Das Thema Mitbestimmung spielt ohne Zweifel eine bedeutende
Rolle im gesamten Ablauf unserer wirtschafUich-sozialen - man mag
auch sagen gesellschaftlichen - Entwicklung, denn derFortschritt, und
hieristderAusdruck berechtigt, vom Proletarier überdenArbeitneh
merzumMitarbeiter, mußalseinepolitische Aufgabe nichtnur theore
tisch erkannt, platonisch bejaht, sondern atich praktisch verwirklicht
werden.

Ichhabeinder Yorstandschafc derCSUundaufdemLandesparteitag
die Meinung vertreten, die in dieser Form bis jetztnicht grändert zu
werden braucht, wenn man unter Mitbestimmung Partnerschaft und
Zusammenarbeit abernichteinStückMachtpolitik oder garetwaKlas
senkampf versteht: Daß nämlich Kapital undArbeit gleichwertig und
gleichgewichtig sind- dasmag jetzt alsein Gemeinplatz erscheinen
daß die Ausfüllung dieser Gleichheit aufdrei Gebieten erfolgen muß:
auf dem Gebiet der Betriebsverfassung: Mitbestimmung am Arbeits
platz, wo ich dem Arbeitnehmer ein Ubergewicht zubillige; Mitbe
stimmungen in unternehmerischen Entscheidungen, wo ich nachwie
vor der Meinung bin, daß der Unternehmer in dieser oder in jener
Form, das heißt auch der Kapitälseigner, bei gegensätzlichen Auffas
sungen undStimmengleichheit dasRisiko undRechtderEntscheidüng
mitHaftungundFolgen übernehmen muß;undfemerbeider individu
ellen Vermögensbildung, die jenach Wahl abergerade auch aufgrund
derWahlfreiheit auch durch Beteiligungam betrieblichenVermögen bei
Großunternehmern erfolgen muß.

Münchner Merkur, 16. II. 1973

Indersozialen Marktwirtschaft istkein Platzfürden Klassenkampf.
Deshalb kann Arbeitnehmerpolitik niemals auch gleichbedeutend sein
mit Arbeitgeberfeindlichkeit.

Die Gewerkschaften des DGB bekämpfen einseitig das Mittel der
Aussperrung, siekämpfen gleichzeitig umdie paritätische Mitbestim
mung in den Betrieben. . . . Mitbestimmung heißt Mitverantwortung
und Mithaftung.

Die Weh. 23.3. 1979

Gegen Streikrecht

Der aus machtpolitischen Gründen und zur Demonstration ver-
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meintlicher politischer Stärke durchdenDGBvomZaungebrochene
Streikin der Stahlindustrie, dessen wirtschaftliche Sinnlosigkeit allge
mein anerkannt wird, ist hier nur ein vorläufiger Höhepunkt beim
Rückfall in gefährliches Klassenkampfdenken und in kostspielige Ver
teilungskämpfe, mankönnte schon bald sagen Verteilungskriege.

Bayemkurier 2}. 12. 1978

Derbayerische Ministerpräsident hatkeine verfassungsmäßigen Mit
tel,aufeinen Streik einzuwirken. Trotzdem besteht IhreFrage zurecht.
Aberineinermitbestimmten WinschafthabenStreikund Aussperrung
nach meiner Uberzeugung keinen Platz mehr.

Deuuchlandfunk, 14.1. 1979

Die Presse berichtet

Als Aufhänger dienen ihm die Tarifauseinandersetzungen inderStahlin
dustrie. »Unterdergegebenen wirtschaftlichen undarbeitsrechtlichenLage
seien Arbeitskämpfe in Frage zu stellen«, sagt er (Strauß).

Den Streikenden wirft er vor, daß durchmassive Kostenerhöhungen
»Arbeitsplätze nicht nur gefährdet werden, sondern mitanSicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit verlorengehen«.

In einer mitbestimmten Wirtschaft haben seiner Meinung nach Ar
beitskämpfe keinen Platz mehr.

Weh der Arbeit, 8.2. 1979

Welt: Die Einigungsversuche im Arbeitskampf der Stahlindustrie
sindvorerstgescheitert. Esscheint einWeihnachten imStreikbevorzu
stehen. SehenSie Lösungsmöglichkeiten?

Strauß: Es ist offensichtlich so, daß erst bitteres Lehrgeld bezahlt
werden muß, bevor man zur Vernunft kommt.

Welt: Welche bitteren Lehren?
Strauß: DieVergiftung des Klimas, dieVerschärfung derpolitischen

Atmosphäre, dievolkswirtschafdichenVerluste, dergesellschaftspoliti
sche Rückschlag. Ichwerde erinnert aneine Persiflage auf»Stille Nacht,
heilige Nacht«, die ich in einem Klassenkampfgedicht eines deutschen
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Lesebuchs gefunden habe.Es beginntmitdenWorten: »Wilde Nacht,
streikende Nacht«.

ZurZeitscheint eine Lösung nurmöglich, wenn dieArbeitgeberseite
derGewerkschaft anbietet: Sagt uns, wasihrwollt,wirsindbereit,alles
zu bewilligen. Die volkswirtschaftliche Vernunft wird dabei an der
Garderobe abgegeben.

Interview zum Stihlarbeiierstreik, Die Well, 21. 12. 1978

Mäßigung in Lohnforderungen: 'Überhöhte Ansprüche-

Und Lohnabschlüsse können nicht allein in bilateraler Interessenver
tretungvon Arbeitgebern und Arbeitnehmern bestimmt werden.

Hiermuß auch InderBeratung derbeidenTarifpartner das unabhän
gigeElemente der Sachverständigen, diealleInteressen gleichzeitig vor
Augen haben müssen, vertreten sein.

Imdeutschen Bundeslz);, 24. t. 1978

»Ichkannnur zur Mäßigung raten, keineStörungdeskleinen Pflänz-
chens Konjunktur zuzulassen.«

Gerichtet an OTV und DAG, Die AndereZeitung;, 30. II. 1967

»Lebensstandalrd- ist der 'Dämon unserer Zeit-.

. . . Jeder in Deutschland schaue heute nach oben, auf den, der
mehran äußeremBesitzhabe;niemandaberblickein »seine Etage« oder
nach unten, wo es noch viele ^be, denen es schlechter ginge.

Westdeutsche Allgemeine, II. 6. 1956

Warum bilden heute Tausende von durchaus gesunden, lebensfihi-
gen und tüchtigen Handels- und Handwerksbetrieben keine Lehrlinge
mehraus?Erstens:Weil dieAnforderungen sogestiegen sind,daßsiesie
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nichtmehrerfüllen können.Zweitens: Weil die Kosten so hochgewor
densind,daßsiedieBelastungnichtmehraufsichnehmen wollen. Drit
tens: Weildie Strafbestimmungen so verschärft worden sind, daß sie
sich diesem Risiko nicht mehr aussetzen wollen. Wir sollten hier wieder
denMut haben,die Kirche insDorf zurückzubringen. DieJugendwill
nichtmitSamthandschuhen odermit Watte angefaßt werden, die jun
gen Menschen brauchen einen harten Ausbildungsprozeß, wennsieim
Leben von morgen ihrenMann stehensollenund wennsienicht eines
Tages im Konflikt zur Gesellschaft dannmehroderminder latente Re
volutionäre werden sollen. Das Jugendarbeitsschutzgesetz enthält Be-
sitmmungen, die beschäftigungsfeindlich sind, aber das soll man dann
einmal sagen.

Bayemkurier, 6.10. 1973

Aber wir in der EWG, im adantischen Konkurrenzkampf mit den
Vereinigten Staaten von Amerika, im wirtschaftlich-technischen Kon
kurrenzkampf mit der kommunistischen Welt, wir mit der ständig
wachsenden Bevölkerung, auf gleichbleibend kleinem Raum schnell
wachsenden Bevölkerung, wir mit unserem Drang, mit unserem - ich
darf sagen - berechtigten Standpunkt, uns in dieser internationalen
Welt, unseren Bündnispannem gegenüber demOsten zu behaup
ten,dieBundesrepublik Deutschland zueinem politischen Gewicht zu
machen, wir können garnicht anders, als den Prozeßder technischen
Rationalisierung soschnell wiemöglich zu durchlaufen, umjeweils an
der Spitze des technischen Fortschritts zu bleiben.

Im deutschen Bundestig, 30. II. 1965

Zwietracht in die Reihen der Gewerkschaft säen

Wenn ichzumBeispiel denEntwurfdesneuen Grundsatzprogramms
des DGB ansehe, dann glaube ich nicht, daß die dort geforderte Aus
dehnungder staatlichen Planung, der staatlichen Lenkung, der staatli
chen Kontrolle der Investitionen auch im Bereich der Wirtschaft den
Arbeitnehmern wirklich zugute kommt, höchstens denFunktionären.

Well am Sonntag, H. 10. 1979
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Die Presse berichtet

Der CSU-Vorsitzende Strauß hat die deuuchen Gewerkschaften vor
dem Eindringen von Akademikern in ihre Organisation gewarnt, die
den Arbeiter nurals »Zugpferd« fürihre Ideologien brauchen: mitdem
Arbeitnehmer hätten sie sonst nichts, auch gar nichts gemein, sagte
Strauß gestern vor demCDU-Wirtschaftstag in Frankfurt. Revolutio
näre Ziele seien kein Problem der Arbeiter, sie seien ein reines Intellek
tuellenproblem.

Kieler Nachrichten. 8.10. 1977

Wenn derDGB-Vorsitzende Vetter inseinem Briefvon AnfangSep
tember schreibt: Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit, Leistungsdruck, Ju
gendliche ohne Ausbildung, das sind dieErgebnisse - sagt er- unter
nehmerischer Alleinherrschaft.

Der Metallvorsitzende, Herr Loderer sagt, Arbeitslosigkeit gehört
zurlangfristigen Strategie derUnternehmer. DieReservearmee vonAr
beitslosen istdas Kernstück ihrerMachtpolitik. DerVorsitzende derIG
DruckundPapier sagt, zudenunternehmerischen Heucheleien zählen
auch die »Verschleierungen«. . . .

Unddann hatLoderer noch aufdem Kongreß derIGMetall denAr
beitgebern psychologische Kriegsführung vorgeworfen: Sie miß
brauchten die Arbeitslosigkeit zur Disziplinierung der Arbeitneh
mer.

Ichsage ausdrücklich, Lohnpolitik istnicht allein eine Sache derGe
werkschaft. Und wennwirMahnungen oderVorwürfe an dieAdresse
derTarifpartner richten, dannmeinen wir beide Seiten. Weraberüber
denFaktorArbeit verfügt, hateine mächtige Waffe inderHand.Undes
ist einfach entweder grobe Unkenntnis der Arbeitswelt, die ein Ge
werkschaftsbund-Präsident haben darf, oderIrreführung, wenn ersagt,
dieAlleinherrschaft derUnternehmer habe diese Dinger, dieersobitter
beanstandet, herbeigeführt. Damitdarf ichdieFragewohlverbinden:
Wannwerden diehohenFunktionäre endlich begreifen, daßsiefürdie
arbeitenden Menschen dasind undnicht Entschuldigungs-, Beschwich-
tigungs- und Ablenkungsautomaten für die SPD-Regierung und ihre
Verhaltensweisesind.Leider istesso,daßdieFührungsschichten sozia
listischer Parteien undderMassengewerkschaften mehr undmehrvon
Akademikern besetzt und gesteuert werden, diemit dem eigentlichen
Anliegen derArbeiterschaft, daswirernstnehmen undmitdemwiruns
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verpflichtet fühlen, wenig oder nichts zutunhaben. Sie sind ihm intel
lektuell entfremdet.

Ich warne, und ichsage eshier, vor einerAlh'anz vor ideologiefreien
opportiuiistischen Technokraten, mtellektuellen Schwärmern, akade
mischen Systemveränderem und politischen Pietisten.

SüddeutscheZeitung, 6.10. 1977

5. Ziel: Grundwerte statt Grundrechte

F.J. Strauß verkauft sich zwarals»Retter ausderKrise unerer Gesell
schaft*, (hch eine wirkliche demokratische Lösung haben er und die
Unionsparteien nicht. Diemateriellen Ursachen von Existenzunsicher
heitundZukunftsangst werden nicht beseitigt. DieKanzlerkandidatur
Strauß zielt nicht auf eine Lösung im Interesse der lohnabhängigen
Menschen dieses Landes, sondern auf einen verschärften Klassenkampf
von oben, auf eine verschärfte Abwälzung derKrisenlasten. Dazube
darf es einer entsprechenden ideologischen Formierung. Stattan ihren
Grundrechten sollen sich die Bürger an den »Grundwerten* »Ord
nung*, »Disz^lin*, »Leistung* u. ä. orientieren. Mitgroßer Demagogie
werden die Forderungen nach Verwirklichung der Menschenrechte in
»überhöhtesAn^ruAsdenken* umgedeutet. »Glück* könne nidst staatlich
verordnetwerden, aufdie Eigeninitiative einesjeden einzelnenkäme esan
ganz naA dem Motto »Jeder ist seines Glückes Schmied*. Strauß weiß das
alsMetzgerssohn aus»eigener Erfahrung*, weAalb er auA soviel»Ver
ständnis* für dieSorgen und Nöteder »kleinen Leute* hat.

»Europa mußwieder zu klaren Wert-undLebensoricniierungen fin
den. Einfache, grundlegende WertewieFleiß, Sparsamkeit, Zuverläs
sigkeit, Disziplin müssen wieder als selbstverständlich geachtet wer
den.«

Bayernkurier, 9. 6. 1976
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Wirmüssen auch dafürkämpfen, daßnichtgrundlegende Wertewie
Fleiß, Sparsamkeit, Zuverlässigkeit, Tüchtigkeit undDisziplin als reak
tionärodergarfaschistisch verschrien werden. Wirmüssen Widerstand
leisten, wenndieFamilie alseineStätteder Fremdbestimmung, dasel
terliche Sorgerecht alselterliche Fremdgewalt verleumdet und in einem
psychosenerzeugenden Emanzipationswahn die sogenannte »Nur«-
Muttergering geschätzt wird.Wirmüssen unsdagegen stemmen, wenn
Leistimgswille undLebtungsfahigkeit verteufelt werdenundbegreifen;
daßeineJugend, der zu wenig abverlangt wird, allzu leicht der Versu
chung durch Jugendsekten oderDrogen undAlkohol anheim fällt. Wer
die junge Generation nur in Watte packen will, versündigt sichan ihr.

Wir dürfen es nicht hinnehmen, wenn das Bewußtsein des einzelnen
Bürgers, für die Sicherung seinerExistenz zunächstselbstverantwort
lich zu sein, geschwächt wird. Wir müssen die Bereitschaft fördern,
selbständige Existenzen zugründen, weil diefreien Berufe undderMit
telstand den Kern unserer freiheitlichen Wirtschafts- und Gesell
schaftsordnung bilden. Es gilt, das Anspruchsdenken zurückzudrän
gen, das sozialistische Heilsverkünder und emanzipatorische Refor-
meuphoriker geweckt haben. Wenn die allzu hoch geschraubten An
sprüche nichterfülltwerden, breitensichUnzufriedenheit, irrationale
Protestbereitschaft, Verdrossenheit und vielleicht sogar revolutionäre
Gnmdstimmung aus. Weit wichtiger als die technisch-bürokratische
Autorität ist für dieEuropäische Gemeinschaft dieAutoritäteinerkla
ren Wert- und Lebensorientierung.

F. J. Strauß, Zur Lage,Scewatd 1979, S. 63-64

Ordnung, Disziplin, Leistung - »die geschichtlichen Ordnungskatego
rienundWertvorstellungen Konrad Adenauers in ihrerzeitlosen Läute
rungsform.«

F. J. Strauß, Signale, München 1978, S. 185

Politikdarf auchnichteineAnspruchs-Befriedigungsmaschine wer
den. Denn sonst verfehlt sie ihre eigentliche Aufgabe. Politik muß
Normen für gesellschaftliches Zusammenleben vermitteln. Aber der
Staatsoll nicht eine Gegenkirche werden, die soziale Ansprüche aller
Art zu erfüllen, emotionale Sehnsüchte zu befriedigen hat und irdisches
Glückzu ermöglichen hat, jasogarverschaffen soll. Ichmöchte warnen
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vor einerGefahr, die gerade in unseren Industriegesellschaften immer
stärker auftritt, nämlich dem Trend, alle gesellsch^lichenSachverhalte
verrechtlichen zu wollen. Rechtsnormen an die Stelle von Werten zu
setzen und damit das System zu überlasten. ,

ZukunfukongrcfiderCSU. I6./I7. II. 1979

DieseEntwicklung hat ihreUrsachenicht zuletzt in einerseit 1969
geschürten visionären Staatsgläubigkeit. Im Aufheizen von Erwar
tungsinflation, im Wecken von Inflationsmentalität, inder bewußten
Pflege der Subventionsmencalität, also im Heranzüchten einerGrund
haltung, dieEigenverantwortung ganzklein unddieVerantwortimgdes
Staates für die Befriedigung allermöglichen Bedürfnisse - unter Um
ständen auchbiszur Verwirklichung despersönlichen Lebensglückes-
ganz groß schreibt. Wachsende Staatszuständigkeit führt automatisch
zueinem Anstrengungsverzicht nichtstaatlicher Kräfte. IndemAugen
blick, in demderStaatsicheines Gebietes bemächtigt, ohnedaßdieses
Gebietzu seinen originären und legitimen Aufgaben gehört,gibtesein
Erlahmen dernichtstaatlichen Kräfte, einen Anstrengungsverzicht, eine
Lähmung der privaten Kräfte. DerStaatdarfsichauchnichtalsOrgani
satorsäkularisierter religiöser Ideologien einrichten, einerFortschritt
sideologie, einerVerstaatlichung desGlückes etwa. Manmußsichauch
darüberimklaren sein,daßder Abbauder Religion undderauf ihr be
ruhenden gesellschaftlichen Institutionen die Labilität unseres politi
schen Systems vermehrt hat.

Zukunftskongrefi der CSU, 16717. II. 1979

Wir wollen in unseren Betrieben größtmögliche Wirksamkeit, wir
wollen größtmögliche Menschlichkeit, wir wollen größtmögliche Frei
heit und größtmöglichen Wohlstand für alle. Aber nicht Betriebe als
Exerzitienstättten oder Kaderschmieden für Revolutionäre und Gesell
schaftssprenger. Dieseralte Marxismus, der heute alsneueHeilslehre
empfohlen wird, der sich*in der Hülle neuerFormulierungen gibt, was
willer?Der Mensch sollverplant, dasGlücksollihmzugeteilt werden.
Seine Wünsche und Bedürfnisse sollenzu einem geselbchaftlichen Be
darf sozialisiert werden. Und dann kommt natürlich die Forderung
nachSozialisierungallerMittel zurDeckungdieses Bedarfes- eininsich
geschlossenes, aberverhängnisvolles Denkgebäude. Der Staat soll zum
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Allheiltnittel gegen alle irdischen Unzulänglichkeiten erhoben werden.
Dieneue Lehre, dasistdieIdeologie derVerordnung des menschlichen
Glücks vonoben, dieangebliche vollkommene soziale Gerechtigkeit,
das Versprechen der höheren Lebensqualität als eine Folge endloser
staatlicher Eingriffe, die mandann Gesellschafts^litik nennt. Aber in
Wirklichkeit sollhierderStaat imAuftrage einersozialistisch-ideologi-
sierten Fimktionärsschicht eingesetzt werden. Was sich hinter diesen
Bestrebungen verbirgt, führt nicht zu mehrFreiheit, zu mehr Recht,
mehr Wohlstand und mehrmenschlichen Glückes. Esgibt keingesell
schaftliches Glück. Das gesellschaftliche Gück ist die Summe von
Recht,FreiheitundWohlbefinden allerIndidivuen, dieeinenAnspruch
darauf haben, alsMenschenfür sich selbstund nicht alsBestandteil eines
gesellschaftlichen Instrumentariums behandelt zu werden.
.... Wir müssen aber alles tun, um die Menschen vor diesem Zau

bertrick, vordieser magischen Demagogie einer verführerischen Heils
lehrezu bewahren und vorallen Dingen dieJugendübersieaufzuklä
ren.

Bayemkuricr, 17.3. 1973

Wir kennenGottesRatschluß und Heilspläne nicht.Es schließt aber
sehrwohlein,daßauflange Zeitjedenfalls ineinerWeltdasBöse siegen
kann.DieGeister derZerstörung undderZersetzung, die Kräfte emes
wertneutralen, demokratisch geumten und kommerziell profitieren
denNihilismus sindüberall amWerke.Esgehthiernichtumeinen ein
zelnen, amallerwenigsten umFranzJosefStrauß. Esgeht umGrund
werte und Grundrechte. Regierung und Parlament sind aufgerufen zu
tun, was notwendig ist, damitsie nicht zu Marionetten amEndevon
Drähten werden, deren andere Enden sich in den Händen von selbst er
nanntenPotentatenbefinden, die,ohnediegeringste sittliche Le^tima-
tion zu besitzen, sich zu Wächtern und Richtern dieser Demokratie er
nennen und dieeinen Hintergrund aufweisen, denvor der Öffentlich
keit zu verbergen sie allen Grund haben.

Rede •Gnindlragendeuucher Politik«, Neuer Presse Club. München 1965

FranzJosefStraußschöpftseineKraftalsMensch ausdemLebensge
fühl seinereinfachen Herkunft, den Erfahrungen der Frontgeneration
des Zweiten Weltkrieges, seiner umfassenden Bildung, seiner politi-
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sehen Erfahrung undseinem christlichen Weltbild. Erschöpft sie aus
derglücklichen Eheundintakten Familie. Vonseiner Prinzipienstrenge
und seiner Liberalität, aber auch von seinemHumor und seinerOffen
heitsindalle beeindruckt, die ihn unvoreingenommen beurteilen.

»Der Mann«, Werbebroschärc der CSU

Politik ist für Strauß kein Schweben in träumerisch-illusionären Hö
hen. Politik findet bei ihm stets auf den Kern, auf den Menschen bezo
genstatt. Deshalb wohlsuchen die Menschen dieBegegnung mit ihm,
strömen zu Tausenden zu seinen Veranstaltungen, weil siedie Klarheit
seinerAnalyse unddieEhrlichkeit seiner Argumentation begreifen und
verstehen können. Deshalbkann der PolitikerStraußvon sich sagen:
»Gegenüber derMasse dereinfachen Menschen befinde ichmich inei
nerbesseren Lage als viele andere Politiker, weil ichselbst aus einfachen
Verhältnissen komme. Ichbrauche mich ihnen gegenüber nichtzu ver
stellen, denn ich habenie aufgehön, so zu empfinden wie sie.«

dito

Ich weiß noch, wie es unten aussieht. Ob ich mit dem Dienstwagen
fahre oder nicht, das ändert nichts an meinem Verhältnis ziv Bevölke
rung, gerade zu den ärmeren Schichten unserer Bevölkerung.

Bayemkuricr, 22. 12. 1979

6. Ziel: GottgewollteUngleichheit muß er
halten bleiben

Das Welt- und Menschenbild von Strauß kennt keine geselbchaftlich
verursachten Ungerechtigkeiten und Ungleichheiten. Bestehende Un
gleichheiten sindgottgewollt und dem Menschen in die Wiege gelegt.
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Nad} sozialdarwinistischem Prinzip setztsich der»Stärkere* und »Bes
sere* durch.

^ergesellschaftlichen Konflikten dasWort redet, verstößtgegen Got
tes Willen— so läßt sich das Konzept christlicher Nächstenliebe von
Strauß und der CSU charakterisieren.

Wersich gegen Chancenungleichheiten, gesellschaftliche Unterdräk-
kungundAusbeutung zur Wehrsetzt, istschuldan dergesellschaftlichen
Krise und der »Umwertung aller Werte*. Glücksansprüche an die Ge-
sellschaft zu stellen, kommt politischer Aufwiegelei und Umsturztätig
keit gleich.

Der liebe Gott ist keinSozialist, denn er hat die Menschen ungleich
geschaffen unddeshalb hatesauchkeinen Sinn,vonChancengleichheit
zu reden. .. . Die Menschen sindnun einmal ungleich, dieeinensind
gescheit, die anderen sindweniger gescheit. DieseGleichheitsfanatiker
machen die Welt doch allmählich zur Hölle. . . sie verhetzen schon die
KinderinderSchule, umsiemitGlückseligkeitsansptüchen zuerfüllen,
siehetzen sie aufgegen dieSchule, gegen dieEltem,gegen dieLehrer,
gegen die Kirchen, gegen alle gewachsenen Autoritäten, gegen alle in
derGeseUschaft notwendigen Institutionen . . . Krüppel einerneuroti
schenmarxistischen Bildungspolitik kommen heraus!

CSU-Pandtag, 17.6. 1978

Werhiermitmodernen Medizinern .. . odermodemen Soziologen,
die sich nicht dem Marxismus verschrieben haben, sich unterhält, der
wird feststellen, daß es auf tausend Kindervielleicht ein hochbegabtes
schöpferisches Kind . . . gibt. Diese Begabten in einem humanen
Schulsystem herauszufinden, sie besonders zu fördern und zur Ent&l-
tungzu bringen, istdieVoraussetzungdafür,daßdieLebenshaltungder
breiten Massen des Volkes . . . gehoben . . wird.

Zukunftskongreßder CSU, I6./I7. II. 1979

Die Menschen sindnuneinmal ungleich, die einensindgescheit, die
anderensind weniger gescheit.

CSU-Paneitag, 17.6. 1978
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Daß esaufderWelt Unterschiede gibtzwischen reich und arm, ist
eine Tatsache, die wir mit dem Zusatz »leider« versehen müssen.

F. J. Siraufi, Zur Lage, Seewald 1979, S. 178

Wirwissen auch, daßderWohlstand derNation, geschaffen voneiner
fleißigen Kriegs- und Nachkriegsgeneration in den Jahren 1949 bis zum
Ende der sechziger Jahre, gefährdet von Fehlem undVersäumnissen der
letztenJahre, inZukunft nurmöglich sein wird durch die kreative, schöpfe
rische, produktive Leistung dernicht allzu großen Zahl derBegabten, ge
tragen vondembreiten Können, dengeistigen undhandwerklichen Fähig
keiten der breiten Schichten unseres Volkes. Wer hier mit modernen Medi
zinern, diedieses Problem überprüft haben, odermodernen Soziologen,
die sichnicht dem Marxismusverschrieben haben, sich unterhält, der wird
feststellen, daßesauftausend Kinder vielleicht einhochbegabtes chöpferi-
sches Kind unddann darunter auch eine etwas größere Zahl vonBegabten
gibt. Diese Begabten ineinem humanen Schulsystem herauszufinden, sie
besonders zu fördern undsiezurvollen Entfaltung zu bringen, istdieVor
aussetzung dafür, daß die Lebenshaltung der breiten Massen des Volkes
vonuntennach oben gehoben, stattdurcheine gleichmacherei in derBü-
dungspolitik vonobennach unten nivelliert wird.

dito, S. 166

Wir alle haben die Aufgabe, einen Weg zu finden, daß die Kinder
nicht die Opfer sozialistischer Bildungspolitik und sozialistischer All
eingänge werden. In der gegliederten Schule ist es leichter möglich,
echteBegabungen zu entdecken, nachhaltig zu fördern,zu pflegen und
zur vollen Entwicklung und Entfaltung zu bringen.

Herr Bundeskanzler, Sie weisen daraufhin, daß sich die Zahl der Abi
turientenvermehrthabe. Mit der Zahlder Abiturzeugnisse könnenSie
dochnichtdieBegabungen vermehren. DasistdochderWahngewesen,
daß der Mensch beimAkademiker beginne, daß die gehobene Berufs
ausbildung nur mit dem Abitur beginnen könne. Es geht darum, mit
Abitur und Universitätsdiplomen die wirklichen Begabungen in unse
remLande, die nicht allzu zahlreiche Schicht der Begabten und Geeig
neten nachhaltig zu fördern.

Bayemkurier,27. 12. 1979 (Hauihaltidebatte im DeutschenBundestag)
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(Gesamtschule) - hiergehtesnichtnur umSchulorganisationsformen,
hier geht es auch um Lehrpläne und Lehrinhalte kann doch nicht
smnvoll sein. Ichhabe nieaus meinerMeinungeinen Hehlgemacht, daß
derKoflikt nichtdieeinzige geschichtlicheWahrheit ist.Ichhabenieei
nenZweifel darangelassen, daßdieErziehung der KinderimKonflikt
denken - Konflikt zum Elternhaus, Konflikt zur Schule, Konflikt zur
Kirche, Konflikt zur Berufsausbildung, Konflikt zur Arbeitswelt -
keinejungen,frohen, lebensaufgeschlossenen, der Zukunft gewachse
nen Menschen, sondern verformteverbildete und oft leider auch gei
stig-seelisch verkrüppelte Bürger schafft, die dann mit ihrem Leben
nicht mehr fertig werden.

Baycmkuricr, 22. 12. 1979

Aber ich weißeines aus meiner eigenen Jugend und ausder Beobach
tungdesWerdegangs meiner Kinder, ihrerFreunde undFreundinnen:
daß es gar nichtdarumgeht, ob die Kinder in einerwohlhabenden At
mosphäre, zwischen luxuriösen Möbeln in sterilerHygiene usw. auf
wachsen. Da kann oft eineWohnküche mit ein bißchen Schmutz, da
kann die Möglichkeit, über eineMauerzu klettern, in einer Baustelle
herumzulaufen, oder ineineröffentlichen Anlage RäuberundGendarm
zu spielen, einevielheilsamere Wirkungalsder nochso schöne Aufent
halt in einermodernen Luxuswohnung und in einem der Silos dieser
neuen Parkstädte haben.

Zukunfukongttß der CSU, I6./I7. lt. 1979

- an einem ändert keine Gleichheitstheorie oder keine Gleichheits
utopieetwas: nämlich daran, daß die überwiegende Mehrheit unserer
fleißigen, intelligenten, arbeitsbereiten Menschen eine Chance fürwei
terenAufstieg nur hat, wenn die relativ kleine Schicht führender, pro
duktiver, schöpferischer, genialer geistiger Kräfte entdeckt, gepflegt,
gefördert und zur vollen Entfaltung gebracht wird.

ZukimfttkoiigtcßderCSUi I6./I7. II. 1979
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7. Ziel: Demokratie verhindern

Aus dersozialreaktionären HakungvonF.J. StraußundderCSUerge
hen sich ausgeprägt antidemokratische Herrschaftsmethoden. Inpoliti
scher Disziplinierung und Unterdrückung demokratischer Kräfte, in
fortgesetzten Angriffen aufdie Rechte der Gewerkschaften, wird das
einzige Mittelgesehen, demokratischen Widerstandgegen gesellschaftli
cheMißstände niederzuhalten.

Zur Verwirklichung vonDemokratie imeigentlichen Sinne desWor
tes,imSinnevon Volksherrschaft, hältStraußdielohnabhängige Bevöl
kerung allemalfür zu dumm, wieseine Elitetheorien zeigen. DieMasse
derBürgersollsich beschäftigen mitdemüherschauharen Bereich derei
genen Familie. Fürdie Regelung derStaatsgeschäfte undgesellschaftli
chen Angelegenheiten sinddie»großen Begahungen», d. h. eine gesell
schaftliche Elite, zuständig.

Strauß hat an vielen Stellen zu erkennen gegeben, daßsein Bekennt
nis zur Verfassung rein verbal istunderdieparlamentarische Demokra
tienuralseineHürdeaufdem Weg zuautoritärerStaatsform betrachtet.
Er propagiert und praktiziert somiteinezutiefst demokratiefeindliche
Politik, die die Verletzung des Grundgesetzes getrost mKaufnimmt-
angefangen beiBerufsverboten undBetriebsbespitzelung biszur Befür
wortung desprivaten Rundfunks.

Demokratie ist weder »Selbstregierung« des Volkes noch »Volks
herrschaft«, sondern»Regierung und Herrschaft mitverfassungsmäßig
geregelter und periodisch revozierbarer Zustimmung des Volkes. . . .

Demokratie beruht. . . auf dem Prinzip der Vielfalt der Meinungen,
also jenem so entscheidenden Bereich, der zwischen Regierungsspitze
unddem Wahlbürger angesiedelt ist,indem sich diepolitische Willens
bildungartikulieren kannund indemdieBürger- jeweils indemfürsie
überschaubaren Interessen- und Kompetenzbereich, für den sie eine
realistische Einschätzung haben- aktiv werden und Einfluß ausüben
können . ..

F. J. Strauß* Signale, München 1978, S. 162

Zur Selbstverwirklichung gehört unabdingbar auch die Einsicht in
seine Grenzen, ... die Bescheidenheit als Bescheid wissen über den
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eigenen Plauim Ganzen. Dermündige. .. istauch immerder, derden
Mund nicht voll nimmt. . . .

Demokratisierung als Prozeß stärkerer Mitwirkung auch überdie
Formen de parlamentarisch-repräsentativen Demokratie hinaus ist so
wenigsteigerbar wiedieZufuhrvonSauerstoff oder dieEinnahme von
Nahrungsmitteln.

DieDemokratisierung derGesellschaft istderBeginn der Anarchie,
das Ende derwahren Demokratie. Wenn die Demokratisierung weit
genug fongeschritten ist, dann endet sie im kommunistischen Zwangs-
suat.

Deutsches Allgemeines Sonmagsblitt, I. I. 78

In dieser Situation dient diePropagierung eines plebiszitären Demo
kratiebegriffs, der unerfüllbare Ansprüche weckt und die Unruhe
schürt, während erinWirklichkeit die Macht derBestorganisierten för
dert, nurderVernichtung derletzten Manövriermasse desStaates und
seiner Zerstörung von innen. Ein pragmatischer Demokratiebegriff
wird vorallem am Ergebnis interessiert sein, und weniger wohlmeinen
den Wertungen, die die einzelnen einbringen, orientiert sein, als viel
mehr anden Bedingungen derVerwirklichung dergewollten oder not
wendigen Entscheidungen.

Die »radikaldemokratische Linke«betont natürlich, daß es nicht auf
die Leistungshihigkeit einer Demokratie ankomme, sondern auf die
»Partizipation aller Bürger«. Abersie tut das nur, weil sieglaubt, die
Bürgerdabeiin dieHand bekommen zu können. Und sie redetvon der
Abschaffung der»Herrschaft desMenschen überdenMenschen«, aber
auch nur, weil sie diese »Herrschaftsfreiheit« selbst zu kontrollieren
hofft. Doch dies ist eine doppelte Illusion; denn erstens gibt es in einer
solchen Demokratie nichts mehr, an dem zu partizipieren sich lohnte,
und zweitens provoziert sie nur den Zugriff derer, die jenseits der
Mauer stehen und die die Herrschaft des Kommissars über den Men
schen noch nie gescheut haben.

Mit der Rückkehr zur Bescheidenheit wird weder die Demokratie
noch derSozialstaat reduziert. EswirdnurderHerrschaftsanspruch der
Ideologen und der (garnicht so ehrlichen) Utopisten zurückgewiesen.
Eineanderealseinepluralistische und pragmatische Demokratie hates
nochnie gegeben, »mehr Demokratie« als diese gibtes nicht.
F. J. Stnuß, Das VcrhälinU vonProgramm undPragmattsmus inderpoliiischcn Praxis, in:
AusPolitikund Zeitgeschichte, 7. 8. 1976, S. 33/34
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DieHut derGesetze, Verordnungen, Erlasse, Ausfährungsbestimmun-
gen undRichtlmien hatinerschreckendem Ausmaß zugenommen. Die so
zialistische Demokratie wirdheute weniger vondermarxistischen Ideolo
gie, sondern vielmehrvonderzunehmenden Bürokratisierung alleröffent
lichen, privaten und auch privatwirtschaftlichen Bereiche bedroht. Dabei
sind be^nders die beschäftigungsfeindlichen und ausbildungshemmenden
Vorschriften hervorzuheben. DazugehörenTeilederAusbilder-Eignungs-
verordnung, Teile des Jugendarbeitsschutzgesetzes, Teile der KüntOgungs-
bestimmungen, Teile des Schwerbehindertengesetzes.

ImDniuchen Bundestag, 24. 1. 1978

(Trotz Wahlniederlage der Linken:) Daher erscheint die innere Si
cherheit in der Bundesrepublik und unsere freiheidich-dempkratische
Grundordnung entgegen allen optimistischen Regierungsaussagen
emsthaft gefä^det. Denn im Ergebnis sind die Femde, die auf leisen
Sohlen kommen, weit gefährlicher als diejenigen, die auf dem Markt
lauthals den Umsturz fordern.

Bayern Kurier. 6. 10 73

WirlehnenGewaltanwendung zurDurchsetzimg politischerZieleab

F. J. Strauß, Zur Lage,Seewald 1979, S. 179

Ich will Freiheit, Gerechtigkeit und Wohlgefühl für das deutsche
Volk, wennes sein muß, mit der Maschinenpistole erreichen.

Spiegel, Nr. 31/1970

Waswirhierin diesem Landbrauchen, istder mutige Bürger,derdie
roten Ratten dorthin jagt, wo sie hingehören - in ihre Löcher.

Wahlkundgebung in Frankfurt,Die Welt, 23. 9. 1974

Der Rechtsstaat muß Zähne und Klauen haben.

Münchner Meihufi 25. 4. 1977
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Diese Brüder müssen einmal gehörig amWickel genommen werden.
Die Christlich-Soziale Uiüon, meine Damen und Herren, wird sowohl
auf Landes- wie auf Bundesebene sich dieses Problems annehmen. Die
Landesgruppe der CSUwirdprüfen, wiedieEinrichtung der Demon
strationundderBürgerinitative gesetzlich sogeregelt werden kann,daß
diese rechtsstaatliche durchaus zulässige Methode der Bekundung des
Bürgerwillens nicht in rechtsstaatswidrige Formen umgesetzt und für
umstürzerische Zwecke mißbraucht werden kann.

Rede in Pasuu. Biycm Kurier. S.3. 1977

Mansollteeinmal die,diefürdieFreiheitdesVolkes angeblich kämp
fen, dem Volküberlassen, dann brauchtdie Polizeiund Justiz sichgar
nicht darum kümmern. Wir sind und bleibenAnhängerdes Rechtsstaa
tes.

CSU-Parteitag,23./24. 9. 1974 (Manuskript)

Ich binein leidenschaftlicher Anhänger der Pressefreiheit, aberdiese
Freiheit muß auch eine gewisse Maßstabgerechtigkeit einschließen.
Und dies ist nur teilweise der Fall.

Wcsifilischtf Nachrichten, 28. t. 1978

8. Ziel: Was links von der CDU/CSU steht,
muß beseitigt werden

Sozialreaktionäre und demokratiefeindliche Politik paart sich bei
F.J. Strauß mitschärfstem Antikommunismus - wobei ihm alles ver
dächtig ist, was links von ihm selbst steht mitHetzegegen Minderhei
ten und vorallem gegen kritische Intellektuelle. Wer gesellschaftliche
Veränderungen will, liefert unser Landdem Kommunismus aus, derals
eineverheerende, ansteckende Krankheit angesehen wird.
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Alle selbständig denkendenMenschen sindStraußeinDomimAuge,
insbesondere wenn sie ihn als Antidemokraten durchschaut und beim
Namengenannt haben. Buchstäbliche Haßtiraden läßt er dabeigegen
Studenten, Schriftsteller undandereIntellektuelle los, die sich aufdie
Seite derDemokratie und der Cewerkxhaften gestellt haben. Sie ver
gleicht ermit »Geisteskranken* und »Tieren*, dieauchalssolche zu be
handeln sind.

JüngstesBeispielfür diese Intellektuellen- und Demokratenhatz ist
dieBezeichnung derSchriftstellerEngelmann, Drewitz, Walseru. a. als
»Ratten undSchmeißfliegen*.Ratten undSchmeißfliegen xhlägtman-
dasie schädliches und lästiges Ungeziefer sind- tot. So müsxn die dies
bezüglichen Aussagen vonStraußbzw. StoiberabAufforderungzurBe-
xitigung dieser Schriftsteller verstanden werden. Vokabular und Me
thoden sinddiederNazi-Faschbten - einerschreckender Beweb dafür,
daß F.J. Straußab ehemaliges NSDAP-MitgUed seine Vergangenheit
nicht bewältigt hat, daßxine Politik undIdeologie in Tradition undAf-
finität zur Nazi-Politik stehen.

Der Sozialismus kann nicht leugnen,daß er drei menschen- und ge
sellschaftsfeindliche Eigenschaften züchtet, nämlich Neid, Freiheit und
Faulheit.

F. J. Strauß,Zur Lage, Seewald 1979, S. 191

Die Sozialisten sind und bleiben die Erzfeinde marktwirtschaftlicher
Freiheit. Das ist auch nicht verwunderlich, denn dieSozialistensind die
einzigenechtenReaktionäreunsererZeit. Siebeziehenihr Weltbildaus
der industriellen Steinzeit.

dito, S. 188

Nun werden viele Sozialdemokraten sagen, subjektiv sicherlich zu
Recht überzeugt: Dasistabernicht unsere Vorstellungvomdemokrati
schen Sozialismus! AuchHelmutSchmidt wirddassagen, dennerkann
janachBedarf undUmgebung seine politische Hautfarbe wieeinCha
mäleon von rot über rosabis zum hanseatisch-honorigen Blau wech
seln, unddeshalb ister geßihrlicher als die offen auftretenden System-
veränderer, weil er täuscht,wo dieWahiheitunbequem ist, weil erbe-
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schwichtjgt, wo die Wachsamkeit des Bürgers erstePflicht seinsollte,
weil er verbirgt, wo Offenlegung notwendig wäre.

ditOi S. 160

Darumistdiescheinbar vornehme HaltungderSPD-Führung nichts
anderes als dieTarnfarbe füreine Hetz-undVerleumdungsmaschenerie
von riesigen Ausmaßen. Die Wirklichkeit zeigte sich in Essen, Köln,
Bremen, in der Zusammenarbeit der kommunistischen Jugend, der
SpAJ, der Jusos, leider auch von Teilen der Gewerkschaftsjugend.
Aberdiese Sorge teilen wir jamitden Gewerkschaften, undwirsindja
bereit, ihnen zu helfen. Warum istdenn derJugendsekretär des Deut
schenGewerkschaftsbundes abgelöst worden? Weilerdiekommunisti
sche Infiltration derGewerkschaftsjugend entweder nicht erkannt, je
denfalls nicht bekämpft hat.

Das ist der geballte Einsatz, dem wir begegnet sind, der kollektivi
stisch-sozialistischen Internationale, mit ihr haben wir es zu tun, auf sie
müssen wir uns einstellen.

dito, S. IS6/157

Unser Einsatz muß dem Ziel gelten, die bis dahin elfjährige Herr
schaftder Linkenin Bonnwiederzu beenden.Manredemir janichtein,
daßdieHerrschaft derLinken mitHelmut Schmit einEnde genommen
habe. Er*ist die beste Tamfigur fürdas, was hmter ihm weiterhin vor
sichgeht.

dito. S. 153/154

Bei der heutigen Regierungskoalition handelt es sich nicht um eine
normaleWachablösung, sondernum einenWandel, jaum den Beginn
einesUmsturzes. Der Zugfahrt nicht in RichtungReform, die wir als
eineDaueraufgabe bejahen und vollziehen, sondern in Richtung Um
sturz.

dpa. 19.9. 1971
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Da muß mandie anderen immer identifizierendamit, daß sieden So
zialismus unddie Unfreiheit repräsentieren, daß siedasKollektiv und
dieFunktionärsherrschaft repräsentieren und daß ihrePolitik aufdie
Hegemonie der Sowjetunion über Westeuropa hinausläuft.

Sotuhofen, I8./I9. II. 1974

Über Herbert Wehner:
»Kommunistcnbürschel«

Siem, 3. 4. 197S

»Mitarbeiter Josef Stalins«

FR, 25. 9. 1978

Die SPD ist eine rote Wanderdüne. Sie verschiebt sich immer mehr
nachlinksund inRichtungOsten. (. . .)Hierlähmtdiechaotische,zum
Linkssozialistischen biszumSowjetophilen hinsichentwickelnde Ge
samtpolitik der SPD die militärpolitische Entscheidungsfreiheit der
Bundesrepublik und der Bundesregierung.

Bayem Kurier, 10. 3.1979

WemesbeiunshierimBundesgebiet nichtpaßt, der kannjahinüber^
gehen in die Sowjetzone.

Spiral, 5. 4. 1961

Wer bei uns lebt, soll sein Land nicht schlechtmachen. Wem es hier
nichtpaßt, der kannrausgehen ausDeutschland. Eswirdsichdannher
ausstellen, obesfürdiese Literaten außerhalb derBundesrepublik noch
einLand gibt, wo siemit ihrengeistigen, halbgeistigen und ungeistigen
Produkten mehr verdienen können als hier.

Hambuiser Echo, 15.2. 1964

167



Und ich habe den Eindruck, daß manche Leute das Interesse haben,
dasSystem nichtfunktionieren zu lassen, damitsiedannvomVersagen
desSystems sprechen tmd eine Änderung undseine Ersetzungdurch ein
anderes System verlangen können. Hierkamen auch dieVorwürfe auf,
daß dieMarktwirtschaft nichtin der Lage sei, dieProbleme desletzten
Viertels des20. Jahrhundertszu lösenund daß mandafür andereOrd
nungsmodelle brauche. Daimsindwirebenschonbeider kollektivisti
schenDaseinsgestaltung.

Zur Wahl gesiclli,BelscrVerlag, S. 102

Aber nicht die CSU strebt einen Einparteienstaat an, sondern jene
kommunistischen Giftmischer, mit denenSozialdemokraten . . . eng-
stens zusammenarbeiten.

OcutKhIand-Magaain, 4/78

. . . wer seinWeltbild - nichtzu verwechseln mit Weltanschauung-
aus der Zeit des kommunistischen Manifests bezieht, wo es noch keinen
Verbrennungsmotor, keine Elektroenergie, keine moderne Nachricht
entechnik, geschweige denn Kernenergie, moderne Informatik oder
Luft- undRaumfahrt gegeben hat,weraus dieser Zeit unddendamali
gen industriellen Verhältnissen, die Heilslehre für heute und morgen
bezieht, das sind die Reaktionäre von heute, die Linksfaschistenmit ih
rem marxistischen Glaubensbekenntnis.

CSU-Pancitag, I2./I3. 9. I97S

Darummüssen dieLinken weg,damitderNeidverschwindet unddas
Volk wieder eine gesicherte Grundlage hat.

Bayern Kurier, 13. 3. 1976

Deutschland-Magazin: DerSlogan »Freiheit oderSozialismus«. ..
Strauß: ... das ist kein Slogan, keine Parole. Das ist die auf eine

kurze Formel gebrachte Beschreibung der historischen Auseinander
setzung zwischen derbewährten undmühsam erkämpften Freiheit des
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Einzelnen und dem totalen Machtanspruch des anonymen Kollek
tivs.

Deiiischtand-MagiziR, I. S. 1979

Die Redaktionen der Rundfunk- und Femsehanstalten kann man
baldschon Moskaus Außenposten in Deutschland nennen.

Spiegel, 26. 7. 1971

DasWort »Berufsverbot« isteinRequisit ausderSprachederpsycho
logischen Kriegsführung der Kommunisten.

Bayern Kurier 10. 3.1979

Diese Äußerungen, mit denen das Staatsoberhaupt und der Parla-
mentspräsident der Bundesrepublik Deutschland sowie der Minister
präsident eines großen Bundeslandes alsGangster bezeichnet werden,
übertreffen alles, was die kommunbtische Propaganda gegen Herrn
Carstens, HerrnStücklen undmich bisher anBeschimpfungen undBe
leidigungen in die Welt gesetzt hat.

Welt, 8. 8. 1979

(Ober Gegendemonstranten:) Ihr könnt einem ja leidtun, mit eurer
erbärmlichen Dummheit. Ihr wärt die besten Schüler von JosephGo-
ebbeb. Ihr seiddie bestenNazb, die es je gegeben hat.

Wahlrede in Essen, 15. 9. 1979

Hierzu bemerke ich,daßMitglieder derGruppe,diesichgernaußer-
parlamentarbche Opposition nennt, in der Bundesrepublik nicht nur
einesystematbche Behinderung der Polizei und andererBehörden bei
ihrerAufklärungs- und Sichedieitstätigkeit betreiben,sonderndarüber
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hinaus Verhaltensweisen zeigen, die sonst nur für Geisteskranke be
zeichnend sind.

Fernschreiben anden Richterbund, Spiegel 28. 7. 1969

(Über linke Studenten;). . . diese verdreckten Vietcong-Anhänger,
die da öffentlich Geschlechtsverkehr treiben.

Spiegel29. 7. 1968

Wirhatten doch Ende dersechziger Jahre einen Zustand dergeistigen
Entartung undVerformung erreicht, indem manche glaubten, alles sei
machbar.

Bayern Kuriers. 7. 1977

DiesePersonen. . . benehmen sichwieTiere,aufdiedieAnwendung
der für Menschen gemachten Gesetze nicht möglich ist. . .

Telegramm an den Bayrischen Ministerpräsidenten Goppel, Spiegel 28.7. 1969

9. Ziel: Atomwaffen ja - Entspannung nein

Strauß verfolgt nicht nur eine aggressive, auf antikommunistische
Feindbilder orientierte Innenpolitik, sondern ebenfalls eine aggressive,
militanteAußenpolitik. Sie stellen eine Einheit dar. Alle Bedrohungfiir
die 'freiheitliche Ordnung des Westens* kommt aus dem Osten. Der
Kommunismus istfür Straußund die Unionspolitiker einziger Gegner
und im Zweifelsfalle auch Grundfür einen Krieg.

Sein Endziel istdie Vernichtung des Kommunismus. Hierzubefür
wortet und betreiht er eine aggressive Politik der Aufrüstung und des
Wettrüstens gegen den Osten. Er strebt die Verfügungsgewalt über
Atombombenfür dieBundesrepublik undeine europäische Atommacht
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an. Erprqpagi^ undpraktiziert den Kalten Krieg, sein Bekenntnis zu
einer "realistischen Entspannungspolitik* ist rein verbaler Naturund
VehikelpsychologischerKriegsführung. Diewesteuropäische Einigung
selbstverständlich unterwestdeutscherHegemonie- siehteralsunerläß
lich an, umden Sozialismuszurückdrängen zukönnen. Seine »Deutsch
landspolitik* istchauvinistische Propaganda voti einem Deutschland in
den Grenzen 1937 undseiner vergangenen Größe, dieeswiederzuer
langen gelte.

Die Außen- undAfilitärpolitik von F.J. Strauß ist ein Hohn für die
antimilitaristischen Traditionen derArbeiterbewegung. Allenpazifisti
schen Kräften bringtsie Verachtungentgegen. Au^hiergUt, daßMach
tinteressen auf dem Rücken der Lohnabhängigen ausgetragen werden
sollen. DerFriede istExistenzbedingungfür daserfolgreiche Wirken der
Gewerkschaften, dieKosten vonAufrüstung undKrieg hatdieMehrheit
der Bevölkerung zu zahlen. Sosollmit Hilfe außen- und innenpoliti
scher Feindbilder einefortschrittliche gesellschaftliche Entwicklung zu
gunsten von mehr Demokratie undsozialer Gerechtigkeit verhindert
werden.

Todfeind Kommunismus

AmEnde imsererGenerationdarfeskeinenKommunismus mehrge
ben.

Westberliner Kurieri 9. 3. 1965

Wir leben in einem technischen Zeitalter, in dem die vereinigter
StärkeunsererBundesgenossen ausreicht, um das Reich der Sowjetu
nion von der Landkarte streichen zu können.

Nürnberger Nachrichten, 13. II. 1956

WELT am Sonntag: Sie haben in Paris gesagt, eine antideutsche
Kampagne könne einen »psychologischen Schock bei den Westdeut
schen auslösen und sie in die Arme Moskaus treiben«. Wie aktuell ist die
Ge^r?

Strauß: Das ist keineunmittelbareGefahr. Abereinelanganhaltende
Pressekampagne dieser Art würde imLaufe derJahre sicherlich zu un-
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erwünschten psychologischen Reaktionen in der Bundesrepublik
Deutschland führen, die den Interessen dersowjetischen Langzeitstra
tegie dienen würden.

WeltamSonmig. 28. I. 1979

Gegen Entspannung

Die KSZE, das wird hierzulande von den wenigsten erkannt, ist
wieder ein kommunistisches Unternehmen, das den Zweck hat, das
nicht sozialistische Europa unterkommunistische Hegemonie zuzwin
gen.

Bayern Kurier5. 7. 1975

Wir sehen die Ergebnisse dieser Konferenz (KSZE), die wir nur in
groben Umrissen zu erkennen vermögen, mitden größten Bedenken
und mit der größten Sorge. Das ist wiederum einUnternehmen, ge
nausowiedie deutschen Verträge mit Moskau, Warschau und die fol
genden Verträge, indenen diesowjetische Machtposition verfestigt und
diedemokratischen Positionen in Europa Schritt für Schritt gefährdet
und abgebaut werden.

Aufeiner Pancivcranjtaltung. Deutsches Fernsehen, 28. 6. 1975

Hierzuwurde aufBetreiben Moskaus diesogenannte Europäische Si
cherheitskonferenz (KSZE) inszeniert. . . Moskau hatmitdieserKon
ferenz eines der größten Täuschungsmanöver dieses Jahrhunderts in
Szenegesetzt.

EuropäischeIdeen, Heft 16, 1976

Wir sind gegen diese Verträge mit diesen Formulierungen, die von
Dilettanten ausgehandelt wurden.

Wahlkundgebung, Münchner Merkur, 5. 2. 1975
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Esgehtaufalle Fälle darum, zuerkennen, daßdiesostürmisch gefei
erte>neue Ostpolitik« - man könnte auch sagen: sowjetbche Westpoli
tik!- eineFunktion in einem größeren strategischen Konzeptder So
wjetunion darstellt.

Bild am Sonntag, 23. 3. 1975

Dieses trojanische Kavalleriegeschwader der Ostverträge! Patendie
serOstverträge waren dochWunschdenken undUtopie, nichtAnalyse
und Wirklichkeitssinn.

Bayeni Kurier, 18. 2. 1978

Strauß: Einige Leute suchen nach endgültigen Lösungen- nach einer
endgültigen Regelung, Ost undWest, möchte ichsagen. Esgibt keine
endgültige Lösung, solange Eurasien indenHänden derWeltrevolutio
näre bt.

Frage: Sollder »kalte Krieg« inuner weitergehen?
Strauß: Ja. Leider muß ich es so ausdrücken. . .

USNewsand World Report, 6. 7. 1961

So sinddie Ziele für die 80er Jahre: Sicherung der äußeren Freiheit
und des Friedens. Ich habebewußtdieses Zielals erstes Zielgenarmt.
Die anderen sind: Sicherung der Versorgung unserer Wirtschaft mit
Energie und lebenswichtigen Rohstoffen zu bezahlbaren Preben, ord
nungspolitische Sicherung der Marktwirtschaft, Wiedergewinnung der
finanziellen Stabilität, Erhaltung des sozialen Friedens und damit der
politischen Stabilität, besondere Stärkung der Familie, ihres Zusam
menhaltes und ihrer Familienkraft, Sicherung und Erweiterung des
Freiheitsraumes und der Eigenverantwortung des Bürgers, Stärkung
des freiheitlichen Staatsbewußtseins, Wiedergewinnung eines realisti
schen, auf klaren Werten beruhenden Zukunftsausblicks für die Ju
gend,StärkungdesFörderalbmusalsGrundelement einerfreiheitlichen
Ordnung in Deutschland und Europa.

F. J. SlnuS, Zur Lage,SrewaJd 1979, S. 167
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Deutschland m den Grenzen von 1937

Ich meine, daß der Weg zur Wiedervereinipng viel mehr Gelttmg, viel
mehr Härte, viel mehr Einigkeit, viel mehr Geschlossenheit - imd -
. . . viel mehrpotentielle Macht auf unserer Seite verlangt.

Im Deutschen Bundestig.31. I. 1957

Unsere Aufgabe istes,vonDeutschland zu retten, was zu retten ist,
auch gegen die neue Ostpolitik.

CSU-Paneiiag, 17.6. 1978 (Manuskript)

Europaendet nicht amBöhmerwald. DasGebäude dereuropäischen
Einigung, das wir errichten, schließt die daran noch nicht beteiligten
Staaten nicht aus.

Welt. 21. 8.1979

Unsere Aufgabe mußesdaher sein, die deutsche Fragen offenzuhal
ten und dieungelöste deutsche Frage als politischen Hebel zur Erhal
tungderFreiheitshoffnungen aller Deutschen imunterdrückten sowje
tischen Imperium weiter zu bewahren und einzusetzen. Damithat die
ungelöste deutsche Frage eineFreiheitsfunktion für alle Deutschen im
unterdrückten östlichen Europa. . .

EuiopSisclie Ideen, Heft 16, 1976

.. . dannscheuen wirunsniezusagen, daßfür unsdieBundesrepu
blik unser freiheitlicher demokratischer Rechtsstaat, aber ganz
Deutschland in den Grenzen von 1937 unser Vaterland ist.

Bayemkurier, 14.4. 1979

Wir weisen die Behauptung der Alleinschuld oder Hauptschuld
Deutschlands an den Weltkriegen entschieden zurück.

Spiegel, 4. 8. 1969
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Ichverstehe dieAuffassung, daßnicht dievertragschließenden Part
nerdas deutsche Verfassungsrecht'verändern können, sondern daßdie
Verträge nur innerhalb derGrenzen des geltenden Verfassungsrechts
ausgelegt werden können. Es gibt doch nicht den geringsten Zweifel
daran,daß nach unserem Grundgesetz - dargelegt indenbeiden Urtei
len von1973 und 1975 - jede Erklärung, mitdenVerträgen seiauch die
Anerkennung derZweiteilung Deutschlands inzwei Nationen verbun
den,einen glatten Verfassungsbruch darstellen würde. Ichhabe deshalb
sowohl inderÖffentlichkeit wie imGespräch mitsowjetischen undan
deren Partnern aus diesemBereich klargelegt, daß sich »pacta sunt ser-
vanda« aufdieErfüllung dieser Verträge bezieht, daßaberdaraus nicht
weitergehende Schlußfolgerungen für die ewige Teilung Deutschlands
oderfür dieAnerkennung derTeilung Deutschlands in zwei Nationen
gezogen werden dürfen.

Bayemkuricr, 22. 12. 1979

Für Atomwaffen x

Ja, werden Sie sagen, da ister wieder, der brutale Mctzgcrssohn, der
Atombombenrassler. Nun, jawohl,ichbin für dieBombe,weilwir ihr
unser Lebenverdanken,aber ichbin niemals für die Bombealleingewe
sen; immer für die rechte Balancezwischen Bomben und konventionel
len Streitkräften.

Atombombe - ja, ichschlage zwarnichtmit demVorschlaghammer
auf meine Nase, wenn sich mir eine Mücke draufsetzt; aber haben muß
ich ihn, den Vorschlaghanimer.

Die Zeit, 1. 9. 1961

. . . daß zumindest dieTrägerwaffen nach demZwebchlüsselsystem
auchindenHändenderBundesgenossen unddamitauch indenHänden
der Bundeswehr sind.

Weh. 12. 2. 1979

. Aufdas Element der atomarenAbschreckung kann Europa, wennes
Subjekt der Weltpolitik undder Weltgeschichte bleiben will,nichtver
zichten. ,

Entwurf für Eurup»« Stuttgart 1966, S. 102
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EinVerzicht aufKernwaffen unterden gegebmen Umsänden und
imAugenblick würde militärische Preisgabe Europas andie Sowjetu
nion bedeuten.

Regieiungsbulleiin, 10.4. 1957

DerBesitz von Atomwaffen isteine sittliche Aufgabe, um denunsitt
lichen Gebrauch dieser Waffen auszuschließen.

Du fireie Won, 21. 6.1958

Es handelt sich darum, daß Eigentum und Verfugungsrecht über
Kernwaffen zumSymbol, ja zumCharakteristikum, zumbestimmen
den Kriterium der Souveränität zu werden sich anschickt.

Vorlesung Wuhington, Georgetown Universitiit, Re^erungsbulletin, 1. 12.1961

Unser starker militärischer Beitrag gibt ims auch das Recht, Ent
scheidungen mitzugestalten - anstatt sie nur inKommandopositionen
auszuführen. Das giltauch für den atomaren Bereich.

Bild an) Sonntag, 4. 9. 1977

DasKonzept dereuropäischenAtombewaffnungwurde zerschlagen.
Muß man nicht militärisch ein großes Risiko repräsentieren, umeinen
rational denkenden Gegner vomAngriff abzuhalten? Zur Souveränität
gehöR die Atomwaffe, unveränden. '

Weit, 5. 9.1975

DieZeit, inderwirDeutschenwegen derSchatten derVergangenheit
gehinden waren, weltpolitische Verantwortung zu übernehmen, muß
jem endgültig der Vergangenheit angehören«. Die Bundesrepublik
wolle vonniemandem mehr- weder vonWashington, noch vonMos
kau undauch nicht von Israel- ständig anVergangenes erinnen undin
ihrer Fähigkeit beeinträchtigt werden, einen »angemessenen Beitrag
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zu einer gerechten und friedlichen Entwicklung der Welt zu lei
sten«.

Interview, AIAfaranii Kairo, dpa, 13.S. 1977

Hierschauen wirnichtzu!Geradediejenigen, dievonrationalerAus-
einanderseztung inunergesprochen haben, benutzen jetztdieseitdem
Zündender erstenAtombomben inJapanamEnde desZweiten Welt
krieges verständliche Urangst der Menschheit vor dem Atom für ihre
parteitaktischen Ziele und spekulieren dabei aufdie besondere morali
sche Sensibilität und Verführbarkeit der Jugend.

F. J. Strauß, Zur Lage, S. 194

Ausweitung Verteidigungsauftrag der Nato

Die Amerikaner müssen endlich wieder aus ihren Träumereien aufwa
chen und sich wieder ihrer weltpolitischen Verantwortung bewußt
werden.

Es hat keinen Sinn, Nato-Konferenzen zu veranstalten, dort über
Probleme zu reden, dieesentweder nichtgibtoderdienichtvordring
lichsind.DieSicherheit Europas istheute nichtsosehrvonHelmstedt
bisPassau bedroht. Die Sicherheit Europas wird heute bedroht vom
Mittelmeer undvonAfrika her.Deshalb muß derVerteidigungsauftrag
der Nato neu definiert werden.

CSU-Paneiug, 17. 6. 1978

Deshalb muß der Westen der sowjetischen Bedrohung Afrikas ent
schieden entgegentreten. Dasbedeutet, daßderSchutzauhrag derNato
in seiner geographischen Ausdehnung nicht so beschränkt sein kann,
wieer ursprünghcheinmal unter ganz anderen technischen Vorausset
zungen d^mien worden ist. Damit meine ich nicht die unmittelbare
Entsendung von Truppen, sondern eine deutlich zum Ausdruck ge
brachte Ausdehnung des politisch-mili^ischen Verantwortungsbe
wußtseins der Nato.

Ocucschland - Union-Dienst, 21. 6. 1978
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Verachtung des Pazifismus

Die jüngere Geschichte zeigt, daß pazifistische Ströumgen, die den Ein
druck eines Mangels an Wehrbereitschaft erwecken, kriegsfördemd
wirken könen . . . Im Fazit läßt sich . .feststellen, daß indergegebe
nen Situation ein Verzicht auf Atomwaffen Frieden und Freiheit in Ge
fahr bringen würde . . .

Neue ZüricherZeitung, 19. 7. 19S8

... ich war nie ein Gesinnungspäzifist, also einer, der Gewaltan
wendung- gleichgültig fürwelchen Zweck - ablehnt. Ichmöchte mich
eherals Verantwortungspazifist bezeichnen, derauch durch das Ja zum
militärischen Element. . .einenBetrag zur Erhaltung des Friedens lei
sten will.

Zur Person, ZOF, 29. 4. 1964

Esbesteht dochkein Zweifel daran, daßsich dieganze kommunbti-
sche Aggressions- undZersetzungspolitik in allen Ländern der Pazifi
sten bedient. . .

Zur Person, ZDF, 29. 4. 1964

Eskann eine Zeit kommen, woeine Kaserne genauso notwendig ist
wie eine Kirche.

Über Nobelpreisträger OttoHahn (der inden 50erJahren gegen eine
Atomrüstung der Bundeswehr protestierte): Ein alterTrottel, der die
Tränen nicht halten und nachts nicht schlafen kann, wenn er an Hiro
shima denkt.

Stern, 26. 3. 1975

SPIEGEL: Sie halten nichts vondemPrinzipderBonner Regierung,
keine Waffen in Spannungsgebiete zu liefern?

Strauß: Dies ist auch so eine der oberflächlichen Kitschfonneln, die
nicht dadurch besser wird, daßsie schon von CDU/CSU-Regierungen
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•vorfabriziert worden ist. Ichverstehe überhaupt nicht, was Waffen in
Nicht-Spannungsgebieten verloren haben.

Spicficl. 17. 7. 1978

10. Ziel: Geschichte vergessen und verfäl
schen, Faschismus rehabilitieren

F.J. Strauß spricht häufig davon, das Geschichtshewußtsein derJu
gendschärfen zu wollen. Allen anderslautenden Behauptungen zum
Trotzgeht es ihm dabeijedoch nicht um historische Wahrheit undum die
Konsequenzen, die ausdem Faschismus zuziehen, sich nach dem Krieg
alle Demokraten geschworen haben.

Aufschlußreich ist,daßStrauß es verhängnisvollßnde, wenn sich Ge
schichtsbewußtsein vorranig auf dieAuseinandersetzung mit dem Fa
schismus gründete. Bezeichnend ist, daßinBayern Lehrer ihren Schü
lern verbietn wollten, den Film Flolocaust zu sehen.

Straußunternimmt in Wirklichkeit alles, um dieLehren ausderGe
schichte vergessen zu machen. Beispiel hierfür ist seine jüngste Kam
pagne zurGleichsetzung von Nationalsozialismus undSozialismus, eine
Behauptung, die sich im übrigen beiStrauß seitJahren wiederholt. Ge-
schichtsßlschung, Lüge und beispiellose Demagogie gehören zum Re
pertoire der Reaktion. Die Opfer werden zu Mördern gemacht, die
Fronten insGegenteil verkehrt. Waren es nicht dieNazis, dievonIndu
strieund Banken jede Unterstützung erhielten, um dieOrganisationen
derArbeiterbewegung auszuschalten undzahllose ihrer Mitglieder und
Führerin den Konzentrationslagern hinzuschlachteni! Steht nicht ge
radedie CDU/CSUin Tradition zur Volksgemeinschaftsideologie der
Nazis,wennsieheutedie 'Neutralität' der Gewerkschaftenfordert so
wiedie Unterordnung derArbeiter undAngestellten unterdas Unter
nehmerinteresse unter dem Mantel des 'Gemeinwohls'f.'

Ziel derartiger ideologischer Kampagnen ist es, den Faschismus als
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eine mögliche Lösung derKhra zu rehabilitieren unddieErfahrungen
derArbeiterbewegung mitderPolitik derReaktion auszulöschen.^

Hier reihen sich auch Strauß'Aussagen zu Chile undSüdafrika ein,
mitdenen er sich alsFreundfaschistischer Terror-Regimes undals ge-
ßhrlicher Gegner unserer Verfassung erwiesen hat. Wenn Straußdie
Friedhofsruhe Chiles als "Frieden* und "Ordnung* gepriesen hat, so
läßtdasahnen, zuwelchempolitischen Vorgehen erauch inderBundes
republik gegenüber den Gewerkschaften undallen anderen demokrati
schen Kräften ßhig wäre.

Geschichtliche Wahrheit

Ich bin ein fanatischer Anhänger der geschichtlichen Wahrheit.

CSU-Paneitag, 1978

Wirwollen unsere Jugend imGeiste dergeschichtlichenWahlheit er
ziehen. Ich muß dem Bayerischen Kultusministerium dafür danken,
daß es die Empfehlungen der deutsch-polnischen Schulbuchkommis
sion nicht als Unterrichtsmaterial eingeführt hat.

CSU-Pancitag, 1978

Es ist einegeschichtliche Wahrheit,daß die Amerikaner leiderohne
militärische Notwendigkeit halb Europa der Russen überlassen ha
ben.

CSU^Pandug, 1978

»Antifaschismus« ist eineVokabel zur Venchleierung der Gründe,
ausdenendieKommunisten .. . gegen Hider warenundkämpften. Sie
dientder Verschleierung der Ziele des Kommunismus und überdies als
Brücke einerverlogenen Gemeinsamkeit, aufdie vor allem dieSozial
demokratie gelockt werdensoll.

FnedrichZimmcmunn. Bayernkurier, 6. 10. 1979
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Wir bekennen uns zur Geschichtlichkeit unseres Daseins, auch in der
bewüßten Annahme unserer Geschichte, nicht nur in ihrer ständigen
selbstquälerischen Bewältigung. Wir bekennen uns zu unserer Ge
schichte,und wir wissenalsChristen, daß leiderdasmenschliche Leben
einen Unglückscharakter hat, so wie die Geschichte auch eben Ver
hängnischarakter hat.Wirwollen mitdem Worte Verhängnischarakter
nichts von Schuld und Sühne streichen. Wir wollen damit uns nicht aus
derVerantwortung herausmogeln. Aberzurdeutschen Geschichte ha
bennichtnurHider, Himmler, Goebbels undGöringgehört. Zurdeut
schen Geschichte haben diegroßen Kaiser desMitttlaltengehört, ha
bendiegroßen Humanisten gehön, haben diegroßen geistigen Errun
genschaften der Renaissance, der Aufklärung gehört.

F. J. StrauS,Zur Lage,S. 209/210

Wie ichpersönlich überdieLeistungen der an der Frontemg^setzt
gewesenen Verbände der Waffen-SS denke, wird Ihnen bekatmt sem.
Sie smdselbstverständlich m meine Hochachtimg vor dem deutschen
Soldaten des letzten Weltkrieges embezogen.

Der Freiwillige, Waffenscheid, April1959

Man muß sich der nadonalen Kräfte bedienen, auch wenn sie noch so
reaktionär smd.Sohat esauchdeGaulle gemacht. Hinterheristesim
mer möglich, sie elegant abzuservieren. Mit Hilfstruppen darf man
nicht zimperlich sem.

Der Spiegel 12/1970

Ich bin in memem Leben niemals em Anhänger des Nationalismus
gewesen, ichhabeihn imGegenteil irrunerfürdenTotengräberEuropas
gehalten. Aber was wir heute an Reaktion m der Öffentlichkeit zu
gunsten der NPD erleben, das ist die Antwort auf die jahrelange
Methode, alles was deutsch ist und national heißt, m den Dreck zu
ziehen.

Die Zeit, 25. 11. 1966
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Ich habe ja immer erklärt, daß-ich die NPD-Wählerschicht nicht
schlechthin für Nazis halte.

Spiegel. 44/1970

' Ichhabeimmer. . .erklärt, daßin unseren Augen derNationalismus
derTotengräber Europas ist.Esgibtkeine europäischer orientiene Par
tei als die Christlich-Soziale Union. Aber wir lassen uns nicht durch
Hinweis auf NPD oder auf Nationalismus daran hindern, die Wahrheit
für Deutschland, Gerechtigkeit für unsere Nation ... zu verlangen.

rororo 1414, S. 117

Keine der bestehenden Parteiformationen vertritt die nationalen In

teressen mit solcher Selbstverständlichkeit wie die CSU. Die heimat
lose Rechte braucht deshalb ein enges Verhältnis zur CSU nicht zu
scheuen.

eSU-Panciug, 5. 7. 1970,

»Nazis-Sozis*

(ZuW. Brandt:)Und alsüberzeugterSozialist istseinDenkenselbst
verständlich auch von jenem Absolutheits- und Ausschließlichkeitsan
spruch geprägt, mit demder Sozialismus seine politischen Ziele ver-
foigt. •• . .

SolcheendzeitlichenZielesetzen natürlich auch immerEndlösungcn
voraus, um alle die mundtot zu machen, die an das irdische Paradies
nicht glauben wollen,dieden totalenGlückszustand, wieer vorgegau
keltwird, störenkönnten,dieKetzer,dieUngläubigen, die,wieRobe
spierre sagte, mit der falschen Moral, die mit dem falschoder mangel
haft entwickelten Bewußtsein, die Angehörigen der falschen Klasse
oderxiner minderwertigen Rasse. Das sind doch die Denkkategorien
des Kollektivs! Wirwerden auch nicht schweigen indieser Auseinan
dersetzung, dennschließlich warder Nationalsozialismus aucheineVa
riantedes Sozialismus, und seinegroßeSchwungmasse hat er nichtnur
von dem Strandgut des Ersten Weltkrieges, von den Freikorps, vom
verarmten Mittelstand oder vom Bürgenum bezogen, seineSchwung-
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masse hat er auch von Millionen Sozialisten bezogen, dieder SPDda
mals als Wähler davongelaufen sind.

F. J. Strauß, Zur Lage, S. 159

Das Materialsammeln, Schnüffeln, Drecksuchen, Anschießen war
einebeliebte Methodeder Nazis, derengelehrige Schüler heutedieRo
tensind. Besonders die brauneJauchewird von ihnengerne benutzt-
dasistdie fongesetztc neueSpaltung unseres Volkes, diemit derSuche
nach geschichtlicher Wahrheit und menschlicher Läuterung nichts ge
meinsam hat.

Bildam Sonntag, 13. 8. 1978

Der Geist der SA und SS wird heute von den Terrorbanden der Roten

repräsentiert.

Bild, IS. 9. 1979

WELT am SONNTAG: Haben Sie die neuerlichen Vorwürfe vom
DGB-ChefVetter in der Diskussion über Sozialismus und Nationalso
zialismus getroffen?

Strauß: Es ist, gelinde gesagt, falsch, vielleicht ein Zeugnis schlech
ten Gewissens, wenn mandie Forderung,dasVerhältnis des National
sozialismus zum Phänomen des Sozialismus zu klären, mit groben
Vorwürfen,empörtenAufschreien undvernebelten Angriffen ersticken
will.

Hier geht esumdiegeschichtliche Wahrheit. DiesesThemaist ein be
deutender Beitrag zur Erforschung der Wurzeln des Kollektivismus.
Der Marxismus, der Faschismus und der Kommunismus sind wie der
Nationalsozialismus dem Kollektivismus zuzuordnen.

Ich hoffe, daß Herr Vetter zur Einsicht kommt. Ich hoffe, daß Herr
Vetter in einer ruhigenStundebegreift, daß seineVorwürfeüber mich:
•Werso arbeitet, der arbeitet mit allerKraft gegen Deutschland« nicht
nur unberechtigt und herabsetzend sind, sondern einen bedenklichen
Rückfall in der Sprachgewohnheiten des Dritten Reiches darstellen.
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AuchdoR ist jederKritikeralsVolksfeind oder alsFeindDeutschlands
gebrandmarkt worden.

Welt, 14.10 1979

Was unseint, istund sollte dieVerneinung eines absoluten Feindbil
des innerhalb der demokratischen Gemeinschaft sein. Wer einen Ras
se-Gegneroder einenKlasse-Gegner aufstellt- einenRasse-Gegner als
Nationalsozialist, einen Klasse-Gegner, ab Marxist -, der lebt im
Grundeausdenselben ungebtigen Wurzeln,der lebtimGrundeausder
Verneinung derfreiheitlichen, gewaltenteilenden, repräsentativen, libe
ralen Demokratie.

Wer diese Ordnungsform bekämpft, gehön demkollektivistbchen
Lageran. Aufwelcher Seite er steht. In welcher Farbeer estut, und mit
welchem Parolen er esvenritt, bt geistesgeschichtlich undmoralphilo
sophisch gleichgültig. Es bt in beiden Fällen derselbe ungebtige Nähr
boden freiheitswidriger Denkweben.

' Bayern Kurier, 22. 12. 1979, Haushaltsdebatte imDeutscheti Bundesug

Der Bayern Kurier meint

Der Fachismusist tot, aber seineMentalität, die jener des Kommu-
nbmussoaußerordentlich ähnelt,lebtinderBundesrepublik-undsei
nen NährbodenEndeter ausgerechnet in jenerroten Erde, die vonden
Linkenso emsig gepflegt wird. »DieExtremeberührensich«,so heißt
eine französiche Webheit: und indiesen Tagen berühren siesich inder
Bundesrepublik inbesonderem Maße. Sovermochte DGB-ChefHeinz
Oskar Vetterdie guteFemsehstube von Millionen Deutschen in den
Berliner Sportpalast unseligen Angedenkens zu verwandeln, als noch
ein Goebbeb don eine Massenhysterie durch die primitivste und zu
gleich raffinieneste Hetzegegen alles zu erzeugen verstand, wasgegen
den Nazbmus ins Feld zu führen war: Die Juden, die Freimaurer, die
»Verschwörung überstaatlicherKräfte«, diePlutokraten, die»Kapitali
sten«, nicht zu vergessen.

Der deutsche Fernsehzuschauerhat, überdreißigJahrehernach,ähn-
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liches voi^efiihrt bekommen. Einen brüllenden undtobenden ehemali
gen HJ-Führer namens Vetter, dergegen die Arbeitgeber wetterte, im
Reichen Jargon, wie es früher gegen die Leute mit den großen und
krummen Nasen« geschah; einen DGB-Chef, derKlassenkampf inrü
dester und primitivster Form als Parole des Umsturzes ausgab; dem
nichts andereseinfiel, als die Arbeimehmer aufzuhetzen, die Straße zu
mobilisieren, dieleitenden Angestellten als mißbrauchbare Instrumente
der Kapitalisten zu denunzieren, den FDP-Wirtschafbminister Frid-
richs als »Fürsprecher« der Kapitalisten anzuprangern, die angeblich
»Kapital aus der Krise schlagen und dieBundesregierung politisch er
pressen«. So viel Verleumdungaufeinen Schlag: Das durfteselbsteinem
geläuterten Nazi nach dreißig Jahren SPD-Erfahrung nicht passieren,
nicht einmal vordemgewiß imposanten Forum von25000 Zuhörern,
Gelenkten undnur Neugierigen, Aufgeputschten und bewußten Pro
vokateuren, a«u denen sich sein Auditorium zusammensetzte.

»Klassenkampf« nannte diese Rede zu Recht derFDP-Vorsitzende
Genscher. DennwassichVetter, zumThema der»paritätischen Mitbe-
stimmtmg«, um inseinem Jargon zu bleiben, aus dem Halse stieß, hat
mitpartnerschaftlichenZusammenwirken imSinne SozialerMarktwirt-
sch^ nichts mehr zu tun. Das ist Umsturz im Sinnedes Anarchisten
Bakunin, aberzugleich unvergorene revolutionäre Theorie Lenins; das
istBrandt,wenner droht: daßnun »indenBetrieben geholzt« werde-
ohne Rücksicht auf Verluste.

WoUgang Horlichtr im BaycmKarin-, IS. II. 1975

Freund der Faschisten in Chile und Südafrika

Die miliärische Entscheidung in Chileverhinderte emeGewaltstra
tegie derSowjetunion inSüdamerika. DieswareingewaltigerSchl^ge
genden mtemationalen Kommunismus und gegen seine aggressive Ex
pansion. Werdiese chilenischen Ereignisse nicht sosieht, wiesiesind,
der ist einfiich gesagt: dumm.

EIMncario.22. 11. 1977
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Ichweiß sehrgenau, daß dieInformationen, dieman imAusland über
die Situation in Chileliest, nicht der. Wahrheit entsprechen.

Cronbu, 18. II. 1977

Ich habe keinen Zweifel, daß Chile ein demokratisches und freies
Land ist und vor allem, weil es in den vergangenen vierJahren funda
mentale Prinzipien der deutschen Demokratie übernommen hat: Die
Disziplin, den Respekt und die Hilfsbereiuchaft.

EI Mcicurio, 20. II. 1977

Sorgen Sie dafür,daß dieFreiheit in ihrem Lande, gleichgültig, von
woher sie bedroht wird, erhalten bleibt, und arbeiten Sie daran, daß
Disziplin, Fleiß, Lebtung, Opferbereitschaft und Gemeinschaftssinn
einblühendes LandChileschaffen, indemjederBürgermitStolzsagen
kann, ich bin ein freier Chilene.

FAZ, 25. II. 1977

Man muß sich darüber im klaren sein, daß es bei einem Putsch nicht
zugeht, wie wenn FranzbkanerSuppeverteilen.

Stuttgarter Nachrichten, 25. II. 1977

Chile bt unter allen Militärdiktaturen nicht die brutalste.

Bonner GeneiaUnzftgcr, 25. 11. 1977

Esgibtheute keine Konzentrationslager mehr. Esgab fünfLager. Es
isteinfach Unsinn, davon zureden, daßinChilegemordet undgefolgert
würde. Daß noch Festnahmen erfolgen, die dann durch Gerichtsbe
schlüsse allerdings in den meisten Fällen wieder aufgehoben werden,
soweit sienichtberechtigt sind.Daskommt nochdaunddort vor.Das
kommt aber auch anderswo in der Welt vor.

Deutsches Fernsehen, 25. tl. 1977
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DiePolitik derApartheid beruht aufeinem positiven religiösen Ver-
antwonungsbewußtsein für dieEntwicklung der nicht-weißen Bevöl
kerungsschichten. Es ist deshalb falsch, von der Unterdrückung der
Nicht-Weißen durch eineweiße Herrenrasse zu sprechen.

Spiegel. 47/1966

Die Schwarzen haben eine für ihreVerhältnisse anständige Bezah
lung. . .

Biyeni Kurier, 28. 5. 1966

InAfrika istdieamerikanische Lebenslüge vonderBrauchbarkeitder
parlamentarischen Demokratie inallen Kontinenten, zuallen Zeiten, in
allen Entwicklungsphasen leider mit sehrkurzen Beinen emes frühen
Todes gestorben. (. . .)

Die Oberschicht muß auch mehralseine politische Palaverqualität
haben. (. . .)

Heute morgen vernahm ich ineinigen Reden etwas über Grausamkei
tender rhodesischen Streitkräfte. Ichbinderallerletzte, derbehaupten
würde, daßineinem Krieg dieeinen mildtätig unddieanderen grausam
sind. (. . .)

Wenn einKrieg geführt wird, wirdleider gehobelt, undwogehobelt
wird, fallen Späne. (. . .)

(...) die Probleme - das sage ichheutenichtzum erstenmal - einer
vielrassigen Gesellschaft könnennicht durch »One man-one vote« ge
löst werden.

Im Dtutschen Bundestag, 27. 10. 1977

Das Jahr 1978, zum »Anii-Apartheidjahr« erklärt, zeugt von einer
bewußten Verengung desafrikanischen Blickwinkels, voneinerfatalen
Einseitigkeit undvoneinergefährlichen Blindheit gegenüber den zahl
reichen Bedrohungen, denen Afrika ausgesetzt ist.

Siellungnahme zum Iniemationalcn Ami-Apanhcid-Jahr der Vereinten Nationen,Presse-
mitteilung derDeutschen Geselbchaft (Ur ^e Vereinten Nationen, 18. 3. 1978
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DieAutorität muß aus derLeistung kommen unddieFührung von
der Kompetenz. Unddabrauchen die Schwarzen noch lange Zeit die
Hilfeder Weißen. (...)

Die europäischen Länder sollten sich freimachen von der UNO-
Phraseologie. Man sollte (gegenüber den Ländern des südlichen Afrika)
den psychologischen Bann aufheben, echte politische Unterstützung
geben, die Sanktionen gegen Rhodesien aufheben, keinen Boykott ge
gen Südafrika versuchen.

Die Weh. 23. 3. 1978
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III. Aktuelle Dokumente und Stel
lungnahmen zur Gewerkschafts
politik der CSU

DieCSU beschäftigt sich mitÜberlegungen, den DGB zu »unterwan
dern« oder eine eigene »Bayerische Staatsgewerkschaft« zu gründen.
Das ergibt sich aus CSU-internen Papieren, die von der IGMetall am
27. Juni1979 inFrankfurt auszugsweise öffentlich gemacht wurden. Es
handelt sichdabei um Papiere, dieunterdem Titel »Rohmaterialien zur
DGB-Diskussion« in der Münchener CSU-Zentrale zusammengestellt
worden sind und in denen mehrere Alternativen zur Bekämpfung des
Deutschen Gewerkschaftsbundes erwähnt werden: Unter anderem Un
terstützung des Christlichen Gewerkschaftsbundes, das »Unterwan
dern« des DGB, dieGründung eigener Gewerkschaften unddieGrün
dung von Arbeitskammem. »Überlegungen, eine völlig neue Gewerk
schaft zugründen und darauf zuwarten, daß sich die CSU-Mitglieder
aus den derzeit bestehenden Gewerkschaften dieser Organisationan
schließen, ist sicherbestechend«, heißtes inden vonder IG Metallver
öffentlichten Texten. Danach hat die CSU errechnet, daß zur Grün
dung eigener Gewerkschaften ein Startkapital von 100 Mio. DM und
eineAnlaufzeit vonfünfJahrenerforderlich sei.- Empfohlen wirdwei
terhin eine aktive Unterstützung des Christlichen Gewerkschaftsbun
des durch die CSU. »Man sollte von CSU-Mandatsträgern erwarten
können, daß ab und zu auch von CGB und DAG gesprochen wird,
wenn man sich zugewerkschaftlichen Fragen äußert«, heißt es inden
Papieren. Den CGB könnte man auch dadurch unterstützen, daß man
überdiePartei Kontakte mitArbeitgeberverbänden herstellt, dieder
zeitnoch nichtbereitsind, mitdemCGBTarifverträge abzuschließen.

Dasgeschäftsführende Vorstandsmitglied der IG Metall, Ferdinand
Koob,wies imZusammenhang mit der Veröffentlichung der CSU-Pa
piere durch die IG Metall darauf hin,daß die eigentlichen Nutznießer
einerZerschlagung derGewerkschaftsbewegung dieArbeitgeber seien.
Dies sei durchaus im Sinne des CSU-Vorsitzenden Franz-JosefStrauß,'
dessen ordnungspolitische Vorstellungen einen starken Staat, starke
Arbeitgeber und schwache Arbeitnehmerbeinhalten. Aus genau diesem
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Grunde seiStrauß ungeeignet, als Kanzlerkandidatdieganze Union zu
repräsentieren. »Es bleibt abzuwarten, absich inBayern Unternehmer
finden, die Strauß 100 Mio. Mark zurVerwirklichung seiner Gewerk
schaftspläne vorstrecken«, erklärte Koob.

Im folgenden dokumentieren wir die von der IG Metall veröffent
lichten CSU-Papiere sowie eine Reihe gewerksiphaltlicher Stellungnah-
ipen,insbesondere auch vonderCDU angehörenden Gewerkschaffem,
dieinderparallel zurBeanspruchung derCDU/CSU-Kanzlerkandida
turdurchdenCSU-VorsitzendenStrauß vorgetragenen »DGB-Diskus
sion« seiner Partei eine Herausforderung derEinheitsgewerkschaft se
hen (vgl.Blätterfür deutsche und internationale Politßc, Heft 8,1979,
S. 39-47).

CSU: Rohmaterialien zur DGB-Diskussion

1. Vermerk Dr. Stoibermit Anlagen
2. Vermerke zur Gewerkschaftssituation in Bayern
3. Emfluß der Gewerkschaften in der Politik
4. Die parteipolitische Gliedenmg des 0GB
5. Umfrage zum Filzokratievorwurf von Prof. Biedenkopf
6. CGB-Anmerkungen zum Entwurfeines Grundsatzprogramm des
DGB
7. Aus der Gewerkschaftspresse
8. Pressemeldungen

CewerksdiaftssitHation in Bayern
DGB

Der DGBhatinBayern etwa1Million Arbeitnehmerorganisiert. Sämt
licheFührungskräfte, außerden fünf unsbekannten, gehören der SPD
an.Dashatauch dahingehend Auswirkungen, daßvonSeitenderhaupt
amtlichen Mitarbeiter invielen Bereichen sehr enge Kontakte zurSrö
bestehen. DerVorsitzende desDGB, Kollege Defhier, ist gleichzeitig
Vorsitzender derAfA(Arbeitnehmergruppe derSPD). ImDGB-Lan
desbezirksvorstand sind drei CSU-Mitglieder - allerdings nur ein
hauptamtlicher Miurbeiter(Willi Heitzer)- verantwortlich fürdieAb
teilung Sozialpolitik.

Insgesamt konnten wir feststellen, daß sich die CSU-Mitglieder in
nerhalbdesDGB vielfach aufgrund der eindeutigen Mehrheitsverhält
nisseanpassen müssen, umgegebenenfalls nicht ihreeigene Positionzu
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gefährden. Somit können die Unionsmitgiieder vielfach in unserem
Sinnenicht wirken, weil sie Gefahr laufenmüssen, von der Mitarbeit
ausgeschlossen zu werden.

Dies ist auchimBereich der Betriebsarbeit eindeutigzutagegetreten,
insbesondere beiBildung vonBetriebs- undPersonalräten. Unionsmit
glieder wurden nur dann freigestellt, wenn siesich auch dem Gewerk
schaftskurs voll anpaßten. Von gelegendichen Einzelprotesten abgese
hen, bestehen für unsere Mitglieder wenig Einflußmöglichkeiten.

Neben Kollegen Meitzer sind bei derGewerkschaft Textil undBe
kleidung in Unterfranken und Oberpfalz noch vierweitere Sekretäre
CSU-Mitglied. Inden einzelnen ehrenamtlichen Vorsundsgremien der
verschiedensten Industriegewerkschaften sind nur vereinzelt Unions
mitgiieder venreten.

Nachdem eskeine offizielle Betriebsräte-Meldung gibt, istdieDun
kelziffer der nichterfaßten Betriebsratsmitglieder ziemlich hoch;ledig
lich die CGB-Verbände stellen uns ihre Anschriften zur Verfügung.
Ansonsten sind wir beider Erfassung aufdieAngaben der CSA- und
CSU-Meldungen angewiesen.

Betriebsgpippen

Der Schwerpunkt unserer Betriebsgruppenarbeit ist im Bereich
Schweinfurt, Nürnberg, Augsburg und München. Gerade dort, wo
funktionierende CGB-Gruppen vorhanden sind,konnte sich eine Be
triebsgruppe entwickeln. In vielen Bereichen ist aber auch eine Be
triebsgruppenarbeit daran gescheitert, daß innerhalb der CSU/CSA-
Betriebsgruppenmitgliedem ebe unterschiedliche gewerkschaftliche
Bbdungvorhanden istimdmanche Energie undKraft mitpersönlichen
Auseinandersetzungen aufgewendet werden. Die Betriebs- und Perso-
nalratswahlkämpfe schlageti sich dannauch b der Betriebsgruppenar
beit nieder. In den Betrieben, b denenkeine unterschiedliche gewerk
schaftliche Gruppierung vorhanden ist, istdieArbeitsmöglichkeit we
sentlich besser.

Politische Konsequenz

Aufgrund derpersonellen Verflechtung zwbchen DGBundSPD bleibt
einUnterwandern vonCSU-Mitgliedern stetswirkungslos. DieMehr
heiten werden stets - wie in vielen anderen Bereichen auch - die Min-
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derheiten eindeutig überstimmen, ziunal dieMasse derDGB-Mitglie-
der nichtmobilisiert werden kann und viele Gewerkschaftsmitglieder
aufgrund derbetrieblichenSituation DGB-Mitglied sind. DieHilfestel
lung fürdie SPD wird sich jeweils vorWahlkämpfen sehr stark auswir
ken. Es wäre deshalb erforderlich, daß man insbesondere mit den nicht
sozialistisch geführten Gewerkschaften engere Kontakte knüpft, um
diesen die Arbeit wesendich zu erleichtem. Bei der DAG dürfte sich
dies imlaufenden Kontaktgespmch beschränken, zumal die DAGselbst
keine weitere Einbindung wünscht.

Für den CGB bedeutetdiesaber aucheinewesentliche Stärkungvon
Seiten der CSU, soweit es deren Arbeit betrifft. Der CGB ist derzeit
wederimSenat nochimRundfunkrat vertreten. Diesgibtihmnachau
ßenhinnicht dieMöglichkeit, als echte gewerkschaftliche Alternative
zu wirken. Auchbei der Besetzung von Ausschüssen, die für die ge
werkschaftlichen Organisationen zur Verfügung stehen, wurde der
CGB vielfach nichtoder nur schlecht berücksichtigt (z.B. Landesfnu-
enausschuß für Berufsbildung, Jugendarbeitsschutzausschüsse). Dar
über hinaus müßte man auch vor allembei den Mandatstiägem errei
chen,daß nichtnur immervondenGewerkschaften odervomDGBge
sprochen, sondernnochdifferenziert wird. Mansollte vonCSU-Man
datsträgem erwarten können, daßab und zu auch vom CGB undder
DAG gesprochen wird, wenn man sichzu gewerkschaftlichen Fragen
äußert.FürdieCGB-Mitglieder isteswichtig, daßauch ihreOrganisa
tion nicht stets mißachtet wird imd sichdie Kontakte nur auf oberer
Eb'ene abspielen. Den DGB könnte man auch dadurch unterstützen,
daß manüberdie ParteiKontakte mit Arbeitgeberverbänden herstellt,
die derzeit noch nicht bereit sind, mit den CGB-Verbänden Tarifver
träge abzuschließen. So haben wirz.B.inderchemischen Industrie die
paradoxe Situation, daß ein Tarifvertrag für den Angestelltenbereich
abgeschlossen wurde,aberfür diegewerblichen ArbeimehmerkeinTa
rifabschluß mit dem CGB besteht, obwohl Betriebsgruppen bei Ho
echst in Gendorf und Gersthofen vorhanden sind.

Fraktionsbildung

In vielen Gewerkschaftsdiskussionen wird immer wieder vom österrei
chischen Modell gesprochen, woesnureinen Gewerkschaftsbtmd gibt
tind für die politischen Gruppierungen eigene Fraktionen vorhanden
sind. Dies wird auch vielfach ^ Idealfall fürdie Bundesrepublik darge-
^stellt. Bei genauer Betrachtung ergibt sich aber, daß auch inOsterreich
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die Mehrheitsyerhäitnisse eindeutig zu Gunsten derSPO geregelt sind
und die christlichen Fraktionen in vielen Bereichen nur ihre Minderhei
tenvoten abgeben können. Auch dieses Organisationsschema istnicht
für die Partei hilfreich, sondern lediglich für dieGewerkschaft selbst,
die im Rahmen von gewerkschaftlichen Aufgaben, soweit sie nicht mit
ideologischen Grundsätzen verbunden sind, einheitlicher auftreten
kann.

Als Folge aus deraufgezeigten Situationsbeschreibung derGewerk
schaftssituation in Bayern ergibt sich, daß ein Unterwandern bzw.
eincAnderung der Haltung des DGB durch aktive Mitarbeit der
Unionsmitglieder sicher nicht möglich ist. Tatsache istaber auch, daß
der DGBdieallein dominierende Kraft der gewerkschaftlichen Situa
tion in Bayern darstellt. Dabei ist auch zu berücksichtigen, daß der
DGB inseinerSpitze zwar im Rahmen dergesellschaftspolitischen Aus
einandersetzung als Einheitsgewerkschaft auftritt, dieeinzelnen 17In
dustriegewerkschaften aber inweiten Bereichen doch eine eigenständige
Politik betreiben.Dies wird insbesondere in den tari^olitbchen Aus-
einwdersetzungen deutlich. Gegenüber denMitgliedern undUnorga
nisierten istwichtig, daß der DGB, mit wenigen Aumahmen abgese
hen, deralleinige Verhandlungspartner bei Tarifverhandlungen inBay
ernistunddaßdieanderen Gewerkschaften nursogenannte Anschluß-
vertiäge (oder wie es der DGB bezeichnet^ Abschreibverttäge) ab
schließen kann.

DerBegriff derEinheitsgewerkschaft wird von seiten des DGB seit
längerer Zeit als Alleinvertretungsanspruch im gewerkschaftlichen
bzw. imsozialpolitischen Vorfeld ausgelegt. Inweiten Bereichen- hier
insbesondere bei den einzelnen Industriegewerkschaften, so z.B. IG
Metallund IG Chemie, ist einedeutlicheTendenz in Richttuigeinerso
zialistischen Richtungsgewerkschaft zu verzeichnen. Dies wird insbe
sondere deutlich, als eine große Anzahl vonMitgliedern dereinzelnen
Industriegewerkschaften auchder DKP angehören und über die Ge
werkschaftsarbeit Betriebsratsmitglieder geworden sind. Eine genaue
Anzahl läßt sichfür Bayern nicht feststellen.

Konsequenzen für die CSU

Ohne eine Wertungder einzelnen Lösungsvorschläge vornehmen zu
wollen, soll hier eiiunalversuchtwerden, die verschiedenen Lösungs
möglichkeiten fürdieCSU inZusammenarbeitmitden Gewerkschaften
aufzuzeigen. In diesem Zusammenhang istauch dieFeststellung wich-
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tig,daßnurca.30 ProzentderArbeitnehmerineinerderGewerkschaf
ten organisiert sind. SeitJahrenstagnieren imwesendichen dieZahlen
derGewerkschaften. Uber70Prozent derArbeitnehmer sind unorga-
nisien und waren bisher nicht bereit, sich einer Gewerkschaft anzu
schließen. Diese Mitgliederzahlen machen auch deutlich, daßeinesoge
nannteAbstimmung mit denFüßenstattfindetund imHinblickaufdie
Wahlerfolge derCSU in Bayern eineentsprechende Umsetzung durch
eine aktive Mitarbeit in den Gewerkschaften durch die Arbeitnehmer
nichtstattfindet. DieseUnorganisierten sindauchnichtbereit, sich dem
DGB oder der DAG anzuschließen. Daraus ergibt sich für die CSU,
daßeine eindeutige Stellungnahme füreine Gewerkschaft undeine da
mit verbimdene Aufforderung an dieUnionsmitglieder bzw. Wähler,
dieser Gewerkschaft beizutreten, sicherlich nicht erfolgreich sein wird.
Die bishervertretene Auffassimg der CSU, daßsie sich zur pluralisti-
schen Gewerkschaftsbewegung bekennt, hat gegenüber unseren Mit
gliedern indeneinzelnen Gewerkschaften einegewisse Neutralisierung
bewirkt. Die 30 Prozent Gewerkschaftsmitglieder befindensich über
wiegend in Großbetrieben, deshalb hat Bayern gegenüber Nordr
hein-Westfalen eine bessere Ausgangslage.

In densechzigerJahrenwurdeauchdarüberdiskutiert,ob nichteine
»AntiTDGB-Gewerkschaft« durch Zusammenlegeung der DAG und
des CGB gegründet werden könnte. Diese Diskussion ist aber zwi
schenzeitlich in beiden Gewerkschaften im negativen Sinne verlaufen.
Der letzteBundeskongreß derDAGhatdurcheinen Beschluß deutlich
gemacht, daßeineÖffnungder DAG zur Aufiiahme vongewerblichen
Arbeitnehmern nicht hingenommen wird. Eine solche Zus^menle-
gung, die von der Panei sichernicht beeinflußt werdenkann, würde
auch dazu führen, daß itmerhalb der DAG die SPD-Mitglieder sichsi
cherlich abspalten würden und den einzelnen DGB-Gewerkschaften
beitreten, so daß letzdicheine Stärkung des DGB stattfände und der
Einheitsgewerkschaftsgedanke im An|estelltenbereich damit nicht
mehr vorhanden wäre.

Überlegungen, eine völlig neue Gewerkschaft zugründen unddarauf
zu warten, daß sichdie CSU-Mitglieder aus den derzeit bestehenden
Gewerkschaften dieserOrganisation anschließen, ist sicherbestechend.
Würdemandiesen Überlegungen emsthaftbeipflichten wollen,sowäre
hierbei sicherzustellen, d^ schlagartig ein Netz von hauptamtlichen
Mitarbeitern mit entsprechenden Gewerkschaftsbüros aufgebaut wür
de. Diese Gewerkschaftsbewegung müßte auch so attraktiv gestaltet
sein,daßesinnerhalb kürzesterZeitgelänge, einengroßenTeilderUn
organisierten in diese Gewerkschafubewegung zu integrieren. Eine
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grobe Oberschlagsberechnung hatergeben, daßhierfür einSurtkapital
von ca. lOO Mio. DM notwendig wäre, um.diese Aktion mindestens
5 Jahredurchzuhalten. Erst danach würdesichherausstellen, ob dieser
Weg sinnvoll war.Der häuptamtliche Mitarbeiterstab müßte, umüber
hauptgegenüberdenDGB-Gewerkschaftenwirksam auftreten zukön
nen, inBayern ca. 50Mitarbeiter einschließlich derVerwaltungskräfte
betragen. Dieses Mitarbeiterreservat istunabhängig vondendafür not
wendigen Geldmitteln nichtzur Verfügung. Eme weitere Unbekarmte
indieserÜberlegung ist, inwieweit dieArbeitgeber bereit wären, inTa
rifverhandlungen mit einersolchen Gewerkschaft einzutreten. Gegen
über den Mi^edem wäre eine eigene Gewerkschaftsbewegung nur
dannglaubhaft zuvertreten, wenn esihrgelingt, auch eigenständige ta-
ri^litische Zielsetzungen gegenüber den Arbeitgebern durchzuset
zen.Es ist aberdavon auszugehen, daßderDGBsofort dagegen Stel
lungbezieht und versuchen wird, durch »überzogene« Tarifforderun
gen zueinem Streik zugelangen, umdieArbeitgebervonTarifverhand
lungen mit einerneuenGewerkschaft abzuhalten.

Bereits jetzt sind hin un wiederTendenzen festzustellen, daß ver
schiedene Arbeitgeber esgarnicht gerne sehen, daß sich Unionskolle
gen in derBetriebsratstätigkeit arrangieren, weil damit Unruhe in die
Betriebe getragen wird, d.H., daß das vielerorts getragene Arrange
ment mit den DGB-Betriebsiäten dadurch durchbrochen wird.

Im letztenJahrwurdeimRahmeaderJungenUniondarüber disku
tiert, obdurch einVerbändegesetz dieGewerkschaften nicht inSchran
kengewiesen werden könnten. DieseÜberlegungen sindsicherlich po
litisch weiterzu diskutieren, beinhalten aber,daßeinVerbändegesetz-
ausschließlich aufdieGewerkschaften zugerichtet- sicherpolitischnir
gendwodurchzusetzen ist. Ein Verbändegesetz, das alleübrigenVer
bände mitineinegesetzliche Regelung zwingt, wirdsicherlich vonallen
Interessengruppen politisch bekämpft werden und damit eine große
Auseinandersetzung im politischen Bereich herbeiführen.

Eswurdebereits fes^estellt,daß70 Prozentder Arbeimehmer unor
ganisiertsind.Trotzdem erhebtderDGBauch impolitischenRaum den
Anspruch, für alle Arbeitnehmer zu sprechen. Er ist damit zu einer
»Gegenmacht« derpolitischen Parteien geworden. Seine politische Be-
ädgung,diesehroh einseitigpolitischausgerichtet ist,bewegt sich nun
in einem sehr breiten Feld. Dies wurde besonders deutlich bei der Dis
kussionumdieOstverträgebzw.den§ 218. Eine»Neutralisierung« der
Gewerkschaften bzw.einWiedereinbmden aufihreursprünglichen, ta
rifpolitischen bzw. Rechtschutzrätigkeit würde sich dadur^ergeben,
wennesgelingenwürde,Arbeitskammem zuerrichten. Dabeiwärensi-
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cherlich große politische Vorbehalte zuüberwinden. Derzeithabensich
die Gewerkschaften bzw. Arbeitgeberverbände gegen die Errichtung
von Arbeitskammem ausgesprochen. Auch innerhalb der Partei ist die
Errichtung von Arbeitskammem nichtunumstritten. Es besteht auch
die Gefahr, daß diese minelfristig gesehen, wiederum ein Instrument
der derzeit bestehenden Gewerkschaften werden.

Nachstehnder Aufgabenkatalog soll zeigen, welche Interessen von
den Arbeitskammem vertreten werden. Viele dieserAufgaben werden
derzeit von den Gewerkschaften vorgenommen:

1. Wahrungder Interessen der Arbeitnehmer in allen einschlägigen
sozial-, wirtschafts- und berufspolitischen Fragen;

2. Beratung der Arbeimehmer in arbeits- bzw. sozialversicherungs
rechtlichen Fragen:

3. Beratung vonRegierung undBehörden durchGutachten undBe
richte sowi£ Anhörung vorErlaß vonGesetzen undVerordnungen, die
Arbeitnehmer berühren;

4. Durchführung einerintensiven Bildungsarbeit der Arbeitnehmer
(dies wird insbesondere interessant im Hinblick auf die Diskussion
»Einfuhrung eines Bildungsurlaubs«);

5. Arbeitskammem könnten staatliche Aufgaben wiez.B. Angele
genheiten des Arbeitsschutzes, Betreuung der ausländischen Arbeit
nehmerübertragen werden.

Durch diese Aufgabenstellung kann die Arbeitskammer in der Ge
sellschafts- Sozial-, Gesundheits-, Wirtschafts-, Finanz- undSteuerpo
litik, imkulturellen Bereich sowieder Erholung undFreizeit undvoral
lem inFragen derFortbildung eine umfassende Tätigkeit wahrnehmen.
DieseAufgaben werden heute größtenteils von den Gewerkschaften
und insbesondere von den DGB-Gewerkschaften wahrgenommen.

Zusammenfassend läßt sich feststellen:
Eine Änderung der bestehenden Gewerkschaftsstruktur ist von au

ßen sicherlich derzeit nichtmöglich. EineaktiveMitarbeitder Unions
mitglieder in den Gewerkschaften, insbesondere imDGB, findet nicht
statt. BeiAuseinandersetsungen mitdenGewerkschaften vonseitender
Union sollte immergezielt auf die einzelnen verantwortlichen DGB-
Gewerkschaften bzw. deren Funktionäre hingewiesen werden. Eine
pauschale KritikandenGewerkschaften istsicherlich nichtsmnvoll, da
dadurchunsere indenGewerkschaften tätigen Mitglieder nochmehrins
Abseits gedrängt werden. Eine politische UmkehrderGewerkschaften
und eineHinwendung zur Unionspolitik werden sichsicherlich gene
rellnichtdurchsetzen lassen. In einzelnenTeilbereichen,so z.B. der ge
setzlichen Sozialversicherung, sinddeckungsgleiche politische Zielvor-
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Stellungenvorhanden, dieabernurinverbalen Bekundungen gegenüber
derÖffentlichkeit vertreten werden. Kommt esletzlicb zurpolitischen
Auseinandersetzung in Parlamenten, dann stimmen auchdort die Ge
werkschafter mitden entsprechenden Fraktionen ohne Rücksicht auf
die Beschlüsse bzw. Vorstellungen ihrereinzelnen Gewerkschaften.

Der Gedanke der Einheitsgewerkschaft würde erfordern
- einepluralistische Binnenstruktur,
- Minderheitenschutz,
- Transparenz der Entscheidungen,
- Sicherung der Panizipation der Mitglieder,
- Beschränkung aufdie gewerkschaftliche Interessenvertrettmg und
- parteipolitische Neutralität.
Diese Zielvoistellungen sind gerade bei den DGB-Gewerkschaftenheute

in weiten Bereichen verlassen. Dies fuhrt sicherlich auch dazu, daß viele
Unorganisienen sich nicht mehr ineinerderDGB-Gewerkschaften oigani-
sieren lassen. Diese Unorganisierten sind aber auch nicht bereit, einer der
übrigen Gewerkschaften wie DAGoderCGB beizutreten. Zum Teilliegt
dies andertati^litischenSituation und beim CGB l>esonders andernicht
vorhandenen bzw. nicht möglichen Öffentlichkeitsarbeit.

Kolumne des Generalsekretärs der CSU,
Edmund Stoiber, in der »Welt der Arbeit«
(v. 1. 2. (v. 1. 2. 1979): »Einheitsgewerk
schaft« sowie Anmerkung des steflvertre-
tenden Chefredakteurs Erwin Ortmann

Einheitsparteien und Einheitsgewerkschaften sind üblicherweise in
Diktaturen, vornehmlich der sozialistischen Ostblockstaaten, anzutref
fen. Im Gegensatz dazu ist m unsererfreiheitlichen Verfassung diePar
teienvielfalt hnd der Gewerkschafupluralismus fest verankert.

Unter den verschiedenen Gewerkschaften ist es den DGB-Gewerk
schaften selbstverständlich völlig unbenommen, sich durch ihre Ge
werkschaftssatzung gegenüber den Mitgliedern zur Überparteilichkeit
undparteipolitischen Neutralität zuverpflichten unddamit fürArbeit
nehmer aller politischen Parteien offen zu stehen. DasSatzungsgebpt
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der Dberpaneilichkeit einer Emheitsgewerkschaft wird ailerdmgs in
folgenschwerer Weise gebrochen, wenn die DGB-Gewerkschaften bei

.den Bundestagswahlen 1976 in über 100 belegbaren Beispielsßllen
Wahlhilfe für dieSPD geleistet haben.

Eskann derCSUnicht gleichgültig sein, wenn sich Gewerkschafter inih
rerEigenschaft alsDGB-Funktionäre inderÖffentlichkeit fürdieSPDein
setzen, SPD-Wählerinitiaüven begründen, sich als Wahlkämpfer für die
SPD zurVerfügung stellen, SPD-Werbematerial unter die Leute bringen,
Gewerkschaftsveranstaltungen zu Wahlkampfveranstaltungen der SPD
umfunktionieren, inderGewerkschaftspresse Stimmung gegen die beiden
Unionspaneien und vorallem gegen Franz Josef Strauß machen unddie
SPDim Wahlkampf mit Gewerkschafesgeldem unterstützen.

Abernicht nurbeidenBundestags-, sondern auch bei denLandugs-
wahlen in Hessen und Bayern hatderDGBerneutdieSPDdurchmas
sive Wahlhilfe unterstützt. Ich kann hieraufeinschlägige Erfehrungen
ausmeinem eigenen Wahlkreis zurückgreifen. DieZeitschrift »MetaJl«
hat beieiner Auflage von rund 2,5Millionen Exemplaren rechtzeitig
Vörden Landtagswahlen inBayern einen jenerAnti-Strauß-Artikel lan
ciert, um ihn alsSympathisant ausländischer Terroristen anzuschwär
zen. Der DGB-Vorsitzende Vetterist wegen seines gegen FranzJosef
Straußgerichteten Anwurfs, manmüßtedemSchweinehirten vonPas
sauseine Parolenindengeschwollenen Halszurückstoßen, inzwischen
rechtskräftig verurteilt worden.

Auch hatesnichts mehr mitArbeitskampfzutun,sondern mitpoliti
scher Paneinahme, wenn bei dem Streik der IG-Metall die Parole auf
taucht: »Strauß, Kohl und Esser, Arbeitsplätzefresser«. Zumal Bun
deskanzler Schmidt, derjafürdie Richtlinien derPolitik die Hauptver
antwortung trägt, ebenso wieder für dasTarifgebiet zuständige Mini
sterpräsident von Nordrhein-Westfalen völlig ungeschoren bleiben.

Der krönende Abschluß, dieIdeeder überpaneilichen Einheitsgewerk
schaften des DGB um die letzten Rest ihrer Glaubwürdigkeit zubringen,
ist die Spitzenkandidatur des DGB-Vorsitzenden Vetter, des IG-Che-
mie-Vorsitzenden Hauenschild und des IG-Metall-Vorsitzenden Loderer
auf derSPD-Liste zurEuropawahl. Nicht, daß gegen die Kandidatur für
das Europaparlament selbst etwas einzuwenden wäre. Dies ist ein bürgerli
chesJedermannsrecht. Ein überpaneilichesDGB-Amt und ein paiteipoliti-
sches SPD-Mandat sind aber nach derSatzung des DGB mineinander un
vereinbar. Das gilt selbstversrändlich für alle Parteien.

Daher fordere ich die Herren Vetter, Hauenschild und Loderer in al
ler Form auf, es nicht auf einen Rechtsstreit über die Durchsetzbarkeit
der Satzung desDGB ankommen zu lassen, sondernnachdemAntritt
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desEuropamandates fiir dieSPD das Amt als Vorsitzender imDGB
bzw. inden beiden Industriegewerkschaften abzugeben. DieCSU wird
es nicht tatenlos hinnehmen, wenndie Bezeichnung Einheitsgewerk
schaftheutetauächlich leider nichtsanders mehrzumAusdruckbringt,
als die Einheit von SPD und DGB.

Als Antwort aufdie braune Diktaturentstand nach 1945 derDeutsche
Cewerkschaftsbund. Wereinen solchen in Aktion und Gesinnung ein
heitlichen Bundheutemit den »Einheitsgewerkschaften* in sozialisti
schen Diktaturen ineinen Topfwirft, handelt unverantwortlich. Dieauf
dieser Seite abgedruckte Kolumne des CSU-Generalsekretärs Stoiber
enthält nicht nur diesenTatbestand, sieistauchin Ton,Stilund inande
ren Aussagen aggressiv undunverschämt. Sie verletztdas Gastrecht, das
allen Generalsekretären dergroßen politischen Parteien seitJahren ein
geräumt wird. Herr Stoiber übersieht zum Beispiel, daß fuhrende
CDA-Gewerkschafter ebenfalls aufdenEuropalisten derCDUkandi
dieren. StoiberwiÜoffensichtlich weiterübersehen. ErwillmitzweieHei
Maßmessen. Nursoisteserklärbar, daßer die Kandidatur des Hand
werker-Präsidenten PaulSchnitker aufder Europaliste der Union ver
schweigt. Der Zentralverband des Deutschen Handwerks ist alsSpit
zenorganisation ein dem DGB durchaus vergleichbarer Einheitsver
band.Möge diese Kolumne deshalb dazubeitragen, unseren Lesern das
zu verdeutlichen, seltsameDemokratieverständnis desGeneralsekretärs
der CSU zu verdeutlichen. Erwin Ortmann

Erklärung des DGB-Landesbezirksvor-
standes REeinland-Pfalz vom 29. Juni 1979:
CSU-Anschlag auf Einheitsgewerkschaft
verurteilt

Der DGB-Landesbezirksvorstand Rheinland-Pfalz betrachtet die Ein
heitsgewerkschaft als eine der wichtigsten gewerkschafdichen Errun
genschaften in Nachkriegsdeutschland sowie als Voraussetzung und
Garant wirksamer Vertretung der Arbeitnehmerinteressen.
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DieAbsichten derCSU, dieEinheitsgewerkschaftzuzerstören, rich
tensich gegen ein von derchristlichen Arbeitnehmerschaft mitgetrage
nesOrganisationsprinzip, gegen diegrundgesetzlich verankerte Auto
nomie derGewerkschaften undgegen eintragendes Element des sozia
len und demokratischen Rechtsstaates.

Diesen Beschluß des Landesbezirksvorstandes erläuterte heute der
DGB-LandesbezirksvorsitzendeJulius Lehlbach.

Der DGB-Landesbezirksvorstand Rheinland-Pfalz verurteile die in
sogenannten Strategiepapieren derCSUundinAussagen desCSU-Ge
neralsekretärs EdmundStoiberenthaltenen Angriffe gegen den Deut
schen Gewerkschaftsbund auf das schärfste. Äußerungen dieser Art,
auchwenn sie imnachhinein als Gedankenspiele bezeichnetwerdenund
damit ihrepolitische Brisanz verlieren sollen, sindnicht nur geeignet,
das Prinzip derEinheitsgewerkschaft undseine Anhänger zudiskredi
tieren. Vielmehr lassen Wortlaut und Geistdieser Äußerungen darauf
schließen, daßdieCSU gewillt ist,denDeutschen Gewerkschaftsbund
und seineGewerkschaften und Industriegewerkschaften entscheidend
zu schwächen und in Richtungsgewerkschaften zu spalten.

Artikel von Karl Heinz Hoffmann, stellver
tretender Vorsitzender der Gewerkschaft
ÖTV, in der »Welt der Arbeit« (v. 28. 6.
1979): CSU steuert Spaltung der Gewerk
schaften an

Manhed Hettlage, Mitarbeiter de CSU-Landesleitung, ließ die Katze
zu frühausdemSack, wonach beistarken Kräften derCSUÜberlegun
gen zur Gründung eigener Gewerkschaften geplant sind. Hettlage
wurde zurückgepfiffen und handelte sich prompt das Dementi des
CSU-Pressesprechers ein. Dennoch, die Meldung der IG Metall trift
Zu. Bereits am 17. April 1979 verschickte CSU-Generalsekre^rStoiber
umfangreiches »Rohmaterial« zur Gewerkschaftsfrage an dieBezirks
und Kreisvorsitzenden derJungen Unionzur Vorbereitung eines Par
teikongresses für 1980, auf dem die Gewerkschaftsfrage »breit disku-
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ticrt« werden soll. In denRohmaterialien heißt esu.. :»Vor jeder Dis
kussion um eine 4. Partei sollte zuerst eine Diskussion über die 2., 3.
und 4. Gewerkschaft gefuhrt werden.« In der Demokratie könne
Macht nurdurchGegenmacht kontrolliert werden. EinePluralität meh
rerer Gewerkschaften sei aberein gesellschaftspolitisches Erfordernis.
FünfErwägungen werden mitdieser Darlegung verknüpft, deren Ziees
ist, die Kraft des DGB und seiner Gewerkschaften zu schwächen.

1. Bildung von Arbeitnehmerkammern,
2. die Fraktionsbildung nach österreichischem Muster,
3. Unterwanderung des DGB durch den Masseneintritt konservativer
nichtsouialistischer Arbeitnehmer,
4. Aufbau einer neuen Gewerkschaft,
5. Unterstützungdes CGB.

Die Verfasser der Rohmaterialien kommen zu der Auffassung, daß von
den fünf Alternativen die wirksamste Möglichkeit vorerst indermassi
ven Unterstützung des Christlichen Gewerkschafts-Bundes zu sehen
sei. Die christlichen Parteien hätten die Möglichkeit in der Hand, den
CGBausder »Verwünschung desDornröschenschlafs« zuerlösen. Die
Verfasser sind überzeugt, daß zur Lösung der Gewerkschaftsfrage ein
langer Atemgehöre. Hier könnenichtkurz vorden Bundestagswahlen
durch hastige Einzelschritte ein nachhaltiger Erfolgerreichtwerden.
Wenn in der Gewerkschaftsfrage einenachhaltige Änderung der beste
henden Verhältnbse erreicht werden soll, dann müßten über eine Zeit
dauer von mindestens ein bis zwei Legislaturperioden entsprechende
Initiativen ergriffen und auch durchgehalten werden.

Man kann es drehen und wenden, wie man will. Nach meiner Mei
nungbereitenbestimmte Kräfte inderCSUunterFührungdesGeneral
sekretärs dieSpaltung der deutschen Einheitsgewerkschaft vor.Stoiber
willallerdings verhindern, daß die Absichten vorzeitig an die Öffent
lichkeit dringen, daher sein schnelles Dementi. Ahnlich wie bei der
Auseinandersetzung um die Einheit in der Union, der Schaffung der
4. Partei und des Kanzlerkandidaten möchte er Zeitpunkt und Mar
schrichtung selbstbestimmen. Offenbar ist die »Lösung der Gewerk
schaftsfrage« nach Stoibers Musterfür 1980 geplant. Dennvorhermuß
das Koordinatensystem der Parteien veränden werden. Das heißt, to
tale Kapitulation der CDU mit einem CSU-Kanzlerkandidaten oder
4. Partei mit weitgehenden Wirkungen auf alle demokratischen Partei
en, danach Veränderung der Gewerkschafcsstruktur in der Bundesre
publik als zwangsläufige Folgedes veränderten politischen Umfeldes.
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Dabei wirdwobl bewußt dieVeränderung des politischen Grundmu
stersunseres Landes sowie dieZerstörung geltender Strukturen derge-
sellschaitlichen Gruppen« diedieser Republik 30JahreKontmuität und
Stabilität gewährleisten, in Kaufgenommen. Dies kann zu einerEnt
wicklung führen, die zwar am Anfang bestechende neue politische
Machtverhältnisse verspricht, anderenEndeabereinpolitischerScher
benhaufen seinwird.Deshalb ist esAufgabe der organisierten Arbeit
nehmerschaft, heute noch geschlossener zusammenzustehen. Gerade
CSU-Mitglieder undWähler sollten essichnichtbieten lassen, daßAu
ßenstehende, die alleine parteistiategische imd machtpolitische Ziele
verfolgen, dies alles zerschlagen.

Leitartikel von Eugen Loderer, Vorsitzen
der der IG Metall, in der Gewerkschaftszei-
tun2»Metall«(14/1979v. 18. 7.1979): Her-
ausrorderune wird angenommen
Uberalle Paneien undweltanschaulichen Differenzen hinweg habendie
Gewerkschaften nachdem2. Weltkrieg Sie überwanden damitdiege-
werkschafdiche Zersplitterung und die gewerkschaftspolitische Ohn
machtder Weimarer Zeit. Diesemutige historische Entscheidung hat
dieArbeiterbewegung wieder starkgemacht. Der neue Anfang hatsich
bewährt. AufdieErfolge von30Jahren DGBkönnen wirindiesemJahr
mit Stolz und Zufriedenheit zurückblicken.

DieseEinheitund Stärke versucht nun die CSU in Fragezu stellen.
Bedroht wird damit auch arbeitnehmerfreundliche Politik, für die es in
denpolitischen Parteien engagierte Befürworter gibt. Bedroht wirdda
mit die Einheitder deutschen Gewerkschaften und damitder gewerk
schaftliche Einfluß auf die Reformpolidk.

ManwillmitderDrohungeinerbayerischen Staatsgewerkschaft un
ter der straffen Führungder CSUden DGB und seine Einzelgewerk
schaften einschüchtern und gefügig machen. Manwillden Keim von
Zwietracht in unsere Reihen säen.

Wer an der Einheitsgewerkschaft rührt, verändert die politische
Landschaft in der Bundesrepublik Deutschland. Wer an der Einheits
gewerkschaft die Axt anlegt, gefährdet die politische Stabilität unseres
Landes.
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Das alles weiß ein politischer Profi wie Franz JosefStrauß. Dennoch
sieht erzu,wie seine politische Umgebung dieses kostbare Gutgewerk
schaftlicher Einheit aufsSpiel setzt.

Diese Herausforderung wird von uns angenommen. Wir fürchten sie
nicht. Mit uns kann der Kanzlerkandidat der Unionsparteien nichtso
umspringen wie mit seinen Parteifreunden.

Wir müssen damit rechnen, daß in den nächsten Wochen und Mona
ten eine antigewerkschaftliche Kampagne inGang gesetzt wird, inder
unsere Funktionäre verleumdet und unsere Erfolge indenSchmutz ge
zogen werden. Man wird unsere Organisation verteufeln und unsere
Ziele verfälschen.

Das alles bringt uns nicht von unserem Kurs ab. Wir sind von derge
meinsamen gerechten Sache überzeugt. Wir werden mit allen Mitteln
verhindern, daß durch einen politischen Erdrutsch dieArbeitnehmerin-
tcressen verschüttet werden. Wer den Wind der Zwietracht sät, soll den
Sturm unserer Solidarität ernten.
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IV. Stellungnahmen von Gewerk
schaftern zur Kanzlerkandidatur
von F. J. Strauß

Imfolgenden veröffentlichen wirStellungnahmen, die in Heft
10/1979 der Blätterfür deutsche und intematiomde Politik er
schienen sind.

Wim Bleicher»
Die Arbeitnehmer und ihre Gewerkschaf
ten sind gewarnt
Mit der Nominierung von Strauß zum Kanzlerkandidaten der
CDU/CSU treten dieFronten zur Bundestagswahl 1980 offen zutage.
Strauß istnicht irgendeiner derausuuschbaren Führer derUnion. Mit
ihmtritt derFührerdes äußersten rechten, aggressivsten Flügek dieser
PaneizurMacht, undniemand kannsagen, daßStrauß seine rechtskon
servativen, reaktionären Ziele je verheimlichthätte. SeineSonthofener
Rede unterstreicht mitgroßer Klarheit undRücksichtslosigkeit, gepaart
mt Brutalität, seineAbsichten. Bereits 1965 proklamierte er: »AmEnde
unserer Generation darfes keinen Kommunismus mehrgeben.« Und
1974in Sonthofen: »Und wenn wir hinkommen und räumen so auf, daß
biszum Restdieses Jahrhunderts von diesen Banditen keiner es mehr
wagt, in Deutschland das Maul aufzumachen.« Der ewige Kanzlerkan-.
didatundFraktionsführer derCDU/CSU, Helmut Kohl, istsang- und
klanglos in der Versenkung, im zweiten Glied verschwunden und mit
ihmseinundseiner PaneiFavorit Albrecht, derdenmachtpolitischen
Finessen der bayerischen Schwesterpanei bereits imAnlauferlegen ist.
Wiekommtes, daßder grobschlächtige BayerStrauß,bishermehrAu
ßenseiter der Union, ein Mann, auf dessen Weste die dunklen Flecken
mißliebiger Affären und Skandale nicht mehr wegzuretuschieren wa-
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ren, nun als Kandidat und Retter der Unionauf den Schild gehoben
wurde?

Jahrzehntelang hatte dies als unmöglich gegolten, nicht nurinNord-
und Westdeutschland. Es istauchnichtaliein dieUngeduldderUnion,
nach elfJahren Opposition wieder andieRegierung zukommen, einer
Partei,die vorallem unter Adenauer zwanzig Jahre an der Macht war
unddieFundamente derbürgerlichen Restauration gelegt hatte, daßsie
nun einen entscheidenden Abritt von ihrer bisherigen Position weg
nach rechts hinvollzieht und sich in dieHand eines Strauß begibt. Die
Ursache für einen solchen Sinneswandel liegt in der Veränderung der
materiellen Bedingungen, diesolchen politischen Änderungen denBo
denbereiten. Nachmarxistischer Auffassung mußnicht nurdieIdeezur
Wirklichkeit fiihren, sondern auch die Wirklichkeit zur Idee. In unse
remFallheißtdas,dieobjektiven Verhältnisse habensichsoweitverän
dert, daß der Kapitalismus neue politische Lösungsmöglichkeiten ins
Auge faßt. Als Ausdruck einer solchen verändenen Grundsituation der
bürgerlichen Gesellschaft wardie erfolgreiche Offensive des rechten
Flügels derUnion erstmöglich, diedas lange undenkbar Erscheinende
hateintretenlassen, nämlichdieletztendlicheUnterordnungderganzen
Union von Stoltenberg bisBlüm, vonVogel bisWeizsäcker unterdie
Führung vonStrauß und unterdieVorherrschaft der kleineren CSU.
Untereinem solchen Zwang derVerhältnisse istselbst derliberale Flü
gel derCDUnurallzuschnell bereit, seine liberalen Prinzipien der»hö
heren Sache« des Kapitab zu opfern. Bereits 1970 erklärte dieUnter
nehmerzeitung »Volkswirt«: »Strauß istderGeheimtip derIndustrie«,
und 1971 vermerken wir beiStrauß:»Man bezeichnet unsgernalsKapi
talistenknechte oder als Untemehmerpanei. Ich scheue michnicht zu
sagen, daß wir aus gutem Grunde untemehmerfreundlich sind.« »Ich
rede nicht von Blut, Schweiß und Tränen, aber etwas mehr Schweiß
werden wir schon aufbieten müssen. Die Welt von morgen ist keine
mondbeglänzte Zauberwiese, aufder WolfundSchaf friedlich neben
einander weiden und sich das Futter teilen.« Die Arbeimehmer und ihre
Gewerkschaften sindalsogewarnt. EineRegierungStrauß bedeuteteme
Verschärfung desKlassenkampfes vonoben,Verschärfung derBeruft
Verbotspraxis ä la Bayern, die Unterdrückimg sozialistischer Bestre
bungen, eventuell Parteiverbote, nochstärkere Aufrüstung der Polizei
und des Militärs auf Kosten aller arbeitenden Menschen.

* Ehemaliger Bezirkdeiter der Indiutriegewerkichaft Metall, Stuttgan.
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Walter Fabian*
Langzeitprogramm für einen CSU-Staat
Bei den CSU-Planspielen zur Einschüchterung, Schwächung und,
wenn möglich, Spaltung der DGB-Gewerkschaften handelt es sich
nicht um einen kurzfristigen Wahlschlager; jaesist sogar möglich, daß
das ganze Thema aus taktischen Gründen his zurBundestagswahl still
schweigend wieder beiseite gelegt wird. Aber wir müssen uns darauf
einstellen, daß hierein Langzeitprogramm gegen die Einheitsgewerk
schaften, also gegen die wichtigste Errungenschaft derArbeiterbewe
gungnach 1945, konsequent verfolgt werden soll.

In jedem Fall solldieganze Kampagne denDGBundseine Gewerk
schaften unterständigen Drucksetzenundihnschrittweise zum Nach
geben undzu Konzessionen andieihnbedrängende CSU veranlassen;
dabei rechnen die Strauß-Strategen gewiß auch darauf, daß esdabei in
nerhalb des DGB zu Meinungsverschiedenheiten über die richtige
»Taktik«kommenkönnte. Dieses Zielist durchausnichtunerreichbar;
deshalb müssen dieMitglieder derDGB-Gewerkschaften unermüdlich
überdiegroßen Gefahren aufgeklärt und zum entschlossenen Wider
stand gegen die Strauß-Pläne, aber auch gegen jegliche Kompromißbe
reitschaft, gegen jegliches Zurückweichen derGewerkschaftsführungen
mobilisiert werden.

Mitdem Wahlkampf hatdas CSU-Gewerkschaftsprogramm zumin
dest insoweit zutun,als esdie DGB-Führungerschrecken und zurtota
len »Neutralität« veranlassen soll. Darum ist es der CSU-Führung
wahrscheinlich ganz recht, daßihre Pläne bekanntgeworden sind und
damit psychologisch wirksam werden können. Diese psychologische
Wirkung müssen wirabblocken und umkehren, indem wirklarstellen:
eshandelt sich, über 1980 hinaus, um ein Kernstück der CSU-Strategie
zur Verwandlung der Bundesrepublik in einenCSU-Staat. DieserGe
fahrmüssen wir durch unsere Aktivität begegnen!

* Ehemaliger Chefredakieuer der Zeitschrift.-Gewerkschafiliche Monaohefte«.
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Christian Götz*
F. J. Strauß - Vollstreckerdes»Tabu-Kata-
loges« der Untemehmerverbände
MitFranzJosefStraußwirddieCDU/CSU jetztauchganzformell von
einem Politiker angeführt, der seit drei Jahrzehnten konsequent
Rechtsaußen-Positionen vertritt. Er gehörtseit jeherzu den entschie
densten Gegnern jeder Politik derEntspannung und friedlichen Koexi
stenz, auchwenner jetzt Äußerungen und Reisen macht, die das ver
schleiernsollen.Dafür setzt er auf die Karteder militärischen Rüstung.
Gesellschaftspolitische Reformen sindihmeinGreuel. Darüberhinaus
rechnet er inallerWeltFaschisten zuseinen bevorzugten Freunden. Mit
diesem politischen Weltbild stehtderCSU-Vorsitzende indiametralem
Gegensatz zuelementaren Arbeimehmerinteressen undgewerkschaftli
chen Grundpositionen.

Diese Diskrepanz wird noch deutlicher, wenn man sich gewerk
schaftlichen Forderungen im engeren Sinne zuwendet. So lehntFranz
JosefStrauß z. B. die gleichberechtigte Mitbestimmung der Arbeit
nehmer ab. Er verteidigt uneingeschränkt die bestehende skandalöse
Verteilung des Produktivvermögens. Typisch für seine arbeitnehmer
feindliche Politik ist, daß nachseinerMeinung der Sozialstaat »ausgeu-
fen« ist undunbedingt zurückgeschraubt werden muß. Dasistdieun
verhüllte Androhung verschärfter Verteilungskämpfe, wobei es über
hauptkeinen Zweifel darangeben kann,aufwelcher Seite Strauß- »Der
Mann des großen Geldes« - in diesen Kämpfen steht.

Strauß als Bundeskanzler würde abo bedeuten: Die Unternehmer
verfügen im politischen Bereich über einen- mit höchsterVerantwor
tungundgrößtmöglichem Einfluß ausgestatteten - konsequenten Voll
strecker ihres »Tabu-Kataloges«.

Sogesehen, stelltdie Kanzlerkandidatur vonFranzJosefStrauß eine,
prinzipielle Herausforderung an alle Kräfte dieses Landes dar, diesich
dem sozialen Fortschritt verpflichtet fühlen. Daß diese Herausforde
rung bestanden wird, hängt nicht zuletzt von Haltung, Konsequenz
und praktischem Engagement der Gewerkschaften ab.

" Leiter der Redaktion -ausblick- undder ProKStellc beim Hauptvontand der Gewerk
schaftHandel, Bankenund Venicherunpen.
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Leonhard Mahlein*^
Strauß - Krisenbewältigung durch Rück
schritt

Nochvor10Jahren hatman selbst imbürgerlichen Lager aneine Kanz
lerkandidatur von Franz Josef Strauß kaum glauben mögen. Strauß
schien zu skandalträchtig, zu unseriös. Hat er sich etwa gewan
delt?

ImGegenteil. Aus Skandalen, aus ungehobeltem Chrakter, wie Zü-
gellosigkeit imd Mangel anSelbstbeherrschung, ist ein Programm ge
worden. Ein Programm derKonfrontation im Inneren wie nach außen;
einePolitikderunverhohlenen Reaktion, eineStrategiederEmotionali-
sierung. »Was wirbrauchen, das bt die EmotionalisierungderBevölke
rung, und zwar die Furcht, die Angst und das düstere Zukunfb-
bild, sowohl innenpolitischer wie außenpolitischer Art.« (Sonthofen
1974)

Wenn der Versuch der Integration, der Einbeziehung der Arbeiter
bewegung inPartnerschaftsmodelle, wenn einePolitik derMittehinter
offene Konfrontation zurücktritt, so deutet sich hier die Tendenz an,
die Krise nicht mehr allein durch Stillstand bei sozialen Reformen, son
dern durch Abbau sozialer Leistungen zu bewältigen. Tabu-Katalog
und Aussperrungen waren die Vorboten dieser »Tendenzwende«.
Selbst tarifpolitische Ziele, diestreng genommen derVerteidigung des
sozialen Besitzstandes dienen, wie etwadie Arbeitszeitverkürzung als
AntwortaufdieRationalisierung, werden mitHilfederexistenzbedro
henden Aussperrung abgewürgt. Lohnformeln, nach denen nochnicht
einmal einAusgleich aller Preissteigerungen möglich sein soll- jeden
falls soweit sie vom Ausland kommen - zielen unmittelbar auf Real
lohn-Abbau. Professor Biedenkopf, seines Zeichens einer der desi
gnierten Wirtschaftsminister untereinem Bundeskanzler Strauß, ver
langte kürzlich nicht nurKürzungen imSozialetat sowie dieEinstellung
derBauförderung, sondern diePreisgabeeiner beschäftigungsorientier-
tenWachstumspolitik. Also: vonReform- undTarifstopp zum Angriff
auf den sozialen Besitzstand!

Oder, umeinanderes Beispiel zu nennen: DasGerede vom Gewerk
schaftsstaat wird durch aggressive Verdächtigungen wie die Legende
von der koihmünistischen Unterwanderung, ja, von CSU-Plänen der
Gewerkschaftsspaltung abgelöst. Gewerkschaftliche Gegenwehr soll
auf diese Weise von vornherein erstickt werden.

Die Verschärfung desKlassenkampfes vonobenfindetihrensichtba-
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renAusdruck in der Kanzlerkandidatur vonFranzJosefStrauß. Eines
Politikers, dem »das Soziale. . . kein Grundwert, sondern eine
UNO-Phrase« ist (CSU-Parteitag 1977).

Deshalb ist esauch falsch, Strauß etwa zu dämonisieren oder umge-
kehn diepolitischen Gefahren aufdieRisiken einer ungehobelten Per
sönlichkeit herunterzuspielen. Strauß stehtvielmehr füreinepolitische
Entwicklung, diebereits in vollem Gange ist und die viel tiefere Wur
zeln hat. ,

Aus diesem Grunde reicht auch nicht allein derAppell, am Wahltag
seine Stimme, richtig abzugeben. Über die durchgängige Rechtsent
wicklung wirdnicht allein undnichterstamWahltag entschieden. Der
Widerstand mußfrühereinsetzen, auch imvorpalamentarischen Raum.
Zum Beispiel inGestalt einer entschlossenen Gegenwehr derGewerk
schaften, ineineroffensiven Wiederaufnahme derReformpolitik, inder
Abwehr derAngriffe aufdemokratische Freiheiten . . . Angesichts der
drohenden Gefahr wäre es verhängnisvoll, daraufzu warten, daßsich
die »politische Großwetterlage« vonselbst wenden würde. Nem, wir
müssenhandeln. Und zwar jetzt.

* Voniizender der Indunriegewerkschafi Drtick und Papier.

Hans Preiss*
Die »formierte« Gesellschaft marschiert

In denletztenWochen und MonatenwurdendieAngriffe derCDU auf
denDGBhäufig alsderVersuch gewertet, dieEinheitsgewerkschaft zu
spalten. Die angebliche Verfilzung der Gewerkschaften mit der SPD
wurde hochgespielt - insbesondere dieSPD-Kandidatur der Kollegen
Heinz O. Vetter, EugenLodererund KarlHauenschild für dasEuro
pa-Parlament dieThesevonder kommunistischen Unterwanderung
der Gewerkschaften genüßlich breitgetreten, der Umsturz allerbürger
lichen Wertedurchden»sozialistischen Kampfverband DGB« in greif
bareNähegerückt. SoistdieFrageberechtigt: Istdieses Strauß-Theater
wirklich einemstzunehmender Versuch, denDGB zu spalten? Werso
denkt,verkürztdiepolitischen Perspektiven desFranzJosefStraußund
verstellt sich den Blickfür die tatsächliche Zielrichtung dieses CSU-
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Vorstoßes; der im übrigen mit den kümmerlichen Versuchen des Kurt
BiedenkopfinNRWzuvergleichen ist.Strauß ist,dashaterniebestrit
ten, ein Konservieret. Die bestehende Gesellschaftsstruktur mit ihren
hierarchischen Strukturen undPrivilegien istdie normative Basis seiner
Weltanschauung. Seine Angriffe gelten somit nicht in erster Linie ir
gendwelchen Organisationen, essei denn, ihnpolitische Programmatik
haterklärtermaßen die Umgestaltung von Wirtschaft undGeselbchaft
zum Ziel. Dort, wo in Massenorganisationen, besonders aber in der
Einheitsgewerkschaft, politische Positionen durch demokratische Dis
kussionen und Willensbildungsprozcsse überprüft werden, z. B. das
DGB-Grundsatzprogramm, wird der Versuch gemacht, politisch
Druck auszuüben, um den DGB auf den Kurs einer »formierten Gesell
schaft«, wie sie seinerzeit von Ludwig Erhard propagiert wurde, festzu
legen. Politischer Druck auf politische Positionen durch Spaltungsdro
hungistalso dasZiel.DieGemeinsamkeit derDemokraten hathierihre
spezifische CSU-Ausprägung: Freiheit fürdenUnternehmer, Verzicht
auf gesellschaftliche Strukturreformen, Abwehr jedweder politischen
Anschauung, diediesen Vorstellungen zuwiderläuft. Dasgilt fürOrga
nisationen und Personen: Organisationen links von der CDU/CSU,
insbesonderedie kritischenKräftein derSPD und denGewerkschaften,
wobei links gleichgesetzt wird mit Umsturz.

In letzter Zeit häufen sich Hinwebc darauf, daß policisch profilierte
Repräsentanten auch aus den Gewerkschaften politisch diffamien wer
den, um sie in ihren Organisationen zu isolieren. Durch wachsende
Verunsicherung soll in den Organisationen ein Klima geschaffen wer
den, das kritische Stimmen indie Nähe von Verfassungsfeinden rückt
undeine schleichende Selbstzensur erzeugt. Nicht Spaltung istdas Ziel
des FranzJosefStrauß, sondern politische Einflußnahme durch Druck.
Die »formierte Gesellschaft« marschiert.

' Geschäftsfiihrendcs Mitglied desVotstandes der Industriegewerkschaft MetaD.
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Helmut Schirrmacher'^
Niemals eine Gefährdung der Einheitsge
werkschaft zulassen

Ausdemokratischer Überzeugung arbeitet die Gewerkschaft der Poli
zei mit einem jeden demokratisch gewählten und demokratisch han
delnden Kanzler zusammen, also auch mit einem möglichen Kanzler
Strauß. Eine solche Wahl würde uns bei der Verfolgung unserer Ge
werkschaftspolitik nicht ausder Bahn werfen.

JederKanzler mußwissen, daßunabhängige Gewerkschaften einun
verzichtbares, in derVerfassung verankertes Instrument zur Anikulie-
rungvonArbeitnehmerinteressen sind.Dasgiltauch fürdenpolitischen
Bereich.

Jeder,der inderBundesrepublik daspolitische Sagen hatoderhaben
wird, wird zur Kenntnis nehmen müssen, daß wireineGefährdungder
Einheitsgewerkschaft niemals zulassen werden. Nur die Einheitsge
werkschaft gewährleistet einevernünftige Interessenvertretung der Ar
beitnehmer, also auchder Beamten, Angestellten und Arbeiter imPoli
zeidienst.

Darüber hinaus bleibt die Gewerkschaft der Polizei bei ihrer seit 30
Jahrenvertretenen Auffassung, daßbeiderBewältigung vonProblemen
der Inneren Sicherheit Emotionen, wie sie in der von Ihnen dokumen
tierten Sonthofener Rede zum Ausdruck kamen, immer noch der
schlechteste Ratgeber waren.

' Vorsiucndcr der Ccwcrkschifi der Pülir.ci.
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Eckart Spoo*
Antwort auf Strauß: Gewerkschaftliche
Kraft entwickeln und zur Geltung bringen
Alssich Strauß einmal überjunge Demonstranten empörte, sprach er von
»Heren, aufdie die Anwendung der für Menschen gemachten Gesetze
nicht möglich ist«. Daswarkein verbaler Ausrutscher imdunstigen Bier-
keUer, sondern Strauß gab dasschriftlich an denMinisterpräsidenten des
Bundeslandes, wodie Demonstration stat^efunden hatte. Ich erinneredar
an, weil in diesen Worten dieVorstellung vom »Untermenschen« beson
ders deutlichwird, die Strauß offenbar seit seinerZeit ak NS-»OHizier.fur
wehrgeistige Führung« nicht losgeworden ist.Es istdieIdeologie, die da
mals stramm gedrillte Nazi-Truppen befähigte, Millionen und^bermülio-
nen Menschen wie Tiere zu halten und wie Tiere abzuschlachten. Auch als
Freund ausländischer Faschbteiuegime - früher inSpanien undGriechen
land,heuteinChileundanderswo- bietetStrauß kerne Gewähr, sichjeder
zeit akdvfür die freiheidkh demokratische Grundordnung einzusetzen-
im Gegenteil Darum darf er nicht Kanzler werden.

Der Vorstadtmetzgerssohn, der zumMultimillionär wurde, fanddie
kräftigste Protektion bei Industriellen, denen einst die Rüstungs-,
Kriegs- und Eroberungspolitik der Nazisreiche Beuteeingetragen hat.
VonihnenundvonAxel CäsarSpringerwurdeerschon Vorjahren zum
Kanzlerkandidaten nominiert. Was auf unsereinen abschreckend wirkt
- seineaggressiven Reden,die schmierigen Afrären ausseinerAmtszeit
alsBundesveneidigungsministcr-, kitzeltihrealteGier. Vonihm, den
sie heute als ihresgleichen betrachten (z. B. in seiner Eigenschaft als
Aufsichtsratsvorsitzender der Airbus-Untemehinen, die Milliarden
umsätze erreichen), versprechen siesich eine weitere Eskaladon der Rü
stung,eineAufheizung vonKonflikten inanderenWeltgegenden, dasAus
spielen der»chinesischen Kane« gegen dieSowjetunion. VonStrauß wissen
sie,daßer auch gegenüber denUSA, mitdenen siein Konkurrenz umdie
Voniuchtstcllung auf vielen Märkten getreten sind, keine Hemmungen
Jiat. Und nicht zuletzt erwarten sie von ihm Druck auf die Gewerkschaften,
nichtnur weilsieausder Arbeitder Menschen in der Bundesrepublik grö
ßereProfite herausschlagen wollen, sondern auch weil siein denGewerk
schaften eine Kraft sehen, die ihrer Herrschaft gefährlich werden kann.
Gewerkschaftliche Kraft zuentwickeln undzurGeltung zu bringen, istdie
beste Antwort aufdiedurch Strauß personifizierte Abenteuerlust derreak
tionärsten Untemehmergruppen unseres Landes.

Voniizender der DeutschenJournalisten-Unionin der IG Druck und Papier.
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Franz Steinkühler*
Ein Watergate-Typ

FaUs bei der kommenden Bundestagswahl die sozial-liberale Regie
rungskoalition abgewählt würde, istdieweitere Entwicklung nicht nur
unter einermöglichen Kanzlerschaft von F. J. Straußzu sehen. Wenn
die CDU die Bundesregierung stellt,dann wirddas Unternehmertum
nochmehrSubventionen undSteuererleichterungen fordern undsicher
auch erhalten. Das von den Gewerkschaften kritisierte unkontrollierte
wirtschafdiche Wachstum wird sich weiter zuungunsten der Arbeit
nehmerentwickeln, demStaatwerdennotwendige Finanzmittel entzo
gen, die öffentlichen Aufgaben zurückgedrängt.

Dazugibtesdeutliche Signale vonselten derCDU/CSU. Dies würde
negative Auswirkungen aufdie Konjunktur und die Beschäftigungssi
tuation indenachtzigerJahrenhaben. Wenn der Kanzler Strauß heißen
wird, wird sich das alles noch potenzieren.

EineKanzlerschaft vonStraußwirdschließlich zueinerVerschärfung
dessozialen Klimas beitragen. Diegezielten Überlegungen vonBieden
kopf, daßdasNetzdersozialen Sicherungen inder Bundesrepublik zu
dicht sei und deshalb die Maschen kräftig erweitert werden müßten,
wurden von Strauß voll übernommen.

Zum Schlußeine Feststellung:
EinWatergate-Typ wie HerrStrauß mitdersicherlich längsten Skan

dalgeschichte eines deutschen Politikers ist eine Zumutungfür jeden,
demMoralund Glaubwürdigkeit noch keine Fremdwörtersind. War
nenmöchteichallerdings davor,diesenganzen Vorgang in dieEmotio-
nalisierung absinken zu lassen. Wer nicht nurWahlen gewinnen will,
sondern anschließend auch soziale Politik machen will, braucht nicht
nur die Herzen, sondern auch die Köpfeder Bevölkerung.

° Bcziriulciicrder IndusiricKcwcrkschafi Mctill, Smttgan.
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F. J. Strauß

Manfred Bosch

Der Kandidat
Briefe über die Verteidigung unserer demokratischen Möglich
keiten

182 Seiten, DM 9,80

1980 greift mit Franz Josef Strauß ein Mann nach der Kanzlerschaft,
dessen Name wie derkeines anderen Politikers derBundesrepublik mit
Skandalen und Affären belastet ist und dessen Politik der demokrati
schen Öffentlichkeit im In- und Ausland als „Sicherheitsrisiko" gilt.
Daran ändertauchdie zur Schaugestellte Zurückhaltung des Kanzler
kandidaten Strauß nichts. Das Buch stellt Person und Politik des Franz
JosefStraußindenZusammenhang unserer.Geschichte seitExistenzder
Bundesrepublik, um zu zeigen, wasein Kanzler Strauß für unserLand
bedeuten würde. Esliefert Argumente undwillaufdiese Weise mithel
fen, der mit Straußens Griff nach der Kanzlerschaft in ein neuesStadium
getretenen Rechtstendenz entgegenzuwirken und demokratische Per
spektiven und Handlungsmöglichkcitcn aufzuzeigen.
Aus dem Inhalt: Affären und Stationen aufdem Weg zur Macht. Feind-
crklärung nach innen und geistiger Bürgerkrieg. Feinderklärung nach
außenund Verschärfung internationaler Spannungen. InncrcSicherheit
undEnergiepolitik. Strauß undderNationalsozialismus. Straußunddie
Gewerkschaften. Frauenpolitik. Medienpolitik. Sozial-, Wirtschafts
und Gesellschaftspolitik.

Manfred Bosch,geb. 1947. Lebt alsPublizistbciMünchen;Autorzahl
reicherliterarischer und zeitgeschichtlicher Arbeiten.

Pahl-Rugenstein



F. J. Strauß

Jörg Goldberg / BerndSemmler

Der starke Mann

des Kapitals
Die wirtschafts- und sozialpolitischen Vorstellungen des F. J.
Strauß

Ca. 180 Seiten, DM 8,-

Er wettert gegen jedeForm von Investitionslenkung und schreibt sich
doch selbst entscheidende Verdienstebei der Gründung der Luftfahrt
industriezu. Staatliche Einmischung indieWirtschaft giltihmals„kalte
Sozialisierung", selbst sitzt er als „Staatsmann und Politiker" aber in
Aufsichtsräten privater Unternehmen. Er philosophiert über die
„Grenzen des Sozialstaats" und verspricht doch die Erhöhungfami
lienpolitischerSozialleistungen. Von denUnternehmern läßtersiehfei
ernals„Alpen-Churchill",derdenArbeitern und Angestellten wieder
„Schweißund Fleiß" verordnet, und gibt sich gleichzeitig als Interes
senvertreter des „kleinen Mannes".
Der Wirtschaftspolitiker Straußscheintvoller Widersprüche zu stek
ken.Dochdieser oberflächliche Eindruck täuscht. AlsWirtschaftspoli
tiker ist Strauß durchaus „berechenbar". Trotz aller pragmatischen
Wendungen, trotz allersozialdemagogisehcn Formulierungen verfolgt
er auf diesem Gebiet eine klare Linie. Als roter Faden seiner wiruchafts-
und sozialpolitischen Vorstellungen wird das Bemühen erkennbar,
seine expansionistischen politischen Vorstellungen mitdenjeweils kon
kretenökonomischen Interessen der privaten Konzerne zu verbinden.

Pahl-Rugenstein



F. J. Strauß

Reinhard Kühnl

Die von F. J. Strauß,reprä
sentierten politischen
Kräfte und ihr Verhältnis
zum Faschismus
Ein Gutachten. Zweite Auflage

64 Seiten, DM 5,-

Das Gutachten beweist, daß über Gemeinsamkeiten in wesentlichen
politischen Fragen hinaus feste organisatorische Kontakte zwischen den
Kräften umStrauß undneofaschistischen Kreisen bestehen. Eindring
lich warnt derVerfasser vorder„Sammlungsbewegung zurRettungdes
Vaterlandes". Kühnl warnt vor einer Neuauflage der „Harzburger
Front", dieder Koalitionsregierung Hitler/Hugenberg den Weg ebne
te, Wie damals wird auch heute eine Offensive der Rechten mit Unter
stützung beträchtlicherTeile derWirtschaft inallen Bereichen des poli
tischen und geistigen Lebens in Ganggesetzt. Ihr Ziel istes, Strauß an
dieMacht zu bringen. Dies kann nur verhindert werden, wennesden
demokratischen Kräften unseres Landes gelingt, sich überparteipoliti
sche undweltanschauliche Differenzen hinweg zueiner breiten Gegen
bewegung zusammenzufinden.

Pahl-Rugenstein



Bundesrepublik

Ulrich Albrecht, FrankDeppe, Jörg Huffschmid u.a.

Geschichte der Bundesre
publik. Beiträge
526 Seiten, DM 14,80

Die in demBuchvereinigten Beiträge behandeln nebenThemen,deren
Bedeutungunbestritten ist, bewußtauchsolche zentralen gesellschaftli
chen Bereiche, die von der Geschichtsschreibung häufig ausgelassen
werden, für eine auf Erkenntnis gesamtgesellschaftlicher Zusammen
hänge gerichtete historische Analyse aberunverzichtbarsind.Siestehen
unterderFragestellung nach den historischen und geselkchafdichen Be
sonderheiten der Bundesrepublik und ihrer Entwicklung. Besonderes
Augenmerk giltnebenden 50erund 60erJahren der Entwicklung seit
1973/74 und den iimen- und außenpolitischen Alternativen.

Inhalt: ILOpitz, Politische. Ideologiekonzeptionen im Vorfeld der
Gründung derBundesrepublik;/. Huffschmid, Marktwirtschaft in der
Bundesrepublik;i4. Leisewitz, Klassen- imd Sozialstruktur; £. Reide-
geld, Suatliche Sozialpolitik; D. Boris, Geschichte und Struktur der
Außenwirtschaftsbeziehungen; G. Stuby, Die Entwicklung der Bun
desrepublik im „Ost-West"-KonfIikt;//.-/. Axt, Bundesdeutsche Au
ßenpolitik; U.Albrecht,Rüstung, Militärpolitik und Militärpotential;
U, Mayer, Verfassungsentwicklung; G. Judick, Entwicklung und
Funktion des Parteiensystems; F. Deppe/H. Jung, Entwicklung und
Politik derherrschenden Klasse; G.Fülherth/J. Harrer, Geschichte der
demokratischen Bewegung und der Arbeiterbewegung.

Pähl Rugenstein



Bundesrepublik

Kurt Steinhaus

Auferstehung einer Groß
macht?
ZumProblemder Kontinuität des„alten" und „neuen" deutschen Im
perialismus

180 Seiten, DM 12,80

HatinderBundesrepublik eine Wiedergeburt des alten deutschen Im
perialismus stattgefunden? Setzt die Bundesrepublik die zweimal ge
scheiterte Großmachtpolitik des Deutschen Reiches fort? Diese Fragen
werdenimmeraktuellerangesichts desökonomischen undmili^schen
Potentials der Bundesrepublik und ihrer Stellimg inWesteuropa. Sie
stehen imMittelpunkt des Buches vonKurtSteinhaus undwerden an
hand eines reichhaltigen Materials untersucht. Das Buch legtdie histori
schen Besonderheiten des deutschen Imperialismus dar und analysiert,
ob diese auch diePolitik derBundesrepublik beeinflussen. Femer be-
^tsich derAutormitderwidersprüchlichen Rolle derBundesrepublik
hnO^-West-Konflikt. Ebenso stellt erdie Position derBundesrepu
blik in der westlichen Staatenwelt dar, insbesondere im Verhältnis zu
En^and und Frankreich. Am Schluß des Buches werden die spezifi
schen Probleme tmd Aufgaben derdemokratischen Bewegung und der
Arbeiterbewegung in derBundesrepublik aufgezeigt.

Pähl Rugenstein



Gewerkschaft

Frank Deppe / Georg Fülberth / Jürgen Harrer (Hrsg.)

Geschichte der deutschen
Gewerkschaftsbewegung
Zweite, erweiterte Auflage
480 Seiten, DM 12,80

EinGesamtüberblick überdiedeutsche Gewerkschaftsbewegung. Stets
istdersozialgeschichtliche Hintergrund indieDarstellung derOrgani
sationsgeschichte mit einbezogen. Besonderes Gewicht liegt aufZeit
räumen und Problemen, die in anderen Gesamtdarstellungen vernach
lässigt oder übergangen werden:

das Verhältnis von politischem und ökonomischem Kampf unter
jeweils konkreten Bedingungen;
die Gewerkschaftstheorie von Maix und Engels;
die freien Gewerkschaften im erstenWeltkrieg, in der November
revolution, in der Weltwirtschaftskrise nach 1929;
gewerkschaftlicher Widerstand gegenden Faschismus;
gewerkschaftlicher Wiederaufbau und die Auseinandersetzungen
um die gesellschaftliche Neuordnungnach 1945;
die DGB-Politik in den fünfziger und sechziger Jahren;
die Gewerkschaften vonder Rezession 1966/67 biszur gegenwärti
gen Wirtschaftskrise.

DasBuch schließt ab miteiner Erläuterung der Organisation. Struktur
und Tätigkeitdes DGB und seiner Einzelgewerkschaften.

Pahl-Rugenstein



Sozialdemokratie

J. V. Freyberg/ G. Fülberth / J. Harrer / B. Hebel-Kunze /
H.-G. Hofschen / E. Ott / G. Stuby

Geschichte der deutschen
Sozialdemokratie
1863-1975

Mit einem Vorwort von Wolfgang Abendroth

Zweite verbesserte Auflage
457 Seiten, DM 12,80

Ein historisches Handbuch, das in ersterLinie Wert auf detaillierte Fak
tendarbietung legt. Schwerpunkte des Buches sind:

die Entstehung des Revisionismus;
die Politik der SPD in der Weimarer Republik;
Emigrationund Widerstand 1933-1945;
dieSPD in denersten Nachkriegsjahren 1945-1949;
die Entwicklung der SPD seit bestehen der BRD.

Besondere Aufmerksamtkeit gilt dabei der Entwicklung, den politi
schen Positionen und innerparteilichen Differenzierungen der SPDin
der Bundesrepublik.

Pahl-Rugenstein



V

Westeuropa

Autorenkollektiv

Westeuropa in derheutigen
Welt
640 Seiten, Leinen mit Schutzumschlag, DM 38

Westeuropa ist in den 70er Jahren zu einem bedeut^den wirtschaftli
chen undpolitischen Faktorinnerhalb deskapitalistbchenWeltsystems
geworden. Für die 80erJahre zeichnen sich neue iTendenzen, darunter
auch zunehmend Rivalitäten indenökonomischen tmdpolitischen Be-
ziehimgen zwischen Westeuropa, denUSA undJapan ab.Problemati
scherwerden auchdieBeziehungenWesteuropas zudenEntwicklungs
ländern. Andererseits bieten sichneueMöglichkeiten derOrientierung
imweltpolitischen Kräftespiel, vorallem indenBeziehungen zudenso
zialistischen Ländern an. Daneben zeichnen sich weitreidiende Verän
derungen imsozialen Bereich ab,dieinden80erJahren zustärkerenso
zialpolitischen Auseinandersetzungen fuhren dürften.
Aus dem Inhalt: Die ökonomischen und politischen Beziehungen
Westeuropas mit den anderen Zentren tmd mit den EntwicklirngsÜn-
dem- DieExpansion imMittelmeerraum - Derwesteuroj^che kol
lektive Neokolonialismus - Fördemde imd hemmende Tendenzen im
Prozeß der miliärischen Entspannung in Etiropa - Entwicklungsten
denzen tmdiimere Widersprüche derökonomischen Integration- All
gemeine Merkmale der Entwicklung der Soziaktrtikttir (Bourgeoisie,
Minelschichten tmdProletariat)- Verändertmg dersozialen Situation-
Verschärfimg des iimenpolitis^en Kampfes.
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Blätterfür
deutsche und
internationale

Politik
Die »Blätter« sind die aufiagenstärkste und meistabonnierte

politisch-wissenschaftiiclie Monatssctirift in deutsctier Sprache.
Sie analysieren und dokumentieren wesentlicheFragen der

Politik und Gesellschaft in der BRD. im westlichen und östlichen
Ausland sowie in der Dritten Welt.

Ihre monatliche Chronik und ausführliche Dokumentation haben
die »Blätter« zu einem beliebten Nachschlagewerkgemacht.

Die »Blätter« brachten u.a.:

Ulrich Albrecht • Das Militärpotential der BRD
Gert Bastian • Warum ich die Nachrüstung ablehne

Willi Bleicher u.a. • Gewerkschafter zur Kanzlerkandidatur Strauß
' Gian Mario Bravo • Terrorismus in Italien

Ulrich Briefs • ..Leitende Angestellte" als autoritäres Potential
Lottemi Doormann • Frauenbewegung - Chancen und Probleme

Rainer Falk • Von Bandung nach Havanna
Horst Holzer • Technischer Fortschritt als politischer Rückschritt?

Walter Jens • Rede vor dem Berliner Parteitag der SPD
Gerhard Kade Abkehr von Helsinki?

Heintut Wollgang Kahn • Strauß und der Griff nach der Atommacht
Michael T. Klare • Restauration des US-interventionismus

Reinhard Kühnl • Waren die deutschen Faschisten Sozialisten?
Dieter S. Lutz • Wer rüstet eigentlich nach?

Hans Mayer • Neokolonialistische Losungsversuche in Rhodesien
Memorandum 79: Alternativen der Wirtschaftspolitik

Norman Paech • Zur Entwicklung in Afghanistan
Kurt Steinhaus • BRD - Auferstehung einer Großmacht?

Maurice Zeitlin Wem gehört Amerika?

Einzeltieh OM 5.50. Im Abonnement OM 4.00. für Studenten.
Wetirplllcht- und Zivildienstleistende OM 3.50

Probeheft kostenlos beim Verlag:
Gottesweg 54. 5000 Köln 51. Telefon 364051
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Inhalt

Detlef Hensche

Franz Josef Strauß und die Gewerkschaften

Frank Deppe/Witich Roßmann

„Gewerkschaftspluralismus" und „repressive Integration". Die antlgewerk-
schaftllche Strategie des F. J. Strauß und ihre aktuellen, historischen und
ideologischen Hintergründe

Dokumentation

Zusammengestellt und kommentiert von Mechtild Jansen

I. Grundsätzliche Aussagen zu den Gewerkschaften
II. Die politische Zielsetzung von F. J. Strauß im Blick auf zentrale gewerk
schaftliche Handlungsfelder
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F. J. Strauß
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